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biet der technischen Vorschriften samt Anhang, 
gemeinsamer Erklärung und vereinbarter Nie­
derschrift 

29. Bundesgesetz, mit dem die Anlage zum Fern­
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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 5 Minuten 
Präsident Dr. Martin Strimitzer: Ich e r  -

Ö f f n e die 531. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll  der 530. Sitzung des 
Bundesrates vom 23. Mai 1 990 ist aufgelegen, un­
beanstandet geblieben und gilt daher als geneh­
migt. 

K r a n k gemeldet haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Dkfm . Dr .  Helmuth Frauscher , 
Agnes Schierhuber und Norbert Tmej .  

E n t s c  h u I d i g t haben sich d ie  Mitglieder 
des Bundesrates Herbert Weiß und Mag. Lakner. 

Einlauf 

Präsident: Eingelangt sind Schreiben der Er­
sten Präsidentin des Kärntner Landtages betref­
fend Mandatsveränderungen im Bundesrat. 

Ich ersuche d ie Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieser Schreiben. 

Schriftführerin Grete Pirchegger: 

"An den Präsidenten des Bundesrates Dr. Mar­
!in Strimitzer 

Sehr geehrter Herr Präsident!  

Der Kärntner Landtag hat in seiner 16. Sitzung 
am 7. Juni 1990 aufgrund des Verzichts von Bun­
desrat Gemot Rumpold und der Nachfolge seines 
Ersatzmitgliedes Mathias Krenn folgende Wahl 
durchgeführt: 

Zum Mitglied des Bundesrates: Mathias Krenn, 
geboren 29 . 1. 1 960, Hotelier, Hotel "Kärntner­
hof" 9546 Bad Kleinkirchheim, und zu seinem 
Ersatzmitglied : Gernot Rumpold, geboren 11. 9 .  
1957, Angestellter, Tschinowitscher-Weg 52, 
9500 Villach .  

In der Anlage übermittle ich  e in  aktuelles Ver­
zeichnis der Mitglieder des Bundesrates und sei­
ner Ersatzm itglieder, die vom Kärntner Landtag 
gewählt sind. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Achatz" 

"An den Präsidenten des B undesrates Dr. Mar­
tin Strimitzer 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Der Kärntner Landtag hat i n  seiner 1 6. Sitzung 
am 7. Juni 1 990 aufgrund des Verzichts von 
Herrn Bundesrat Gebhard Arbeiter und seines 
Ersatzmitgliedes Ilse Oberländer folgende Wahl 
durchgeführt: 

Zum M itglied des Bundesrates: D ietmar Wede­
nig, geboren 24 . 1 1 .  1 944, VS-Direktor, Matzen­
dorf 8, 9064 P ischelsdorf und zu seinem Ersatz­
mitglied: I lse Oberländer, geboren 22. 9. 1 938, 
Hausfrau, Klein Edling 442, 9431 St. Stefan. 

I n  der Anlage übermittle ich ein aktuelles Ver­
zeichnis der Mitglieder des Bundesrates und sei­
ner Ersatzmitglieder, die vom Kärntner Landtag 
gewählt sind. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Achatz" 

Mitglieder des Bundesrates und ihre 
Ersatzmänner 

vom Kärntner Landtag gewählt 

(Stand vom 7. Juni 1990) 

SPÖ: 

1. Bacher Ingeborg, geboren 3. 7. 1937. Lehre­
rin, 9702 Fenzdorf 28, 

Ersatzmitglied: Zauchner Liselotte. geboren 
1. 11. 1934, HausfralI, Garten weg 13. 
9813 Möllbrücke, 

2. Wedenig Dietmar, geboren 24. 11. 1944, VS­
Direktor, Matzendorf 8,9064 Pischelsdorf, 

Ersatzmitglied: Oberländer Ilse, geboren 22. 9. 
1938, Hausfrau, KLeinedling 442, 9431 St. Stefan, 

FPÖ: 

3. Krenn Mathias, geboren 29.1.1960, Hotelier. 
Hotel " Kärntnerhof", 9546 Bad Kleinkirchheim 

Ersatzmitglied: Rumpold Genzot, geboren 11. 9. 
1957, Angestellter, Tschinowitscher Weg 52/7, 
9500 Villach, 

Ö VP: 

4. Eberhard Ing. A ugust, geboren 26.8. 1941, 
Fachlehrer, Schwemmtratten 90, 9400 Wolfsberg 

Ersatzmitglied: Thalhammer Dr. Gert, geboren 
17. 12. 1947, Miuelschulprofessor, Dullhöhen­
weg 5,9871 Seeboden 

Angelobung 

Präsident: Die neuen Bundesräte sind im Hau­
se anwesend. Ich werde daher sogleich ihre Ange­
lobung vornehmen. 
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Präsident 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durc h die 
Frau Schriftführerin wird die Angelobung mit 
den Worten " Ich gelobe" zu  leisten sein.  

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle­
sung der Gelöbnisformel und anschl ießend um 
den Namensaufruf. (Schriflführerin P i re h e  g -
g e r verliest die Gelöbnisformel. - Die Bundes­
räte Mathias K r  e n n und Dietmar W e  d e n  i g 
Leisten die AngeLobung mit den Worten "Ich gelo­
be" . )  

Präsident: Ich begrüße die neuen Mitglieder 
des Bundesrates recht herzlich in unserer Mitte. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt sind weiters Schreiben 
des Bundeskanzleramtes betreffend M i nisterver­
tretungen. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieser Schreiben. 

Schriftführerin  Grete Pircbegger: 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß ich 
mich in  der Zeit vom 1 2 . bis 1 6. Juni 1 990 im 
Ausland aufhalten werde. 

Gemäß Artikel 69 Absatz 2 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes in der Fassung von 1 929 wird mich 
während meiner Abwesenheit der Herr Vizekanz­
ler vertreten. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hoch­
achtung 

Vranitzky" 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 28. Mai 
1990, Zl. 1 005-1 4/ 1 7, folgende Entschl ießung ge­
faßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. 
Wolfgang Schüssel am 30. u nd 3 1 .  Mai sowie am 
1 5 .  Juni 1 990 den Bundesminister für Justiz Dr. 
Egmont Foregger, innerhalb des Zeitraumes vom 
8. bis 1 0. Juni 1 990 den Bundeskanzler Dr. F ranz 
Vranitzky und i nnerhalb des Zeitraumes vom 1 2 . 
bis 1 4. Juni 1 990 den Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung Dr. Erhard Busek mit der 
Vertretung. 

H ievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme M itteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmüller 

M inisterialrat" 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 29. Mai 
1 990, Zl. 1 005-05/28, folgende Entschließung ge­
faßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Arbeit und Soziales Dr. Walter Geppert 
am 7. und 8 .  Juni den Bundesminister für Ge­
sundheit und öffentlicher Dienst Ing. Harald Ettl, 
am 1 0. Juni den Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung Dr. Erhard Busek und innerhalb 
des Zeitraumes vom 1 1 . bis 1 3 .  Juni 1 990 den 
Bundesminister für Justiz Dr. Egmont Foregger 
mit der Vertretung. 

Hievon beeh re ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen.  

Für den Bundeskanzler 

D1'. Wiesmül ler 

Ministerialrat" 

.. An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 28. Mai 
1 990, Zl. 1 005-16/32, folgende Entschließung ge­
faßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für auswärtige Angelegenheiten Dr. Alois 
Mock innerhalb der Zeiträume vom 3 1 .  Mai bis 
5. Juni sowie vom 1 2. bis 1 6. Juni 1 990 den Bun­
desminister für Landesverteidigung Dr. Robert 
Lichal und innerhalb des Zeitraumes vom 1 9. bis 
22. Juni 1 990 den Bundesminister für Inneres Dr .  
Franz Löschnak mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu  machen. 

Für den Bundeskanzler 

D1'. Wiesmüller 

Ministerialrat" 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 28.  Mai 
1 990, Zl. 1005-07/26, folgende Entschließung ge­
faßt: 

Auf Vorschlag des B undeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Gesundheit und öffentlicher Dienst Ing. 
Harald Ettl innerhalb des Zeitraumes vom 9. bis 
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Schriftführerin Grete Pirchegger 

18 .  Juni 1 990 den Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr Dr. Rudolf Streicher m it 
der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich m it dem Ersuchen u m  
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmül ler 

Ministerialrat" 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 1 1 . Juni 
1 990, Zl . 1005-03/22, folgende Entschließung ge­
faßt: 

Auf Vorsch lag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Inneres Dr. Franz Löschnak in der Zeit 
vom 13. bis 1 6. Juni  1 990 den Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft D ipl .-Ing. Dr. Franz 
Fischler mit der Vertretung. 

H ievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefäl lige Kenntnisnahme Mitteil ung zu machen.  

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesm ül l ler 

Ministerialrat" 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 1l. Jun i  
1 990, Z l .  1005-04/47, folgende Entschließung ge­
faßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Finanzen Dkfm. Ferdinand Lacina am 
1 3 . Juni 1 990 den Staatssekretär im Bundesmini­
sterium für F inanzen D kfm. Dr. Günther 
Stummvol l  mit der Vertretung. 

H ievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen .  

Für  den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmül ler 

Ministerialrat" 

Präsident: Die soeben verlesenen Schreiben des 
Herrn Bundeskanzlers beziehungsweise des Bun­
deskanzleramtes dienen zur gefälligen Kenntnis. 

Eingelangt sind ferner sechs Anfragebeantwor­
tungen, die den Anfragestellern übermittelt wur­
den. 

Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl­
tigt und auch an alle übrigen Mitglieder des Bun­
desrates verteilt. 

E ingelangt sind weiters jene Beschlüsse des Na­
tionalrates, die Gegenstand der heutigen Tages­
ordnung sind. 

Ich habe d iese Beschlüsse sowie den Antrag der 
Bundesräte Dr. Strimitzer, Strutzenberger und 
Dr. Schambeck betreffend ein Bundesverfas­
sungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsge­
setz in der Fassung von 1 929 und das Finanz­
Verfassungsgesetz 1 948 geändert werden und den 
bereits früher eingelangten Entschließungsantrag 
der Bundesräte Dr. Wabl ,  Johanna Schicker und 
Genossen betreffend die Einführung eines Pau­
schalsystems für die Tarife der Rechtsanwälte den 
in Betracht kommenden Ausschüssen zur Vorbe­
ratung zugewiesen . 

Die Ausschüsse haben diese Vorlagen einer 
Vorberatung unterzogen und schriftliche Aus­
schußberichte erstattet. 

Im Hinblick darauf sowie mit Rücksicht auf ei­
nen mir zugekommenen Vorsch lag, von der 
24stündigen Aufliegefrist Abstand zu nehmen, 
habe ich alle diese Vorlagen sowie die Wahl der 
beiden Vizepräsidenten des Bundesrates sowie 
von zwei Schriftführern und drei Ordnern für das 
2. Halbjahr 1990 auf die Tagesordnung der heuti­
gen Sitzung gestellt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
mit der Abstandnahme von der 24stündigen Auf­
liegefrist der Ausschußberichte einverstanden 
sind, um ein Handzeichen. - Dies ist S t i m  -
m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Vorschlag ist mit der nach § 44 Abs.3 GO­
BR erforderlichen Zweidrittelmehrheit a n  g e -
n o  m m e  n. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- Dies ist nicht der Fall .  

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich, die Debatte über die 
Punkte 2 bis 7, 9 und 1 0  sowie 1 3  bis 19 der Ta­
gesordnung jewei ls unter e inem abzuführen. 

Die Punkte 2 bis 7 sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 6. Juni 1990 betreffend Änderungen 

des Einführungsgesetzes zu den Verwaltungs­
verfahrensgesetzen, 

des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgeset­
zes, des Auskunftspflichtgesetzes und des Zustell­
gesetzes, 

des Verwaltungsstrafgesetzes, 
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des Verwaltungsvollstreck ungsgesetzes, 

des Verwaltungsgerichtshofgesetzes und des 
Richterdienstgesetzes sowie 

des Verfassungsgerichtshofgesetzes. 

Die Punkte 9 und 1 0  sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 7. Juni 1 990 betreffend ein Psycho­
logengesetz und ein Psychotherapiegesetz. 

Die Punkte 13 bis 19 sind Beschl üsse des N atio­
nalrats vom 7. Juni 1 990 betreffend Änderungen 

des U niversitäts-Organisationsgesetzes, 

des Bundeshaushaltsgesetzes, 

des Akademie-Organisationsgesetzes 1 988, 

des Kunsthochschul-Organisationsgesetzes, 

des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes, 

des Bundesgesetzes über die Abgeltung von 
Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hoc hschulen 
und 

des Kunsthochschul-Studiengesetzes. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatte über diese Tagesordnungspunkte ein 
Einwand? - Dies ist nicht der Fall .  Wir werden 
daher in diesem Sinne vorgehen. 

1. Punkt: Antrag der Bundesräte Dr. Strimitzer, 
Strutzenberger und Dr. Schambeck betreffend 
ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bun­
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
und das Finanz-Verfassungsgesetz 1948 geändert 
werden (62/A-II-973/BR sowie 3887/BR der Bei­
lagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in d ie Tages­
ordnung ein und gelangen zum 1. Punkt der Ta­
gesordnung: Antrag der Bundesräte Dr. Strimit­
zer, Strutzenberger, Dr. Schambeck betreffend 
ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bun­
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
und das Finanz-Verfassungsgesetz 1 948 geändert 
werden. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Wolfgang Saliger übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Wolfgang SaUger: Sehr geehr­
ter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her­
ren! Der vorliegende Entwurf einer Bundes-Ver­
fassungsgesetz-Novelle dient einem weiteren Aus­
bau der Mitwirkungsrechte des Bundesrates im 
Gesetzgebungsverfahren. 

In diesem Sinne sieht Art. I Z. 1 vor, daß Ge­
setzesvorschläge an den Nationalrat künftighin 
nicht nur aufgrund eines Besch lusses des Bundes-

rates, sondern auch aufgrund des Verlangens ei­
nes Drittels der Mitglieder des Bundesrates erfol­
gen können. 

Art. I Z. 2 sieht eine Ergänzung des Art. 42 B­
VG durch Bestimmungen vor, die einen Ein­
spruch des Bundesrates gegen Beschlüsse des Na­
tionalrates im Gesetzgebungsverfahren für den 
Fall entbehrlich machen sollen, daß ein National­
ratsbeschluß bloß  offensichtliche formelle Män­
gel aufweist. Voraussetzung eines Beschlusses des 
Bundesrates im Sinne der vorgeschlagenen Rege­
lung ist, daß der mit der Vorberatung betraute 
Ausschuß des Bundesrates einen solchen Be­
schluß des Bundesrates vorschlägt und der mit 
der Vorberatung der Vorlage im Nationalrat sei­
nerzeit befaßte Ausschuß einem solchen Vor­
schlag beitritt. 

Der vorgeschlagene Art. II des Gesetzesvor­
schlages sieht eine Ergänzung des § 3 Abs. 1 des 
Finanz-Verfassungsgesetzes 1 948 dahin gehend 
vor, daß die auf der Stufe eines einfachen Bun­
desgesetzes stehenden Finanzausgleichsgesetze, 
durch welche die Verteilung der Besteuerungs­
rechte und Abgabenerträge zwischen dem Bund 
und den Ländern (Gemeinden) und außerdem 
die Gewährung von Finanzzuweisungen für ihren 
Verwaltungsaufwand und Zweckzuschüssen an 
diese Gebietskörperschaften aus allgemeinen 
Bundesmitteln geregelt werden und die daher im 
besonderen Maße Länderinteressen berühren, der 
Zustim mung des Bundesrates bedürfen. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat den gegenständlichen Gesetzesantrag i n  
seiner Sitzung vom 12. Juni 1990 i n  Verhandlung 
genommen. Bei der Abstimmung wurde einstim­
mig besch lossen, dem Hohen Hause d ie Annahme 
des gegenständl ichen Gesetzesantrages zu emp­
fehlen.  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus über 
Vorschlag der Bundesräte Dr. Strimitzer, Strut­
zenberger, Dr. Schambeck und Dr. Heide 
Schmidt den A n t r a g, der Bundesrat wolle ge­
mäß Artikel 4 1  Abs. 1 B-VG dem Nationalrat 
den nachstehenden Gesetzesvorschlag zur ge­
schäftsordnungsmäßigen Behandlung unterbrei­
ten: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesverfassungsgesetz vom . . .  , mit dem das 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929 und das Finanz-Verfassungsgesetz 1948 ge­
ändert werden. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel  I 
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Berichterstatter Wolfgang SaUger 

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung 
von 1929, zuletzt geändert durch das Bundesver­
fassungsgesetz 

·
BGBL Nr. . . .  wird wie folgt geän­

dert: 

1. Art. 41 Abs. 1 lautet: 

" Gesetzesvorschläge gelangen an den National­
rat als Anträge seiner Mitglieder,  des Bundesrates 
oder eines Drittels der Mitglieder des Bundesrates 
sowie als Vorlagen der Bundesregierung." 

2 .  Dem Art. 42 wird folgender neuer Abs. 6 
angefügt: 

, , (6) Stellt der mit der Vorberatung eines Be­
schlusses des Nationalrates betraute Ausschuß des 
Bundesrates fest, daß der Beschluß offensichtli­
che Schreib- und Druckfehler oder sprachliche 
Mängel enthält und tritt der mit der Vorberatung 
der Vorlage im Nationalrat betraute Ausschuß 
dieser Feststel lung bei ,  so kann der Bundesrat 
eine entsprechende Änderung des Beschlusses des 
Nationalrates beschließen, die der Bundeskanzler 
bei der Kundmachung dieses Beschlusses im Bun­
desgesetzblatt (Art. 49 Abs. 1) zu berücksichtigen 
hat. (Vizepräsident Dr. 5 eh am b e c k über­
nimmt den Vorsitz.) 

Artikel II 

Das Bundesverfassungsgesetz vom 2 1 .  Jänner 
1948, BGBL Nr. 45, über die Regelung der finan­
ziel len Beziehungen zwischen dem Bund und den 
übrigen Gebietskörperschaften (Finanz-Verfas­
sungsgesetz 1948 - F -VG 1948) wird wie folgt 
geändert: 

Dem § 3 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Finanzausgleichsgesetze bedürfen der Zustim­
mung des Bundesrates." 

Artike l I I I  

( 1 )  Dieses B undesgesetz tritt m it . . .  in  Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas­
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in d ie Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Präsident 
Dr. Martin Strimitzer. Ich erteile ihm dieses. 

9.24 

Bundesrat Dr .  Martin Strimitzer (ÖVP, Tirol): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Erlauben Sie mir, 
daß ich am Beginn meiner Ausführungen einer 
aufgestauten E motion nachgebe und in Richtung 
Medien allgemein, in Richtung des 0 RF aber im 
speziellen, der Verärgerung, die mich - und ich 
möchte das betonen - als einfaches Mitglied des 
Bundesrates beseelt, Ausdruck verleihe. 

Daß einIge Zeitungen, vor allem solche, die 
meinen, durch Politikerschelte Resonanz ihrer 
Leserschaft zu finden, den Bundesrat, angeblich 
mangels jeder parlamentarischen Bedeutung, als 
überflüssige zweite Kammer apostrophieren und 
in Übereinstimmung - ich möchte auch das 
nicht verschweigen - mit unbedachten Aussagen 
mancher neu eingetretener oder ausgeschiedener 
Bundesräte seine Abschaffung verlangen, das mag 
im Hinblick auf mangelndes staatsbürgerliches 
Grundwissen oder, mi lder ausgedrückt, im Hin­
bl ick auf fehlende Beobachtung beziehungsweise 
auf Nichtbeachtung der Verfassungsentwicklung 
der letzten Jahre noch hingehen. 

Dem ORF als öffentlich-rechtliche Einrichtung 
kann aber nicht so ohne weiteres, so meine ich, 
verziehen werden, daß er in der TV -Sendung 
"Hohes Haus" vom 1 2 . Mai 1 990 einem Bundes­
rat bei der, wie der Moderator wörtlich sagte, 
"tröstlichen Lektüre" eines Zeitungsartikels unter 
dem Titel "Der Bundesrat ist kein Aschenputtel" 
zugeschaut und dazu angemerkt hat - wieder 
wörtlich zitiert - :  " Der Vergleich stammt leider 
aus einem Märchen" . 

"Tatsächlich" - wieder wörtliches Zitat; ich 
habe mir die schriftliche Unterlage dieser Sen­
dung kommen lassen - " kann der Bundesrat an 
den politischen Entscheidungen wenig verändern. 
Er kann beraten, beeinspruchen, etwas verzö­
gern, aber dann faßt der Nationalrat einen Behar­
rungsbeschluß. An der politischen Einflußlosig­
keit leidet der Bundesrat seit 1920. Vielleicht lei­
sten die neuen Parlamente, die jetzt in Osteuropa 
gewählt werden, E ntwick lungshilfe, wie man aus 
dem Bundesrat effizientes politisches Model l  
macht." - Ende des wörtlichen Zitates. 

Meine Damen und Herren! Ich klage den ORF 
in diesem Zusammenhang der Unsachlichkeit an. 
Er müßte wissen, daß der Bundesrat eben n icht 
nur Einsprüche mit bloß aufschiebender Wir­
kung machen kann,  sondern daß ihm in vielen 
wesentlichen Belangen,  insbesondere auch im Zu­
sammenhang mit dem EG-Beitritt Österreichs, 
ein absolutes Veto in Form des Zustimmungs­
rechtes zukommt. 

Ich klage den ORF aber auch der Manipulation 
an. Er hat von den Ausführungen des Herrn Vi­
zepräsidenten Professor Schambeck zur Bedeu­
tung der Person des nunmehrigen tschechoslowa­
k ischen Parlamentspräsidenten Dubcek alles 
wahrhaft von ernstem staatsmännischen Bewußt­
sein Getragene unterschlagen und lediglich die 
von Professor Schambeck humorvoll gemeinte, 
wegen des Aus-dem-Zusammenhang-Reißens 
dem Zuschauer aber völlig lächerlich anmutende 
Passage gebracht, Dubcek sei deswegen so be­
deutsam, weil "er kein Jurist, sondern nur ein 
,normaler' Mensch" wäre. 
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Ich k lage den ORF aber auch der Verächtlich­
machung einer gesetzgebenden Körperschaft an ,  
weil d ie  Häme, mit der er  d ie  angebliche Bedeu­
tungslosigkeit des Bundesrates in dieser Sendung 
bedacht hat, unverkennbar gewesen ist und für 
jedermann gerade zum Greifen war. 

Ich klage daher den ORF als öffentlich-rechtli­
che Körperschaft schlußendlich an , seine Pfl icht 
zur ausgewogenen Berichterstattung über die ver­
fassungsmäßigen Einrichtungen des Staates, die 
ihn tragen und denen er seine Existenz verdankt, 
zu vernachlässigen und dies zu tun, obwohl das 
Präsidium des Bundesrates im Hinblick auf die 
Tatsache, daß der ORF es im zweiten Halbjahr 
1989 überhaupt nicht der Mühe wert gefunden 
hat, auch nur ein einziges Mal im Bundesrat 
Fernsehaufzeichnungen zu machen, versucht hat, 
im Zuge eines amikaien Gespräches mit den Ver­
antwortlichen für die Parlamentsberichterstat­
tung um diese Ausgewogenheit - und nur um 
diese Ausgewogenheit! - zu bitten. 

Sollte dieses Gespräch frei lich Anlaß dazu ge­
wesen sein, unter Umständen wegen ORF-inter­
ner Querelen, dem Bundesrat die Sündenbock­
Rolle zuzuweisen, so würde ich das in die Katego­
rie beschämender Kleingeisterei einreihen müs­
sen. 

Meine Damen und Herren !  Es hat mich ge­
drängt, d ies alles e inmal k lar auszusprechen; mein 
Herz sol l  keine Mördergrube bleiben.  Es hat mir 
freilich ferngelegen - und ich füge das ebenfalls, 
und zwar eilends, hinzu -, jemanden persönlich 
zu bele idigen, insbesondere geschieht das in kei­
ner Weise in Richtung der hier anwesenden Fern­
sehleute .  Aber so wie wir es uns, meine Damen 
und Herren, gefallen lassen müssen, laufend in 
den Medien zu hören, welche "Nichtsnutze" wir 
Bundesräte sind, so m üssen sich meiner Ansicht 
nach auch diejenigen, die meinen, eine solche ver­
meintliche Nichtsnutzigkeit aufzeigen zu sol len,  
gefal len lassen ,  daß wir uns endlich einmal m it 
aller Deutlichkeit dagegen verwahren .  (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ sowie bei Bundesräten der FPÖ.) 

U nd nun lassen Sie mich konkret zum Tages­
ordnungspunkt 1 kommen. Abstrakt hat ja d ie 
vorhergegangene Phil ipp ika damit schon zusam­
mengehangen. 

Meine Damen und Herren! Darf ich, ohne 
überheblich sein  zu wol len,  Ihre geschätzte Auf­
merksamkeit auf meine Antrittsrede vom 
1. Februar 1990 lenken,  in  der ich unter anderem 
wörtlich folgendes ausgeführt habe: 

"Unbeschadet der bisherigen Erfolge kann es 
keinem Zweifel u nterliegen,  daß die Reform des 
Bundesrates in Richtung seiner Festigung im Ge­
füge der österreich ischen Bundesgesetzgebung 
weitergehen muß.  Ich betrachte das auch als per-

sönliches Anliegen für die Zeit meiner Vorsitz­
führung und habe schon in der ersten Präsidial­
konferenz 1 990 an alle im Bundesrat vertretenen 
Fraktionen - ich wiederhole: an alle im Bundes­
rat vertretenen Fraktionen - die Bitte gerichtet, 
Mandatare zu benennen, welche im Rahmen ei­
ner Arbeitsgruppe Vorschläge für eine entspre­
chende Gesetzesinitiative des Bundesrates selbst 
erstatten sollen .  Die erste Sitzung dieser Arbeits­
gruppe ist bereits für 2 1 .  Februar 1990 anbe­
raumt. 

Kursorisch meine ich, daß dem Bundesrat die 
Möglichkeit eingeräumt werden so ll, in all jenen 
Fällen, in denen der Nationalrat einen Gesetzes­
beschluß faßt, der formal nicht seinen eigenen in­
haltlichen Vorstellungen entspricht, diesen Geset­
zesbeschluß selbständig korrigieren zu können, 
ohne daß - wie bisher - vom Bundesrat E in­
spruch erhoben und erst wieder ein neuer Geset­
zesbeschluß des Nationalrates gefaßt werden 
muß.  

Es ist nicht einzusehen" - habe ich damals ge­
sagt - ,,,daß die Bundesregierung, also die Exe­
kutive, im Rahmen der Wiederverlautbarung von 
Bundesgesetzen gemäß Artikel 49a des Bundes­
Verfassungsgesetzes bestimmte Richtigstellungen 
vornehmen darf, dieses Recht einer gesetzgeben­
den Körperschaft wie dem Bundesrat aber vor­
enthalten werden soll .  

Ich könnte mir des weiteren vorstellen. daß die 
schon früher ins Auge gefaßte Normierung eines 
Minderheitsrechtes für ein Drittel der Bundesräte 
zur Ausübung der Gesetzesinitiative weiterver­
folgt und daß dem Bundesrat das Recht einge­
räumt wird, die Durchführung n icht nur einer 
Volksabstimmung gemäß Artikel 44 B-VG, son­
dern auch einer Volksbefragung verlangen zu 
können." 

Sch l ießlich habe ich damals gemeint: "Bundes­
staatlichem Gedankengut entspräche es schon 
längst, dem Bundesrat nicht nur das Zustim­
mungsrecht bei Änderung der Finanzverfassung, 
sondern auch beim Abschluß des Finanzausglei­
ches einzuräumen, auch wenn  es sich bei der let­
zerem lediglich um ein einfaches Bundesgesetz 
handelt." - Schluß des Zitates. 

Meine Damen und Herren !  Ich halte fest, daß 
a11 das, was ich mir damals aufzuzeigen erlaubt 
habe - ausgenommen das Recht auf Veranlas­
sung einer Volksbefragung - ,  in dem vorliegen­
den Selbständigen Antrag, um dessen Annahme 
ich S ie sehr herzlich bitte, enthalten ist. Das ist -
ich zeige das mit Nachdruck und gleichzeitig mit 
Vergnügen auf - selbstverständlich nicht allein 
mei n  Verdienst, sondern das aller Mitwirkenden 
in dieser Arbeitsgruppe, im besonderen des Herrn 
Vize präsidenten Professor Schambeck, des Herrn 
Vizepräsidenten Strutzenberger, des Herrn Vor-
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sitzenden des Ausschusses für Verfassung und 
Föderalismus, des Kollegen Weiss, des Herrn Pro­
fessor Ogris, aber auch der Frau Dr. Heide 
Schmidt und auch der Herren Klubsekretäre so­
wie - ich möchte auch das nicht unter den Tisch 
fallen lassen - des Herrn Parlamentsvizedirek­
tors Dr. Atzwanger, der die juristische Feinfor­
mulierung vorgenommen hat .  

Ich wi l l  gar n icht verschweigen, meine Damen 
und Herren, daß ich mir durchaus noch weiterge­
hendere neue Befugnisse für den Bundesrat hätte 
vorstellen können. In der Arbeitsgruppe sind 
auch von allen Teilnehmern solche Vorstel lungen 
vorgebracht worden. Da aber bekanntlich die Po­
l itik die Kunst des Möglichen ist und im Rahmen 
der pluralistischen Demokratie, der wir uns gott­
lob erfreuen dürfen,  nicht von allen politischen 
Gruppierungen erwartet werden kann, daß sofort 
übereinstimmende Vorstellungen auf den Tisch 
gelegt werden ,  eine Übereinstimmung allenfalls 
im Wege des Kompromisses manchmal erst nach 
geraumer Zeit möglich ist, muß man sich eben 
bescheiden können. 

Erlauben Sie mir trotzdem, den vorl iegenden 
Selbständigen Antrag als einen weiteren ganz 
wichtigen Teilschritt in bezug auf die - wie der 
Herr Berichterstatter gesagt hat - weitere Auf­
wertung des Bundesrates beziehungsweise die 
stärkere Verankerung der Länderkammer im ver­
fassungsrechtlichen Gefüge Österreichs zu be­
zeichnen. Wir alle dürfen, glaube ich, ein bißehen 
stolz darauf sein, daß uns d ieser Schritt gelungen 
ist. 

Natürlich werden wir von den neuen Möglich­
keiten auch Gebrauch machen müssen, denn 
sonst wären natürlich Vorwürfe, die ich vor kur­
zem aufgezeigt habe, nicht i n  allen Fällen fehl am 
P latze. 

Dieser Schritt ist nicht - und darf es nicht sein 
- Endpunkt, sondern er ist und sol l  Etappenziel 
sein. Ich möchte meine F reude nicht verhehlen, 
daß es gelungen ist , wirklich alle Parteien in die­
sen Antrag einzubeziehen.  Die Freiheitliche Par­
tei hat frei l ich einige Zeit hindurch sehr stark ge­
zögert, ich freue mich aber, daß sie trotzdem zu­
gest immt hat . Ich sage ganz offen, ich hätte Sie 
auch vom rein rationalen Standpunkt nicht ganz 
verstanden, wenn Sie nicht zugestimmt hätten, 
denn ich vermag nicht einzusehen , warum man 
nicht, ohne eine Maximallösung weiter im Auge 
zu behalten,  trotzdem einer M inimallösung zu­
stimmen sol lte . Denn b itte, das G le ichnis vom 
Spatz in der Hand und der Taube auf dem Dach 
scheint mir doch auch in  diesem Zusammenhang 
nicht ganz abwegig zu sein .  

Jedenfalls: Selbst wenn wir h ier  i n  der Länder­
kammer - meine Damen und Herren, ich gebe 
mich dabei natürlich überhaupt keiner Täu-

schung hin - infolge Ablaufes der laufenden Le­
gislaturperiode des Nationalrates diesen Selbstän­
digen Antrag, den wir heute beschl ießen wollen , 
wiederho len werden müssen, so hat dieser Antrag 
mit dem heutigen Beschluß, wen n  Sie ihm zu­
stimmen, das Licht der Welt erbl ickt. Er ist in die 
Sphäre der Rechtswirklichkeit eingetreten, und er 
hat den Bundesrat, so meine ich ,  auch imagemä­
ßig wiederum einen Schritt weitergebracht. I nsbe­
sondere die Möglichkeit, wie ich meine, der Ge­
setzesinitiative durch eine Minderheit von einem 
Drittel der Bundesräte wird angesichts der Tatsa­
che, daß das Erreichen absoluter Mehrheiten im­
mer schwieriger ist - nehmt alles nur in allem - ,  
eine Bereicherung des Parlamentarismus darstel­
len. 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum 
Schluß.  Sie können mich natürlich noch mit 
Recht fragen: Was ist denn aus den Vorstellungen 
geworden? , die ich ebenfalls in  der Antrittsrede 
zur Frage der Mitwirkung des Bundesrates bei 
der Transformation des EG-Rechtes in die i nner­
staatliche Rechtsordnung für den Fall des öster­
reichischen Beitritts zu dieser Staatengemein­
schaft vorgetragen habe. Wer sol l  für die Prüfung 
der Länderverträglichkeit der EG- Rechtsnormen 
zuständig sein: die LH-Konferenz, der Bundesrat 
oder beide, oder gar beide unter Mitwirkung ei­
ner Repräsentanz der Landtage? 

Meine Damen und Herren! Da wir noch eine 
Bundesratssitzung im Juni haben werden - sie 
wird m it Sicherheit am 29. Juni sein  - , darf ich 
auch aus zeitökonomischen Gründen auf diese 
Frage im Rahmen meiner Schlußansprache ein­
gehen und Sie jetzt von einer weiteren Behand­
lung dieses Problems entlasten. 

Ich möchte abschließend nur noch einmal mei­
nen besonderen Dank für die Mitwirkung aller an 
diesem Selbständigen Antrag Beteiligten zum 
Ausdruck bringen. Ich bitte Sie um die Annahme 
dieses Antrages, der, meine ich ,  wirklich als ein 
Meilenstein in  der weiteren E ntwicklung des 
Bundesrates angesehen werden kann .  - Ich dan­
ke Ihnen herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. (All­
gemeiner Beifall.) 9.41 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort ist weiters Frau Bundesrätin Dr. Heide 
Schm idt gemeldet. Ich erteile es ihr .  

9.41 

Bundesrätin Dr.  Heide Schmidt (FPÖ, Wien) : 
Herr Präsident! Hohes Haus! Eine der letzten Ge­
legenheiten oder, wenn ich mich richtig erinnere, 
sogar die letzte Gelegenheit, um Grundsätzliches 
zum Bundesrat zu sagen, war eine Änderung  der 
Geschäftsordnung, die wir im April vergangenen 
Jahres hier beschlossen haben. 
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Herr Präsident Schambeck hat die Gelegenheit 
benützt, nahezu eine Stunde lang sich selbst und 
seine Festschriften zu zitieren und hat sich vor 
allem jede Kritik verbeten und sich insbesondere 
(Zwischenruf des Bundesrates ]ürgen W e  i s s) -
ich wußte, daß Derartiges kommen muß,  ich sage 
es trotzdem - Kritik aus unseren Reihen, Kritik 
von mir verbeten.  

Ich glaube, daß diese Haltung eine Wurzel die­
ser Fehlentwick lung und dieser Fehleinschätzung 
ist, die durch den Bundesrat selbst erfolgt. Herr 
Präsident Schambeck hat ein Bild des Bundesra­
tes gezeichnet - mein Vorredner, Herr Präsident 
Strimitzer, hat es hier ähnlich getan - ,  als würde 
der Bundesrat unter der beachteten Öffentlich­
keit sowohl des Staatsbürgers als auch der Medien 
eine wesentliche Rolle in unserer Gesetzgebung 
spielen. 

Die Realität - jetzt muß ich wirklich ersuchen :  
Lügen wi r  uns  doch nicht in den eigenen Sack ! -
sieht einfach anders aus. Sie sieht nicht deswegen 
anders aus - das glaube ich zumindest - ,  da die 
Qualität der Bundesräte hier eine sch lechtere 
wäre als die der Abgeordneten im N ationalrat. 
Wenn man sich die Sitzungen so anhört, komme 
ich jedenfalls nicht zu diesem Schluß,  sondern sie 
sieht deswegen anders aus, weil der Bundesrat zu 
wenig Kompetenzen und Möglichkeiten allein 
von der Verfassung her hat und diese zu einge­
schränkt sind. 

Ich verspreche mir gar nichts davon, bei jeder 
Kritik, d ie von außen oder auch aus den eigenen 
Reihen kommt, abzublocken, abzumauern und 
dann ein beschönigendes Bild letztlich zur Selbst­
befriedigung zu malen .  

Ich glaube n icht, daß das richtig ist. Das heißt 
aber auch nicht, daß wir uns selbst und d iese Ein­
richtung ungerechtfertigt kritisieren müssen. Das 
ist auch nicht meine Absicht. Aber man muß 
doch die Augen öffnen für jene Bereiche, die ein­
fach noch Lücken aufweisen, um wirklich jenen 
Stellenwert sowohl in der Öffentlichkeit als auch 
in der Realität im Gesetzgebungsvorgang zu ha­
ben ,  der einer Ländervertretung zukommen soll­
te. 

Von wem erwarten wir eigentlich große Re­
formvorschläge, wenn sie nicht aus den eigenen 
Reihen kommen? Was glauben wir denn ,  wer In­
teresse haben sollte ,  eine Aufwertung dieser 
Länderkammer zu beschließen oder zu fordern? 
Doch niemals eine politische Partei ,  die in erster 
Linie ihr Betätigungsfeld im Nationalrat sieht! 
Doch niemals von den Landeshauptleuten, die 
sich bereits eine eigene Gruppe geschaffen haben, 
nämlich die Landeshauptleutekonferenz,  in der 
sie ihre Interessen artikulieren! Also von wem sol­
len sie kommen? Die Bevölkerung selbst hat in 
dieser Beziehung kein Sprachrohr. Von wem 

sonst als aus unseren Reihen kann h ier etwas 
wirklich Richtungsweisendes kommen, das eine 
Veränderung herbeiführt und uns einen höheren 
Stellenwert einräumt? 

Der Herr Präsident hat d ie Arbeitsgruppe zi­
tiert und die Vorgangsweise ein bißchen erläutert. 
Ich möchte mich für die Einsetzung der Arbeits­
gruppe nicht nur bedanken, sondern schon auch 
die Fraktion der Freiheitlichen als Motor mitein­
beziehen .  Denn eines können Sie bei allen par­
teitaktischen Überlegungen nicht bestreiten, 
nämlich die Tatsache, daß, seit es eine Oppositi­
tion in dieser Gesetzgebungsperiode in diesem 
Haus gibt, der Bundesrat lebendiger geworden ist. 
Aber auch die Medienlandschaft nimmt mehr 
Notiz von diesem Bundesrat - aufgrund welcher 
Ereignisse auch immer. Damit ist nicht gerade 
Druck, aber vielleicht Motivation entstanden, Re­
formvorschläge zu machen. Denn Sie hätten 
schon lange eine Arbeitsgruppe einrichten kön­
nen, es ist dies aber nicht geschehen. 

Erlauben Sie mir aber trotz dieser Freude über 
diese Arbeitsgruppe auch meine Enttäuschung 
auszudrücken. Auf der einen Seite darüber, wie 
sie letztlich zusammengesetzt war. Das ist auch 
ein Klopfen auf die eigene Brust, daß man n icht 
vehementer eine andere Ebene gefordert hat, eine 
Ebene, wo zum Beispiel der Verfassungsdienst 
miteinbezogen ist, wo zum Beispiel Ländervertre­
ter miteinbezogen sind, wo eben eine breitere 
Diskussionsbasis geschaffen wird, die dann auch 
in der Öffentlichkeit mehr Echo hat. Das hätte 
ich, wenn man ein wirkliches Reformkonzept 
ausarbeiten will, für das Ziel führende re gehalten. 
Auf der anderen Seite gebe ich zu: Ein wirkliches 
Reformkonzept haben wir auch nicht ausgearbei­
tet. 

Das heißt, das Ergebnis entspricht durchaus 
unserer Arbeitsgruppe, die wir gehabt haben. Sei­
en wir doch ehrlich - Sie haben es auch selbst 
gesagt - :  Zufrieden kann man damit nicht sein !  

Das war auch der Grund, warum wir Freiheitl i ­
chen lange überlegt haben, diesen Antrag mitzu­
tragen. Es ist mir sehr angenehm - damit man 
mich n icht der Polemik zeihen kann -, den 
Herrn Präsidenten ,  meinen Vorredner, zu zitie­
ren, wenn  er dieses Ergebnis als die M inimallö­
sung und als den Spatz in der Hand besser als die 
Taube auf dem Dach bezeichnet hat. Ich kann 
mich dieser Formu lierung nur anschl ießen. Das 
ist die Begründung dafür, warum wir letztlich 
auch gefunden haben, dieser Antrag sei unterstüt­
zenswert, vor allem deswegen,  weil eine Forde­
rung von uns Freiheitlichen darin enthalten ist, 
die mir als eine der wesentlichsten föderalisti­
schen erscheint, nämlich das Zustimmungsrecht 
auf den Finanzausgleich auszudehnen. 
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Ich glaube nur, daß dem Bundesrat der Mut 
gefehlt hat - das habe ich in dieser Arbeitsgrup­
pe jedes mal erlebt - zu wirklichen Reformen. 
Erinnern Sie sich doch zurück - ich glaube 
nicht, daß ich damit aus der Schule plaudere - ,  
daß zu vielen Punkten durchaus eine Überein­
stimmung erdiskutierbar gewesen wäre, aber mit 
dem Hinweis, das sei in der Partei oder bei Lan­
deshauptleuten oder bei wem immer nicht durch­
zusetzen, wurde die Diskussion zur Seite gestellt 
und abgedreht .  

Da muß ich jetzt wirklich sagen: Das ist für 
mich der Grund dafür ,  warum viel zuwenig, um 
nicht zu sagen n ichts, weitergeht. Für mich hätte 
es eine Demonstration des Föderalismus bedeu­
tet, wenn sich diese drei im Bundesrat vertretenen 
Fraktionen zusammengetan und unabhängig von 
der Zustimmungserwartung ihrer eigenen Partei 
- ich schließe mich mit ein - ein Paket gefor­
dert hätten, mit dem wir gemeinsam in die Öf­
fentlichkeit gegang�n wären und mit dem wir eine 
Diskussion in der Offentlichkeit angeheizt hätten; 
unabhängig davon, was realistisch durchsetzbar 
ist oder nicht. 

Wo bleiben denn b itte Reformen , wenn man 
n icht Visionen hat und Forderungen aufstellt, die 
über das Absehbare, was man uns vielleicht zuge­
stehen wird, h inausgehen? Daß dies nicht gesche­
hen ist , ist für mich das traurige Ergebnis, und das 
ist für mich der Beweis dafür, daß es hier eben 
nicht um Länderinteressen geht,  um die Aufwer­
tung des Bundesrates als ein Föderalismusinstru­
ment, sonder n  daß auch hier das parteipol itische 
Durchsetzungsvermögen und die partei politische 
Instanz vor Augen stehen, was man denn den ei­
genen Leuten zumuten kann. 

Das halte ich für falsch. Wenn wir nicht selbst 
in uns Vertrauen haben, dann dürfen wir uns 
nicht wundern, wenn auch die anderen in uns 
kein Vertrauen haben.  Diese Kritik sollten wir an 
uns üben. Ich übe sie an mir, genauso wie ich sie 
an Ihnen übe. Ich bin betrübt darüber, daß darauf 
nie selbstbewußt, sondern bislang jedenfalls im­
mer wehleidig reagiert wurde. Wie ich schon vor­
her gesagt habe, man macht zu wie eine Muschel, 
wie eine Auster und zeichnet dann ein Bild, das 
absolut nicht der Reali tät entspricht. 

Ich glaube - es ist schon einiges auch von mei­
nem Vorredner genan nt worden -, daß es not­
wendig gewesen wäre, mehr einzubringen. Der 
Herr Präsident hat das leider auch nicht mit Ve­
hemenz in d ieser Arbeitsgruppe gefordert. Das 
hat mich betrübt, ich hätte ihn gerne dabei unter­
stützt. 

Das mindeste wäre doch woh l  gewesen,  die Zu­
stimmungsrechte auf alle Bereiche auszudehnen, 
bei denen das Steueraufkommen der Länder be­
rührt ist .  Es ist mir e infach zu wenig, was wir 

verlangen,  wenn zwar das Wesentlichste , nämlich 
der Finanzausgleich,  mit einbezogen wird - da­
her auch unsere Unterstützung dazu - ,  aber  es 
ist zu wenig, denn überall dort, wo d ie Interessen 
der Länder besonders berührt sind, wo das Steu­
eraufkommen der Länder berührt ist, wäre ein 
so lches Gesetz von der Zustimmung und nicht 
von der Einspruchsmöglichkeit des Bundesrates 
abhängig zu machen. 

Ebenso stellt sich für mich d ie Situation für 
Verfassungsgesetze dar. Auch bei Verfassungsge­
setzen sollte es so sein, daß ein Zustimmungs­
recht des Bundesrates gegeben ist und nicht ledig­
lich ein Einspruchsrecht, denn - seien wir uns 
doch ehrlich - dieses Einspruchsrecht hat doch 
wirklich keinen anderen Sinn, als etwas zu verzö­
gern. Wenn hier im Bundesrat die Kräfteverhält­
nisse anders sind als im Nationalrat, dann macht 
man halt einen Einspruch - man braucht es sich 
ja nur anzuschauen - ,  je nachdem, wie die Kon­
stellation im Hohen Haus drüben und im Hohen 
Haus hier ist. Und dann wird halt acht Wochen 
später das gleiche noch einmal beschlossen ,  oder 
aber wir korrigieren irgend etwas, fragen jedoch 
vorher noch drüben an, ob es auch recht ist, daß 
wir einen Einspruch erheben, damit etwas korri­
giert wird. Ich erinnere nur zurück an das Präfe­
renzzollgesetz, dessen Werdegang wohl ein trau­
riges Zeugnis und eine traurige Visitenkarte für 
das Selbstverständnis des Bundesrates war. Also 
tun wir doch nicht so, als wären wir hier so eigen­
ständig! Seien wir es, aber tun wir n icht so ! 

Das kann man aber nur sein, wen n  man auch 
die Möglichkeiten dazu hat. Natürlich: Ich akzep­
tiere bei jedem eine heruntergeschraubte Motiva­
tion, wei l  wir ja wissen,  daß wir ohnedies nichts 
erreichen können. Und genau darum müssen wir 
diese Bestimmungen ändern, damit wir mehr er­
reichen können. Daher wäre es mir erforderlich 
erschienen, dieses Zustimmungsrecht auf sämtli ­
che Gesetze, durch die das Steueraufkommen be­
füht ist , und auf sämtliche Veffassungsgesetze 
auszudehnen. 

Ich würde mir auch wünschen, daß die E in­
spruchsmöglichkeit eine qualifiziertere wird, daß 
es zum Beisp iel  möglich ist, daß, wen n  alle Mit­
glieder dreier Bundesländer sich für e inen Ein­
spruch entscheiden, auch diese einen Einspruch 
erheben können. Warum, bitte, denn  immer nur 
d ie Mehrheit? Wenn wir föderalistisch den ken, 
dann sollten wir auch die Interessen der Bundes­
länder anerkennen, und da gehe ich eben über die 
F raktionen hinaus. Sobald sich d ie Mitglieder ei­
nes Bundeslandes in ihrem Interesse zusammen­
finden - und damit das n icht vielleicht einmal 
m ißbraucht werden kann, sagen wir, drei Bundes­
länder müssen es sei n  - ,  wäre das die Möglich­
keit, auf diese Weise einen Einspruch zu erheben. 
Es wurde nicht über diese Forderung in der Ar-
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beitsgruppe diskutiert, weil  sie wahrscheinlich 
nicht durchsetzbar sein  wird; n icht im ersten Zug. 

Mir schiene aber vor allem eine wesentliche 
Aufwertung dieser Zustimmungsrechte und Ein­
spruchsrechte zu sein ,  wenn auch der Modus pro­
cedendi nachher so vor sich ginge, daß etwas da­
bei herauskommt, vor allem,  daß man erwarten 
kann, daß damit etwas gesch ieht. Daher sollten 
wir uns, glaube ich, durchaus auch an Modellen 
orientieren, die in anderen Ländern schon er­
probt sind, wenn auch sonst das System dort an­
ders ist. Ich will mich da nicht wieder vom Herrn 
Präsidenten belehren lassen, daß ja die Deutschen 
e in ganz anderes System haben. Herr Präsident 
Dr. Schambeck, das weiß ich schon,  um das nur 
vorwegzunehmen. Ich weiß ,  daß ich dann immer 
eine Vorlesung bekomme. Aber ich höre Ihnen 
gerne zu, das sage ich auch gleich dazu. 

Einen Vermittlungsausschuß, wie man ihn i n  
Deutschland kennt, halte ich für eine gute Ein­
r ichtung, wenn  auch dort die Bindung des Abge­
ordneten, des Mitgliedes des Bundesrates an sei­
nen Landtag eine ganz andere ist, als wir sie bei 
uns haben - und ich würde sie mir bei uns so 
nicht wünschen. Ich bin eine Verfechterin des 
freien Mandates, und ich glaube, daß es so sinn­
voller ist. Das ändert jedoch n ichts daran,  daß wir 
einen derartigen Vermittlungsausschuß einsetzen 
könnten, der von Bundesrats- und Nationalrats­
mitgl iedern beschickt würde und der dann - soll­
te sich der Bundesrat negativ zu einer Gesetzes­
vorlage stel len - einen Kompromißvorschlag er­
arbeitet. Wenn dies nicht möglich ist , ja dann geht 
ein Gesetz, das nicht die Zustimmung des Bun­
desrates findet, einfach unter,  wie es eben bei Zu­
stimmungsgesetzen der Fall  ist. Bei den Ein­
spruchsgesetzen würde der normale Weg in Gang 
gesetzt werden .  

Das schiene mir eine echte Stärkung zu  sein ,  
wei l  dadurch ein Weg vorgezeichnet wäre, der das 
echte Erarbeiten einer gemeinsamen Interessens­
lage voraussetzt und vor allem die Möglichkeiten 
dazu schafft. Wir würden dann auch von den 
Gremien und von der Öffe ntlichkeit - und das 
ist ja das wesentl iche - ernster genommen wer­
den. 

D ieser Vermittlungsausschuß könnte durchaus 
auch noch andere Aufgaben haben .  So wie ich 
mir vorstelle, daß der Bundesrat weit früher i n  
den Gesetzgebungsvorgang e ingebunden wird -
ich würde mir nämlich wünschen, daß die Bun­
desräte mit beratender Stim me in den Ausschüs­
sen des Nationalrates vertreten sind - ,  so könnte 
ich mir auch vorstellen , daß Vorlagen,  die n icht 
nur den Mitgliedern des Nationalrates, sondern 
auch jenen des Bundesrates übermittelt werden, 
danach zum Beispiel im Vermittlungsausschuß zu 
e iner gemeinsamen Stellungnahme führen oder 

überhaupt hier eine Artikulation der Interessen 
stattfindet. Ein breites Feld wäre gegeben . 

Wir hätten auch Zeit genug, all das zu überden­
ken, könnten wir uns nur einmal dazu entschlie­
ßen, auf einer größeren Basis eine solche Reform­
arbeit in Angriff zu nehmen. 

Der zweite Punkt, der nun im Bundesratsan­
trag Niederschlag gefunden hat, nämlich Geset­
zesinitiativen von einem Drittel der Mitgl ieder 
des Bundesrates initiieren zu lassen, gefällt mir 
grundsätzlich. Aber auch das ist mir zu wenig. 
Denn wenn wir schon föderalistisch denken wol­
len - und das wollen wir ja, nehme ich an, alle 
- ,  dann, glaube ich, sol lte man allen Mitgliedern 
eines Bundeslandes - und ein solches Interesse 
kann doch da sein - ein solches Recht zugeste­
hen .  Da gehen wir über die Parteieninteressen 
hinaus. 

Ich gebe zu, ich habe ursprüngl ich einmal den 
Vorschlag gemacht, es sollten fünf Mitgl ieder des 
Bundesrates eine solche Gesetzesinitiative ein­
bringen können. Ich bin davon abgekommen, 
weil  diese fünf eben auf eine Fraktion, sprich :  
Parteipolitik, abstellen .  Das will ich nicht. Daß 
ich jetzt sogar auf dre i  komme, geschieht nicht 
deshalb, wei l  ich es besonders einfach machen 
wiH, sondern weil  ich den Föderal ismus damit 
ausdrücken will .  Alle Mitglieder eines Bundeslan­
des . . . (Bundesrat 5 t r u t z  e n b e  r g e r: Es muß 
sich ja für Ihre Fraktion auch noch ausgehen.') 
Auch das !  Das ist das Schöne dabei, nur, ich be­
fürchte, wir werden es nicht zusammenbringen,  
in einem Bundesland al le  drei Bundesräte zu stel­
len. Also das ist sogar mir zu visionär, und daher 
müssen Sie mir unterstellen, daß ich hier von 
sachlichen Gesichtspunkten und nicht von partei­
politischen getragen bin.  (Bundesrat 5 I r u t z..e n -
b e  r g e r: Da haben wir beide die gleiche Uber­
zeugllng.' Das bin ich fast nicht gewohnt!) Gut! 
Aber es ist eine schöne Vorstel lung. 

Jedenfalls glaube ich, daß wir uns dazu auch 
bekennen sollten, daß bei Interessen eines Bun­
deslandes, die über Parteiinteressen hinausgehen 
- und das wäre ja die Demonstration ,  wenn alle 
drei Mitgl ieder da mitstimmten - , eine Gesetzes­
initiative vom Bundesrat ausgehen so l l .  Ich weiß 
schon, daß das in  der anderen Kammer und wahr­
scheinlich auch in unseren eigenen Parteien 
schwer durchzusetzen ist, aber bitte, warum hat 
den hier niemand das Selbstbewußtsein ,  es wenig­
stens zu verlangen? Es wird immer in  Festschrif­
ten verlangt, es wird immer in i rgendwelchen Re­
den ver langt, aber wir können uns nicht dazu auf­
raffen, uns gemeinsam hinzusetzen und ein For­
derungsprogramm zu erstellen. Ich begreife es 
einfach n icht, warum wir uns immer mit kleinen 
Schritten zufriedengeben, bei denen wir vorher 
übervorsichtig abgeklopft haben, ob das auch tat­
sächlich d ie Genehmigung finden wird. Das ist es, 
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was mich daran stört! Ich glaube auch ,  daß wir ein 
Prüfungsrecht beim Rechnungshof haben sollten. 
Warum denn, bitte, nur der Nationalrat, warum 
denn nicht der Bundesrat? Hier sind doch Län­
derinteressen sehr wohl berührt. Warum daher 
nicht auch uns das Recht auf Antrag einer Prü­
fung durch den Rechnungshof zugestehen? War­
um denn nicht auch uns das Recht auf Einsetzung 
von Untersuchungsausschüssen zugestehen? 
Warum wollen wir den al les der anderen Kammer 
überlassen? Sind denn nie Länderinteressen so 
berührt, daß wir das Interesse haben müssen, 
Dinge aufzudecken in Form eines Untersu­
chungsausschusses? Ist uns das so egal? 

U nd dann kommt die ÖVP ja immer mit ihrem 
Persönlichkeitswahlrecht daher. Warum können 
Sie sich denn der Diskussion nicht wenigstens an­
schließen und dem Gedanken nähertreten, im 
Bundesrat einmal zu beginnen, dieses Persönlich­
keitswahlrecht zu praktizieren, auszuprobieren? 
Ich hielte das für gut! Man könnte zum Beispiel 
die Bundesräte im Rahmen der Landtagswahl ge­
meinsam mit eigenen Stimmzetteln wählen. War­
um nic ht? Es würde einerseits die Motivation der 
Bundesräte wohl fördern, es würde möglicherwei­
se eine andere Zusammensetzung h ier ergeben. 
Das könnte ich mir auch vorstel len. Wir al le wis­
sen,  daß es sehr oft einfach parteipolitische Über­
legungen gibt, jemandem e inen Bundesratssitz zu 
geben. Ich schließe niemanden davon aus. Es 
muß daher in unserem Interesse l iegen,  derartige 
Vorkommnisse einzuschränken und die gesetzli­
chen Maßnahmen dafür zu schaffen ,  daß sie nicht 
vorkommen können. Das wäre zum Beispiel 
durch eine Direktwahl! 

Und was noch dazu käme: Ins Bewußtsein der 
Bevölkerung würde der B undesrat endlich ein­
dringen, denn dort ist er jetzt sicher nicht drin­
nen. Machen wir uns doch kein Theater vor, wie 
"wesentlich" der Bundesrat für die Bevölkerung 
ist! - Er ist es nicht! 

Es w ird an uns l iegen, aber unsere Möglichkei­
ten sind beschnitten. Wir m üssen sie daher aus­
dehnen und jede Gelegenheit dazu benützen. 

Und gerade deshalb, weil ich sage, jede Gele­
genheit benützen, haben wir Freiheitlichen diese 
Gelege nheit benützt, den vorliegenden Antrag 
mitzutragen.  Ich halte ihn in der Punktuation, wie 
er daliegt, für einen guten Antrag, was die Forde­
rungen betrifft. Ich halte ihn für einen sch lechten 
Antrag, was den Umfang betrifft. Ich habe mich 
aber für den Inhalt entschlossen - meine Frak­
tion hat mich darin bestärkt, - und ich hoffe, 
daß Herr Präsident Strimitzer recht hat, wenn  er 
sagt, auch er wi l l  diese Novelle nicht als einen 
Endpunkt sehen. Ich gehe davon aus, daß das kei­
ner so sehen wil l ,  und verschreibe mich hier dem 
Motto: "Steter Tropfen höhlt den Stein ! "  Ich hof-

fe nur, daß die Tropfen endlich ein.!llal grö ßer 
werden. - Danke. (BeifaLL bei der FPO.) 10 .00 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Vizepräsident Wal­
ter Strutzenberger. Ich erteile es ihm.  

1 0.00 

Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 
Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Her­
ren!  Nach den Ausführungen dieser beiden Vor­
redner fällt es mir eigentl ich leicht, zum vorlie­
genden Antrag, aber auch zu einigen grundsätzl i­
chen Aussagen Stel lung zu nehmen .  

Ich möchte mich zunächst der berechtigten 
Kritik an der Vernachlässigung des Bundesrates 
seitens der öffentlichen Meinung, auch durch den 
ORF anschließen - und ich möchte nochmals 
unterstreichen, was Str imitzer gesagt hat - ,  ohne 
hier Anwesende anzugreifen. Es ist nun einmal 
eine Tatsache , daß in der öffentlichen Meinung 
dieser Bundesrat von "n icht existent" bis "über­
flüssig" bewertet wird .  

Nur eines möchte ich nicht zu  sagen verabsäu­
men und mich inkludieren in diese Selbstkritik in 
die Richtung - und wir werden uns das in der 
nächsten Präsidialsitzung überlegen müssen - ,  
daß wir schon ein bißehen Eigenkritik anbringen 
müssen hinsichtlich Öffentlichkeitsarbeit. 

Denn wenn ich gehört habe, daß der ORF zu­
fäl lig Kenntnis davon erlangt hat, daß heute eine 
für den Bundesrat - und dieser Meinung bin ich 
- sehr wichtige D iskussion stattfindet, und daß 
die Information an die Parlamentsredaktion im 
Haus so ergeht, indem man halt die Tagesord­
nung, in der es heißt: I n  Abs. 1 Ziffer 2 wird ge­
ändert . . .  , hinlegt, dann ,  bitte , muß ich sagen, 
müssen wir uns schon e in  bißehen selber - das 
soll aber keine Entschuld igung dafür sein  - an 
die Brust klopfen. Ich glaube, daß wir es in Zu­
kunft ähnl ich machen sollten, wie das in anderen 
Gremien geschieht, nämlich daß wir entsprechen­
de Vorinformationen - unabhängig von den 
Fraktionen - hinausgeben, was denn eigentlich 
auf der Tagesordnung steht,  nicht nur den Tages­
ordnungspunkt XYZ, sondern vielleicht drei 
Worte der Erklärung dazu. Ich möchte das, b itte, 
selbstkritisch zugeben, obwohl ich nochmals be­
tone: Die Öffentlichkeitsarbeit muß natürlich -
und hier ergeht jetzt e in  nochmaliger Appell an 
den ORF - dann aber auch entsprechend unter­
stützt werden. 

Frau Kol legin Dr. Sch midt, Sie sind Gott sei 
Dank mit Sicherheit kein Rumpold-Ersatz, denn 
dieser war ja nicht ganz u nschuldig an dem Deba­
kel, unter dem der Bundesrat in letzter Zeit unter 
anderem zu leiden hatte. (Bundesrätin Dr. 
5 c h m i d t: Weil der Bundesrat keine Kritik ver­
trägt!) Sie sind also Gott sei Dank - ich sage es 
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noch einmal - als Rednerin nicht Ersatz von 
Rumpold gewesen,  sonst , so bin ich überzeugt, 
wäre hier wieder Ärgstes aufgebracht worden. 

Aber eines möchte ich Ihnen schon sagen: Die 
Taktik, die Sie jetzt hier in Ihrem Diskussionsbei­
trag an den Tag gelegt haben, kann man auch 
nicht kritik los hinnehmen, denn  sie erinnert mich 
wieder an die Taktik Ihres Parteiobmannes. (Bun­
desrätin Dr. S c  h ni i d t: Das ehrt mich!) Mir ist 
schon klar, daß Sie als Generalsekretärin die Mei­
nung Ihres Parteiobmannes auch mitvertreten, 
aber sich hierherzustellen und e inen Katalog her­
unterzubeten, was denn alles besser wäre und was 
denn al les gemacht werden solle, halte ich für 
kein Kunststück. Ich könnte jetzt ohne weiteres 
Ihren Katalog, was angeblich oder tatsächlich bes­
ser werden sollte in diesem Bundesrat, vergrö­
ßern. Da sind wir wahrscheinlich einer Meinung. 

Nur glaube ich eines - zumindest, wenn ich 
Ihre Ausführungen r ichtig verfolgt habe, und ich 
habe Ihnen sehr aufmerksam zugehört -: Sie 
dürfen nicht den Nationalrat mit dem Bundesrat 
verwechseln, und Sie dürfen nicht der Meinung 
sein, daß aus dem Bundesrat ein "Ober-National­
rat" gemacht werden kann.  (Bundesrätin Dr. 
S c  h m i d l: Das will ich gar nicht.') Bei all den 
Dingen , die Sie aufzählten, brauchte ich eigent­
l ich nur die Geschäftsordnung des Nationalrates 
herzunehmen und darüberzuschreiben: Bundes­
rat, und die Sache wäre schon geritzt. 

Frau Dr. Schmidt! Sie behaupten hier, es sei 
zuwenig in diesem Arbeitskreis, in diesem Ar­
beitsausschuß geschehen. Gestatten Sie mir einen 
leisen Vorwurf: Die Teilnahme Ihrer Fraktion an 
den Sitzungen dieses Arbeitskreises war auch 
nicht so positiv zu bewerten .  (Bundesrätin Dr. 
S c  h m i d t: Das ist poLemisch! Das ist unrichtig.') 
Ich habe nicht gesagt, die Tei lnahme Ihrer Person 
allein, sondern die Tei lnahme Ihrer Fraktion hat 
doch zu wünschen übriggelassen. Sie werden 
n icht abstreiten können, daß wir ein- oder zwei­
mal ohne Ihre Fraktion dagesessen sind, niemand 
ist gekommen. (Bundesrätin Dr. S c  h m i d I: Ein­
mal, weil Sie eine Fünfminwensitzung abgehalten 
haben! Da bin ich fünf Minuten zu spät gekommen, 
und da war es schon aus!) 

Ich werfe Ihnen  das nicht vor, sondern ich 
möchte nur darauf h inweisen ,  daß Sie die Dinge 
so darstellen, als ob - und Sie haben das ja wört­
l ich so gesagt - die FPÖ der Motor wäre. Dieser 
Motor ist schon lange heißgelaufen. (Bundesrälin 
Dr. S c  h m i d I: Die Arbeitsgruppe häuen Sie 
schon lange machen können ohne FPÖ.' Nie ist es 
geschehen.') Auch dazu sofort einen Satz: Solange 
ein Herr Rumpold den Bundesrat nur beschimpft 
in  der Öffentlichkeit, ist die FPÖ für mich kein 
Motor,  sondern eher e in Bremsklotz. (Bundesrä­
tin Dr. S c  h m i d t: Sie können sich die Abgeord­
neten nicht aussuchen!) 

Nun zu Ihrer weiteren Feststellung: Die Ar­
beitsgruppe hätte schon lange install iert werden 
können. Sie übersehen, daß die Arbeitsgruppe 
schon, bevor Sie herinnen waren - da können 
Sie nichts dafür, ich auch nicht, sonst wäre es viel­
leicht anders - ,  getagt hat, daß es Besprechun­
gen, Gespräche, Uberlegungen gegeben hat. Ich 
möchte gar nicht polemisch antworten auf die 
Frage: Bitte sehr, warum habt ihr nicht früher 
getagt? - Wir haben getagt, Sie haben Ihre Über­
legungen miteingebracht, wir haben sie diskutiert, 
und das Ergebnis liegt heute vor. Wenn Sie, Frau 
Dr. Schmidt, das Präferenzzollgesetz heute als 
negatives Musterbeispiel erwähnt haben, dann 
sage ich Ihnen: Gerade das Präferenzzol lgesetz 
. . .  (Bundesrätin Dr. S c  h m i d t: Sie wissen doch, 
\.1,'ie es gelaufen ist.') Ich wei ß  es, denn ich war der 
In itiator des Einspruches. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und ich habe niemanden gefragt, l iebe Frau Dr.  
Schmidt. Ich habe n iemanden gefragt - das dürf­
ten Sie vergessen haben .  (Bundesrätin Dr. 
S c  h m i  d t: Nach Rücksprache mit Frau Minister 
Flenuning, ob es recht ist, wenn Sie einen Ein­
spruch machen!) Das müssen Sie sie fragen ,  ob sie 
mit mir Rücksprache gehalten hat. Also ich brau­
che ke ine Frau Dr. Flemming zu fragen ,  ob ich 
einen Einspruch machen kann oder nicht. Ich 
bleibe dabei: Das ist das schlechteste Beispiel, das 
Sie bringen konnten. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte doch 
einige allgemeine Bemerkungen zum Bundesrat 
machen. Für mich ist der Bundesrat die Länder­
kammer, und dieser Bundesrat hat den verfas­
sungsmäßigen Auftrag, Länderinteressen zu ver­
treten. D ies geschieht durch die Mitglieder des 
Bundesrates, die zwar von den Landtagen ent­
sandt werden, aber, bitte - und darauf bin ich 
sto lz, und ich bin der Meinung, das muß auch i n  
Zukunft s o  bleiben - ,  mit einem fre ien Mandat 
ausgestattet sind. 

Und jetzt erhebt sich für mich die F rage: Wie 
stellen S ie sich vor, daß man die Bundesräte an 
Beschlüsse der Landtage oder womöglich gar der 
Landesregierung bindet? Ich unterstreiche das 
deswegen ,  wei l  ich der Meinung bin,  daß in  
Österreich in der Verfassung eine k lare U nter­
scheidung zwischen Legislative und Exekutive be­
steht, die man auch beibehalten muß.  Also b itte, 
wie soll dann hier ein Mitglied dieses B undesrates 
agieren? Da werden wahrscheinlich bei jeder Ple­
numssitzung bei jedem Tagesordnungspunkt im­
mer wieder einige überstimmt werden,  weil man 
sagt: Bitte sehr, ich wäre ohnehin auch der Mei ­
nung, das ist al lgemein richtig, aber mei n  Landtag 
beziehungsweise mein Land hat m ich  gebunden 
an einen Beschluß. 

Ich glaube vielmehr, daß man die Überlegung, 
daß der Bundesrat die Länderinteressen zu ver­
treten hat, nicht zu eng auslegen darf. Ich betone 
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noch einmal: die Länderinteressen. Das heißt, 
wenn es in den Ländern zu einzelnen Punkten 
unterschiedliche Auffassungen gibt, dann bedeu­
tet das ja nicht, daß im Bundesrat, in dieser Län­
derkammer, nicht übergeordnete Überlegungen 
angestellt werden können, die dann eben eine 
Mehrheitsmeinung finden und d ie dann auch das 
Interesse mehrerer Länder vertreten. Ich glaube, 
nur so kann der verfassungsmäßige Auftrag auch 
entsprechend erfüllt werden. 

Ich glaube auch - das scheint mir logisch und 
selbstverständlich zu sein - ,  daß die Geschäfts­
ordnung des Bundesrates, daß Bestimmungen der 
Bundesverfassung, die den Bundesrat betreffen, 
von Zeit zu Zeit entsprechend geändert, be­
stimmten Verhältnissen angepaßt werden müs­
sen .  Ich glaube auch, daß wir gerade in dieser Fra­
ge m it Bl ickrichtung EG-Beitritt Österreichs vor 
einer halboffenen Türe stehen. Ich glaube, daß 
dem Bundesrat e ine ganz besondere Bedeutung in 
Zukunft zukommen wird. Wir werden auch mit 
Sicherheit in kürzester Zeit wieder beisammen 
sitzen ,  eine Arbeitsgruppe bi lden und uns im Ple­
num des Bundesrates mit Veränderungen der Ge­
schäftsordnung zu befassen haben,  wei l  sich 
durch einen EG-Beitritt Österreichs auch für den 
Bundesrat Veränderungen ergeben werden. (Der 
P r ä s i d e n  I übernimmt wieder den Vorsitz.) 

F rau Dr. Schmidt, wir waren vorvorige Woche 
in der Bundesrepublik Deutschland. Wir haben 
den deutschen Bundesrat besucht, und wir haben 
uns informieren lassen, wie es denn aussieht be­
züglich EG-Bundesrat. Trotz der vollkommen 
anderen Verhältnisse, trotz der vollkommen an­
deren Zusammensetzung d ieser gesetzgebenden 
Körperschaft, des deutschen Bundesrates, konn­
ten wir einige positive Dinge erkennen, die wir in  
Österreich für  den Bundesrat und mit dem Bun­
desrat in Richtung EG werden überlegen und ver­
ändern müssen. 

In Diskussionen und Gesprächen mit Landes­
hauptleuten werden auch Uberlegungen betref­
fend Länder angestellt, etwa in der Richtung: Vor 
allem die Länder werden viele Kompetenzen ab­
geben müssen, weil die Gesetze eben im Bereich 
EG gemacht werden. Die Länder bekommen sie 
dann faktisch nur zur Voll ziehung. Wenn man 
dort also sagt: . . .  soweit wir  mitwirken können 
- na ja, gut, heben wir die Landeshauptleutekon­
ferenz in Verfassungsrang, und der Bundesrat ist 
auch da. - Ich glaube, daß das nicht so einfach 
gehen kann, derartige Überlegungen in diese 
Richtung anzustellen, denn ich glaube, und ich 
bleibe dabei ,  daß wir - ob mit oder ohne EG, ob 
Mitglied oder nicht - das Prinzip Exekutive -
Legislative werden aufrechterhalten müssen.  

Ich glaube - und ich sage das sehr  bewußt - ,  
daß wir ein Gremium finden werden m üssen, das 
in enger Kooperation - hier Länder, hier Län-

derinteressenvertretung in der Bundesgesetzge­
bung, Bundesrat - wird arbeiten müssen. All das 
sind Dinge, die mir  sehr wichtig zu sein  scheinen 
und von denen ich glaube, daß sie auch entspre­
chend beraten werden müssen, daß wir entspre­
chende gesetzliche Regelungen - sei es in  der 
Geschäftso rdnung, sei es in der Bundesverfassung 
- brauchen und auch finden werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Ich 
möchte noch e inmal betonen: Ich glaube, wir ha­
ben mit den drei Bestimmungen, die heute zur 
Beschlu ßfassung vorliegen und dann als Antrag 
an den Nationalrat weitergeleitet werden so llen, 
sicher einen weiteren Schritt in der Entwicklung 
des Bundesrates gesetzt. Ich b in auch sehr froh 
darüber, daß wir ohne unterschiedliche Auffas­
su ngen in den dre i  hier im Haus vertretenen 
Fraktionen zu dieser Übereinstimmung gekom­
men sind, und ich bin sehr froh darüber, daß wir 
heute diese drei für mich und meiner Meinung 
nach nicht unbedeutenden Punkte einstimmig be­
schließen können.  Und wir können alle m iteinan­
der - auch wieder an al le drei Fraktionen gerich­
tet - nur alles unternehmen und danach trach­
ten , daß der Nationalrat, der schl ießl ich und end­
lich das Ganze beschließen muß, unseren Anre­
gungen, unseren Überlegungen,  den notwendig 
gewesenen Überlegungen folgen wird . 

Ich möchte aber - und das sei hier auch n icht 
verschwiegen - nochmals bitten, daß wir uns 
doch nicht ununterbrochen selbst darüber bekla­
gen , wie arm dieser Bundesrat , wie unbedeutend 
er ist, sondern doch etwas dazu beitragen, daß die 
öffentliche Meinung darüber anders wird , daß die 
Öffentlichkeit auf diesen Bundesrat auch anders 
reagiert. Ich sehe darin eine große Aufgabe. Wir 
müssen - und ich bin hier wahrscheinlich mit 
vielen einer Meinung - natürlich zunächst ein­
mals selbst alles vermeiden ,  was den Bundesrat 
negativ darstellen könnte, denn - ich bin kein 
Kaufmann und kein Geschäftsmann, und al l  die­
jenigen ,  die aus dem Handelsbereich kommen, 
werden mir  verzeihen - ich kann mir nicht vor­
stellen, daß ein Händler seine Ware als Negativ­
ware, als "Klumpert" anpreist. Es darf kein einzi­
ges Mitglied des Bundesrate geben, das sagt: B itte 
schön, aber der Bundesrat ist "eh" nichts wert ! ,  
anderenfalls müßte ich demjenigen - so wie dem 
Kaufmann - empfehlen: Verkaufe dein  Ge­
schäft, denn du wirst nichts anbringen!  (Bundes­
rätin Dr. S c  h m i d t: Ich muß die Ware verbes­
sern, nicht ein Scheinbild zeichnen!) Ich b in gerne 
bereit - wir sind ohnedies dabei -, diese Ware 
ist zu verbessern, um sie nach außen besser ver­
kaufen zu können, aber trotz bester Ware werde 
ich wah rscheinl ich einen guten Verkäufer brau­
chen. 

Noch e ines: Wir reden immer von einer Auf­
wertung des Bundesrates. Meine lieben Damen 
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und Herren! "Aufwertung des Bundesrates" 
für mich klingt das abwertend. Was heißt: Der 
Bundesrat soll aufgewertet werden!? Ist er über­
haupt n ichts wert? Abgewertet wurde er durch 
einige Beschimpfungen, einverstanden, aber diese 
bewegen mich s icher nicht dazu, zu sagen,  er sei 
nichts wert. Wir könnten uns also vielleicht auch 
den Wortlaut überlegen. Reden wir nicht von ei­
ner Aufwertung des Bundesrates, sondern reden 
wir davon,  daß diesem Bundesrat die in der Bun­
desgesetzgebung notwendigen Kompetenzen zur 
Vertretung der Länderinteressen gegeben wer­
den. Arbeiten wir  in diese Richtung, vielleicht 
können wir dann darauf verzichten ,  uns zu be­
schweren, uns darüber zu beklagen, wie "arm" 
der Bundesrat ist. 

Die sozialistische Bundesratsfraktion wird dem 
vorliegenden Antrag selbstverständlich die Zu­
stimmung geben ,  wobei ich noch hinzufügen 
darf, daß wir diese Zustimmung mit dem ein­
dringlichen Ersuchen an den Nationalrat verbin­
den, daß diese Novelle auch rasehest - mögl ichst 
noch in dieser Legislaturperiode - in die Tat um­
gesetzt wird.  - Ich danke. (Allgemeiner BeifaLL. ) 
10.19 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich ferner 
Herr Vizepräsident Universitäts-Professor D1'.  
Herbert Schambeck.  Ich erteile es ihm. 

10.:;'0 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP , Nie­

derösterreich) : Herr Präsident! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren!  Hohes Haus! Wäre es 
nicht schön, wenn man im Bundesrat einmal eine 
Debatte abhalten könnte, bei der man in Ab­
wandlung eines schönen Schlagertextes sagen 
könnte: Bei dir war es immer so schön !?  

Meine Damen und Herren !  Und doch,  glaube 
ich, können wir trotz aller kontroversie llen Bei­
träge, auch der der Frau D1'. Heide Schmidt, sa­
gen: Es ist bei euch doch so schön!  Denn: Ist es 
nicht beglückend, einen Staat zu haben ,  in dem 
die Massenmedien, sowohl der ORF als auch die 
Zeitungen, die Gazetten, ohne jegliche Sanktion 
parlamentarische Einrichtungen, Verfassungs­
reinrichtungen kritisieren? Keiner meiner Vor­
redner, auch nicht der erste Repräsentant dieses 
Hauses in diesem Halbjahr, Herr Dr. Martin Stri­
mitzer ,  möchte das Geringste von der Meinungs­
und Pressefreiheit wegnehmen. 

Ich selbst halte jetzt im Sommersemester nach 
dem Studien plan meiner Fakultät in L inz die 
Hauptvorlesung über die Grundrechte und habe 
auch bei d ieser Gelegenheit darauf hingewiesen, 
daß die Grundrechte, das Grundrecht der Mei­
nungsfreiheit und auch das Recht der Massenme­
dien Voraussetzung für den demokratischen 
Rechtsstaat und für die Fre iheit in einer demo­
kratischen Republik sind. Wir alle wissen aber: Es 

kommt nicht allein auf "Freiheit wovon?" ,  son­
dern auch auf "Freiheit wozu?" an. 

Wir alle stehen unter einem Erziehungsauftrag 
und sollten uns bemühen, unser freies Mandat, 
von dem auch Herr Vizepräsident Walter Strut­
zenberger mit Recht gesprochen hat, unser freies 
Mandat als Mandatare, als Parlamentarier, die 
Ministerverantowrtung oberster Vollzugsorgane 
und die Aufgabe des ORF zu einer objektiven, 
sac hlichen Berichterstattung so auszuüben und zu 
erfüllen, daß es dem Gemeinwohl dient. 

Hohes Haus! Selbstverständlich gehören dazu 
auch Witz und Ironie. Wer mich näher kennt, 
weiß - man kann meine Beiträge von mehr als 
20 Jahren in diesem Haus nachlesen ;  ich habe 
selbst sogar mit Gottfried Heindl ein juristisches 
Witzbuch herausgegeben, das auch im Deutschen 
Taschenbuchverlag erschienen ist (Zwischenruf 
des Bundesrates Dr. W a  b l); nein, ich bin nicht 
auf die Autorenhonorare meiner Bücher ange­
wiesen, auch nicht des Witzbuches - ,  ich habe 
auch für Ironie und Witz etwas übrig, erzähle ger­
ne Witze, mache selbst gerne Witze, sehe man­
ches heiter. Nur - und das möchte ich h inzufü­
gen -: Witz und Ironie allein ersetzen n icht die 
sachliche Berichterstattung. Und darum geht es 
uns bei der Darstellung der parlamentarischen 
Tätigkeit in der Länderkammer. 

Hohes Haus! Das Schicksal und auch das Anse­
hen einer parlamentarischen Körperschaft wer­
den zum Teil sicher vom Wert der Tätigkeit, die 
in diesem Haus sachlich erbracht wird, bestimmt. 

Frau Dr. Heide Schmidt! Sie können in den 
Protokollen des Bundesrates nachlesen ,  welche 
Beiträge Sie selber m it welcher Sachbezogenheit 
zu welchen Punkten geliefert haben, seit Sie Mit­
glied des Bundesrates sind, und zu welchen  Punk­
ten Sie nicht gesprochen haben,  zu welchen 
Punkten sich Ihre Fraktion verschwiegen hat, 
weil Sie keinen Redner stellen konnte oder wollte, 
und bei den Punkten, zu denen Sie gesprochen 
haben, kann jeder nachlesen ,  was die Repräsen­
tanten der Freiheitlichen Partei sachlich dazu bei­
getragen haben. Und diese Beiträge können mit 
den Beiträgen der anderen verglichen werden, be­
gin nen bei der - damals war ich Vorsitzender des 
B undesrates - ,  Bundesrats-Enquete über "Parla­
mentarismus und Föderalismus" , aber auch bei 
vielen anderen Beiträgen .  

S ie haben, was normalerweise n icht den parla­
mentarischen Umgangsformen entspricht, weil 
der jeweilige Präsident des Hauses wehrlos ist, 
wenn er den Vorsitz führt, mich mit meinen Bei­
trägen zur Reform des Bundesrates nicht gerade 
gentlemanlike attack iert. (Bundesrätin Dr. 
5 c h m i d t: Ich habe Sie nur zitiert und nicht at­
tackiert! ) 
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Hohes Haus! Ich bekenne mich dazu, daß ich 
sowohl als Staatsrechtslehrer als auch als Parla­
mentarier seit mehr als 20 Jahren Vorschläge zur 
Reform des Bundesrates erbracht habe, und ich 
werde mich auch dann, wenn ich eines Tages 
nicht mehr dem Hohen Hause angehören werde, 
was sicherlich nicht übermorgen der Fall ist, aber 
garantiert kommen wird - ich bin schon die 
fünfte Periode hier und 56 Jahre alt und mit 35 
Jahren in  den Bundesrat gekommen -, noch mit 
der parlamentarischen Einrichtung und mit dem 
öffentlichen Leben beschäftigen, wie ich das 
schon vor meiner Matura gemacht habe, wei l  ich 
mich immer mit dem öffent lichen Leben beschäf­
tigt habe. Ich beschäftige mich auch in einer Fest­
schrift damit. 

Ich geniere mich gar nicht dafür, daß ich zum 
Jahrhundert jubiläum dieses Hauses eine parla­
mentarische Festschrift init iiert habe, wozu ich 
von Ihrer Partei Herrn Kollegen Frischenschlager 
und von der Sozialistischen Partei Herrn Dr.  
Löschnak eingeladen habe. Weitere Bücher von 
mir werden sich m it Parlamentarismus und Föde­
ralismus beschäftigen sowie mit öffentl ichem 
Recht und Parlamentarismus, das wird demnächst 
in Druck gehen ,  wo ich mit einer breiten Palette 
versuche - sachl ich, n icht polemisch - ,  dazu ei­
nen Beitrag zu leisten. 

Und ich darf I hnen, Frau Dr. Schmidt, sagen: 
Schon lange bevor Sie in dieses Haus gekommen 
sind, haben wir uns m it der Reform der Geschäft­
ordnung des Bundesrates beschäftigt. Ich möchte 
hier Bundesrat Dr .  Jörg Iro von der ÖVP nennen. 
Ich möchte Hans Bürkle nennen. Ich möchte den 
Landesstatthalter von Vorarlberg Ernst Kolb nen­
nen. Ich möchte auf Franz Gschnitzer hinweisen .  
Ich  möchte be i  der Sozialistischen Partei auf 
Ernst Koref hinweisen. Ich möchte hinweisen auf 
F ranz S kotton und auf Helmuth Schipani .  Auch 
wenn wir nicht immer einer Meinung waren, ha­
ben sie jahrelang mitgearbeitet, um eine Reform 
der Geschäftsordnung des Bundesrates zu ermög­
l ichen . 

Zur selben Zeit, Hohes Haus, hat die Freiheitl i­
che Partei im Nationalrat nichts unternommen 
zur Verbesserung der B undesstaatlichkeit in  
Österreich und nichts zur Verbesserung der Stei­
lung des Bundesrates, und zwar gar nichts! Das 
können S ie in den Unterlagen von vier Jahrzehn­
ten nachlesen. 

Zeigen Sie mir Föderalismus-Initiativen, die 
von der Freiheitlichen Partei in diesem Haus aus­
gegangen sind !  - Da werden Sie n ichts finden, 
wei l  keine Initiative gekommen ist. Und als wir 
von der Österreichischen Volkspartei in der Zeit 
der Opposition, a ls wir nicht in der Regierung 
waren, aber im Bundesrat die Mehrheit hatten, zu 
versch iedenen Gesetzen Einsprüche einbrachten, 
schmetterte die Freiheitliche Partei diese Ein-

sprüche des Bundesrates, in denen auch föderali­
stische Aspekte enthalten waren, im Nationalrat 
ab. Ich lade alle Damen und Herren ein, nachzu­
lesen, was freiheitl iche Abgeordnete damals über 
Einsprüche des Bundesrates sagten . (Zwischenruf 
der Bundesrätin Dr. S c  h m i d t.) 

Au ßerdem hätte es mich sehr  gefreut, F rau Dr. 
Heide Schmidt, wenn von Ihrer Partei zur Ver­
besserung des Bundesrates und zur Verbesserung 
der Bundesstaatlichkeit im Nationalrat - das ist 
nämlich der erste Gesetzgeber für Verfassungsän­
derungen - die geringste Initiative ausgegangen 
wäre. Wir freuen uns, daß in dem kurzen Gast­
spiel, das Sie dem Bundesrat geben ,  Verbesserun­
gen zustande gekommen sind. 

Frau Dr. Heide Schmidt! Mein persönliches 
Bekenntnis zum Bundesrat hat darin bestanden, 
daß ich während der Mitgliedschaft im Bundesrat 
niemals zu einem anderen allgemeinen Vertre­
tungskörper kandidiert habe. Ich kann Ihnen das 
heute ruhig sagen. Als ich 1969 von meiner Teil­
organisation, dem ÖAAB Niederösterreich, no­
miniert wurde für den Bundesrat (Zwischenruf 
des Bundesrates Dr. W a  b l).  schlug man mir 
gleichzeitig vor, im Jahr 1 970 an einer sicheren 
Stelle zum Nationalrat zu kandid ieren. Ich habe 
damals Landesparteiobmann Dr. Prader gesagt: 
Ich möchte nichts anderes, als in meinem Leben 
den Bundesländern zu dienen! Ich will n ichts an­
deres werden, ich will Bundesrat bleiben! (Bun­
desrätin Dr. S c  h m i d t: Das ist eine Selbstdarstel­
lung und keine Darstellung des Bundesrates, was 
Sie tun!) Ich habe das auch so praktiziert, wäh­
rend ich es köstlich finde, daß sich Leute zur Ver­
besserung einer Kammer anschicken, aber gleich­
ze itig schauen, daß sie schleunigst in d ie andere 
kommen .  (Weiterer Zwischenruf des Bundesrates 
Dr. W a  b I .) 

Frau Doktor !  Sie werden Gelegenheit haben, 
Ihre Meinung zur Verbesserung des Bundesrates 
im Nationalrat zu vertreten. (Bundesrätin Dr. 
S c  h m i d t: Ich benütze nicht die Gelegenheit zu 
einer SeLbstdarstellung so wie Sie!) Und wir wer­
den uns dann anschauen, Frau Doktor, wie S ie im 
Nationalrat für den Bundesrat die Ideen durch­
kämpfen, die Sie heute hier urgieren .  

Ich möchte dazusagen, daß wir in  den letzten 
Jahren in einem Miteinander von SPÖ und ÖVP 
und auch mit Verständnis bei e inigen in der Bun­
desregierung - obwohl ich von der ÖVP komme, 
möchte ich Dr. Löschnak in diesem Zusammen­
hang nennen; danach war es Herr Dr. Heinrich 
Neisser - eine Reihe von Verbesserungen er­
reicht haben.  

Ich möchte auch sagen, daß ein großer Sozial­
demokrat schuld ist an der Situation des heutigen 
Bundesrates - schon im Jahre 1 920 hat man der 
damaligen S ituation nicht entsprochen - ,  näm-

531. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 129

www.parlament.gv.at



B undesrat - 53 1 .  Sitzung - 1 3. Juni 1 990 24 1 1 9  

Dr. Herbert Schambeck 

lich Dr. Danneberg, ein großer Sozialdemokrat, 
der leider im Konzentrationslager sein  Ende ge­
funden hat. Sein letztes Familienmitglied lebt 
heute als alte Frau in London .  

Wir haben hier die Verfassungsgesetz-Novelle 
1 984 und eine Geschäftsordnungsreform - das, 
was die Gründer der Republ ik  im Jahre 1 920 
nicht zusammengebracht haben,  was auch in der 
Kelsenschen Verfassung nicht steht - zustande­
gebracht, eine echte Verbesserung und eine Fort­
schreibung. 

Ich glaube, daß man das auch hier erwähnen 
soll ,  wenngleich ich zugebe, daß es viel medien­
wirksamer ist, zu ironisieren und zu kritisieren. 
Wenn man sich diese Beiträge anschaut, die in 
den letzten Monaten von der Freiheitlichen Par­
tei - einschLießlich Ihrer Person, Frau Dr. 
Schmidt - gebracht worden sind, so sieht man, 
daß es dabei eine Ausklammerung al ler Rechts­
problematiken gegeben hat, obwohl Sie, Frau Dr. 
Schmidt, eine Frau Dr. juris sind.Sie sind allen 
Rechtsproblemen in Ihren Reden aus dem Weg 
gegangen und haben darauf verwiesen, Herr Prof. 
Schambeck wird dann schon darauf eingehen. 
(Bundesrätin Dr. S c  h m i d t: Ich weiß. wie gerne 
Sie reden!) 

Lesen Sie nun bitte nach d ie Protokolle über 
die Debatten betreffend Reform des Haushalts­
rechtes. Da war damaLs - da waren Sie noch 
nicht herinnen - Ihr Staatssek retär Dkfm. Bauer 
von "erlesener" Aussagelosigkeit !  Oder lesen Sie 
nach die Protokolle über die Debatte betreffend 
Verwaltungssenate! Lesen Sie die Protokolle über 
alle Debattenbeiträge von Ihnen, F rau Dr. 
Schmidt. und von Ihrer Fraktion nach über die 
Verfassungsgesetz-NoveLlen ! Da haben Sie keine 
Gelegenheit gehabt zu ironisieren - und haben 
nichts zu sagen gewußt. Das steht alles in den 
Protokollen. Diejenigen, die sich dafür engagiert 
haben,  brauchen sich nicht dafür zu genieren, daß 
sie sich hier engagiert haben,  Hohes Haus. (Bei­
fall bei der Ö VP und bei Bundesräten der SPÖ.) 

Hohes Haus! Ich darf Ihnen versichern, daß 
dieser "Minimalkonsens" , wie ihn der Herr Präsi­
dent Dr. Strimitzer genannt hat - dem ich auf­
richtig gratuliere zu diesem Ergebnis und zu die­
ser Initiative - ,  ein Teilabschnitt ist. Es ist wirk­
lich erfreulich, daß sich alle dre i  in  d iesem Haus 
vertretenen Fraktionen auf diesen Minimalkon­
sens geeinigt haben, denn ich darf Ihnen versi­
chern, daß wir alle noch weitergehende Vorstel­
lungen haben, nur das ganze Leben ist doch bitte 
ein Kompromiß. Wenn zwei Menschen e inander 
begegnen - das haben Sie sicherlich schon be­
merkt, soweit Sie verheiratet sind - ,  so ist jede 
Ehe n icht ein verlängertes Ballgeflüster ,  sondern 
eine Gemeinschaft, in die jeder das Seine ein­
bringt, aber auch auf den anderen Rücksicht 

nimmt. Man muß wissen, was zumutbar ist - in 
dem Fall ,  was poli tisch durchsetzbar ist. 

Ich darf Ihnen versichern, daß wir alle weiter­
gehende Vorstellungen hätten, etwa d ie, daß ein 
Bundesratsmitglied oder ein Ausschußmitglied 
die Möglichkeit hat, zu Gesetzesvorschlägen Stel­
lung zu nehmen, so wie der Bayrische Senat zu 
Vorschlägen betreffend Landtagsgesetze. Diesbe­
züglich hat der Bayerische Senat schon jetzt die 
Möglichkeit, Stel lungnahmen abzugeben. 

Frau Dr. Heide Schmidt, Sie urgieren manch­
mal - es ist interessant, Ihre Reden nachzuLesen ,  
das ist aber eine Frage der entsprechenden Infor­
mation und der Kenntnis . . . (Bundesrätin Dr. 
S c  h m i d t: Sie wiederholen sich sehr oft.') Ich 
sage es I hnen noch einmal. Ich gebe genau acht, 
was Sie sagen. - Sie urgieren für den Bundesrat 
Rechte oder Dinge, die dieser schon Längst hat, 
nur ist Ihnen das offensichtLich nicht aufgefallen. 
Sie kritisieren etwa, daß der Bundesrat Gesetzes­
vorlagen nicht bekommt: Die bekommen wir lau­
fend, Hohes Haus ! Ich wei ß  nicht, wie Sie, Frau 
Dr. Schmidt, Ihre Post anschauen. (Bufldesrätifl 
Dr. S c  h m i  d t: Sie haben mir nicht zugehört.') 
Wir bekommen al le Regierungsvorlagen zur In­
formation.  (Neuerlicher Zwischenruf der Bundes­
rätin Dr. S c  h m i d c.) 

Frau Kollegin ,  das steht im Protokol l !  Ich darf 
Ihnen versichern,  daß wir jetzt schon sämtliche 
Vorlagen bekommen, die Sie urgieren.  Es gäbe 
daher ohne weiteres die Möglichkeit, daß man 
hier von einem Ausschuß aus oder einzeln die 
Möglichkeit der Stel lungnahme gegenüber dem 
Nationalrat hat. 

Sicherlich wäre es begrüßenswert, daß wir nicht 
bloß in einer erweiterten "Gutachterrolle" an den 
Nationalratsaussch üssen teilnehmen, sondern 
dort auch die Möglichkeit haben, ungefragt mit­
zuarbeiten. Selbstverständlich nicht ein Stimm­
recht zu haben, e in  Stimmrecht kann man nur  in  
einer Kammer haben,  in  die man gewählt wurde, 
aber daß man eben diese MögLichkeit einer sol­
chen Teilnahme an Aussch ußsitzungen hat. 

Sicherlich wäre es diskussionswert, ob es nicht 
besser ist, wenn d ie Bundesratsmitglieder vom 
Volk gewählt, anstatt von den Landtagen entsandt 
werden .  

Ich darf Ihnen versichern, daß ich andere parla­
mentarische System e  an Ort und Stelle studiert 
habe. Ich war vor wenigen Tagen in Washington 
und habe auch im Capitol m it Vertretern des Re­
präsentantenhauses und mit den "legal advisors" 
gesprochen. 

Ich war nachher im Spanischen Senat und habe 
mit dem Senatspräsidenten und Vertretern aller 
Parteifraktionen ein dreistündiges Arbeitsge-
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spräch - in Anwesenheit des Herrn Botschafters 
Dr. Maschke - geführt über aktuelle Fragen des 
Regionalismus und der europäischen Integration. 
Wir im Bundesratspräsidium haben uns vorge­
nommen, mit Bonn und Madrid entsprechende 
Kontakte zu pflegen, weil Regionalismus und Fö­
deralismus eine wichtige Rolle spielen und wir 
eben sehen müssen ,  wie die Erfahrungen bezüg­
lich Brüssel sind. 

Ich möchte Ihnen sagen, daß es selbstverständ­
lich auch denkbar ist, daß ein Bundesratsmitglied 
vom Volk  gewählt wird. Nur entspricht das nicht 
der politischen Praxis, dann wäre es nicht mög­
lich, daß während einer Legislaturperiode des Na­
tionalrates Parteiobere (Zwischenruf der Bundes­
rätin Dr. S c  h m i d t) und bestimmte Repräsen­
tanten Auswechslungen von Bundesräten vorneh­
men . Das ist bei einer Volkswahl, Hohes Haus, 
natürlich dann nicht mehr möglich. Da ist die 
Frage, ob das alle wollen. (Bundesrätin Dr. 
S c  h m i d t: Sie haben nicht zugehört, was ich ge­
sagt habe!) Die Bundesräte werden entsandt von 
den Landtagen, weil das - lassen Sie m ich das 
betonen - der Wille des Verfassungsgesetzgebers 
1 920 war. Die Länderrepräsentanz erfolgt nach 
dem Parteienproporz im Landtag. Daher sitzen 
wir hier nicht nach Ländern, sondern nach Partei ­
fraktionen, wei l  das im Bundes-Verfassungsgesetz 
1920 steht. 

Unser Schicksal, Hoher Bundesrat, bestimmen 
wir n icht selbst, sondern die Väter der Verfassung 
und diejenigen, die Verfassungsgesetzgeber sind, 
und die das weiter fortsetzen. Es besteht aber 
ohne weiteres die Möglichkeit, durch Verfas­
sungsgesetz-Novellen das mit einem entspre­
chend breiten Konsens zu ändern. 

Wenn man die Volkswahl der Bundesräte will ,  
dann stärkt man sicherlich die demokratische Le­
gitimation des jeweiligen Bundesratsmitglieds. 
Die föderalistische Legitimation, die ja vorhanden 
ist, würde eine zusätzliche Motivation erfahren. 
Manche würden der Meinung sein ,  es würde das 
demokratische Element, das im Nationalrat ohne­
hin repräsentiert ist, überstark werden, wei l  die 
Bindung an den Landtagsbeschluß dadurch ver­
ringert wird. Darüber könnte man sprechen .  

N ur seien Sie versichert, Hohes Haus, daß d ie  
einzelnen Ländervertreter darüber unterschiedli­
cher Meinung sind; das ist von Bundesland zu 

. Bundesland verschieden. 

Dasselbe gilt, was die gleiche Zahl der Mitglie­
der des Bundesrates pro Bundesland betrifft. 
Frau Dr. Schmidt, ich glaube nicht, daß es jemals 
dazu kommen wird, daß drei Bundesratsmitglie­
der für eine Gesetzesinitiative ausreichend sind. 
Wir dürfen n icht vergessen ,  daß das Gesetzesin­
itiativrecht dem Bundesrat zusteht. Damit aber 
eine parlamentarische Kammer sich artikul ieren 

kann, bedarf es normalerweise eines Mehrheits­
beschlusses, weil der Gesetzesbeschluß ist ja der 
Gesetzesinitiativbeschluß des Bundesrates, also 
der gesamten Körperschaft. 

Wir gehen heute einen entscheidenden Schritt 
in Richtung parlamentarisches Minderheitsrecht. 
U nd ich darf Ihnen versichern, Frau Dr. Schmidt, 
daß ich schon mehr als zeh n  Jahre, bevor Sie hier 
eingezogen sind, diese Forderung in den Raum 
gestellt habe. (Bundesrätin Dr. S c  h m i d t :  Alter 
ist kein Verdienst!) Es ist uns zunächst gelungen 
durch das Anfechtungsrecht beim Verfassungsge­
richtshof, und zwar für ein Drittel der Bundes­
ratsmitglieder, und das haben wir hier fortgesetzt. 

Ich meine, daß es auch notwendig ist, daß der 
Nationalrat, wenn er Verfassungseinrichtungen 
schafft, n icht bloß sich ein Recht zugesteht, son­
dern auch an den Bundesrat denkt. Es ist bedau­
ernswert - wir werden das heute noch zum Aus­
druck bringen - ,  daß es i m  Umweltschutzbe­
reich einen Bericht gebe n  soll , der nur an den 
Nationalrat erstattet wird und nicht auch an den 
Bundesrat. Da sind wir ja alle der gleichen Mei­
nung: Ein solcher Bericht gehört auch uns über­
mittelt. 

Ich habe immer folgende Meinung vertreten -
entschuldigen Sie, daß ich mich da zitiere . . . 
(Bundesrätin Dr. S c  h m i d t: Das sind wir von Ih­
nen gewohnt!) Frau Kol legin ,  die einen schreiben 
und die anderen schreiben ab, aber ich entscheide 
mich für das Schreiben. 

Ich habe mich schon 1 9 7 1 ,  und zwar in einem 
Vortrag vor der Vorarlberger und Tiroler Juristi­
schen Gesellschaft, für die Einführung der Volks­
befragung als Enscheidungshilfe ausgesprochen .  
Ich habe in einer Zeitung gelesen :  Wenn die keine 
Volksbefragung abgehalten hätten, hätte man ge­
sagt, die sind so undemokratisch und fragen das 
Volk nicht. Jetzt halten zwar - begrüßenswerter­
weise - zwei Bundesländer, nämlich Salzburg 
und die Steiermark, eine Volksbefragung ab, wor­
auf aber geschrieben wird :  Die fragen und regie­
ren nicht. 

Dazu möchte ich sagen: Befragen ist ja kein Er­
satz für Regieren. Ich zitiere in diesem Zusam­
menhang Hans Kelsen, der geschrieben hat: "Die 
E inrichtungen der direkten Demokratie haben 
die Aufgabe, das freie Mandat der Abgeordneten 
zu ergänzen, nicht zu ersetzen." - Das wäre ja 
sonst eine Jakobinisierung. 

Eine Volksbefragung stellt e ine Entscheidungs­
h ilfe dar. Es wäre daher begrüßenswert, wenn der 
Bundesrat auch das Recht bekäme, eine Initiative 
zur Abhaltung einer Volksbefragung setzen zu 
können. Nur gehört natürlich dazu ein Bewußt­
seinsbi ldungsprozeß, damit man uns das entspre­
chend gewährt. 
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Ich glaube, es wäre von Wichtigkeit - und das 
in einer Zeit, in der, mit Ausnahme von Tirol und 
Vorarlberg, alle österreichischen Bundesländer 
den Volksanwalt als wichtiges Kontrollorgan an­
erkennen -, daß die Volksanwälte nicht alleine 
vom Nationalrat beste llt werden, sondern von der 
Bundesversammlung, von Nationalrat und Bun­
desrat gemeinsam, noch dazu, wo Sie ja jetzt Ih­
ren Fraktionskollegen Sehender vorschlagen, daß 
eben jemand Volksanwalt werden kann,  der nicht 
dem Hohen Haus hier und auch nicht dem Natio­
nalrat angehört. 

Es wäre zu begrüßen, wenn - bei dieser Bezo­
genheit auf die österreichischen Bundesländer -
die Volksanwälte bestel lt würden von der Bundes­
versammlung; diese ist ja ohnehin nicht sehr 
kompetenzreich. 

Ich habe immer gesagt - da bin ich ganz der 
Meinung meiner Vorrednerin -, daß man auch 
Prüfungs- und Kontrollanträge beim Rechnungs­
hof stellen soll .  Nur kann der Bundesrat erst dann 
Prüfungs- und Kontrollanträge beim Rechnungs­
hof stellen - ich wäre dafür, daß das auch ein 
parlamentarisches Minderheitsrecht sein sollte - ,  
wenn der Herr Präsident und der Herr Vizepräsi­
dent des Rechnungshofes nicht allein gewählt 
werden über Vorschlag des Hauptausschusses des 
Nationalrates. Eben auch von der Bundesver­
sammlung - Bundesrat und Nationalrat gemein­
sam - sollten diese Organe bestellt werden, für 
die sie dann auch kompetenzberechtigt wären .  
Denn wenn diese nicht bestellen, so sind wir ja 
auch n icht kompetenzberechtigt. 

Ich darf sagen: Was die wichtige Kontrollfunk­
tion des Rechnungshofes auf Landes- und Ge­
meindeebene anlangt, so habe ich immer gesagt, 
daß es zu begrüßen wäre, wenn diese Organe 
durch die Bundesversammlung bestellt würden. 

Ich glaube, mich nicht zu irren, wenn ich sage, 
daß Leopold Gratz und Christian Broda in Ihren 
"Reformvorschlägen zur österreich ischen Innen­
politik" ,  zweite Auflage, schon im Jahre 1967 ei­
nen ähnlichen Standpunkt vertreten haben. Ich 
glaube mich nicht zu irren ,  daß das im "Europa­
verlag" erschienen ist - mit einem schwarzen 
Umschlag. Das sei aber keine Prüfungsfrage. 

Ich meine, daß das sehr wichtig wäre, denn die 
Prüfungskompetenz des Rechnungshofes auf Ge­
meinde- und Landesebene ist ja n icht zu leugnen.  
Und ich möchte noch hinzufügen : Sowohl in der 
Hoheitsverwaltung a ls auch in der Privatwirt­
schaftsverwaltung - sei es die Auftragsvergabe, 
die Subventionsverwaltung oder die e igenunter­
nehmerische Tätigkeit des Staates, das sind vor 
allem die Kommunalbetriebe - spielt das eine 
große Rolle. 

Frau Doktor Schmidt, diesbezüglich könnten 
wir Verbündete sein: Sie im Nationalrat, wir hier 
im Bundesrat! Wir bleiben uns in der Zusammen­
arbeit erhalten. Erlauben Sie mir, eine solche 
Einladung zu einem verfassungspol itischen Ren­
dezvous hier ergehen zu lassen. 

Beachten sollten wir auch, daß nicht alleine ein 
Einspruch eingebracht wird, sondern daß wir uns 
fragen: Was geschieht dann weiter damit? In die­
sem Zusammenhang erinnere ich an den ehemali­
gen Vorsitzenden der sozialistischen Fraktion 
hier in d iesem Hause, an Prof. Dr. Franz Skotton, 
der in einer Festschrift, die auf den Bundesrats­
Vorsitzenden 01'. Heger zurückgeht, und zwar 
an läßlich des 30jährigen Jubiläums, auf d ie Mög­
lichkeit e ines "Vermittlungsausschusses" hinge­
wiesen hat. - Auch der Herr Präsident. Hofrat 
01'. Strimitzer, hat das mit in die Diskussion ent­
scheidend eingeworfen. Wir sollten uns überle­
gen , ob es n icht bei Einsprüchen einen Vermitt­
lungsausschuß geben sollte, damit das Nein samt 
unserer Begründung hiefür nicht bloß abge­
schmettert wird. 

Frau Doktor Schmidt, weil Sie hier gesagt ha­
ben,  der Bundesrat hat überhaupt keine Rechte; 
ich gebe allerdings zu, daß diese Schwarzweißma­
lerei hier so ähnlich ist wie Nolde-Bilder, eben 
viel wirksamer. 

Der Bundesrat hat seit 1 984 das entscheidend­
ste Recht bekommen, das eine Länderkammer in 
einem Bundesstaat bekommen kann :  daß er näm­
lich das allerletzte Wort spricht bei der Änderung 
von Kompetenzen. Und glauben Sie mir, Hohes 
Haus: Es kommt nicht nur alleine darauf an, daß 
Rechte ausgeübt werden ,  denn bestimmte vor­
handene Rechte und Aktionsmöglichkeiten wir­
ken im politischen eben prophylaktisch. 

Ich könnte Ihnen jetzt anhand des österreichi­
schen Verfassungssystemes eine Reihe von Rech­
ten aufzählen,  die nie ausgeübt wurden ,  die aber 
alle aufgrund ihrer Existenz prophylaktisch wir­
ken und das politische System Österreichs be­
gründet haben .  

Von allergrößter Bedeutung in bezug auf das 
österreichische Staatsoberhaupt verweise ich auf 
die viel zu wenig beachtete 1 7  Seiten starke Stu­
die von Dr. Adolf Schärf betreffend die Stel lung 
des Bundespräsidenten; diese Schrift ist aus dem 
Jahre 1 947, damals war noch gar keine Rede da­
von, daß er e inmal Bundespräsident werden  sol l­
te. 

Ich könnte bezüglich anderer Verfassungsorga­
ne ähnliche Studien hier aufzählen. 

Dieses Zustimmungsrecht ist, so meine ich, von 
größter Wichtigkeit. Darf ich es Ihnen sagen, Ho­
hes Haus: Die Umweltkompetenz ist im Grunde 
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genommen eine Landessache, wei l  sie 1 920 als 
Kompetenztatbestand nicht bewußt gewesen ist, 
sondern den Ländern verblieben ist . Das heißt, 
bei jeder neuen Kompetenzregelung muß der je­
weil ige Umweltminister mit unserem Nein, mit 
unserem Einspruch rechnen, wenn er nicht vor­
her die entsprechenden Verhandlungen  mit den 
Bundesländern führt. 

Und d ie liebliche Frau Bundesmin ister Dr. Ma­
ril ies F lemming, d ie sicherlich einigen zur H im­
melfahrt gereichen wird, anderen wird sie wahr­
scheinlich im Fegefeuer angerechnet werden -
ich wünsche, höchstens Ende nächsten Jahrhun­
derts - ,  steht vor der Notwendigkeit, ständig in 
Verhandlungen zu treten mit den Vertretern der 
Bundesländer, auch mit uns. 

Ich darf Ihnen versichern, Frau Dr. Heide 
Schmidt: Ich habe noch n ie ein Regierungsmit­
gl ied erlebt, welches so einen Zorn auf mich ge­
habt hat, daß es hinausgelaufen ist und die Türe 
zugeschlagen hat. Bei mir war das der Fall , d ie 
Fraktion kann das bestätigen. Und das, weil ich 
gesagt habe: Man muß auch mit uns reden, ob wir 
dazu unsere Zustimmung geben. - Die Frau 
Bundesminister ist aber zurückgekehrt, und wir 
sind nun wieder vereint, und wir erleben die 
Großartigkeit einer Politikerpersönlichkeit. Sie 
ist die e inzige, die imstande wäre, Maria Stuart zu 
spielen - man bräuchte nicht zwei Rollenbeset­
zungen - u n d E lisabeth von England. 

Frau Bundesminister Dr .  Flemmi ng ist veran ­
laßt worden, m it den Landeshauptleuten und 
auch mit  uns zu rechnen. Und das ist nur mög­
lich, weil es Zustimmungsrecht gibt. Diesbezüg­
lich gibt es keinen Beharrungsbeschluß,  sondern 
die Länderkammer wahrt die Zuständigkeit der 
Bundesländer. 

Aber jetzt kommt folgendes im selben Atemzug 
hinzu: Die Bundesländer selber müssen wissen,  
was s ie wollen. Ich darf Ihnen versichern, daß in  
aB diesen Fragen n icht alle Bundesländer dersel­
ben Meinung sind: Einige sind der Meinung, sie 
wollen Umweltschutzangelegenheiten selber re­
geln; andere sind froh, wenn  sie nicht die Verant­
wortung h iefür haben, sondern eben ein anderer 
die Verantwortung trägt. 

Ich darf Ihnen versichern: In den mehr als zwei 
Jahrzeh nten meiner Zugehörigkeit hier zu d ie­
sem Hohen Hause habe ich noch nie erlebt, daß 
alle neun Bundesländer m it allen neun Landes­
hauptleuten uns einen Brief geschrieben haben, 
in dem alle der Meinung sind, daß s ie etwas ver­
h indern wollen. 

Aber etwas kommt vor, und das erleben wir 
auch heute wieder - und das ist großartig, denn 
es spricht für die Dynamik in unserer Demokratie 
und des Föderalismus - ,  daß in einem solchen 

Fall einzelne e inzelner Meinung sind und daß das 
von den Bundesräten auch zum Ausdruck ge­
bracht wird. 

Ich hoffe sehr, daß der ORF, der dem einzel­
nen Geschehnisse des Staates vermittelt, dann im­
mer auch da ist, wenn das differenzierte Mandats­
verhalten im Raum zum Tragen kommt. Leider 
war dies nicht der Fall, weil das n icht alle entspre­
chend geahnt haben.  

leh muß ehrl ich sagen:  Auf die Aufgaben ,  die 
ich zu erfüllen habe braucht mich keiner darauf 
aufmerksam zu machen,  was wo aktuell ist, denn 
ich gehe den Leuten mehr auf die Nerven als daß 
Sie mir auftragen müssen ,  etwas zu  tun. 

Wir sind selbstverständlich der Ansicht - da 
stimme ich mit dem Herrn Vizepräsidenten Strut­
zenberger überein, auch m it dem Herrn Präsiden­
ten Hofrat Dr. Strimitzer -, daß die Öffentlich­
keitsarbeit, daß d ie Medienarbeit des Parlamentes 
als solche verbessert gehört. Weder Präsident 
Strimitzer noch ich möchten dem ORF den guten 
Willen absprechen, aber eines möchte ich schon 
sagen: Witz und Ironie a lleine ist zu wenig. 

Hohes Haus! Es ist zwar traurig, daß wir hier 
eine hervorragende Diskussion, und zwar über 
mehrere Stunden über d ie Ostpolit ik hatten, aber 
nichts berichtet wurde. Kollege Drochter hat sei­
ne Meinung hier kundgetan. Der ÖGB hat übri­
gens in Washington einen blendenden Eindruck 
h interlassen; das möchte ich auch n icht hinunter­
schlucken. Ich habe mich gefreut darüber. Ich bit­
te, das auch dem Kollegen Dohr  zu übermitteln. 
Frau Kollegin Schmidt, Sie können dann hinüber­
fahren und auch gute E indrücke hinterlassen .  

Ich möchte also nochmals sagen,  daß es  traurig 
war, daß über die ganze Osteuropa-Debatte h ier 
nur die Kritik des Kol legen Drochter an Mock 
gebracht wurde, aber (Bundesrätin Dr. 
S c  h m i d t: Ich halte es tür einen Mißbrauch der 
Tagesordnung, was Sie hier erzählen!) n ichts an­
deres sonst. Von den langen Ausführungen zur 
Ostpolitik ist lediglich meine witzige Bemerkung 
über Dubcek gebracht worden, alles andere an 
sachlicher Auseinandersetzung ist weggefallen. 
Das heißt, die Öffentlichkeit hat gar nichts dar­
über erfahren. 

Lassen S ie m ich aussprechen, Hohes Haus, daß 
es der Bundesrat und n icht der Nationalrat war, 
der damals die gesamte Debatte über Aktuellstes 
abgehalten hat. 

Lassen Sie mich hinzufügen: Als in Polen, als es 
in der Tschechoslowakei diese Umwälzungen ge­
geben hat, da haben wir hier eine Fragestunde 
darüber gehabt. - Der ORF war aber nicht ein­
mal anwesend. Das hat er wahrscheinlich überse­
hen. 
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Wir von SPÖ und ÖVP haben hier en detail, in 
Frage und Antwort, d ie Aktualität dieser Stunden 
besprochen. Dazu muß ich sagen: Den Beruf für 
einen anderen kann ich nicht ausüben. Ich gebe 
al lerdings zu: Wenn ich als politischen Stil "Hein­
zelmännchens Wach parade" am späten Nachmit­
tag Leuten vermittle, die nichts zu tun haben, so 
dienen diese Sendungen sicherlich zur Erheite­
rung, aber n icht zu einer sachl ichen Information .  

Wobei ich noch e inmal sagen wil l :  Der  Witz, 
die Ironie gehören dazu , sind aber kein E rsatz für 
das, was sachlich erforderlich ist, um das dem ein­
zelnen zu vermitteln. 

Hohes Haus! Ich verneige mich vor der Grün­
dergeneration der Jahre 19 1 8  bis 1920, vor den 
heldenhaften pol itischen Auseinandersetzungen 
der Ersten Republik,  vor den Opfern Österreichs 
1 933, 1 934 bis 1 938, 1938 bis 1 945, vor der 
Gründergeneration nach 1945. Die ganze Politik 
ist doch nicht nur ein Spaß, liebe Freunde ! 

Opfer, E ntbehrungen und Pflichten erbringen 
Leute nur für etwas, was sie als Wert anerkennen, 
wovon sie überzeugt sind. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ. )  

Diese Werthaltungen sollten wir in diesem Ho­
hen Haus auch vermitteln durch unseren ORF, 
durch eine Reihe junger und älterer Journalisten, 
d ie ihren Idealismus, ihr Engagement, auch ihr 
Wissen und ihre Erfahrungen einbringen in ei­
nem Miteinander für den einzelnen Bürger, damit 
er darüber näher informiert ist. Dazu gibt es na­
türl ich eine Reihe von Engagements, d ie einzig 
und al leine in diesem Bundesrat ergriffen wur­
den. Wer e inmal die Geschichte des Parlamenta­
rismus dieser Jahre studiert, wird sehen, daß es 
nicht im Nationalrat, sondern ausschließlich im 
Bundesrat seit mehr als 1 5  Jahren Föderalismus­
Debatten gibt. 

Kollege Suttner, ein bedeutender Vertreter der 
Kommunalpolitik - sitzt nicht mehr hier, da am 
Eck ist er gesessen - und ich haben im März 
1965 gemeinsam - einige sind hier, die sich dar­
an erinnern - eine Föderalismusresol ution aus­
gehandelt, wo wir für die Länder und die Ge­
meinden hier einen einstimmigen Beschluß ver­
abschiedet haben. 

Hier möchte ich Ihnen sagen, daß al le In itiati­
ven für d ie Länderforderungsprogramme und 
- kataloge vom Bundesrat ergriffen wurden, und 
wir haben die Debatten geführt, daß d iese Forde­
rungsprogramme einer Verwirklichung zugeführt 
werden. Wir  stimmen, glaube ich, Frau Dr. 
Schmidt, überein: Es ist traurig, daß vom Länder­
forderungsprogramm 1 976 und dem Länder­
forderungskatalog 1 985 zwei Drittel noch offen 
sind und nur ein Drittel erfüllt wurde. 

Da die Freiheitl iche Partei jetzt auch in die 
Landeshauptmännerkonferenz mit Dr. Jörg Hai­
der ein M itglied entsendet, so hoffe ich - das 
möchte ich wirklich ohne jegl iche I ronie sagen, 
sondern freudig - ,  daß auch von dieser Seite Un­
terstützung kommt. Sie haben gesehen, ich habe 
mich wirklich gefreut, daß wir gemeinsam diesen 
Antrag unterzeichnen, und ich sehe auch in Ih­
rem Gang in den Nationalrat, für den Sie unsere 
besten Wünsche auch menschl ich begleiten, die 
Hoffnung, daß wir hier eine Gemeinschaft bilden , 
damit der föderalistische Geist und die föderali­
stische Aktion eine Fortsetzung erfährt, denn vie­
le Aufgaben warten auf uns. 

Ist es nicht traurig, Hohes Haus, daß für die 
Errichtung eines einsitzigen Sessellifts - ich be­
nutze sie ja nicht, wei l  ich nicht Sch i  fahre, man 
kann allerdings beim Zuschauen auch ausrut­
schen und sich den Fuß brechen - das Land zu­
ständig ist, für einen doppelsitzigen Sessellift aber 
der Bund . Was macht man daher? - Man errich­
tet zwei einsitzige nebeneinander! Ist noch immer 
nicht geändert worden . Und so gibt es eine Reihe 
von Dingen, die wir ohne weiteres gemeinsam än­
dern könnten. 

Zu d iesem Länderforderungsprogramm und 
diesem Länderforderungskatalog muß ich jetzt 
auch sagen ,  obwohl ich nicht die Ehre habe, Vor­
arlberger zu sein, aber dieses Land sehr liebe , in 
dem ich schon als Junge jahrelang meinen Urlaub 
verbracht habe: In diesen Tagen ereignet sich 
zum 1 0. Mal der Tag, an dem das Volk von Vor­
arlberg, und zwar am 15 .  Juni ,  eine Volksabstim­
mung abgehalten hat nach der Aktion "pro Vor­
arlberg" über die zehn Punkte des Landes Vorarl­
berg. 

Das war eine großartige Leistung. Mich haben 
die "Vorarlberger Nachrichten" interviewt, und 
ich habe gesagt: Die Vorarlberger sind föderalisti­
sche Vordenker Österreichs, die "Vorarlberger 
Nachrichten" sind auch eine Stimme für den Fö­
deralismus in Österreich . Das, was sie für den 
Bund und für die Länder verlangt haben, ist nicht 
einstimmig beschlossen, ist aber für jedes Bundes­
land und für jede Gemeinde von Bedeutung. 

Daher ist das, was vor zehn Jahren in Vorarl­
berg beschlossen wurde von einem Bundesland, 
für uns im Bundesrat auch von Wichtigkeit. Wir 
freuen uns darüber,  daß nachher der Tiroler 
Landtag e instimmig eine Resolution für den Fö­
deralismus beschlossen hat und mit überwältigen­
der Mehrheit auch der niederösterreichische 
Landtag. 

Es l iegen eine Reihe von D ingen vor, mit denen 
wir uns auch weiter in Föderalismus-Debatten be­
schäftigen wollen. Frau Dr. Heide Schmidt, wenn 
wir von Fortschritten sprechen, dürfen wir doch 
nicht übersehen, daß die Landeshauptleute nach 
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wie vor auf der Besuchergalerie im Nationalrat 
sitzen, wenn sie P latz finden, während wir hier -
Sie waren damals nicht dabei - erkämpft haben 
- mein respektvolles Gedenken gilt Eduard 
Wal lnöfer genauso wie dem Leopold Gratz, weil  
die beiden damals für die Bundesländer aktiv ge­
wesen sind, Eduard Wallnöfer und Leopold Gratz 
- ,  daß die Landeshauptleute das Rede- und Teil­
nahmerecht im Bundesrat haben. 

ledern Landeshauptmann sage ich: Wir freuen 
uns, wenn ihr kommt! Ich habe mich schon so 
gefreut, daß einmal Dr. lörg Haider kommt, daß 
er kommt, solange Sie da sind, aber Sie haben 
Ihren Jörg Haider noch nicht hierher gebracht. 
(Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Ich warte nur 
auf die Revanche, wann auch das Präsidium des 
Bundesrates an der Landeshauptleutekonferenz 
teilnehmen kann!) Ja, darauf komme ich jetzt so­
fort zu sprechen, Herr Präsident ! 

Ich würde auch alle Bundesräte, alle Damen 
und Herren hier, bitten ,  auch ihren Landeshaupt­
leuten zu sagen - nach dem Text des Liedes "Laß 
mich bitte nicht allein" - :  Es würde uns freuen, 
wenn wir sie hier begrüßen könnten. Das ist doch 
ein schöner Schlager: Laß mich bitte nie allein !  

Der Landeshauptmann von Oberösterreich Dr. 
losef Ratzenböck hat hier von der Spitalsfinan­
zierung gesprochen und vom Finanzausgleich, 
über das Elektrizitätsförderungsgesetz der unver­
geßliche, hochverdient um den Föderalismus sei­
ende Dr. Wilfried Haslauer. Es hat sich eingesetzt 
für das Länderforderungsprogramm Dr. losef 
Krainer, es war hier zweimal Landeshauptmann 
Dr. Keßler und sein  Nachfolger Dr .  Martin Purt­
scher, bei der Enquete war noch der Alt-Bundes­
rat, darf ich sagen, Herr Landeshauptmann von 
Kärnten, Leopold Wagner hier, und Kollege Si­
pötz war auch bei uns. Ich würde bitten ,  daß wir 
diese Gespräche hier fortsetzen,  wei l  wir vermit­
teln ja mit e inem sachlich berichtenden ORF 
auch der Öffentlichkeit das, was föderalistisch ak­
tuell ist. 

Ich sage Ihnen, da wir aufmerksam verfolgen 
die Protokolle der Sitzungen der Landeshauptleu­
tekonferenzen: Es war der Vizepräsident des 
Bundesrates und SPÖ-Fraktionsobmann Kollege 
Strutzenberger, der dem Kol legen Strimitzer und 
mir, auch schon Vorgängern, gesagt hat: Es wäre 
günstig, wenn  an der Landeshauptleutekonferenz, 
an der auch der Leiter der Verbindungsstelle der 
Bundesländer Hofrat Dr. Meirer - mit Recht! -
und der Sektionslei ter des Verfassungsdienstes, 
das ist jetzt Herr Dr. Holzinger, teilnehmen, auch 
das Präsidium des Bundesrates mit Sitz - nicht 
mit Stimme - daran tei lnehmen könnte. Wer uns 
kennt, der weiß ,  daß wir uns sehr ordentlich auf­
führen . Die anderen auch. Daher könnten wir ge­
meinsam etwas Ordentliches für Österreich ma­
chen. 

Ich lade alle e in ,  mit i hren Landeshauptleuten 
zu Hause zu reden, daß dieses Andockmanöver 
bald vor sich geht, denn wie immer: Gebunden 
oder n icht gebunden, unser Weg in Brüssel und 
nach Brüssel geschieht, und eines wissen wir: Wir 
sind ein zu kleiner Staat, als daß wir es uns leisten 
könnten ,  gegeneinander zu sein .  Wir müssen in  
d iesen Fragen alle miteinander sein: für die Ar­
beiter, für die Angestellten, für die intellektuell 
oder manuel l  Tätigen. Außerdem wissen wir, daß 
es heute eine Alternativszenerie gibt. Der unver­
geßliche Alfred Maleta hat in großen Reden die­
ses Hauses und im Nationalrat, bei Sitzungen bei­
der Häuser, darauf hingewiesen, als das al les noch 
nicht da war, es kann einmal eine Alternativsze­
nerie geben und Geister von gestern können wie­
der auferstehen, die man nicht für möglich gehal­
ten hätte. - Leider ist das der Fall .  

Daher sollten wir ,  d ie wir jetzt diese Verant­
wortung tragen, und das verlangt Antwort zu ge­
ben, hier dieses gemeinsame Engagement dazu 
aufbringen. In treffender Weise hat Präsident Dr .  
Strimitzer und auch Herr Vizepräsident Strutzen­
berger auf die Aufgaben, die in Brüssel vor uns 
l iegen, h ingewiesen. 

Hohes Haus! Ich möchte das wiederholen, was 
ich am Ende meiner Rede im Capitol vor zehn  
Tagen gesagt habe, und zwar in meinen Ausfüh­
rungen über Föderalismus und Regionalismus im 
Europa von morgen. D ieses Europa von morgen 
wird wahrscheinlich kein Schmelztiegel sein kön­
nen. Das Vaterland Europa wird ein E uropa der 
Vaterländer sein  müssen, wo der Bürger der Ge­
meinde auch Bürger des Landes und Europas 
wi rd sein müssen ,  wo wir uns gemeinsam bemü­
hen müssen, daß das Heimatbewu ßtsein  verbun­
den wird mit einem Europabewußtsein.  

Hier l iegt in den Jahren bis zum Abschluß die­
ser Verhandlungen eine ganz große Aufgabe vor 
uns, wobei ich noch h inzufügen möchte, daß es 
wichtig sein wird, daß wir den Nachbarstaaten ,  
die jetzt in die Demokratie eintreten - an  d ieser 
Stel le gi lt  mein Gedenken allen Demokraten in 
Bulgarien und in Rumänien, die für die freie De­
mokratie ihren Lebenseinsatz leisten, l iebe 
Freunde, und jenen, die in heldenhafter Weise i n  
den anderen ehemaligen Ostblockstaaten ihr En­
gagement geleistet haben -, zeigen, welche par­
lamentarische Erfahrung und welche demokrati ­
sche E rfahrung wi r  eingebracht haben i n  den Jah­
ren, als wir die F reiheit hatten, die sie n icht hat­
ten ,  und daß wir h ier dieses demokratische Bei­
spiel der Europavorbereitung auch  den anderen 
geben .  

Ich glaube, daß es wichtig ist, daß wir  als zweite 
Kammer des österreich ischen Parlaments auch 
die Kontakte pflegen zu den zweiten Kammern 
und den föderalistischen I nitiativen i n  anderen 
Staaten. Ich möchte heute n icht diese Grundsatz-
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debatte über die Bühne gehen lassen,  ohne darauf 
hinzuweisen, daß auch die derzeitige Entwick­
lung der Sowjetunion von größter Wichtigkeit ist, 
ob Staatenbund oder Bundesstaat. 

Ich freue mich sehr, daß unser Bundesrat 
höchstrangig und fachlich kompetent vertreten 
sein wird bei dieser Delegation,  die im September 
auch nach Moskau fährt, und meine, daß wir uns 
bemühen sollten,  auch in der Zukunft einen ent­
sprechenden Erfahrungsaustausch weiter zu pfle­
gen. Ich bin daher dem Präsidenten Nigl sehr 
dankbar und auch dem Herrn Vizepräsidenten 
Strutzenberger, der auch dafür war, daß wir da­
mals den Präsidenten des Senats von Polen Stel­
machowski hierher eingeladen haben .  Ich glaube, 
wir sollten solche Gespräche auch in Zukunft 
fortsetzen. 

Diese heutige Gesetzesinitiative gibt uns d ie 
Möglichkeit - und trotz einer langen Tagesord­
nung haben wir uns eingehend mit d ieser Frage 
beschäftigt, alle drei in diesem Haus vertretenen 
Fraktionen, die gerne mehr eingebracht hätten, 
viel mehr noch für den Bundesrat -, d iesen Mi­
nimalkonsens festzuhalten. Da die Nationalrats­
wahlen im Oktober stattfinden, werden wir aber 
das wahrscheinlich zu wiederholen haben .  Ich 
darf jeden einzelnen einladen, in seiner Parla­
mentsfraktion diesen Minimalkonsens einer ziel­
führenden, fruchtbaren Ergebnissituation zuzu­
führen.  

Wenn wir hier d ie Korrekturfunktion des Bun­
desrates als zweite Kammer ausüben, so soll das 
die anderen nicht überraschen. Wir wollen aber 
nicht den Nationalrat korrigieren, sondern wir 
wollen ihm helfen,  daß dort, wo Fehler entstehen.  
sein Wille - nicht unser Wille ,  sein Wille - legi­
stisch die entsprechende Ausformung findet. Da­
her ist das nicht etwas, was wir dem Nationalrat 
wegnehmen, sondern wo wir die Ergänzung dazu 
bringen, analog zum Wiederverlautbarungsge­
setz. Das, was ein oberstes Vollzugsorgan kann. 
soll in ebensolcher Form eine parlamentarische 
Körperschaft können, denn jede zweite Körper­
schaft hat ja auch eine Korrekturfunktion zu ha­
ben . 

Weiters ist es zu begrüßen, daß ein Drittel der 
Bundesräte eine Gesetzesi nitiative ergreifen 
kann. Das l iegt vor dem Mehrheitsbeschluß. Und 
ein Drittel, bitte schön, ist jene Größe, d ie im Na­
tionalrat anerkannt wird als parlamentarisches 
Minderheitsrecht, und das übernehmen wir im 
Bundesrat. 

Hohes Haus! Wenn wir beim Finanz-Verfas­
sungsgesetz als Zuständigkeitsregelung das Zu­
stimmungsrecht haben, so auch zum Finanzaus­
gleich. Kollege Köpf, der leider nicht mehr bei 
uns ist, der aber immer ein großer und kritischer 
Mitdenker war, hat einmal zu mir gesagt: Ja bitte, 

übersehen Sie nicht, damit hätte der Bu ndesrat 
erstmalig ein Zustimmungsrecht bei einem einfa­
chen Gesetz und keinem Verfassungsgesetz, weil  
s ich das Zustimmungsrecht ja jetzt auf Verfas­
sungsgesetze bezieht. Aber hier erfordert es der 
Sachzusammenhang - vor allem die Herren Bür­
germeister werden mir  das bestätigen - beim Fi­
nanzausgleich für die Gemeinden und die Bun­
desländer. Bei der jetzigen Situation des Zustan­
dekommens des letzten Finanzausgleichs in 
Österreich wären, glaube ich, manche froh, wenn 
dieses Zustandekommen auch über den Bundes­
rat laufen würde. 

Wir haben hier drei Vorschläge, die nicht ir­
gendein Federl am H ut sind, sondern eine zeitbe­
zogene, verantwortliche Weiterentwicklung der 
Rechte, die wir im Bundesrat in diesen letzten 
Jahren gemeinsam erarbeitet und auch erkämpft 
haben. 

Meine Damen und Herren ! Das Positive zur 
Verfassungseinrichtung des Bundesrates inner­
halb dieses Hauses und das Interesse - wenn 
auch kritischer Natur - außerhalb dieses Hauses, 
läßt uns hoffnungsfroh sein, hoffnungsfroh auch 
deshalb, wei l  nächste Woche eine Enquete über 
Föderalismus und europäische Integration statt­
finden wird. Das ist die erste Enquete, die in die­
sem Haus zu diesem Thema stattfindet, genauso 
wie der Bundesrat der erste war, der sich mit der 
EG-Problemati k  beschäftigt hat und die damit 
zusammenhängenden Fragen debattiert hat. Mir 
tut leid, daß der ORF bei vielen dieser Sitzungen 
nicht anwesend war, wei l  die Zuständigen für die­
ses Programm das nicht rechtzeitig vorher gese­
hen haben. Wir sind aber bereit, jeden rechtzeitig 
darauf aufmerksam zu machen, was aktuell ist. 

Ich glaube, wir können hier sagen, daß die 
Letztverantwortung für den Föderalismus, die wir 
mit dem Zustimmungsrecht im Bundesrat zu tra­
gen haben, auch eine Höchstverantwortung für 
uns darstellen wird, in den kommenden Monaten 
unseren Einsatz dafür zu leisten,  daß die Demo­
kratie Österreichs auch als Bundesstaat erlebbar 
ist. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ.) 1 1 .04 

Präsident: Weiters zum Wort gemeldet, hat 
sich Herr Bundesrat Kar l  Schwab. Ich erteile es 
ihm. 

1 1 .04 

Bundesrat Kar! Schwab (FPÖ, Niederäster­
reich): Herr Präsident!  Hoher Bundesrat! Nach 
meinen Vorrednern und weil 36 Tagesordnungs­
punkte auf der heutigen Tagesordnung stehen, 
möchte ich mich kurz fassen .  Ich möchte aber 
sagen ,  daß ich m ich freue, daß alle Vorredner er­
wähnt haben,  daß d iese Initiative ein Fortschritt 
ist und daß der Drei-Parteien-Antrag für mehr 
Kompetenzen für den Bundesrat von allen be-
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grüßt wird. Alle Vorredner waren der Meinung, 
daß das ein kleiner Schritt ist, aber ich bin ein 
konsensfreudiger Mensch, der k leinen Schri tten 
zustimmt.  Ich freue mich wirklich, daß das von 
allen Rednern zum Ausdruck gebracht worden 
ist. 

E ines möchte ich noch unterstreichen, nämlich 
das, was mein Vorredner, Präsident Strimitzer, 
gesagt hat über d ie Medien , über den ORF. Ich 
habe selbst sehr wenig Zeit fernzusehen, habe 
aber zufällig die Sendung "Hohes Haus" gesehen, 
die Berichterstattung über den Bundesrat und die 
Aussagen von Dr .  Schambeck über Dubcek, der 
ein "normaler" Mensch und kein Jurist ist. - Das 
war wirklich aus dem Zusammenhang gerissen .  
Ich stel le fest, daß  sich d ie  Herren mi t  Recht be­
schweren über diese Verhaltensweise des ORF, 
aber ich möchte auch feststellen, daß diese Art 
der Berichterstattung der Freiheitlichen Partei 
häufig widerfährt, daß unsere Politiker immer 
wieder aus dem Zusammenhang gerissen zitiert 
werden . Besonders oft passiert das unserem Bun­
desparteiobmann.  Ich war selbst oft dabei, wenn 
er bei Versammlungen Reden gehalten hat, und 
ich weiß ,  daß etwas, wenn man es aus dem Zu­
sammenhang rei ßt ,  eine ganz andere Aussage­
kraft erhält, als es in Wirklichkeit hatte. 

Ich möchte nur ein Beispiel bringen. Im Land­
wirtschaftskammerwahlkampf haben wir von der 
freiheitl ichen Bauernschaft eine Reform der 
Kammer gefordert . In den Medien ist darüber ge­
kommen, daß wir die Landwirtschaftskammern 
abschaffen wol len .  Davon war aber keine Rede, 
sondern es war nur die Rede davon, daß wir d ie 
Kammer reformieren wollen. (Bundesrat S t r u  t -
z e n  b e  r g e r: A h, der Haider ist nicht gegen die 
Kammern? - Bundesrätin Dr. S c  h m i d t: Nur 
gegen den Zwang!) Nach Kärntner Muster, haben 
wir immer gesagt, wollen wir auch in Niederöster­
reich . . .  (Zwischenruf bei der ÖVP.) Nicht nur 
die Pflichtmitgl iedschaft. Es geht um eine echte 
Reform. Wir sehen auch, wie das im Bundesrat 
notwendig ist, wie alles sich weiterentwickelt . . .  
(Bundesrat S a t t l  b e r g e r: Gegen die Rechtsan­
waltskammer ist er nicht!) Das weiß ich. Aber ich 
spreche jetzt von der Landwirtschaftskammer 
und vom Bundesrat. Wie sich alles weiterentwik­
kelt, so sind wir auch der Meinung, daß sich die 
Kammern und die ganze Gesellschaft weiterent­
wickeln müssen. 

Ich möchte zu den Angriffen auf die Frau Dr .  
Schmidt sagen: Ich glaube, es  muß wirklich jedem 
möglich sein,  wen n  er im B undesrat ist, für den 
Nationalrat zu kandidieren.  Ich glaube, daß da 
nichts Schlechtes dran ist. (Bundesrat H o l z i n  -
g e r: Hat auch niemand kritisiert!) Na sicherlich! 
(Bundesrätin Dr. S c  h m i d t: Beim Dr. Scham­
beck ist das zwischen den Zeilen herausgekom­
men! - Bundesrat Dr. S c  h a m  b e  c k: Weil wir 

Sie nicht missen wollen, Frau Doktor.' Wir wollen 
Sie nicht missen!) Ich möchte nur sagen, daß das 
möglich sein  muß und kein Kritikpunkt sein darf. 

Ich möchte aber auch noch zur Kritik am Bun­
desrat etwas sagen. Ich b in  erst kurze Zeit hier im 
Bundesrat und habe früher diesem Gremium we­
nig Beachtung geschenkt. Ich muß aber sagen, 
daß mir die Aufgabe hier im Bundesrat sehr  ge­
fällt , und ich glaube, daß der Bundesrat wirklich 
Aufgaben hat, die von Wichtigkeit si.!1d .  Mir tut es 
sehr leid, daß der Bundesrat in der Offentlichkeit 
so schlechte Kritik erntet. (Bundesrat S t r lt t -

z e n  b e r g e r: Das sagen Sie dem Rumpold und 
dem Halder und so weiter!) 

Bitte , ich möchte nicht verschweigen, daß auch 
von unserer Partei Kritik am Bundesrat gekom­
men ist. (Bundesrätin Dr. S c  h m i d t: Sicherlich 
zu Recht! - Bundesrat S t r u t  z e n  b e  r g e r: Un­
sachliche Kritik!) Vielleicht nicht immer unsach­
lich. Aber ich möchte nur darauf verweisen . . .  
(Bundesrat S t r u  t z e n  b e  r g e r: Immer unsach­
lich!) Ich möchte nur darauf verweisen, daß auch 
seitens der ÖVP unsachliche Angriffe gegen den 
Bundesrat kommen, die aber vielleicht nicht so 
herausgestrichen werden. 

Mir  selbst ist folgendes passiert: Nachdem ich 
in den Bundesrat gekommen bin,  war ich auf ei­
ner ÖVP-Versammlung. Es war eine Agrarver­
sammlung . . .  (Bundesrat S t r u t z  e n b e  r g e r: 
Der ist euch abgesprungen.') Darf ich hingehen. 
Ich habe mich dort zu Wort gemeldet und wirk­
lich nicht polemisch, sondern sachlich meine Mei­
nung aufgezeigt. Dort habe ich zur Antwort be­
kommen: Du bist ohnehin im Bundesrat und be­
ziehst ein "arbeitsloses Einkommen." (Bundesrat 
S t r u t z  e n b e r g e r: Die haben nur in der Zei­
tung gelesen, was der Rumpold gesagt hat.') 

Ich muß daher feststellen: Wenn  die freiheitli­
chen Bundesräte "arbeitsloses Einkommen" be­
ziehen, dann kann man das ummünzen auch auf 
alle anderen Bundesräte. (Widerspruch bei der 
SPÖ .) Diese Kritik kommt nicht nur von der 
Freiheitlichen Partei allein .  

Ich habe mich in der letzten Zeit ein bißchen 
be i der Bevölkerung umgehört über das Image 
des Bundesrates. Ich b in  zur festen Überzeugung 
gekommen, daß der Bundesrat beim sogenannten 
"kleinen Mann" mehr Anklang und mehr Re­
spekt findet als in gehobenen Schichten. (Beifall 
bei Ö VP und SPÖ.) 

Erschüttert hat mich eine Aussage von zwei 
Schülern, die erst in der Schule etwas von Bun­
desrat und Nationalrat gelernt haben. D iese Schü­
ler hatten das Pflichtschulalter hinter sich. Diese 
haben mir erzählt, der Herr Professor hätte ihnen 
erklärt, der Nationalrat ist das "Haus" - also 
auch abwertend - und der Bundesrat - wörtl ich 
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zitiert - nur die "Hundshütt 'n" .  Das hat mich 
wirklich sehr erschüttert. In mehreren Gesprä­
chen habe ich

' 
immer wieder feststellen müssen , 

und das tut mir wirklich leid , daß der Bundesrat 
eher bei den gebildeten Leuten eine schlechte 
Kritik hat. 

Ich glaube, wir müssen alle dazu beitragen, das 
Image des Bundesrates, aber auch das Image der 
Politiker aufzupol ieren. Sicherlich haben die vie­
len Skandale auch zu diesem Image beigetragen, 
und der Bundesrat ist vielleicht auch dadurch in 
Mitleidenschaft gezogen. Es freut mich aber 
trotzdem, daß wir heute einen Drei-Parteien-An­
trag einbringen, der das Image des Bundesrates 
verbessern wird. - Danke. (Beifall bei der FPÖ. )  
1 1 .10 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist damit geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung ein Schlu ßwort 
gewünscht? Das ist auch nicht der Fall .  

Wir kommen daher zur A b s t i m  m u n g.  

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem vorl iegenden Gesetzesvorschlag des Bundes­
rates zustimmen, um ein Handzeichen. - Das ist 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Gesetzesvorschlag des Bundesrates ist so­
mit a n g e n  0 m m e n. 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 6. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Einführungsgesetz zu den Verwaltungsver­
fahrensgesetzen geändert wird (1088 und 
1349/NR sowie 3888/BR der Beilagen) 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 6. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Allgemeine Verwaltungsstrafverfahrensge­
setz, das Auskunftspflichtgesetz und das Zustell­
gesetz geändert werden ( 1089 und 1 3S0/NR so­
wie 3889/BR der Beilagen) 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 6. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Verwaltungsstrafgesetz geändert wird (1090 
und 13SlINR sowie 3890/BR der Beilagen) 

S. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 6. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Verwaltungsvollstreckungsgesetz geändert 
wird (1091 und 1 352/NR sowie 3879 und 
38911BR der Beilagen) 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 6. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Verwaltungsgeriehtshofgesetz und das Rieh­
terdienstgesetz geändert werden (1092 und 
1353/NR sowie 3880 und 3892/BR der Beilagen) 

7. Punkt :  Beschluß des Nationalrates vom 6. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Verfassungsgerichtshofgesetz geändert wird 
(1093 und 1 354/NR sowie 3893!BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zu den Punkten 2 
bis 7 der Tagesordnung, über die die Debatte un­
ter einem abgeführt wird. 

Es sind dies: 

ein Bundesgesetz, mit dem das Einführungsge­
setz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen geän­
dert wird, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Ver­
waltungsverfahrensgesetz, das Auskunftspflicht­
gesetz und das Zustel lgesetz geändert werden, 

ein B undesgesetz, mit dem das Verwaltungs­
strafgesetz geändert wird, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Verwaltungs­
vollstreckungsgesetz geändert wird, 

ein Bundesgesetz, mit dem 
waltungsgerichtshofgesetz und das 
dienstgesetz geändert werden, sowie 

das Ver­
Richter-

ein Bundesgesetz mit dem das 
Verfassungsgerichtshofgesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung über die Punkte 2 bis 4 
hat Herr  Bundesrat Wolfgang Sal iger übernom­
men. Die Berichterstattung über d ie Punkte 5 
bis 7 hat Herr Bundesrat Erich Holz inger über­
nommen .  

Bevor ich die Berichterstatter u m  ihre Berichte 
bitte, darf ich den im Haus erschienenen Herrn 
Bundesminister für Verkehr und öffentliche 
Wirtschaft Dipl .-Ing. Dr. Streicher in unserer 
Mitte begrüßen. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich bitte nun Herrn Bundesrat Wolfgang Sali­
ger um die Berichte über die Punkte 2 bis 4 .  -
Bitte sehr .  

Berichterstatter Wolfgang Saliger: Sehr verehr­
ter Herr Präsident! Herr Bundesminister! Hohes 
Haus ! Ich bringe zunächst den Bericht des Aus­
schusses für Verfassung und Föderalismus über 
den Beschluß des Nationalrates vom 6. Juni 1 990 
betreffen d  ein Bundesgesetz, mit dem das Ein­
führungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensge­
setzen geändert wird. 

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß des Na­
tionalrates steht im Zusammenhang mit Novellen 
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zum Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz, 
zum Verwaltungsstrafgesetz, zum Verwaltungs­
vollstreckungsgesetz, zum Verwaltungsgerichts­
hofgesetz und zum Verfassungsgerichtshofgesetz 
und d ient der Schaffung einfachgesetzlicher 
Grundlagen für das Verfahren vor den u nabhän­
gigen Verwaltungssenaten in den Ländern, die 
durch die Bundes-Verfassungsgesetz-No­
velle 1988, BGBl.  Nr. 685, eingerichtet wurden. 

Durch  die gegenständliche Novel le zum Ein­
führungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensge­
setzen so ll  vor allem die Anwendung dieser Ge­
setze im Verfahren vor den unabhängigen Ver­
waltungssenaten sichergestellt werden. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 1 2. Juni 1 990 in Verhandlung 
genommen und e instimmig beschlossen, dem Ho­
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebn is seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n  t r a g. der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
6. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz. mit 
dem das E inführungsgesetz zu den Verwaltungs­
verfahrensgesetzen geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Ich bringe weiters den Bericht des Ausschusses 
für Verfassung und Föderalismus über den Be­
schluß des Nationalrates vom 6. Juni 1 990 betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Verwaltungsverfahrensgesetz, das Auskunfts­
pflichtgesetz und das Zustellgesetz geändert wer­
den. 

Der gegenständliche Gesetzesabschluß des Na­
tionalrates steht im Zusammenhang mit der Bun­
des-Verfassungsgesetz-Novelle 1 988, BGBI. 
Nr. 685, durch  welche die verfassungsrechtlichen 
Grundlagen für unabhängige Verwaltungssenate 
in den Ländern geschaffen wurden. 

Der Gesetzesbeschluß enthält als Schwerpunkt 
jene verfahre nsrechtlichen Regelungen, die für 
die Tätigkeit der unabhängigen Verwaltungssena­
te als Berufungsinstanz in Verfahren, d ie keine 
Verwaltungsstrafverfahren sind, sowie als Be­
schwerdeinstanz für Maßnahmenbeschwerden er­
forderlich sind. Er regelt insbesondere die Kom­
petenz der unabhängigen Verwaltungssenate, die 
Formerfordernisse für Beschwerden gegen die 
Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördli­
cher Befeh ls- und Zwangsgewalt sowie Fragen 
der Parte istel lung im Verfahren vor den unab­
hängigen Verwaltungssenaten sowie der Öffent­
l ichkeit der mündlichen Verhandlung bezie-

hungsweise den Ausschluß der Öffentlichkeit bei 
dieser Verhandlung. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 1 2. Juni 1990 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderal ismus somit 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
6. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Allgemeine Verwaltungsverfahrensge­
setz, das Auskunftspflichtgesetz und das Zustel l­
gesetz geändert werden, wird kein E inspruch er­
hoben. 

Bericht des Ausschusses für Verfassung und 
Föderalismus über den Beschluß des Nationalra­
tes vom 6. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Verwaltungsstrafgesetz geändert 
wird. 

Der Gesetzesbeschluß des Nationalrates steht 
im Zusammenhang mit der Bundes-Verfassungs­
gesetz-Novelle 1 988, BGBI. Nr. 685, durch wel­
che die verfassungsrechtlichen Grundlagen für 
unabhängige Verwaltungssenate in den Ländern  
geschaffen wurden. 

Die Novelle zum Verwaltungsstrafgesetz ent­
hält i nsbesondere Bestimmungen für das Verfah­
ren vor den unabhängigen Verwaltungssenaten 
als Berufungsinstanz i n  Verwaltungsstrafverfah ­
ren. 

Ferner sollen jene Verfahrensgarantien i n  
Österreich Geltung erlangen, die im Artikel 6 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention vorge­
sehen sind. Dadurch soll die Zurückziehung des 
österreichischen Vorbehalts zu Artikel 5 Men­
schenrechtskonvention ermöglicht werden. Wei­
ters werden Bestimmungen vorgeschlagen, d ie 
den Besonderheiten der unabhängigen Verwal­
tungssenate Rechnung tragen sollen. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 12 .  Juni  1 990 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

Als E rgebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n t r a g, der Bundesrat wol le beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
6. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, m it 
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dem das Verwaltungsstrafgesetz geändert wird , 
wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Ich darf nun Herrn Bundesrat Erich 
Holzinger bitten ,  die Berichterstattung über die 
Punkte 5 bis 7 vorzunehmen. 

Berichterstatter Erich Holzinger: Herr Präsi­
dent! Herr Minister!  Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! leh bringe zunächst den Bericht des 
Ausschusses für Verfassung und Föderalismus 
über den Beschluß des Nationalrates vom 6. Juni 
1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Verwaltungsvol lstreckungsgesetz geändert wird. 

Durch die Novelle zum Verwaltungsvollstrek­
kungsgesetz soll bei Ersatzvornahmen im Rah­
men der Verwaltungsvollstreckung der Vollstrek­
kungsbehörde das Recht eingeräumt werden, Ko­
stenersatz auch für ihren Personal- und Sachauf­
wand zu verlangen, wenn sie im Rahmen der Er­
satzvornahme Leistungen erbringt, die vom Ver­
pflichteten zu erbringen wären. 

Der Ausschuß für Verfassung und Fö­
deralismus hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung vom 1 2 . Juni 1 990 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem Ho­
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Aus­
schuß für Verfassung u nd Föderalismus somit 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen:  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
6. Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Verwaltungsvol lstreckungsgesetz geän­
dert wird, wird kein E inspruch erhoben. 

Weiters erstatte ich den Bericht des Ausschus­
ses für Verfassung und Föderalismus über den 
Besc hluß des Nationalrates vom 6. Juni 1990 be­
treffend ein Bundesgesetz, m it dem das Verwal­
tungsgerichtshofgesetz und das Richterdienstge­
setz geändert werden. 

Der Gesetzesbeschluß des Nationalrates enthält 
jene Gesetzesänderungen, d ie durch die Schaf­
fung unabhängiger Verwaltungssenate notwendig 
sind, insbesondere hinsichtlich der Zuständigkeit 
des Gerichtshofes bei Beschwerden gegen die 
Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördli­
cher Befehls- und Zwangsgewalt. Darüber hinaus 
soll d ie Frage der Beteil igung jener Behörden, die 
für Angelegenheiten zuständig sind, über die ein 
unabhängiger Verwaltungssenat entschieden hat, 
im Beschwerdeverfahren gegen die Bescheide der 
unabhängigen Verwaltungssenate vor dem Ver­
waltungsgerichtshof geregelt werden. Ferner si.�ht 
der Gesetzesbeschluß des Nationalrates e ine An­
derung des Richterdienstgesetzes bezüglich der 
Besoldung von Richtern des Obersten Gerichts­
hofes vor. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 1 2 . Juni 1 990 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle besc hließen. 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
6. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Verwaltungsgerichtshofgesetz und das 
Richterdienstgesetz geändert werden, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Bericht des Ausschusses für Verfassung und 
Föderal ismus über den Beschluß des Nationalra­
tes vom 6. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Verfassungsgerichtshofgesetz geän­
dert wird. 

Der gegenständliche Entwurf einer Novelle 
zum Verfassungsgerichtshofgesetz steht im Zu­
sammenhang mit der Bundes-Verfassungsgesetz­
Novelle 1 988, BGBL Nr. 685, durch die unabhän­
gige Verwaltungssenate in den Ländern einge­
richtet wurden. 

Durch d ie Novelle zum Verfassungsgerichts­
hofgesetz soll dem Umstand Rechnung getragen 
werden, da ß ab 1. Jänner 199 1  Beschwerden we­
gen der Ausübung unmittelbarer verwaltungsbe­
hördlicher Befehls- und Zwangsgewalt von der 
Zuständigkeit des Gerichtshofes ausgenommen 
sind und darüber hinaus die unabhängigen Ver­
waltungssenate das Recht haben ,  generelle Nor­
men, die sie in ihrem Verfahren anzuwenden ha­
ben, vor dem Verfassungsgerichtshof anzufech­
ten. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 1 2 . Juni 1 990 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen ,  dem Hohen 
Hause zu empfehlen ,  keinen E inspruch zu erhe­
ben. 

Als Ergebn is seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
6. Juni 1 990 betreffend ein B undesgesetz, mit 
dem das Verfassungsgerichtshofgesetz geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: leh danke den beiden Herren Be­
richterstattern. 

Wir gehen in d ie Debatte ein, die über die zu­
sammengezogenen Punkte unter einem abgeführt 
wird. 
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Präsident 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Vizepräsi­
dent Walter Strutzenberger. Ich erteile es ihm. 

1 1 .25 

Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 
Wien) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren !  Die hier u nter einem 
zur Beratung stehenden Gesetzesvorlagen ent­
sprechen im wesentlichen der notwendigen Adap­
tierung der bereits im Jahre 1 988 beschlossenen 
Verfassungsgesetz-Novelle, d ie die E inrichtung 
von sogenannten unabhängigen Verwaltungsse­
naten in den Ländern zum I nhalt hatte. 

Es wurden mit diesen Verwaltungssenaten Ein­
richtungen in den Ländern geschaffen ,  die dem 
Bürger mehr Rechtsschutz zukommen lassen ,  die 
eine bessere Zugänglichkeit zum Recht darstel­
len. Aber es scheint mir auch von entsprechender 
Bedeutung zu sein,  daß diese Verwaltungssenate 
dem Verwaltungsgerichtshof vorgelagert sind. Ich 
glaube, daß hiemit ein wesentl icher Schritt - und 
ich betone das hier in der Länderkammer aus­
drücklich - in Richtung Föderal ismus gesetzt 
wird und gesetzt wurde, den n  diese Verwaltungs­
senate kann man doch mit Fug und Recht als 
"kleinen Verwaltungsgerichtshof" in den Län­
dern bezeichnen. 

Meine Damen und Herren!  Ohne jetzt - da 
wir heute eine sehr, sehr umfangreiche Tagesord­
nung noch vor uns haben - auf einzelne Bestim­
mungen einzugehen , weil ich der Meinung bin, 
daß ja andere Redner das auch noch tun werden, 
möchte ich doch ausdrücklich feststellen, daß es 
nun an den Ländern liegen wird - die Länder 
sind dazu von mir sehr herzlich aufgefordert und 
eingeladen - ,  so rasch wie möglich die notwendi­
gen Ausführungsgesetze, aber auch die notwendi­
gen organisator ischen Maßnahmen für eine effi­
ziente Arbeit d ieser Verwaltungssenate zu veran­
lassen. 

Jedenfalls glaube ich, daß durch diese vorlie­
genden Novellen und durch das Gesetz über die 
Einrichtung dieser unabhängigen Verwaltungsse­
nate, die wir - wie schon erwähnt - 1988 be­
schlossen haben, die Voraussetzungen dafür ge­
schaffen sind, daß mit 1 .  Jänner 1991 im Verwal­
tungsverfahren, im Verwaltungsstrafverfahren 
dem Bürger ein besserer Zugang zum Recht gege­
ben sei n  wird und daß darüber h inaus - und 
auch das scheint mir eine sehr, sehr wesentliche 
Funktion für diese Besch lüsse zu sein - die Eu­
ropäische Menschenrechtskonvention voll erfüllt 
sei n  wird. Wir haben ja bekanntlich gegen den 
Artikel V einen Vorbehalt angemeldet. D ieser 
Vorbehalt kann  nunmehr von Österreich zurück­
gezogen werden , und ich glaube, daß die Vorbe­
dingungen für die Europäische Menschenrechts­
konvention mit diesen Besch lüssen erfüllt sind . 

Meine Damen und Herren!  Ich habe schon er­
wähnt, ich möchte nicht auf einzelne Bestimmun­
gen dieser Gesetze eingehen, sie wurden auch 
ausführlich in der Berichterstattung dargestellt, 
ich möchte aber auf ein Problem eingehen , das 
erst im Zuge der Beratungen dieser Gesetzesma­
terien in der zweiten Lesung des Nationalrates als 
Abänderungsantrag eingebracht wurde und das 
- ich stelle das hier i m  Bundesrat ausdrücklich 
fest - gerade aufgrund der Beachtung des Ge­
dankens des Föderalismus in Österreich aufge­
taucht ist. 

Es geht darum, daß im Sinne des föderalisti­
schen Prinzips in der Bundesverfassung verankert 
ist, daß ein Viertel der Mitglieder des Verwal­
tungsgerichtshofes aus hochqualifizierten Beam­
ten der Länder zu rekrutieren ist, das hei ßt, daß 
beim Verwaltungsgerichtshof 25 Prozent der Mit­
glieder Bedienstete der Länder sein sollen . 

Wir mußten feststellen - es wurde das in allen 
Berichten des Rechnungshofes bereits kritisiert, 
es wurde das immer wieder vom Verwaltungsge­
richtshof selbst aufgezeigt, aber auch die Landes­
hauptleutekonferenz hat sich mit diesem Problem 
befaßt und immer wieder Besorgnis darüber zum 
Ausdruck gebracht -, daß man diesen Verfas­
sungsauftrag nicht erfüllen kann .  Der Grund ist 
ganz einfach der, daß d ie Bediensteten, die Beam­
ten, die qualifizierten Beamten in den Ländern 
besoldungsrechtlich eine andere Voraussetzung, 
eine andere Karrierechance vor sich haben ,  die sie 
aber n icht haben, wen n  sie sich in den Verwal­
tungsgerichtshof bewerben. 

Nun glaube ich - und das wird da und dort 
heute kritisiert, und wir haben heute soviel über 
die Aufgaben des Bundesrates gesprochen -, daß 
es auch zu unseren Aufgaben gehört, d ie notwen­
digen Voraussetzungen zu schaffen und alles dar­
an zu setzen ,  daß Verfassungsbestimmungen, die 
länderbezogen sind , auch tatsächlich eingehalten 
und umgesetzt werden. 

Ich habe daher nach längeren Gesprächen m it 
dem Vizepräsidenten des Bundesrates, Kollegen 
Dr. Schambeck, Überlegungen angestellt, wie 
man diesen U mstand, daß sich niemand - es gibt 
dort bereits einen Personalmanagel - aus dem 
Landesdienst zum Verwaltungsgerichtshof be­
wirbt, entschärfen beziehungsweise beseitigen 
kann. Es hat sich ein Modell angeboten, das der 
Verfassungsgerichtshof seit Jahrzehnten prakti­
ziert. D ie Mitglieder des Verfassungsgerichtsho­
fes erhalten zu ihrem normalen Bezug eine 
Dienstzulage in  einer bestimmten Grö ßenord­
nung. Wir haben daher versucht, diese Regelung 
auch auf den Verwaltungsgerichtshof zu übertra­
gen. 

Ich betone nochmals: Ich habe selbst mit eini­
gen hochqualifizierten Beamten aus den Ländern 
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gesprochen, die erklärt haben, daß sie doch nicht, 
indem sie nach Wien gehen, zwei Erschwernisse 
auf sich nehmen. Wenn sie nach Wien müssen,  
brauchen s ie  eine Wohnung. Und a ls  zweites 
kommt noch der finanziel le Verlust im Einkom­
men dazu ,  nur weil  sie beim Verwaltungsgerichts­
hof sind. - Wir haben daher vorgesch lagen, daß 
auch den M itarbeitern des Verwaltungsgerichts­
hofes eine Zulage gewährt werden sol l .  

Es war selbstverständlich , daß in zwei Höchst­
gerichten - auch der Oberste Gerichtshof ist ein 
Höchstgericht; noch dazu, ist eine ähnliche Situa­
tion auch beim Obersten Gerichtshof gegeben, 
denn auch die Länder haben Interesse daran, daß 
Richter aus den Ländern zum Obersten Gerichts­
hof kommen - nicht unterschied lich besoldet 
wird.  Wir haben uns daher dazu entschlossen, daß 
für Mitglieder beider Institutionen, also für den 
Verwaltungsgeric htshof und für den Obersten 
Gerichtshof, e ine Zulage zum Gehalt geschaffen 
werden soll .  

Ich möchte hier feststellen, daß der D ienstge­
ber Bund dankenswerterweise Einsicht gezeigt 
hat, daß der D ienstgeber Bund unseren Ansichten 
- denen des Herrn Professors Schambeck und 
meinen - gefolgt ist und daß es uns gelungen ist 
- weil das der einfachere Weg war - ,  im Natio­
nalrat einen gemeinsamen Abänderungsantrag 
herbeizuführen,  der nunmehr diese Situation be­
reinigt, der nunmehr den Mitgliedern des Verwal­
tungsgerichtshofes und denen des Obersten Ge­
richtshofes aus den von mir erwähnten Gründen 
eine Zulage in  Höhe von 1 1  Prozent einer be­
stimmten Gehaltsstufe des Richterschemas zuer­
kennt. 

Meine Damen und Herren!  Mir als Gewerk­
schafter war aber vo llkommen klar, daß dadurch 
- benennen  wir es vorsichtig - Komplexe ge­
weckt werden. Ich will ausdrücklich nicht das 
Wort "Neidkomplex" verwenden. Aber es werden 
hier Komplexe betreffend die Begehrlichkeit die­
ser beiden Höchstgerichte geweckt. Es  ist auch 
tatsächlich eine gewisse Verstimmung bei der Ge­
neralprokuratur gegeben, weil jetzt nur Richter 
der sogenannten Standesgruppe BI diese Zulage 
erhalten. 

Sie alle haben gestern in  Ihren Fächern ein 
Schreiben der Generalprokuratur vorgefunden,  
in dem einige Mitglieder aufgezählt sind. Ich 
möchte feststellen, daß dieses Schreiben von 
n iemandem handschriftl ich unterzeichnet ist. 
Darin wird der Bundesrat als Gesamtes aufgefor­
dert, gegen diese Gesetzesnovelle zu stimmen, um 
noch die Möglichkeit zu geben, auch für die 
Staatsanwälte bei der Generalprokuratur diese 
Zulage durchzusetzen .  

Ich persön lich darf Ihnen sagen, daß i ch  als Ge­
werkschafter in meiner Gewerkschaft, als Spit-

zenfun ktionär und Spitzenvertreter für den öf­
fentlichen Dienst natürlich vehement angegriffen 
wurde. Ich habe Schreiben erhalten von der Stan­
desvertretung der Staatsanwälte, in dem man mir 
vorwirft, ich wäre an der Zerschlagung eines ein­
heitlichen Besoldungsrechtes des Richterstandes 
beteiligt. - Ich bekenne mich dazu:  Wenn sich 
die Notwendigkeit, eine begründete Notwendig­
keit ergibt, für eine Gruppe eine Regelung zu fin­
den, daß man diese eben umsetzen muß. 

Ich möchte hier von dieser Stelle aus zwei Din­
ge tun . Zum einen möchte ich Sie bitten, nicht 
dem Schreiben der Generalprokuratur zu folgen 
und gegen diesen Beschluß zu stimmen. Zum 
zweiten möchte ich von dieser Stelle aus die Her­
ren der Generalprokuratur um Verständnis dafür 
ersuchen, daß es nun einmal auch im öffentlichen 
Dienst so ist, daß einmal für die eine Gruppe, 
einmal für eine andere Gruppe eine Regelung 
durchgeführt werden muß,  ohne daß man gleich 
eine zweite, dritte, vierte Gruppe - vor allem 
auch mit einer anderen Begründung - einbindet. 
Denn d ie Begründung, die von der Standesvertre­
tung der Staatsanwälte mir geliefert wurde, ist 
falsch. S ie glauben nämlich, daß die Leute beim 
Obersten Gerichtshof und Verwaltungsgerichts­
hof die Zulage bekommen, weil ein vermehrter 
Arbeitsaufwand gegeben ist. Das war - ich habe 
versucht, das klarzustellen - sicherlich nicht die 
Begründ ung hiefür. Ich bin auch überzeugt da­
von, daß zu einem anderen Zeitpunkt und mögli­
cherweise mit anderen Argumentationen auch 
hinsichtl ich der Staatsanwälte bei der General­
prokuratur notwendige Korrekturen und Ände­
rungen herbeigeführt werden müssen. Dagegen 
möchte ich mich gar nicht aussprechen, sondern 
ich werde mich dann,  wenn  dazu begründete Ar­
gumente vorliegen, genauso einsetzen , wie ich 
dies jetzt bei dieser Regelung getan habe. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie 
nochmals bitten ,  daß S ie dieser Regelung wie 
auch anderen Novellen Ihre Zustimmung geben.  
Ich persönlich bin davon überzeugt, daß die vor­
liegenden Novellen und die vorliegende Rege­
lung, die wir heute beschließen werden, ein gro­
ßer, ein weiter Schritt in Richtung Verwaltungs­
vereinfachung ist, e in großer weiterer Schritt in  
Richtung mehr Zugang zum Recht, i n  Richtung 
mehr Bürgernähe, nicht zuletzt aber auch in 
Richtung Föderalismus in Österreich, zu dem wir 
uns ja a l le bekennen. 

Absch ließend darf ich festhalten: D ie sozialisti­
sche Fraktion des Bundesrates wird den Gesetzes­
vorlagen die Zustimmung erteilen. - Danke 
schön. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 1 1 .39 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr B undesrat Dr. Günther Hummer. Ich erteile 
es ihm. 
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1 l .39 .. 

Bundesrat Dr. Günther Hummer (OVP, Ober-
österreich) : Sehr verehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Bundesminister!  Hoher Bundesrat! 
Meine Damen und Herren! Nicht weniger als 
sechs Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates liegen 
heute dem Bundesrat zur Beschlußfassung vor, 
die eine tiefgre ifende Reform des Verwaltungs­
verfahrensrechtes - wie schon erwähnt wurde -
zum Gegenstand haben. 

Als im pol itischen Leben Stehender könnte 
man leichthin meinen, es handle sich hier ja 
nur" um Verfahrensrecht, also um formelles 

Recht, das politische Interessen von Mandataren 
woh l  kaum berühre. Man könnte also getrost die 
Ausbildung dieses formellen Rechtes ausschließ­
lich den Juristen und Fachleuten der Ministerien 
überlassen. 

So zu denken, wäre ein I rrtum, eine Verken­
nung des Substrats der Form im Recht überhaupt. 
Ich stelle so plakativ die Behauptung in den 
Raum, daß der Stand und die Ausformung etwa 
des zivilgerichtlichen Verfahrens, des Strafpro­
zesses aber auch und besonders der administrati­
ven Verfahren , u m  die es hier geht, auch des 
Zwangsvollstreckungsverfahrens und überhaupt 
der Kontrolle der öffentlichen Verwaltung durch 
unabhängige Instanzen oft mehr über den wahren 
Status von Staat und Gesellschaft aussagen als 
Verfassungsurkunden oder überhaupt verfas­
sungsrechtliche Grundnormen. 

Im Verfahrensrecht wird nämlich offenkundig, 
wieweit rechtsstaatliehe, demokratische und föde­
ralistische Strukturen tatsächlich an die SteHe ab­
solutistischer, autoritärer, ständischer und zentra­
listischer Tendenzen getreten sind. 

Wer etwa die Entwick lung des Konstitutionalis­
mus in Österreich seit seinen Anfängen verfolgt, 
wer die Entwicklung von Rechtsstaat und Demo­
kratie an seinem geistigen Auge vorbeiziehen 
läßt, der darf sein Augenmerk nicht nur den sehr 
bemerkenswerten Entwürfen und Beschlüssen 
über verfassungsrechtliche Neuordnungen zu­
wenden, wie etwa beispielsweise dem kaiserlichen 
D iplom vom 20. O ktober 1 860, dem Februar-Pa­
tent von 1 86 1 ,  der großartigen Dezember-Verfas­
sung von 1 867, die der Form und dem Inhalt 
nach auch heute noch sehr bestimmend wirkt, 
oder natürlich zuvörderst unserem Bundes-Ver­
fassungsgesetz vom Oktober 1920 mit den gro­
ßen Novellen 1925 und 1 929, der kommt an ver­
fahrensrechtlichen Gesetzeswerken, wie sie etwa 
die Jurisd iktionsnorm und die Zivilprozeßord­
nung sind , beschlossen schon - man bedenke das 
- im Jahr 1 895, nicht vorbei .  

Die bis heute gültigen Verfahrensgrundsätze 
der ZPO, wie etwa d ie Mündlichkeit, die Unmit-

telbarkeit und die Öffentlichkeit der Durchsetz­
barkeit von Rechtsansprüchen in einem stufen­
weisen Verfahren, die freie Beweiswürdigung und 
ein ausgefeiltes System von Rechtsmitteln und 
Rechtsbehelfen, stellen dem Werk des Justizmini­
sters Franz Klein, aber vor allem der überra­
schenden demokratiepolitischen Reife der Justiz­
gesetzgebung in den damaligen beiden Häusern 
des Reichsrates ein überraschend gutes Zeugnis 
aus. 

EmU Schrutka, Professor der Rechte in Wien, 
hat so im Jahre 19 1 7 geschrieben, dieser E rfolg -
er meint die Gesetzwerdung der Jurisdiktionsno­
rum und der Zivilprozeßordnung mit ihren Ein­
führungsgesetzen - sei eines der rühmlichsten 
Blätter der vaterländischen Geschichte über­
haupt. Auch unsere Verwaltungsverfahrensgeset­
ze, um die es heute geht, sind ein Werk, um die 
uns andere Staaten beneiden und d ie für viele 
Nachfolgestaaten des alten Österreichs Vorbild­
wirkung gezeigt haben.  

Sie feiern am 2 1 .  Jul i  dieses Jahre, wenn ich so 
sagen darf, das "eiserne Jubiläum" ihrer  Gesetz­
werdung. Das EGVG, das Einführungsgesetz zu 
den Verwaltungsverfahrensgesetzen, das AVG, 
das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz, das 
VStG , das Verwaltungsstrafgesetz, und das VVG,  
das Verwaltungsvollstreckungsgesetz, wurden 
nämlich schon am 2 1 .  Juli 1 925 vom Nationalrat 
beschlossen; sie sind als 65 Jahre alt. Auch d ie 
einzige Wiederverlautbarung im Jahre 1 950 l iegt 
bereits 40 Jahre zurück, und eine neuerl iche Wie­
derverlautbarung wäre nach der Gesetzwerdung 
der heute in Beratung stehenden Gesetzesbe­
schlüsse äußerst wünschenswert und vom Bun­
deskanzleramt deshalb auch zu fordern. 

Worin ist nun die von mir behauptete politi­
sche Brisanz verfahrensrechtlicher Normen zu 
erblicken? Woran mißt denn der Bürger im All­
tag den ihm auf Schritt und Tritt begegnenden 
Staat und seine Organe? Hier mögen e inige Bei­
spiele mehr sagen als theoretische Erörterungen. 

Folgende und ähnliche F ragen stel lt  sich der 
Bürger, wenn er in irgendeiner Form mit Behör­
den und staatlichen Stellen zu tun hat. Er fragt 
sich etwa: Wie kann ich rasch und unkompl iziert 
feststellen,  wer,  welche Stelle, welche Behörde, 
welches Amt, welches Organ für mein spezielles, 
konkretes Anliegen zuständig ist? 

Er fragt sich: Habe ich die Chance auf ein ra­
sches, von mir überblickbares und durchschauba­
res Verfahren? Kann ich ein faires, unbefangenes 
Verfahren und eine sachgerechte, gesetzmäßige, 
praktikable und auch realisierbare, brauchbare 
Entscheidung erwarten, oder muß ich v ielleicht 
befürchten, daß meine gesellschaftliche, meine 
berufl iche Ste llung, mein politisches Bekenntnis, 
meine Weltanschauung, meine Religion, mein 
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nichtkonformistisches Denken, Reden, Tun Ein­
fluß  auf die Entscheidung der Behördcen haben 
könnte? 

Oder: Kann d ie Öffentlichkeit auf d ie Entschei­
dung Einfluß nehmen, einerseits etwa kontroll ie­
ren, kommentieren oder auch sie beeinflussen, 
unter Druck setzen, dem jewei l igen Zeitgeist 
Raum verschaffen? Oder b in  ich als Vorsprechen­
der beim Amt, bei der Behörde, bei der D ienst­
stelle im Grunde genommen Bittstel ler, der sich 
nur durch Wohlverhalten die Gunst, das Wohl­
wollen der Dienststelle gewissermaßen verdienen 
muß? Wird in der Praxis spürbar, daß ohne ge­
wiegten Anwalt, Berater, vielleicht auch politi­
schen Intervenienten letztlich doch kein Recht 
geschieht? Werde ich, wenn ich meine Ansprüche 
zu artikul ieren versuche, sehr schnel l  als Queru­
lant, Quertreiber, Behördenschreck abgetan? Wie 
verhält sich die Exekutive, wenn ich versuche, ihr 
meinen Standpunkt an Ort und Stelle gleich dar­
zulegen? 

Oder auch Fragen: Wieweit kann sich die Re­
gierung, im weitesten Sinn des Wortes und auf 
welcher Ebene auch immer, in meine Sache ein­
mengen? Muß ich damit rechnen, daß in meiner 
Angelegenheit Weisungen von obenßurchgeführt 
werden, von denen ich und die Offentlichkeit 
nichts erfahren? Oder hört mir überhaupt jemand 
zu, wenn ich meinen Standpunkt darlege? Wird 
das protokolliert, was ich tatsächlich gesagt habe? 
Finden die von mir namhaft gemachten Zeugen, 
meine Beweismittel, die vorgelegten Urkunden 
überhaupt Interesse bei der Behörde und bei den 
Entscheidungsträgern? Oder muß ich befürchten, 
daß durch bloßes Liegenlassen meines Aktes 
mein Anspruch faktisch unterlaufen und h inter­
trieben wird? Oder werden mir gar Nachteile und 
Pressionen, die mit meinem Fall an sich gar nichts 
zu tun haben, für den Fall in Aussicht gestellt, 
daß ich meine verfahrensrechtlichen Rechte, An­
sprüche, Rechtsmittel, Rechtsbehelfe, Beschwer­
demöglichkeiten ausschöpfe? 

Man könnte, wie Sie zugeben werden, d iese Li­
ste fortsetzen ,  und man käme kaum an ein Ende. 
Es sind also nicht Fragen theoretischer Art, son­
dern Fragen, die der Alltag ste l lt; Fragen,  die 
auch klarmachen, wie wichtig ein zeitgemäßer, 
moderner Fundus demokratisch ganz durchsetz­
ten Verfahrensrechtes und ein ausgefeiltes, wohl­
durchdachtes Rechtsschutzsystem in der Praxis 
sind. 

F ür den Menschen, der im Staat, der ja sein  
Staat ist, und in seiner vom Souverän Vol k  getra­
genen Rechtsordnung das gemeinsame, schützen­
de Dach sucht, ist Recht, ist Staat, ist Behörde, ist 
Exekutive, sind Polizei, Verwaltung und Gericht 
nicht das, was in den Parlamenten oder sonst -
wo immer - beschlossen wird, sondern das, was 
ihm im  Alltag gegenübertritt, was ihm tatsächlich 

begegnet: Die Behörde entweder als Obrigkeit 
oder als Partner, vielleicht als fairer Schiedsrich­
ter oder doch nur, wie man sagt, als "Amtskappel­
träger", legitimiert durch angemaßte Überlegen­
heit. 

Daß Form und Verantwortung im Procedere, 
im Verfahren, im Vollzug so zur Wesenheit, zum 
Kern im demokratischen Rechtsstaat werden, 
wird immer deutlicher, je länger man darüber 
nachdenkt und auch an seine eigene Funktion 
einmal viel leicht, wie v iele von uns, als Amtsträ­
ger und das andere Mal wieder an die der Bürger, 
die wir sind, denken. 

Ich darf aus eigener Anschauung und Praxis als 
doch schon langgedienter Verwaltungsbeamter 
und auch Bürgermeister jene Stunden meines 
Dienstes als die Sternstunden bezeichnen, in de­
nen es mir, zwar sicherlich dem Geist des Geset­
zes verpflichtet, gelungen ist, Recht, vor allem im 
Verfahrensrecht, im konkreten Fall gewisserma­
ßen zu Leben zu verhelfen und verholfen zu ha­
ben. Dabei geht es nicht sosehr um den subjekti­
ven Erfolg, den man so sehr wünscht im Einzel­
fall ,  um den subjektiven Erfolg des Einschreiten­
den, sondern es geht darum, ihm das Bewußtsein 
zu vermitteln, daß ihm wirklich und fürwahr 
"Recht gesch ieht" , daß im Recht widerfährt im 
Verfahren - das ist das entscheidende - ,  sodaß 
die, die dann bei der Behörde, beim Amt vorstel­
lig geworden sind, n icht mit dem als Rektor ver­
kappten Mephisto in Goethes Faust zu klagen 
hätten: "Vernunft wird Unsinn, Wohltat Plage: 
weh dir, daß du ein Enkel bist! Vom Rechte, das 
mit uns geboren ist , von dem ist leider nie die 
Frage." 

Im Bereich des Rechtsalltags gilt ja das Bibel­
wort vom "Buchstaben,  der tötet" und dem 
"Geist, der lebendig macht" wohl  augenscheinli­
cher als i rgendwo sonst. Und der Satz: "Formae 
sunt causae - die Form ist eigentl ich die Wesen­
heit, Gerechtigkeit der Gemeinschaft immanentes 
Ziel und Telos" , dieser Satz, der von Aristoteles 
über Augustin, Thomas von Aquin unveräußerli­
cher geistiger Besitzstand christlichen Rechts­
und Staatsbewußtseins gewesen ist, entpuppt sich 
so als unverzichtbarer Kern politischen Auftrags 
an Gesetzgebung und Vol lz iehung - auch heute 
und morgen.  

So dürfen wir uns freuen, zum Jubiläum der 
Verwaltungsverfahrensgesetze heute an der Wie­
ge eines wirklich gut geratenen rechtlichen Kin­
des, genannt Novelle, zu stehen, um es zum 
1 .  Jänner des kommenden Jahres in den rechtli­
chen Alltag, wie wir hoffen und erwarten können, 
zum Wohl  unserer Mitbürger zu entsenden. 

Als Politiker, die wir der Demokratie auf a l len 
Ebenen staatlichen HandeIns verpfl ichtet sind, 
dürfen wir die Einrichtung der unabhängigen 
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Verwaltungssenate - das ist der Kern der Neure­
gelung - sicherlich sehr begrüßen. Als Föderali­
sten, im besonderen als Mitglieder der Länder­
kammer , dürfen wir froh darüber sein, daß es die 
unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern 
geworden sind. Verfassungsrechtliche Grundlage 
ist die Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 1988, 
die vom Herrn Vizepräsidenten schon genannt 
wurde, derzufolge am 1 .  Jänner 1 99 1  die unab­
hängigen Verwaltungssenate in den Ländern ein­
zurichten sind. ( Vizepräsident S 1 r u t z  e n b e r -
g e r  übernimmt den Vorsitz.) 

Die Regelung des Verfahrens vor den unabhän­
gigen Verwaltungssenaten obliegt dem Bundesge­
setzgeber, e ine Verpflichtung, die dieser hier und 
jetzt wahrnimmt, während die Regelung der Or­
ganisation der unabhängigen Verwaltungssenate 
und i hres Dienstrechtes vom Bundesverfassungs­
gesetzgeber der Gesetzgebung der Länder ver­
pflichtend überantwortet wurde. Die Landesge­
setzgeber werden hiebe i jene Eile an den Tag zu 
legen haben, daß nicht nur das Inkrafttreten der 
Ausführungsgesetze zum 1 .  Jänner 1991  gewähr­
leistet ist, sondern  auch die personellen und mate­
riellen, insbesondere räumlichen Voraussetzun­
gen geschaffen wo rden sind. 

Daß h iebei gewiß eine Entlastung, namentlich 
des Verwaltungsgerichtshofes und damit finan­
ziell des Bundes, zu erzielen sein wird . ist rechts­
politisch erfreulich, bei den künftigen Finanzaus­
gleichsverhandlungen wird aber darauf gedrun­
gen werden müssen,  daß den Ländern für den ih­
nen erwachsenden zusätzlichen Aufwand ein ent­
sprechender Ausgleich zuteil wird. 

Das Wesen von Verwaltungsorganen ist be­
kanntlich dar in zu erb licken, daß sie an die 
Weisungen der ihnen vorgesetzten Organe ge­
bunden und diesen für ihre amtliche Tätigkeit 
verantwortlich sind. Von diesem tragenden 
Grundsatz kennt  das Bundes-Verfassungsgesetz, 
von gewissen kollegialen Organen abgesehen, 
eine Ausnahme, auch nicht im Bereich des Ver­
waltungsstrafrechtes. Dieser Zustand wurde vom 
Verfassungsgesetzgeber als unbefriedigend schon 
seit jenem Zeitpunkt erkannt, als sich der öster­
reichische Gesetzgeber auch in der Republik zum 
System eines Verwaltungsstrafrechts neben dem 
gerichtlichen Strafrecht bekannte. 

Dieses System hat in Österreich Tradition. 
Schon eine Polizeiverordnung von 1855 wies alle 
Strafsachen, deren Aburtei lung nicht ausdrück­
l ich den Gerichten zugewiesen war, den Verwal­
tungsbehörden zu,  eine Bestimmung, d ie dann 
vom § 26 des Verwaltungsstrafgesetzes übernom­
men wurde. 

Der Gedanke, zwischen die weisungsgebunde­
ne oder anstelle der weisungsgebundenen Beru­
fungsinstanz einerseits und den Verwaltungsge-

richtshof andererseits eine weisungsfreie, ge­
richtsähnliche Instanz zu stel len,  drängte sich so 
förmlich auf und war auch von allem Anfang an 
vorhanden. So sollte nach den Anordnungen der 
Bundes-Verfassungsgesetz-Novel le 1929 bei je­
dem Amt der Landesregierung zur Rechtsspre­
chung oberster Instanz in Verwaltungsstrafsachen 
ein Verwaltungsstrafsenat eingerichtet werden. 
Die Mitglieder dieser Senate sollten in Ausübung 
ihres Amtes unabhängig und an keine Weisungen 
gebunden sein.  (Beifall des Bundesrates Dr. 
Schambeck.) 

Dieses Konzept des ehemaligen Artikels 1 1  
Abs. 5 Bundes-Verfassungsgesetz wurde mangels 
eines Ausführungsgesetzes verfassungsrechtlich 
zulässigerweise aber nie verwirklicht. Die Aufga­
be, eine legistisch saubere, zu keiner Aufblähung 
der Verwaltung führende, befriedigende Lösung 
zu finden, überforderte augenscheinlich den da­
maligen Gesetzgeber. 

Neuerlich zu Aktualität kam die Frage einer ge­
richtsähnlichen Instanz  m it Tribunalcharakter 
durch den Beitritt zur Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten . Öster­
reich behielt sich nämlich - wie heute schon er­
wähnt - vor, daß die Bestimmungen der Kon­
vention nur mit der Maßgabe angewendet wer­
den, daß die in den VerwaItungsverfahrensgeset­
zen vorgesehenen Maßnahmen des Freiheitsent­
zuges unter der in der österreich ischen Bundes­
verfassung vorgesehenen nachprüfenden Kon­
trolle durch den Verwaltungs- oder den 
Verfassungsgerichtshof unberührt bleiben. 

Auch dieser Vorbehalt hat übrigens eine Reihe 
von Problemen rechtlicher Art aufgeworfen. 
Wenn heute das gegenständliche Paket verfah­
rensrechtlicher Normen den Bundesrat unbeein­
sprucht verläßt, kann Gott sei Dank ein Schluß­
strich unter dieses Kapitel öste rreichischer Ver­
fassungsgeschichte gezogen und der Vorbehalt 
zur Europäischen Menschenrechtskonvention zu­
rückgezogen werden, was sicherl ich nicht nur 
dem Rechtsschutzbedürfnis der Bevölkerung, 
sondern auch dem Ansehen Österreichs in der eu­
ropäischen Staatengemeinschaft d ienen wird. 

In aller Kürze noch die Zuständigkeit der Ver­
waltungssenate, die leitenden Verfahrensgrund­
sätze und die Stellung der Verwaltungssenate im 
österreichischen Behördensystem .  

Zunächst zu r  Zuständigkeit in Stichworten. 
Die unabhängigen VerwaItungssenate treten im 
Verwaltungsstrafverfahren an die Stelle der bis­
herigen Berufungsbehörden, fungieren also als 
Zweitinstanz, die unabhängigen VerwaItungsse­
nate werden zur Beschwerdeinstanz bei Maßnah­
menbeschwerden, das heißt, wenn eine Person 
behauptet, durch die Ausübung verwaItungsbe­
hördlicher Befehls- und ZwangsgewaIt in ihren 
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Rechten verletzt worden zu sein. Hier nimmt der 
Verwaltungssenat eine Kompetenz wahr,  d ie bis­
lang unmittelbar dem Verwaltungsgerichtshof zu­
geordnet war. 

Der unabhängige Verwaltungssenat erkennt 
ferner nach Erschöpfung des allfälligen admini­
strativen Instanzenzuges auch in sonstigen Ange­
legenheiten, die ihm der Bundes- oder Landesge­
setzgeber als Materiengesetzgeber zuweisen kann. 
Damit sol l  im Sinne des Artikels VI der Europäi­
schen Menschenrechtskonvention den Verwal­
tungssenaten die Möglichkeit eröffnet werden, 
über zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtun­
gen zu erkennen, die sich aus dem Verwaltungs­
recht ergeben. Ferner tritt der Verwaltungssenat 
bei Säumnis der Administrativinstanz unter den 
bisherigen Voraussetzungen als Devolutionsin­
stanz in Funktion. Weiters wird er überall im 
Verwaltungsverfahren,  wo der unabhängige Ver­
waltungssenat als Berufungsinstanz eingebunden 
ist, auch zur Berufungsinstanz gegen verfahrens-
rechtliche Bescheide. 

. 

Der Verwaltungssenat besitzt nicht die Kompe­
tenz der sachlich in Betracht kommenden Ober­
behörde. Eingriffe in die Rechtskraft von Be­
scheiden sind ihm a lso nur dort eröffnet, wo es 
sich um Bescheide des Verwaltungssenates selbst 
handelt oder er im Falle der Berufung oder eines 
Antrages auf Wiedereinsetzung oder Wiederauf­
nahme nach den allgemeinen Bestimmungen der 
Verfahrensgesetze zu entscheiden berufen ist. 

Die leitenden Verfahrensgrundsätze in Stich­
worten: 

d ie Öffentlichkeit der Verhandlung - es soll  
möglichst nur eine Tagsatzung, also ein Termin 
zur mündlichen Verhandlung stattfinden, 

die öffentliche Verkündigung des Erkenntnis­
ses in jedem Fall und zusätzlich die Zustellung 
einer schriftlichen Ausfertigung; 

ferner d ie umfassende Kognition im Sinne der 
Menschenrechtskonvention, das heißt, die vo ll­
ständige Erörterung der Sach- und Rechtslage, 
also die reformatorische Kompetenz - der Ver­
waltungssenat kann d ie Entscheidung der Unter­
instanzen in jede Richtung hin abändern, mit der 
Ausnahme: nicht im Verwaltungsstrafverfahren 
zum Nachteil des Beschuldigten, es gilt also auch 
h ier das Verbot der reformatio in peius; 

die Möglichkeit, daß der Beschuldigte Verfah­
renshilfe in Anspruch nimmt, insbesondere, daß 
ihm ein Verteidiger beizustellen ist , es gibt aber 
sonst keinen Anwaltszwang. 

Die Kompetenzen im unabhängigen Verwal­
tungssenat sind getei l t  zwischen der aus drei Mit­
gliedern bestehenden Kammer e inerseits und den 
einzelnen Mitgliedern. 

Die Entscheidung erfolgt ausschließlich auf­
grund der Ergebnisse der möglichst einen münd­
lichen Verhandlung. Es gilt also das strikte Gebot 
der Mündlichkeit und der Unmittelbarkeit des 
Verfahrens. 

Noch ein Wort zur Stellung der unabhängigen 
Verwaltungssenate im österreichischen Behör­
densystem. 

Die unabhängigen Verwaltungssenate sind Ver­
waltungsbehörden, und zwar Landesbehörden. 
Die unabhängigen Verwaltungssenate sind also 
keine Gerichte, i hre Mitglieder sind aber mit rich­
terlichen Qualitäten ausgestattet: U nabhängig­
keit, Freiheit von individuellen und generellen 
Weisungen, relative Unabsetzbarkeit und relative 
Unversetzbarkeit .  

Es besteht die Möglichkeit, aus Anlaß eines 
Verwaltungsverfahrens die Aufhebung einer Ver­
ordnung, aber auch eines Gesetzes beim Verfas­
sungsgerichtshof zu begehren .  

Das vorliegende Gesetzespaket ist e ine erfreuli­
che Fortentwicklung des österreichischen Verwal­
tungsverfahrensrechtes, namentlich des Verwal­
tungsstrafverfahrens, mit vie len rechtspolitisch 
zukunftsweisenden Aspekten, die sicherlich auch 
in Zukunft wieder einer Weiterführung bedürfen 
werden. 

Eine ersprießliche Tätigkeit der Verwaltungs­
senate, die nur mit besonders qualifizierten Per­
sönlichkeiten zu besetzen sein werden , wird das 
Vertrauen des Bürgers auf funktionierende, 
durchschaubare Rechtsanwendung stärken und 
damit ein weiterer Schritt weg vom Obrigkeits­
staat zur partnerschaftlichen Begegnung zwi­
schen dem Bürger und der letztlich von ihm auto­
risierten Behörde sein.  

Ich bitte daher den Bundesrat, zu beschließen, 
gegen die vorliegenden sechs Gesetzesbeschlüsse 
des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben.  
(Allgemeiner Beifall.) 12 .06 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat Ve­
leta das Wort. 

12.06 
Bundesrat loset Veleta (SPÖ, Wien): Herr Prä­

sident! Herr Bundesminister! Sehr geehrte Da­
men und Herren! Da meine beiden Vorredner be­
reits sehr ausführlich diese Gesetzesvorlagen, m it 
denen wir uns heute beschäftigen, behandelt ha­
ben, möchte ich mich nur mit einigen Punkten, 
die in diesem gesamten Gesetzespaket enthalten 
sind, beschäftigen. Voranstellen möchte ich die 
Feststellung, daß wir mit diesen Besch lüssen heu­
te doch einen sehr wesentlichen Schritt zur weite­
ren Demokratisierung in unserem Lande gehen 
und daß wir dadurch auch die Frage der Men-
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schenrechtskonvention entsprechend würdigen  
und  unsere Europareife zeigen .  

Es wurde bereits erwähnt, d aß  den heute zu  
fassenden Beschlüssen die Vorbereitung für die 
Durchführung der Einsetzung von Verwaltungs­
senaten mit l .  Jänner 1 99 1  gegeben ist, aber die 
Durchführung selbst bei den Bundesländern liegt. 
Mir ist bekannt, daß bereits von sieben Bundes­
ländern Entwü rfe für die Durchführung der Ein­
setzung d ieser Verwaltungssenate vorliegen. Die­
se organisatorischen Vorschriften sind aber die 
Voraussetzung dafür, daß die einzelnen Verwal­
tungssenate auch tatsächlich am 1 .  Jänner 199 1  
ihre Tätigkeit aufnehmen und daß diese auch ent­
sprechend personalpolitisch gestaltet werden 
können. 

Ich möchte der Meinung Ausdruck geben, daß 
diese Quasi -Richterposten in  diesen Senaten 
nicht ein Austragsstübchen für Verwaltungsbe­
amte sein sollen , sondern daß man auch dafür 
womöglich Richter gewinnen sollte. 

Weiters bin ich einer Meinung mit meinem 
Vorredner bezüglich der Frage des Finanzausglei­
ches, daß nämlich die bei der Err ichtung solcher 
Verwaltungssenate entstehenden Kosten ebenfalls 
Eingang in den Finanzausgleich finden sol len. 

Die Entscheidung des Senates - auch das wur­
de schon erwähnt - muß grundsätzlich öffentlich 
verkündet werden. Weiters ist aber vorgesehen, 
daß es grundsätzlich zu einer öffentlichen münd­
l ichen Verhandlung kommt. 

Bei der Beratung dieser Gesetzesmaterie ist es 
zu ausführlichen Verhandlungen und Bespre­
chungen im Justizausschuß des Nationalrates ge­
kommen; er hat einen Unterausschuß eingesetzt. 
Es wurden Veränderungen in der Regierungsvor­
lage vorgenommen, ja selbst bei der Behandlung 
im Nationalrat wurden Abänderungsanträge ge­
stellt. 

Ich möchte mich heute auch mit einem solchen 
Abänderungsantrag beschäftigen,  nämlich mit 
dem, der die Frage der Forderung der Behörden 
bei Ersatzvornahmen behandelt. Derzeit ist vor­
gesehen, daß durch die Behörde neben deren Bar­
auslagen auch Personal- und Sachaufwand einge­
fordert werden können. Der im Nationalrat be­
schlossene Abänderungsantrag erweitert diese 
Forderungen, und zwar dergestalt, daß die Behör­
den in Zukunft bei Ersatzvornahmen neben dem 
Personal- und Sachaufwand auch die Kosten in­
klusive des Finanzierungsaufwandes in Rechnung 
stellen können. 

Dadurch so llen Spekulationen auf Kosten der 
Behörden ausgeschaltet werden, und durch diese 
Regelung soll  es uninteressant werden,  Auflagen 
der Behörde nicht zu beachten und ihnen nicht 

Folge zu leisten und es einfach auf eine Ersatz­
vornahme ankommen zu lassen . 

Ich habe als langjährig Tätiger im Kommunal­
bereich, vor allem über e in Jahrzehnt lang als Be­
zirksvorsteher eines Wiener Bezirkes, ein ige Bei­
spiele hiefür erlebt, und zwar beosnders im Be­
reich von Kleingartenanlagen. Wo zum Beisp iel 
die Bauordnung nicht eingehalten wurde und der 
Bauwerber oder der gegen die Bauordnung Ver­
stoßende das einfach damit abgetan hat, daß er 
höchstens eine Strafe erhalten könne und daß 
dann, wenn es zu einem Abbruch der Baulichkei­
ten kommt, das durch  die Behörde in Ersatzvor­
nahme geschieht und er nur die Strafe zu bezah­
len hat und durch den Abbruch keine weiteren 
Kosten entstehen. Ich glaube, daß d iese Auffas­
sung im Interesse der gemeinschaftlichen Ord­
nung falsch ist, daß durch diesen Abänderungsan­
trag so lche Auffassungen verhindert werden und 
daß daher die Gemeinschaft mehr geschützt ist 
vor Übergriffen einzelner Spekulanten .  

Mit  der  Zustim mung zu diesem Gesetzespaket 
leisten wir einen entscheidenden Beitrag zur Ver­
wirklichung eines wichtigen Föderalismus-Pake­
tes. Mit den vorl iegenden Verfahrensgesetzen 
wird alles getan, damit d ie unabhängigen Verwal­
tungssenate mit 1 .  Jänner 1 99 1  ihre Arbeit auf­
nehmen können . Nun liegt es - wie bereits einige 
Male erwähnt - an den Ländern, d ie notwendi­
gen gesetzlichen und organisatorischen Maßnah­
men zu treffen,  damit d iese für das Rechtsleben 
in unserem Staat und für den Rechtsschutz der 
Bürger bedeutende Vorhaben in die Tat umge­
setzt werden können. (Allgemeiner Beifall. ) 12.12 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Dr. Linzer. Ich erteile es ihm. 

12 .C 
Bundesrat Dr. Milan Linzer (ÖVP, Burgen­

land) :  Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Meine 
Damen und Herren !  Ich möchte mich in Anbe­
tracht der sehr umfangreichen Tagesordnung und 
da bereits sehr vieles zur vorliegenden Materie 
gesagt worden ist, nur auf eine Detailfrage be­
schränken und d iese kurz behandeln. Es geht um 
d i e  Änderung des Verwaltungsgerichtshofgeset­
zes und des Richterdienstgesetzes. 

Es ist vorgesehen, daß den Richtern der 
Gehaltsgruppe I II sowie dem Präsidenten und 
dem Vizepräsidenten des Obersten Gerichtshofes 
ein Zuschlag gewährt wird. Nunmehr fühlen sich 
die Generalanwälte von der Generalprokuratur 
ein wenig diskr iminiert, u mso mehr, als durch 
diese Gesetzesvorlage doch quasi eine Sprengung 
der Gehaltsgruppe III in  diesem Bundesdienst er­
folgt. Die Generalanwälte haben in e inem Schrei­
ben an d ie Mitglieder des Bundesrates appelliert, 
die Gleichwertigkeit beziehungsweise die gleiche 
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Bedeutung der Arbeit der Generalanwälte zu 
würdigen und �lUch den Generalanwälten die glei­
che Gehaltsverbesserung zu gewähren, wie dies 
vorgesehen ist bei den Richtern der Gehaltsgrup­
pe III .  

Es haben zwischen den Fraktionen Verhand­
lungen stattgefunden, auch hinsichtlich dieses 
Anliegens der Generalanwälte. Es ist aber vorerst 
zu keinem Konsens gekommen. Ich möchte an 
die Fraktionen appellieren, diese Diskussion,  die­
se Verhandlungen weiter fortzusetzen, damit  sich 
die Generalanwälte, die zweifellos einen bedeu­
tenden Beitrag in unserem Rechtsstaat zum 
Rechtsschutzsystem leisten, nicht diskriminiert 
fühlen müssen. 

Ich hoffe in diesem Sinne, daß es uns vielleicht 
doch gel ingen möge, in absehbarer Zeit diese 
Vereinheitlich ung im Gehaltsschema zu erwir­
ken. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ.) 12.15 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat Vi­
zepräsident Dr. Schambeck das Wort. 

/2.15 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, Nie­
derösterreich) :  Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Hohes Haus! Die Verwaltungskontrolle ist in 
Österreich ä lter als die Geschichte der Republik. 
Sie begleitet Österreichs Werden als demokrati­
scher Rechtsstaat. 

Die Verwaltungskontrolle gerichtsförmiger Na­
tur hat ihre Rechtsgrundlage gefunden in der De­
zember-Verfassung 1867, im Staatsgrundgesetz 
über die richterliche Gewalt. Es hat eines Be­
wußtseinsbildungsprozesses bedurft, daß d ie Be­
scheide von weisungsgebundenen und gehorsams­
pflichtigen Beamten von unabhängigen Richtern 
überprüft werden .  Das Ausführungsgesetz zur 
Begründung des Verwaltungsgerichtshofes ist da­
her erst 1 875 erlassen worden, während das Aus­
führungsgesetz zur Err ichtung einer Verfassungs­
gerichtsbarkeit, nämlich der Reichsgerichtsbar­
keit, bereits sechs Jahre vorher erfolgt ist, also 
1869, obwohl im Jahr 1 867 im Staatsgrundgesetz 
über die E insetzung des Reichsgerichtes, eines 
der fünf Staatsgrundgesetze, neben der Verwal­
tungsgerichtsbarkeit auch die Verfassungsge­
richtsbarkeit in Österreich grundgelegt wurde. 

Herr B undesrat Dr. Hummer hat in dankens­
werter und treffender Weise darauf hingewiesen, 
daß schon in der Ersten Republik Ansätze zu ei­
ner derartigen Form, wie wir sie heute als Verwal­
tungssenate ausführen, gegeben gewesen sind und 
daß wir der Europäischen Menschenrechtskon­
vention entsprechen , wenn wir diesen Weg der 
unabhängigen Verwaltungssenate beschreiten. 
Mein Vorredner Dr. Hummer hat in einer Weise, 

wie ich es n icht besser hätte darstel len können, 
die Voraussetzungen dieser Tätigkeit umschrie­
ben .  Ich möchte dazu und auch in Ergänzung 
meiner Rede zur seinerzeitigen Verfassungs-Ge­
setz-Novelle nur einige Fußnoten anbringen. 

Ich möchte sagen, daß es sich h iebei um einen 
bedeutenden Beitrag zur Rechtssprechung aus fö­
deral istischer Sicht handelt, h ingegen nicht zur 
Gerichtsbarkeit. Es handelt sich um eine recht­
sprechende Tätigkeit, um eine Tätigkeit von ei­
nem neuen Typ der Verwaltungskontrol le,  wobei 
ich schon in meiner letzten Rede darauf hinge­
wiesen habe: Es wird das auch eine besoldungs­
rechtliche Frage sein .  Auf der einen Seite haben 
wir die Besoldung der Mitglieder des Verwal­
tungsgerichtshofes, der Hofräte des Verwaltungs­
gerichtshofes - ein köstlicher Titel ,  der Titel 
" Hofrat" , für einen unabhängigen und weisungs­
ungebundenen Richter; übrigens auch beim 
Obersten Gerichtshof -, und auf der anderen 
Seite jene der Beamten der allgemeinstaatlichen 
Verwaltung in den Ländern. 

Ich freue mich sehr,  daß wir bei dieser Gele­
genheit auch eine Regelung im Sinne der Verbes­
serung der Bezüge der Höchstrichter bei m  Ver­
waltungsgerichtshof und beim Obersten Gerichts­
hof verabschieden können . Es ist ja in der Zwi­
schenzeit so weit gekommen - ich habe schon 
das letzte mal darauf hingewiesen - ,  daß der 
ständige Referent des Verfassungsgerichtshofs ei­
nen höheren Bezug hat als der Präsident des 
Obersten Gerichtshofes oder des Verwaltungsge­
richtshofes, und die Bezüge der übrigen sind ja 
geringer. 

Es ist wirklich ein besonderer Idealismus not­
wendig gewesen, daß Persönlichkeiten des 
Rechtslebens, die fest bestallt in den Bundeslän­
dern gewesen sind, überhaupt bereit waren,  nach 
Wien zu gehen. Eine solche Erscheinung war 
zum Beispiel Dr. Werner Hinterauer vom Land 
Vorarlberg, der Senatspräsident, Präsidialvor­
stand des Verwaltu ngsgerichtshofs und später 
auch Mitglied des Verfassungsgerichtshofs wurde. 

Ich bin dem Herrn Vizepräsidenten Walter 
Strutzenberger sehr dankbar dafür, daß er sich 
für dieses Begehren, das an uns von den Höchst­
gerichten, dem Verwaltungsgerichtshof und dem 
Obersten Gerichtshof, herangetragen wurde -
ich möchte hier auch die Frau P räsidentin Dr. 
Petrik und den Herrn Vizepräsidenten Mag. AI­
fred Köbzina vom Verwaltungsgerichtshof und 
den Herrn Präsidenten Dr. Walter Melnizky vom 
Obersten Gerichtshof nennen - ,  e ingesetzt hat 
aus föderalistischen Erwägungen, sodaß es zu ei­
ner Verbesserung der Bezüge der Mitglieder des 
Verwaltungsgerichtshofes und des Obersten Ge­
richtshofes kommt. 
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Ich möchte all jenen, die dem Bundesrat kri ­
tisch gegenüberstehen, sagen ,  daß vom Bundesrat 
aus die I nitiative ergangen ist , daß im Dienste des 
Föderalismus auch die Karrieremöglichkeiten für 
lustizfunktionäre entsprechend vorgesehen sind. 
Wir haben nichts - das sei betont - gegen ande­
re 1 ustizfunktionäre außerhalb der genannten 
Gerichte, aber in d iesem Fall war es notwendig, 
auch die föderalistischen Voraussetzungen zu be­
denken .  Es ist notwendig, daß die finanzielle Si­
tuation der Höchstrichter in diesen beiden Ge­
richtshöfen gewährleistet ist. 

Wenn andere dagegen protestieren, dann darf 
ich ehrl ich sagen: Mir ist kein Fall eines Protestes 
bekannt, als die Herren Mitglieder des Verfas­
sungsgerichtshofes ihre Bezüge einer Neurege­
lung zugeführt haben. Es ist eine sehr starke Di­
vergenz  feststellbar zwischen den Bezügen der 
Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes und je­
nen der Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes, 
die sich im selben Haus befinden und genauso 
Höchstrichter sind wie die Mitglieder des Ober­
sten Gerichtshofes. 

Wir haben daher von seiten des Bundesrates 
aus föderalistischen Erwägungen versucht, eine 
Verbesserung herbeizuführen, die vor allem not­
wendig ist, wei l  ja sonst n iemand aus den Bundes­
ländern bereit wäre, nach Wien zu gehen. Ich bin 
sehr erfreut darüber, daß diese Bezugsrege lung 
nun P latz gegriffen hat. Bei meiner letzten Rede 
zur Verfassungsgesetz-Novelle betreffend d ie 
Einführung der Verwaltungssenate habe ich mir 
erlaubt, auf die finanzielle Se ite dieser Regelung 
hinzuweisen. 

Bestimmend für d ie 1 988 vorgesehen gewesene 
Einrichtung waren föderalistische Gesichtspunk­
te, Einwände gegen die Zentral isation der Recht­
sprechung beim Bund, die zunehmende Überla­
stung des Verfassungs- und des Verwaltungsge­
richtshofes und die Verbesserungen des Rechts­
schutzsystems. Es sind in den letzten Jahren eine 
Reihe von Novellierungen erfolgt, die auch d ie 
Kompetenzen des Verfassungs- und des Verwal­
tungsgerichtshofes betreffen und die sich , wie Dr. 
Hummer schon treffend darauf hingewiesen hat, 
auch für eine bürgernahe Rechtsschutz- und Ver­
waltungskontrolle eingesetzt haben. 

Den ausschlaggebenden Anstoß für die Be­
schlußfassung und Ausgestaltung der Novelle ga­
ben allerdings jene völkerrechtlichen Verpflich­
tungen,  die Osterreich durch die Ratifikation der 
Europäischen Menschenrechtskonvention über­
nommen hat, und zwar e inschließlich der neuen 
Tendenzen sowohl  der innerstaatlichen als auch 
der internationalen Rechtsprechungsinstanzen. 

Probleme im Hinblick auf die österreichische 
Rechtsordnung bereiteten Artikel V und vor al­
lem Artikel VI der Menschenrechtskonvention. 

Artikel V verlangt unter anderem, daß Freiheits­
strafen nur durch Gerichte angeordnet werden 
dürfen.  Da nach der innerstaatl ichen Rechtsord­
nung die Vollziehung des Verwaltungsstrafrech­
tes, das in weiten Bereichen auch den Entzug der 
persönlichen Freiheit als Sanktion vorsieh�., den 
Verwaltungsbehörden übertragen ist, gab Oster­
reich anläßl ich  des Beitritts zur Menschenrechts­
konvention einen Vorbehalt ab, wonach d ie Be­
stimmungen des Art ikels V des Gesetzes mit der 
Maßgabe angewendet werden, daß die in den Ver­
waltungsverfahrensgesetzen vorgesehenen Maß­
nahmen des Freiheitsentzugs unter der in der 
österreichischen Bundesverfassung vorgesehenen 
nachprüfenden Kontrol le durch den Verwal­
tungsgerichtshof oder durch den Verfassungsge­
richtshof unberührt blieben. 

Mit d ieser Einschrän kung glaubte man, das Sy­
stem des österreichischen Verwaltungsstrafrech­
tes von den Anforderungen dieser Bestimmung 
gerettet zu haben. Artikel VI der Menschen­
rechtskonvention garantiert neben der Un­
schuldsvermutung sowie einer Reihe von beson­
deren Verfahrensrechten jedermann,  daß seine 
Sache in  bi l liger Weise öffentlich und i nnerhalb 
einer angemessenen Frist gehört wird, und zwar 
von einem unabhängigen und unparteiischen, auf 
Gesetz beruhenden Gericht, das über zivilrechtli­
che Ansprüche und Verpflichtungen oder über 
die Stichhaltigkeit der gegen ihn erhobenen straf­
rechtlichen Anklage zu entscheiden hat. 

Schon bald nach Inkrafttreten dieser Normen 
wurden Zweifel an der Konventionskonformität 
weiter Teile des österreichischen Verwaltungs­
strafrechts laut. Der Verfassungsgerichtshof 
nahm anfangs eine sehr großzügige Haltung ge­
genüber den Anforderungen der genannten Be­
stimmungen ein und dehnte zunächst den Vorbe­
halt zu Artikel V der Menschenrechtskonvention 
auch auf Artikel VI aus. Weiters vertrat er die 
Auffassung, daß sich der Vorbehalt auf d ie in den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen 1 950 vorgesehe­
nen Maßnahmen beziehe und daher alle ver­
gleichbaren Maßnahmen unter den Vorbehalt fie­
len,  unabhängig davon ,  durch welches Gesetz die 
Maßnahmen vorgesehen würden. 

Einige Jahre später wendete der Verfassungsge­
richtshof den genannten  Vorbehalt auch auf Ge­
setze an,  die zwar erst nach Inkrafttreten der 
Menschenrechtskonvention, e inschließlich der 
Vorbehaltserklärung, erlassen worden waren,  
aber ihrer materiellen Regelung nach n icht über 
jenen Bereich h inausgingen, der durch den Vor­
behalt von einer Überprüfung an der Menschen­
rechtskonvention ausgeschlossen werden sollte. 

Die i nternationalen Instanzen folgten zunächst 
der weitherzigen Auslegung des Verfassungsge­
richtshofs, jedoch vermehrten sich in der Lehre 
zunehmend Bedenken gegen den Vorbehalt und 
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die Rechtsprechungspraxis, vor allem im Hinblick 
auf Artikel 64 der Menschenrechtskonvention,  
der Vorbehalte allgemeiner Art für unzulässig er­
klärte. Eine Trendwende hin zu einer restriktiver­
en Judikatur zeichnete sich zunächst im Bereich 
des Strafrechts ab, als der Verfassungsgerichtshof 
1 984 durch ein vielbeachtetes Erkenntnis einige 
Bestimmungen des Finanzstrafgesetzes wegen 
Widerspruch zu Artikel VI der Menschenrechts­
konvention aufhob, weil diese seiner Ansicht 
nach nicht durch den Vorbehalt zur Menschen­
rechtskonvention gedeckt waren. 

In der Folge häuften sich jene Fälle, in denen 
der Verfassungsgerichtshof Strafbestimm ungen 
auf die Vereinbarkeit mit Artikel VI  der Men­
schenrechtskonvention zu überprüfen hatte, und 
eine Reihe der Anfechtungen führte auch zur 
Aufhebung der umstrittenen Regelungen. Auch 
die Frage der Auslegung des Begriffs "zivi lrecht­
liehe Ansprüche und Verpflichtungen" im Sinne 
des Artikels VI Abs . 1 der Menschenrechtskon­
vention, für die im Falle von Streitigkeiten die 
Gerichtszuständigkeit angeordnet wird, ließ eine 
Neurege lung des Rechtsschutzsystems immer 
dringender erscheinen. 

Der Verfassungsgerichtshof orientierte zu­
nächst sein  Begriffsverständnis der "civil rights" 
an der Rechtssprechung der internationalen In­
stanzen, insbesondere des Europäischen Ge­
richtshofs für Menschenrechte. Dieser trat ur­
sprünglich für eine exzessive Auslegung des Be­
griffes ein,  versuchte dann in der Folgezeit gewis­
se Einschränkungen, bis er schließlich 1985 sei­
nen Trend änderte, sich einer so weitläufigen In­
terpretation bediente, die es dem 
Verfassungsgerichtshof seiner Meinung nach un­
möglich machte, sich weiter uneingeschränkt dem 
Begriffsverständnis der internationalen Instanzen 
anzuschließen, wei l  dann große Teile des österrei­
chischen Verwaltungsrechts nicht mehr von Ver­
waltungsbehörden, sondern von Tribunalen im 
S inne des Artikels VI Abs. 1 der Menschenrechts­
konvention besorgt werden müßten. Der Verfas­
sungsgerichtshof vertrat nunmehr die Auffas­
sung, daß nur der sogenannte Kernbereich des Zi­
vilrechts, nämlich wenn es um Rechte und Pfl ich­
ten der B ürger unter sich geht, gemäß Artikel VI 
Abs. 1 der Menschenrechtskonvention unter die 
J ustitiabi lität eines Tribunals im Sinne der Be­
stimmung fal len müsse. 

Außerhalb der traditionellen Zivi ljustiz erach­
tete der Verfassungsgerichtshof aber die nachprü­
fende Kontrol le durch die Gerichtshöfe öffentli ­
chen Rechts für ausreichend und setzte sich damit 
klar in Widerspruch zur internationalen Rechts­
sprechung. Nicht zuletzt u m  einen drohenden 
Konflikt mit internationalen Instanzen zu vermei­
den,weil sie im Falle einer Befassung mit einem 
österreichischen Rechtsstreit voraussichtlich auf 

zahlreichen Gebieten des Verwaltungsrechts zu 
einer Feststellung der Konventionswidrigkeit der 
innerstaatlichen Regelung wegen Verstosses ge­
gen die Garantie des gerichtlichen Verfahrens ge­
langt wären , wurde die Schaffung einer konven­
tionskonformen innerstaatl ichen Rechtslage im­
mer dringlicher. 

Hinsichtlich ihrer Konstruktion,  auf d ie schon 
sehr treffend Herr Bundesrat Dr.  Hummer einge­
gangen ist, fällt zunächst auf, daß sie, staatsorga­
nisatorisch betrachtet, als Verwaltungsbehörden 
der Länder eingerichtet sind, deren Sprengel das 
jeweilige Bundesland umfassen, d ie Mitglieder 
ausdrücklich weisungsfrei gestellt werden und die 
Senate erst nach Erschöpfung des administrativen 
Instanzenzuges angerufen werden können, sodaß 
insoferne auch eine gewisse Ähnlichkeit mit den 
Gerichtshöfen öffentlichen Rechts besteht, ohne 
solche zu sein. 

Die unabhängigen Verwaltungssenate bestehen 
aus einem Vorsitzenden, einem Stellvertretenden 
Vorsitzenden und einer entsprechenden Anzahl 
sonstiger Mitglieder, wobei  ich sagen möchte, daß 
es sich h iebei um Personen handelt, die für eine 
Zeit von sechs Jahren eine bestimmte Unabhän­
gigkeit besitzen. 

Diese sind ausdrücklich weisungsfrei gestellt, 
müssen rechtskundig se in und dürfen für die 
Dauer ihres Amtes keiner Tätigkeit nachgehen, 
die Zweifel an der unabhängigen Ausübung ihres 
Amtes hervorrufen könnte. 

Weiters dürfen die Mitglieder vor Ablauf ihrer 
Bestelldauer nur in den gesetzlich bestimmten 
Fällen auf Beschl uß des unabhängigen Verwal­
tungssenats ihres Amtes enthoben werden. Auch 
gilt der Grundsatz der festen Geschäftsverteilung, 
wobei der konkrete Zuständigkeitsbereich der 
Mitglieder des Senats im vorhinein für eine be­
stimmte, durch Landesgesetz näher zu determi­
nierende Zeit festzulegen ist. Abweichungen von 
dieser Einteilung dürfen nur im Falle der Behin­
derung durch Verfügung des Vorsitzenden vorge­
nommen werden. 

Trotz der Auffassung, daß die unabhängigen 
Verwaltungssenate den Anforderungen, die der­
zeit an Artikel VI Menschenrechtskonvention ge­
stellt werden , genügen, darf aber, Hoher Bundes­
rat, nicht übersehen werden, daß sich der öster­
reichische Bundesverfassungsgesetzgeber mit ei­
ner Minimallösung zufriedengegeben hat. Wäh­
rend der überwiegende Teil der Lehre für die 
Schaffung von echten Gerichten p lädierte, wählte 
der Gesetzgeber die Einrichtung von Verwal­
tungsbehörden, denen woh l  nur relative U nab­
hängigkeit zugesprochen werden kann,  denn nach 
Ablauf dieser Zeit kann ein Mitglied des Senats ja 
dann wieder Verwaltungsbeamter sein und fällt 
somit wieder in  die Abhängigkeit derjenigen , die 
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er bisher kontrol l iert hat. - Ich glaube, das nicht 
falsch zu sehen. 

Geeignet, Bedenken im Hinblick auf eine gesi­
cherte Unabhängigke it hervorzurufen,  ist einer­
seits die bloß befristete Berufung der Mitglieder 
auf sechs Jahre und andererseits die Bestellung 
durch die Landesregierung, deren Verwaltungs­
handeln  zum Tei l  wiederum der Kontrol le durch 
die unabhängigen Senate unterliegt. Die Kontrol­
lierten bestellen sich die Kontrollore. 

Zweifellos wäre es im Dienste des Vertrauens 
in die Rechtssprechung möglich und besser gewe­
sen, die Senate, ähnlich der Regelung beim Ver­
fassungs- und Verwaltungsgerichtshof, gerichts­
förmig auszugestalten, um von vornherein mögli­
chen Einwänden einen Riegel vorzuschieben, die 
in der n icht gänzlich garantierten persönlichen 
Unabhängigkeit der Mitglieder Einfluß  auf die 
Unparteilichkeit der Entscheidungsfindung arg­
wöhnen könnten. 

In Anbetracht des nach dem österreichischen 
Bundes-Verfassungsgesetz geltenden bundes­
staatlichen Prinzips beziehungsweise der Forde­
rung des Föderalismus ganz allgemein kann die 
Schaffung der unabhängigen Verwaltungssenate 
- und da stimme ich mit meinem Herrn Vorred­
ner überein - zumindest als ein Teilerfolg für die 
Länder gewertet werden. Sie haben zwar durch 
die Senate, die zu den Verwaltungsbehörden zäh­
len, formell keinen Anteil an der Gerichtsbarkeit 
erhalten ,  doch können diese materiell betrachtet 
sehr wohl zur Rechtssprechung gerechnet wer­
den. 

In diesem Zusammenhang sol l  auch nicht uner­
wähnt bleiben, Hoher Bundesrat, daß es mit In­
krafttreten des siebenten Zusatzprotokolls zur 
Menschenrechtskonvention als einem weiteren 
Grund notwendig ist, daß die unabhängige Ver­
waltungssenate als Tribunale qualifiziert werden 
können. Österreich hat nämlich durch d ie Ratifi­
kation dieser internationalen Vereinbarung d ie 
Verpflichtung übernommen, daß in Strafsachen 
die Anrufung eines übergeordneten Gerichts 
möglich sein muß, was mit anderen Worten einen 
gerichtsförmigen Instanzenzug bedeutet. Durch 
einen Vorbehalt zu Artikel 2 Abs. 1 dieses Proto­
kolls hat sich Österreich lediglich abgesichert, 
daß die Gerichtshöfe öffentlichen Rechts als 
übergeordnete Gerichte zählen. 

Die Einrichtung der Verwaltungssenate hat zu 
einer teilweisen Neufassung der Zuständigkeitsre­
gelungen bei den bestehenden Gerichtshöfen öf­
fentlichen Rechts geführt und wird zu deren Ent­
lastung beitragen ,  was sehr notwendig ist. 

Bei d ieser Gelegenheit möchte ich auch in der 
Länderkammer den Mitgliedern des Verfassungs­
gerichtshofes und den Mitgliedern des Verwal-

tungsgerichtshofes unsere repektvollste Hochach­
tung zum Ausdruck bringen,  weil sie nämlich bei 
großer Inanspruchnahme aufgrund ihrer Kom pe­
tenzen einen bedeutenden Beitrag zur Rechtssi­
cherheit in unserem Staat leisten,  und das ist eine 
wichtige Voraussetzung für einen demokrati­
schen Rechtsstaat, denn der einzelne soll sich 
durch das Gesetz dem Staat ebenbürtig fühlen. 
Das wurde auch schon von Herrn Dr. Hummer 
einle itend als Sinn des Rechtsstaates betont. 

Hier möchte ich sagen,  daß es auch notwendig 
sein m uß,  durch eine entsprechende Kompetenz  
von Behörden und Gerichten das parktikabel zu  
machen. Vor allem für d ie aufgrund der notwen­
digen Ermittlung des Sachverhaltes für die Ge­
richtshöfe aufwendigen Anfechtungen unter Aus­
übung unmittelbarer behördlicher Befehls- und 
Zwangsgewalt sowie für die zahlreichen Be­
schwerden in Zusammenhang mit Verwaltungs­
übertretungen, werden ab Jänner 1 99 1  die Ver­
waltungssenate zuständig sein ,  was den Arbeitsan­
fall der Gerichtshöfe öffe ntlichen Rechts verrin­
gern wird. 

Wer die Entwicklung der österreichischen 
Rechtsordnung und auch der Verfassungsgesetz­
Novellen der letzten Jahre betrachtet, der kann 
wirklich sagen, daß in einer sehr bürgernahen 
und einer den Bedürfnissen des Einzelmenschen 
gerecht werdenden Form eine außerordentl iche 
Weiterentwicklung erfolgt ist, und zwar durch d ie 
Schaffung der Volksanwaltschaft auch als Bera­
tungsorgan, durch die Entwicklung der Verfas­
sungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit und auch 
durch diese Verwaltungssenate, Gedanken, die 
Programm gewesen sind in den ersten Jahren der 
Bundes-Verfassung 1920 - das wurde ebenso 
schon näher ausgeführt - als auch die Ansprüche 
der internationalen Rechtsentwicklung. 

In  einer Zeit, in der man so viel kritisiert, was 
der Staat tut, können wir uns, glaube ich, alle 
freuen, daß d ieser entsche idende Schritt gesetzt 
wurde, der verbunden mit der Bezugsregelung 
betreffend die Richter des Verwaltungsgerichts­
hofes und des Obersten Gerichtshofes in ver­
schiedenster Hinsicht als Fortschritt bezeichnet 
werden kann, dem wir gerne unsere Zustimmung 
geben.  

Wozu wir  uns allerdings als Gesetzgeber auch 
sehr bemühen sollten ,  wäre, sich immer vor Au­
gen zu halten, daß das beste Rechtsschutzsystem 
für den einzelnen Bürger noch nicht den höch­
sten Erfolg herbeiführt, wen n  er  Adressat von 
Gesetzen ist , deren Vielzahl und deren Inhalt er 
nicht immer verfolgen und verstehen kann. Da­
her, glaube ich,  sollten wir in  dem Bemühen um 
Verbesserung des Rechtsschutzsystems auch be­
strebt sein  - die Frau Bundesminister für Um­
weltschutz und Familie ist i nzwischen auch einge­
troffen - ,  in jenen Rechtsmaterien, in denen der 
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einzelne Bürger mit existentiellen Fragen belastet 
ist, auch d ie Sprache zu finden , nachdem wir uns 
bemühen, den Schutz zu gewähren ,  die der ein­
zelne versteht und in der es uns gelingt, neben der 
Normierbarkeit auch durch die Motivierbarkeit 
dem einzelnen sein Standing im Staate entspre­
chend zu sichern. Durch diese Maßnahme ist der 
entsprechende Schutz vorgesehen .  Wir werden 
dem daher gerne unsere Zustimmung geben. 
(Be!fall bei der Ö VP und bei Bundesräten der 
SPO.) 12.37 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich be­
grüße die im Haus ersch ienene Frau Bundesmini­
sterin Dr. Flemming. (Allgemeiner Beifall. ) 

Weitere Wortmeldung liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von den Herren Berichterstattern ein 
Schlußwort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall .  

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m -
m u n g beschließt der Bundesrat mit Stimmenein­
helligkeit, gegen die sechs Geselzesbeschlüsse des 
NationaLrates k e i n e n E i n  s p r  u c h zu erhe­
ben. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 6. Ju­
ni 1990 betreffend ein B undesgesetz über die 
Vermeidung und Behandlung von Abfällen, mit 
dem das Chemikaliengesetz, BGBI. 
Nr. 326/ 1987, das Bundesstatistikgesetz, BGBl. 
Nr. 91/1965, die Gewerbeordnung 1973, BGBI. 
Nr. 50/1974, das Altlastensanierungsgesetz, 
BGB!. Nr. 299/1989, das Umwelt- und Wasser­
wirtschaftsfondsgesetz, BGBl. Nr. 79/1987, und 
das Umweltfondsgesetz, BGB!. Nr. 567/1983, ge­
ändert werden (Abfallwirtschaftsgesetz 
AWG) ( 1 274 und 1348/NR sowie 3878 und 
3894/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 8. Punkt der Tagesordnung: Ab­
fall wirtschaftsgesetz. 

Die Berichterstattung Frau Bundesrat Irene 
Crepaz übernommen. Ich b itte sie um den Be­
richt. 

Berichterstatterin I rene Crepaz: Frau Minister! 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der gegenständliche Beschluß des Nationalrates, 
mit dem eine Neuregelung der Abfallwirtschaft, 
basierend auf der neuen Bundeskompetenz "Ab­
fallwirtschaft" (B-VG-Novelle 1 988, BGBL 
Nr. 685) ,  geschaffen werden soll, hat folgende 
Schwerpunkte zum Inhalt: 

Schaffung von Vermeidungsvorschriften,  

Vorschriften zur Abfallverwertung, 

Verpflichtung zur Schaffung von Bundes-Ab­
fallwirtschaftsplänen,  

subsidiäre Verpflichtung der öffentlichen Hand 
für die Bereitste llung und den Betrieb von Abfall­
behandlungsanlagen für gefährliche Abfälle, 

umfassende Regelung der Behandlung von Ab­
fällen, rechtliche Grundlagen zur Standortfin­
dung für Abfallbehandlungsanlagen für gefährli­
che Abfälle, 

Festsetzung von technischen Standards für Ab­
fallbehandlungsanlagen ,  

Entscheidungskonzentration im Genehmi­
gungsverfahren für bestimmte Abfallbehand­
lungsanlagen,  

Pflichten zur getrennten Sammlung von 
Problemstoffen,  

Regelungen für die Behandlung von Altöl ,  

Regelungen des Importes und des Exportes von 
Abfällen sowie der Durchfuhr von Abfällen 
durch Österreich,  

Nachweissystem für gefährliche Abfälle, 

Kontrolle des Verbleibs von gefährlichen Ab­
fällen durch einen Datenverbund. 

Die im § 29 Abs. 1 3  des vorliegenden Beschlus­
ses enthaltene Verfassungsbestimmung bedarf 
überdies der Zustimmung des Bundesrates gemäß 
Artikel 44 Abs. 2 B-VG. 

Der Ausschuß für Famil ie und Umwelt hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
12 . Juni 1 990 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen ,  dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen E inspruch zu erheben. 

Als Ergebnis se iner Beratung stellt der Aus­
schuß für Familie und Umwelt somit den A n ­
t r a g, der Bundesrat wol le beschließen: 

1 .  Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
6. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz über die 
Vermeidung und Behandlung von Abfällen, mit 
dem das Chemikaliengesetz, BGBL Nr. 326/1987, 
des Bundesstatistikgesetz, BGBl. Nr. 9 1 1 1965, die 
Gewerbeordnung 1 973,  BGBL Nr. 50/ 1974, das 
Altlastensanierungsgesetz, BGBL Nr. 299/1989, 
das Umwelt- und Wasserwirtschaftsfondsgesetz, 
BGBL Nr. 79/1 987, und das Umweltfondsgesetz, 
BGBL Nr. 567/ 1 983, geändert werden (Abfall­
wirtschaftsgesetz - AWG) , wird kein E inspruch 
erhoben. 
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2. Der Verfassungsbestimmung des § 29 
Abs. 13 des gegenständlichen Beschlusses wird im 
Sinne des Artikels 44 Abs. 2 B-VG die  Zustim­
mung ertei lt. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich dan­
ke für den Bericht. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Guggi . Ich erte ile ihm dieses. 

12.-+4 

Bundesrat Hans Guggi (ÖVP, Steiermark) :  Ho­
hes Haus! Natürl iches und fortschrittl iches Den­
ken hat im wesentlichen drei Grundsätze: Gren­
zen zu erkennen, das heißt Grenzen zwischen 
Mensch und Natur, aber auch Grenzen zwischen 
den Menschen untereinander, das Denken in Ge­
nerationen, das Leben für diese Generationen 
und vor allem das Denken in geschlossenen Kreis­
läufen. 

Lieber Herr Präsident! Frau Bundesministerin !  
Hohes Haus! Ich möchte ein paar Gedanken zu 
diesem Abfallwirtschaftsgesetz bringen, von dem 
ich eigentlich glaube, daß es ein Denken in  einem 
sehr geschlossenen Kreislauf bedeutet. 

Wenn im natürlichen Leben, in der Natur etwas 
stirbt - und wer ist enger mit der Natur verbun­
den als ein Bauer, und ich darf Gott sei Dank 
diesen Beruf ausüben - ,  so dient es den anderen 
Lebewesen, den anderen Pflanzen als Nahrung. 
Der Kreislauf ist so gesehen geschlossen. 

Und dieses Abfallwirtschaftsgesetz beinhaltet 
auch dieses Denken. Erstmals wird in diesem Ge­
setz Mül l  nicht als Deponiegut, sondern als Wirt­
schaftsgut bezeichnet, und erstmals ist man auch 
gesetzlich dazu verpflichtet und aufgerufen, M ül l  
zu  vermeiden, Müll zu verwerten und jene Be­
standteile, die man nicht verwerten kann, so zu 
behandeln,  daß sie gefahrlos gelagert werden 
können. 

Erlauben Sie mir,  emlge wesentliche Punkte 
auch in dieser Richtung zu erwähnen. Für mich 
stellt dieses Gesetz in erster Linie Anerkennung, 
Hilfe und vor al lem auch Bestätigung dar. Aner­
kennung und Bestätigung ist es für jene Men­
schen , die sich schon jetzt mit Mülltrennung und 
Müllverwertung besonders beschäftigt haben, die 
in dieser Richtung eine Art Vorreiterro l le hatten. 
Und dieses Gesetz ist auch eine Hilfe für jene 
Menschen, die bislang wohl den Willen gehabt 
haben, etwas zu tun ,  denen aber vielleicht der 
Mut oder die Konsequenz noch gefehlt hat. Und 
zum dritten darf man auch n icht vergessen: Die­
ses Gesetz ist eine Hilfe für Unbelehrbare, in Zu­
kunft etwas zu tun.  

Ich möchte in diesem Zusammenhang nur ein 
Beispiel erwähnen , wie leicht und wie schnell ei­
gentlich Mül ltrennung und Müllverwertung mög­
lich ist. Ich denke in d iesem Zusammenhang an 
die Gemeinde Wildon .  Sie hat es von einem Jahr 
auf das andere geschafft, daß sie von fünf Kilo­
gramm Altpapier auf 47 Kilogramm Altpapier 
pro Kopf und Nase, pro Einwohner, gekommen 
ist. Das macht für diese Gemeinde in einem Jahr 
einen Anstieg von 1 5  000 Kilogramm Altpapier, 
das gesammelt wurde, auf 14 1  000 Kilogramm im  
nächsten Jahr. Ich glaube, das ist ein Beispiel da­
für, das zeigt, wie schnell und wirkungsvoll man 
Mülltrennung bewirken kann. 

Zum zweiten dient dieses Gesetz auch als Bei­
spiel. Und, Frau Bundesminister, ich bin wirklich 
positiv überrascht und sehr erfreut darüber, daß 
sich zum Beispiel bei den Abfallvermeidungsvor­
schriften der Bund verpflichtet hat, Abfälle, zu­
mindest jene Waren anzukaufen, die nach dem 
Gebrauch und Verbrauch die Umwelt sehr gering 
belasten. 

Und es ist für mich auch ein Beispiel der Kom­
petenz und der Entschlossenheit, daß man auch 
in der Lage und willens ist, Pfandsysteme einzu­
führen. Ich stehe noch immer unter einem gewis­
sen Eindruck:  Als ich einmal eine Mülltonne auf 
einem Autobahnparkplatz öffnete, sah ich, daß 
diese bis zum Rand voll mit Aludosen war. Ich 
glaube, wenn man weiß, welchen Energie- und 
welchen Rohstoffverbrauch eine Aludose letzt­
endlich beinhaltet, so muß man eigentlich sagen, 
leben wir wirklich in einer sehr krassen und aku­
ten Wegwerfgesellschaft, und ein Pfandsystem ge­
rade in diesem Bereich wäre dringend anzuraten. 

Und für m ich ist d ieses Gesetz auch ein Anreiz 
und eine Verpfl ichtung - wie schon gesagt - für 
Unbelehrbare, vor allem auch dann, wenn Be­
triebsanlagen neu geregelt werden müssen und 
wenn man auch - laut Stand der Technik - ein 
Abfallkonzept zur Vermeidung und Verwertung 
der Betriebsabfälle leisten muß und zum Beispiel 
auch, wenn Altanlagen Menschen und Tiere in 
besonderem Maße gefährden,  daß auch die Be­
hörde ein Abfallwirtschaftskonzept in dieser 
Richtung verlangen kann. 

Weiters vermittelt dieses Gesetz für m ich auch 
Zukunft. Es ist ein sanfter Druck dahinter, es gibt 
eine Verordnung bezüglich getrennter Müll­
sammlung. Zum Beispiel bei Produktionen neuer 
Waren müssen auch Altstoffe e ingesetzt werden ,  
und be i  Abbruch von Baulichkeiten muß auch in 
dieser Richtung getrennt werden .  

Liebe Kolleginnen und  Kollegen! Die Schön­
heiten der Natur sind letztendlich für alle Men­
schen bestimmt, auch für jene, die nach uns kom­
men, und ich glaube, darin müssen wir einfach 
unsere Verpflichtung u nd Verantwortung sehen. 

531. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)44 von 129

www.parlament.gv.at



B u ndesrat - 53 1 .  Si tzung - 1 3. J u n i  1 990 24 1 43 

Hans Guggi 

Nochmals herzlichen Dank all jenen, die bis 
jetzt bereit waren,  Müll zu trennen, zu verwerten, 
die positiv vorangegangen sind und vor allem 
auch ein herzliches Danke Ihnen, Frau Bundes­
minister, für d ieses richtungsweisende Werk. -
Danke. (Allgemeiner Beifall. ) 12.49 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Farthofer das Wort. 

12 .49 

Bundesrat Erich Farthofer (SPÖ, Niederöster­
reich) : Herr Präsident! Frau Bundesminister! Ge­
schätzte Damen und Herren! Wir leben in einer 
Welt, in der es wesentlich leichter ist, Dinge her­
zustellen, als sie wieder loszuwerden, und die Dis­
kussion in der Öffentlichkeit und den Medien do­
kumentiert uns dies tägl ich . Und daher sind na­
türlich auch die Anschauungen im Zuge dieses 
Gesetzes wirklich kontroversieil .  

Steigender Anfall von Abfall beschwert natür­
l ich dieses Problem; speziell im Bereich des Son­
dermülls ist die Akzeptanz in der Bevölkerung 
leider nicht vorhanden. 

Zwei Drittel des Mülls - hier ganz offen ge­
sagt: in der Vergangenheit haben wir uns das sehr 
leicht gemacht - wurden in die Oststaaten expor­
tiert, Hochseeverbrennung, aber auch die Dritte 
Welt wurden mit österreichisehern und anderem 
westlichen Industriemüll "beglückt" . Seit der Bas­
ler Konvention wird das, Gott sei Dank,  in Hin­
kunft wesentlich erschwert, nicht zuletzt auch du­
biose Entsorgungen.  Ich habe vor wenigen Minu­
ten den Bericht aus Niederösterreich gelesen ,  was 
d iesbezüglich geschieht. Ich hoffe, daß in Zu­
kunft diesen dubiosen Geschäften mit Müll, mit 
dem Abfall ein Ende gesetzt wird. 

Das Abfallwirtschaftsgesetz an sich hat drei we­
sentliche Zielkonzeptionen, gereiht nach Prioritä­
ten steht sicherlich das Vermeiden an erster Stel­
le, yerwerten und als drittes Ablagern. Für die 
SPO-Fraktion war es von besonderer Bedeutung, 
daß in dieses Gesetz Industriemüll inkludiert 
wird, das Verursacherprinzip und das Vorsorge­
prinzip in den Vordergrund gestellt wird, daß Ab­
fallvermeidung glaubhaft betrieben wird. 

Hier vielleicht ein Hinweis, Frau Bundesmini­
ster, eine subjektive Meinung: Ich glaube, daß das 
Thema Abfallvermeidung schon in der Schule 
wesentlich forciert gehört, also in der Volksschu­
le, in der AHS, um wirklich erzieherisch wirken 
zu können. 

Zur Wiederverwertung. Es ist nicht zu ver­
heimlichen , daß bei diesen Verhandlungen regel­
rechte Bremsmanöver seitens des Wirtschafts­
bundes gekommen sind . Ich darf nur verweisen 
auf den Bericht an das Hohe Haus von voriger 
Woche, am Samstag, wo Ihr Parteikollege Ditz 

zitiert wurde und wo sehr deutlich zum Ausdruck 
gekommen ist, daß es eben ausschließlich der 
Wirtschaftsbund ist, der sich querzulegen ver­
sucht. (Bundesrat Dr. K a u  f m a n  n: Sie wollen 
Planwirtschaflsgesetze!) Nein, das ist keine Plan­
wirtschaft, Herr Kollege! Die Frau Ministerin 
wird davon sicherlich zu berichten wissen, welche 
Schwierigkeiten sie selbst mit dem Wirtschafts­
bund ihrer Partei gehabt hat. ( Weiterer Zwischen­
ruf des Bundesrates Dr. K a u  f m a n  n.) 

Für uns als SPÖ-Fraktion war natürlich ganz 
wichtig, daß wir uns in einigen ganz wesentlichen 
Punkten durchgesetzt haben, wie schon erwähnt: 
Industrie- und Gewerbemüll  im Gesetz, daß Be­
treiber von Altanlagen, d ie nicht dem Stand der 
Technik entsprechen, vom Bund, von der Behör­
de Auflagen erhalten , daß die Strafen wesentlich 
erhöht wurden,  daß bei Betrieben mit mehr als 
1 00 Arbeitern bis spätestens l .  Juli  1 993 ein Ab­
fallkonzept erarbeitet wird , daß in Betrieben mit 
mehr als 250 Arbeitnehmern Abfallbeauftragte 
instal liert werden, die das Abfallwirtschaftsgesetz 
kontroll ieren, und, wie schon von meinem Vor­
redner erwähnt, daß auch die Landwirtschaft mit­
einbezogen wird. Strafen bis zu 500 000 S sind, 
glaube ich,  unbedingt notwendig, ebenso, daß die 
unrechtmäßig erwirtschafteten Vermögensvortei­
le aus d iesen dubiosen Geschäften verfallen. 

Meiner Meinung nach, geschätzte Frau Bun­
desmin ister, ist es aber jetzt an der Zeit - Ihre 
geschätzte Frau Mitarbeiterin hat das gestern im 
Ausschuß erwähnt -, daß Sie in Hinkunft Ge­
brauch machen vom § 7, von den Abfallvermei­
dungsverordnungen . Ich höre, daß fünf Verord­
nungen bereits in Begutachtung sind. Ich würde 
mir vorrangig wünschen: Pfandregelung bei Bat­
terien, Verbot von PVC als Verpackung, aber 
auch Verbot von kurzlebigen PVC-Produkten, 
Pfand für alle Mehrweggetränkeverpackungen 
und Entsorgungsbeiträge bei Einwegverpackun­
gen, nicht zuletzt die Rücknahmeverpflichtung 
von Neonröhren und Altlampen. 

In diesem Zusammenhang - wenn ich schon 
von der Frau Bundesminister etwas wünsche -
ist die Tatsache erfreulich , daß gestern der Herr 
Finanzminister verkündet hat, daß bei einer zu­
künftigen Steuerreform dem Umweltschutz abso­
lute Priorität e ingeräumt wird. Ich glaube, das 
liegt i n  unser aller Sinn. 

Jetzt ein persönliches P roblem, geschätzte Da­
men und Herren: die Art der zukünftigen Stand­
ortsuche. Ich entnehme dem Bericht des Umwelt­
ausschusses, daß aufgrund dieses neuen Abfall­
wirtschaftsgesetzes sämtliche Landesgesetze h in­
sichtlich Sonderabfall aufgehoben sind. Ich darf 
Ihnen ganz offen mein Kompliment ausdrücken, 
Frau Bundesmi nister: D iese Art und Weise von 
Standortsuche ist der richtige Weg. Ich habe es 
von dieser Stelle aus schon erwä hnt: Der Weg, 
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den wir in Niederösterreich gegangen sind, ist ei­
gentlich nicht sehr loyal den kleineren Gemein­
den gegenüber. Denn  dort hat man einen Stand­
ort gesucht, wo d ie gesellschaftl iche Akzeptanz 
zwar n icht da ist, aber wo der Widerstand sehr  
gering ist, also WO die Bevölkerungsdichte sehr  
gering ist. Ich entnehme diesem neuen Gesetz, 
daß man in Zukunft versuchen wird, die Standor­
te wesentlich demokratischer zu suchen, also 
nicht von oben nach unten verordnet, sondern 
daß die Bürger wirkliche M itspracherechte ha­
ben. (Bundesrat Dr. K a u f m  a n n: Das stimmt 
aber nicht, daß das in Niederösterreich so war.' Da 
gab es Bürgerbeteiligungsverfahren!J 

Es stimmt schon, Herr Kollege ,  daß es in Nie­
derösterreich so war. Es waren 1 6  Standorte für 
die Sondermülldeponie in Aussicht gestel lt, zum 
Beispiel in Litschau, wo Herr Probst sofort ver­
hindert hat, daß dort Untersuchungen angestellt 
werden. Da war das Volk so stark, da war Probst 
so stark, dort ist es verhindert worden. In Blumau 
an der Wild hat man es gemacht. 

Aber ich stehe nicht an zu sagen :  Wenn wir als 
betroffene Mandatare des Bezirkes jetzt erfahren, 
daß die Umweltverträglichkeitsprüfung in Ord­
nung ist und aussagt, daß dieser Standort geeignet 
ist, dann werde ich mich draußen bei der Ver­
sammlung hinstellen und sagen :  Meine Freunde, 
es ist unbedingt notwendig! Wir können nicht 
Wasser predigen und Wein trinken . 

Es kann nicht jeder Mandatar sagen: Mülldepo­
nie, Sondermülldeponie ja, aber nur nicht bei mir. 
Das ist sicherlich keine Gangart, wobei man hin­
zufügen muß, daß das Verursacherprinzip natür­
lich auch im Vordergrund stehe n  muß. Ich habe 
das gleiche Problem im Bezirk mit der Lagerung 
von Nuklearabfällen. Bitte schön, im Bezirk 
Zwettl fällt kein nuklearer Abfall an, außer im 
Krankenhaus Zwettl , und das ist nicht sehr viel .  
Wir haben zwei solcher Standorte im Bezirk. Da 
wird sich auch herausstellen, wie das ausgehen 
wird. Ich hoffe, daß man sich da zusammenfindet 
und überhaupt keine Atommüllstätte baut. -
Aber das nur so nebenbei ,  Frau M inister,  das fäl lt 
nicht in Ihr Ressort. 

Also bitte, in Hinkunft - das an den Kollegen 
Pröll - könnte man das vielleicht doch durchfüh­
ren, daß zu diesen Standorten in Niederösterreich 
auch Alternativstandorte geprüft werden und daß 
wirklich nach objektiven Kriterien der beste 
Standort ausgesucht wird, wie es i n  d iesem Gesetz 
vorgesehen ist. 

Zum Schluß noch einmal eine persönliche Mei­
nung zur Diskussion - wir hören es immer wie­
der - der Problematik der thermischen Verwer­
tung. Ich glaube, es wird jedem Mandatar genauso 
gehen wie mir bei jeder Versammlung. Ich muß 
da den Wienern ein Kompliment ausdrücken , die 

haben das Problem vor der Haustür. Wir selbst 
sind es, die es verhindern wollen . Ich bitte Sie, 
Frau Minister, wirklich al les zu unternehmen, um 
Technik und Wissenschaft aufzufordern, Unter­
suchungen anzustellen, inwieweit die thermische 
Verwertung für die Bevölkerung überhaupt ak­
zeptabel ist. (Bundesrat G e r  s t l: Eine Reise nach 
Tokio und Osaka, da werden Sie sehen, wie man 
das dort macht!) 

Herr Kollege! Mit einem Bundesratsgehalt, wie 
es ich habe, kann ich nicht so weit fliegen; es tut 
mir leid. Ich b in  ein Eisenbahner, und die E isen­
bahn fährt dort nicht hin. Also kann ich mir nur 
berichten lassen ,  wie es dort ausschaut. Was aber 
lange n icht heißt, daß dort technisch Bestes gebo­
ten wird. Das ist ein so sensibles Problem . . . 

( Weiterer Zwischenruf des Bundesrates G e r  s t l. ) 
Herr Kollege ! Die thermische Verwertung ist ein 
so sensibles Problem wie die Atomkraft - ma­
chen wir uns nichts vor - und steht sicherlich 
immer mehr im Vordergrund von Diskussionen. 
(Zwischenruf bei der ÖVP.) Ja, die machen auch 
einen M ist. Früher bin ich auch noch mit der 
Dampflock gefahren , Herr Kollege! Schade, daß 
es sie nicht mehr gibt. 

Zum Schluß nochmals: Es gab einen Konsens. 
Ich selbst bin zwar nicht sehr zufrieden damit, 
betrachte das aber doch als einen wesentl ichen 
Schritt vorwärts. Ich glaube, gemeinsam können 
wir künftig dieser Problematik mit Optimismus 
entgegensehen, denn wir werden immer wieder 
akzeptable Lösungen finden. Die SPÖ wird die­
sem Gesetzesbeschluß die Zustimmung erteilen. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP sowie bei Bundesräten 
der FPÖ.) 12 .59 

. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Jaud das Wort. 

12.59 

Bundesrat Gottfried Jaud (ÖVP, Tirol) : Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Min i­
ster! Hoher Bundesrat! Ich möchte zuerst Ihnen, 
Frau Minister Flemming, recht herzlich gratulie­
ren, daß es Ihnen gelungen ist, dieses hart um­
kämpfte und teilweise auch bekämpfte Abfall­
wirtschaftsgesetz noch in dieser Gesetzgebungs­
periode zur Beschlußfassung vorzulegen. 

Meine Damen und Herren! Meiner Auffassung 
nach ist es ein besonderer Glücksfall, daß das 
Umweltministerium derzeit von einer Frau gelei­
tet wird. Eine Frau als Bewahrerin des Lebens 
erkennt viel besser d ie Notwendigkeiten der Er­
haltung unseres Lebensraumes. Nur wer d ie be­
stehenden Probleme erkennt und die nötige 
Phantasie hat, sich kommende Gefahren vorstel­
len zu können, der kann ein solches Gesetz gegen 
all diese Widerstände durchkämpfen.  Frau Mini­
ster!  Sie haben sich mit diesem Gesetz, das ja in 
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der praktischen Anwendung erst mit Leben er­
füllt werden muß, eine sehr hohe Latte gelegt. 

Daß die Grünen einem solchen Umweltgesetz 
nicht zustimmen, überrascht mich nicht beson­
ders. Sie haben ja auch zum Beispiel dem neuen 
Naturschutzgesetz des Landes Tirol ihre Zustim­
mung mit fadenscheinigen Begründungen verwei­
gert. Ich glaube, neben einer gewissen Unfähig­
keit, Alternativen vorzulegen, dürften meiner 
Auffassung nach Eifersucht - diese Angelegen­
he iten wären ihre - und Existenzangst, wenn  an­
dere Parteien diese Umweltaufgaben überneh­
men, Beweggründe für die Ablehnung der Grü­
nen gewesen sein. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß bietet der 
Frau Umweltminister wirksame und umfassende 
Möglichkeiten,  die Abfallwirtschaft umweltscho­
nend zu gestalten. Nur ein Beispiel: Das Gesetz 
ermöglicht es dem Umweltminister sogar, Waren, 
die beim Gebrauch oder der Entsorgung gefährli­
che Stoffe freisetzen, nach Paragraph 7 Abs. 2 zu 
verbieten. 

Für besonders realistisch und praxisbezogen 
halte ich den Paragraph 8. In d iesem Paragraphen 
wird dem Umweltminister durch Zielverord nun­
gen d ie Möglichkeit gegeben, Ziele der Abfall­
wirtschaft zu verordnen und mit Hilfe von Stu­
fenplänen, Fristsetzung und einer Informations­
pflicht die Erreichung dieser Ziele anzustreben 
und auch zu kontrollieren. 

Wir haben meiner Auffassung nach in der Pra­
xis derzeit folgende Situation: Die Bevölkerung 
ist zu einem sehr hohen Prozentsatz bereit ,  Auf­
lagen zur Abfallbewirtschaftung auf sich zu neh­
men und diese zu akzeptieren. Das Parlament hat 
ein ausgezeichnetes Abfallwirtschaftsgesetz be­
schlossen. Dort aber, wo der Müll praktisch an­
fällt, in den Gemeinden, in den Ländern, herrscht 
bei den Verantwortlichen teilweise große Hi lflo­
sigkeit. 

Bei uns in Tirol wird nun in vielen Gemeinden 
mit der Mülltrennung begonnen, von Verarbei­
tungsbetrieben für die anfallenden Abfallstoffe ist 
mir jedoch nichts bekannt. Für den größten Tei l  
der Abfälle ist es ja möglich und auch notwendig. 
ihn in Kreisläufe einzub inden, wie es mein Vor­
redner Guggi bereits treffend und schön formu­
liert hat. Die Kosten für die Mül lverarbeitung 
sind dann sicherlich geringer als später eine Sa­
nierung der Mülldeponien. Unsere derzeitigen 
Mülldeponien sind vielfach unkontrolIierte und 
unkontroll ierbare umweltbedrohende Lagerstät­
ten. 

Obwohl in der Öffentlichkeit sehr viel über die 
Müllproblematik diskutiert wird, stehen wir in 
Österreich meiner Auffassung nach erst am An­
fang einer geordneten Abfallbewirtschaftung. 

Deshalb möchte ich besonders die drei Haupt­
punkte des Gesetzes hervorheben ,  d ie auch nach 
ihrer Wertigkeit so gereiht sind: erstens die Ab­
fallvermeidung, zwei tens die Abfallverwertung 
und drittens eine sonstige umweltverträgliche Be­
handlung. Hierbei ist gemeint, daß nur M üllreste, 
die möglichst reaktionsunfähig gemacht sind, de­
poniert werden dürfen .  

Wie schon in der Vergangenheit, so gehen auch 
heute noch alle Anstrengungen in die Richtung, 
möglichst große Müllplätze für d ie Deponierung 
des anfallenden Mülls anzulegen. Auf diesem Ge­
biete ist also noch viel Informations- und Aufklä­
rungsarbeit nötig, Frau Minister. 

Für unsere Betriebe aber bietet dieses Abfall­
wirtschaftsgesetz ein weites Betätigungsfeld. Viel­
leicht gel ingt es auf diesem Sektor - der dazu 
meiner Auffassung nach eine sehr gute oder die 
beste Möglichkeit bieten würde - .  die Zusam­
menarbeit zwischen unseren theoretischen Aus­
b ildungsstätten und der praktischen Wirtschaft zu 
vertiefen und neue Verfahren zur Abfallbewirt­
schaftung anzubieten. 

Wie schon gesagt: D ie gesteckten Ziele dieses 
Abfallwirtschaftsgesetzes sind hoch. Deren Ver­
wirk lichung wird Jahre, te ilweise vielle icht sogar 
Jahrzehnte dauern. Dieses Gesetz paßt aber haar­
scharf in die Zielvorstel lungen der Österreichi­
schen Volkspartei ,  nämlich in die der ökosozialen 
Marktwirtschaft. Die ÖVP gibt deshalb diesem 
Gesetzesbeschluß gerne ihre Zustimmung. (Bei­
fall bei der Ö VP.) 13.06 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem erteile ich Herrn Bundesrat Schwab das 
Wort. 

13JJ6 

Bundesrat Karl Schwab (FPÖ, Niederöster­
reich) : Herr Präsident! Geschätzte Frau Bundes­
minister! Geschätzte Damen und Herren ! Heute 
steht unter anderem das Abfallwirtschaftsgesetz 
zur Behandlung. Es ist heute schon von Bundes­
rat Farthofer das Problem der Mülldeponien an­
gesprochen worden. Ich bin einer Meinung mit 
ihm, daß man beim Müll nicht das Floriani-Prin­
zip anwenden soll .  Ich bin ebenso der Meinung, 
daß es sicherlich nicht einfach ist in  manchen Ge­
meinden, wenn Mülldeponien errichtet werden 
und es dort durch die Bevölkerung Schwierigkei­
ten gibt. Aber es muß das Bewußtsein durchdrin­
gen ,  wie es Farthofer gesagt hat, daß wir diese 
eben brauchen und daß auch die Politiker dazu 
stehen , auch wenn in der eigenen Gemeinde et­
was gemacht wird. 

Ich stehe nicht an zuzugeben, Frau Minister, 
daß Ihre Umweltpolitik etliche Male seitens der 
Fre iheitlichen Partei k ritisiert worden ist, aber ich 
glaube, Kritik gehört dazu. Kritik ist auch dazu 
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da, den Minister beziehungsweise die anderen 
Verantwortlichen dazu anzuregen ,  daß etwas ge­
schieht. Und ich muß gestehen,  es geht doch et­
was in der Umweltpolitik voran. 

Es soll ja Kritik nicht verstanden werden als 
Kritik um der Kritik willen, sondern Kritik soll ja 
oft das Salz sein ,  damit etwas in  der Politik wei­
tergeht.  Und wer sonst als die Oppositionspartei 
soll Kritik üben. Den eigenen Reihen kommt 
eben die Kritik n icht so leicht über die Lippen, 
und dafür sind wir . . . (Bundesrat S a t t l b e r -
g e r: Da ist viel Salz!) Ja, es geht uns einstweilen 
noch n icht aus das Salz. 

Ich möchte betonen,  daß mich beim Abfallwirt­
schaftsgesetz besonders freut, daß endlich einmal 
die Lösung des P roblems Müllvermeidung ernst­
haft angegangen wird . Ich bin der Meinung, daß 
man wirklich das Übel an der Wurzel packen 
muß und daß man eben bei der Vermeidung des 
Müllbergs ansetzen muß. 

Ich bin weiters der Meinung, daß Einwegfla­
schen, d ie Aludosen und so manch andere unnüt­
ze Verpackung vom Markt verschwinden müssen. 
Ich sehe wirk lich nicht ein, warum das nicht in 
der Glasflasche verkauft werden kann, die wieder 
zurückgeht und noch etliche Male den Markt pas­
sieren kann, ohne die Umwelt zu belasten. 

Ich möchte aber auch noch sagen, daß wir uns 
in der Wohlstandsgesellschaft oft verleiten haben 
lassen zur Wegwerfwirtschaft. Dazu hat auch be i­
getragen ,  daß immer mehr Großmärkte entstan­
den sind und natürlich i n  den Großmärkten die 
Verpackung viel größer ist als früher einmal beim 
Kleinhandel. Ich möchte nur daran erinnern, daß 
früher einmal die Hausfrau, wen n  sie um Essig 
gegangen ist oder Öl geholt hat, die Ölflasche, die 
Essigflasche mitgehabt hat. Sicherlich wäre das in 
der heutigen Zeit ein Rückschritt, aber man müß­
te wirklich einmal ernsthaft darüber nachdenken,  
ob man nicht wieder zu einem System zurückkeh­
ren muß,  in dem man nicht so viel Müll und nicht 
so viel Abfall produziert. 

Mülltrennung - was heute auch schon ange­
sprochen wurde - ist sicherlich auch eines der 
wichtigsten Kriterien,  d ie in diesem Zusammen­
hang angeführt werden müssen. 

Ich möchte noch sagen,  daß auch der Staat mit 
Vorbildwirkung vorangehen müßte. Ein einziges 
Beispiel  darf ich hier nennen , was mir sehr gut 
gefällt: D ie Bundesbahn trägt mit der Elektrifizie­
rung wirklich viel dazu bei, daß unsere Umwelt 
erträgl icher und freundlicher wird. An der Bun­
desbahn kritisieren möchte ich die Dieselloks. Die 
Dieselloks - habe ich u nlängst festgestellt - sind 
nicht al le, aber doch einige in sehr schlechtem 
Zustand .  Wenn wir von der Landwirtschaft oder 
vom Gewerbe mit solchen Dieselmotoren zur 

Überprüfung gingen, würden wir sicherlich kein 
"Pickerl" bekommen,  schon gar nicht ein Um­
weltpickerl. Ich glaube,  Frau Minister, daß Sie 
darauf einwirken sol lten, daß auch Dieselloks ei­
ner Prüfung unterzogen werden. Ich habe mit Ei­
senbahnern darüber geredet, die m ir das bestätigt 
haben, und es ist mir auch selbst aufgefal len, als 
ich einmal auf einer Kreuzung stand und eine 
Diesellok wegfahren sah. Eine derartige Rauch­
entwick lung - als einer, der seit dreißig Jahren 
Dieselmotoren fährt, hat man das im Gehör -
gibt es nur bei schlechten Dieselmotoren. 

Ich bin also der Meinung, daß auch diesbezüg­
lich etwas geschehen müßte. 

Ganz besonders - das möchte ich betonen -
wird immer die Landwirtschaft als U mweltver­
schmutzer hingestellt, aber was die Verpackung 
anlangt, ist d ie Landwirtschaft vorbildlich. In der 
Landwirtschaft wurde das Verpackungsproblem 
zum Großteil gelöst. Ausschlaggebend dafür ist 
- glaube ich - ,  daß in der Landwirtschaft die 
Verpackung immer in Rechnung gestellt wird. Ich 
weiß schon ,  daß auch bei Lebensmiuelverpak­
kungen der Konsument mitzahlt, aber es ist dem 
Konsumenten nicht bewußt, daß er die Verpak­
kung mitzahlt. Und es ist halt so : Was nichts ko­
stet, das nimmt man. Es ist aber keinem bewußt, 
daß, wenn er die Verpackung wieder deponieren 
muß,  ihn das auch Geld kostet. Es wäre daher 
wirklich überlegenswert, ob man n icht dem Kon­
sumenten, der Bevölkerung zum Bewußtsein 
bringen sollte, was die Verpackung eigentlich 
wert ist, und ob nicht weniger Verpackung billige­
re Produkte ermöglichen würde. 

Noch etwas stört ganz besonders in der ganzen 
westl ichen Welt, auch wenn es praktisch sein 
mag: Wenn man sich  in einem Kaffeehaus oder in 
einem Restaurant einen "Braunen" bestellt und 
die drei Tropfen Milch dazu in  einer Verpackung 
bekommt, oder auch den Zucker. Ich glaube, daß 
man dazu übergehen müßte, logisch zu denken 
und diese unnützen Dinge aus dem Handel zu 
entfernen. 

Ganz besonders wichtig ist auch, daß wir sorg­
sam mit Wasser umgehen. Wir müssen versuchen , 
in Zukunft das Wasser weniger zu  verschmutzen. 
Es müßte bei Waschmaschinen und anderen Ge­
räten heutzutage Technologien geben, mit weni­
ger Wasser auszukommen. Ich denke, auch bei 
Kloseuanlagen . . .  (Bundesrat G e r  s t l: Beim 
Milchflaschen-Waschen braucht man am meisten 
Wasser!) Da braucht man viel Wasser, das ist klar, 
aber bitte, die Milchflasche muß gewaschen wer­
den, und mir  persönlich  ist die Milchflasche im­
mer noch l ieber als das Packerl zum Wegwerfen .  
(Allgemeiner Beifall. - Bundesrat G e r  s t i: Un­
ser Immunsystem, das nicht mehr so stabil ist, wird 
wieder angegriffen!) Nein, wir wollen n icht zu­
rück ins Mittelalter, aber schließl ich und endlich 
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müssen wir uns etwas zur Vermeidung der Abfall­
berge einfallen, lassen .  

Ich glaube, gegenseitige Schuldzuweisungen 
bringen uns da aber nicht weiter. (Bundesrat 
S c  h a c h n e r: Soll man um die Milch wieder zum 
Bauern gehen, wie wir es früher gemacht haben ?) 
Ich glaube, daß es nicht an der Hygiene scheitern 
würde, um die Milch zum Bauern zu gehen, denn 
um die Hygiene auf dem Bauernhof ist es heute 
wirklich so gut bestellt, daß man das voll verant­
worten könnte. (Weiterer Z�1/ischenruf des Blln­
desrates S c h a c  h n e r. J 

Zum Schluß kommend möchte ich nur noch 
sagen: Weil es wirklich einen Fortschr itt darstellt, 
gibt die Freiheitliche Partei diesem Gesetzesbe­
schluß gerne ihre Zustimmung. (Allgemeiner Bei­
fall.) 13 .16  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Pomper. Ich erteile 
ihm das Wort. 

/3.16 

Bundesrat Franz Pomper (SPÖ, Burgenland): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Bundesmini­
ster! Meine sehr geehrten Damen und Herren des 
Bundesrates! Das Abfallwirtschaftsgesetz liegt 
uns heute hier im Bundesrat zur Beschlußfassung 
vor. Als Burgenländer begrüße ich es, daß dieses 
neue Abfallwirtschaftsgesetz nun beschlossen 
werden wird. Ich bin jedoch persönlich der Mei­
nung, daß dies gerade noch fünf vor zwölf ge­
schieht, da, wie wir alle wissen, auch mit diesem 
Gesetz die Müllflut nicht zu stoppen sei n  wird. 

Dieses neue Abfallwirtschaftsgesetz stellt aber 
sicherlich einen Beginn beziehungsweise eine 
Weichenstellung zur Müllvermeidung dar. Die 
Einführung einer umfangreichen Pfandregelung 
für verschiedenste Güter und vor allem Verpak­
kungen wird eine spürbare Entlastung der Müll­
deponien bringen. 

Es wird auch notwendig se in, daß diese neuen 
Rahmenbedingungen, daß dieses Abfallwirt­
schaftsgesetz für die Wirtschaft, die künftig zu 
Abfallvermeidung nach dem letzten Stand der 
Technik verpflichtet ist, auch bei den e inzelnen 
Haushalten Platz greifen. So dürfen künftig kei­
nerlei Problemstoffe wie Batterien, Medikamente 
oder Lackstoffe über den Müllkübel entsorgt wer­
den. 

Das neue Abfallwirtschaftsgesetz wird allen Be­
völkerungs- und Wirtschaftsbereichen mehr 
Sorgfalt im Umgang mit Müll abverlangen. Diese 
Mehrbelastung ist im Sinne eines ökologischen 
und wirtschaftlichen Umganges mit den Ressour­
cen unumgänglich. 

Das Burgenland ist ja mit der eigenen Müllent­
sorgung, dem Müllverband, Spitzenreiter, doch 

haben auch wir gewisse Probleme, die nicht durch 
ein Gesetz allein zu lösen sind, sondern nur da­
durch,  daß alle Menschen Interesse an einer ge­
ordneten Entsorgung von Müll haben. 

Dabei gibt es Probleme, nämlich: den Standort 
einer Mülldepon ie zu wählen. In der Gemeinde, 
in der ich Bürgermeister bin, gibt es das Wiener­
berger Ziegelwerk, welches dem burgenländi­
schen Müllverband aufgelassene Lehmgruben für 
die Errichtung e iner Mülldeponie für Sperr- , Ge­
werbe- und Hausmüll verkauft hat. 1 50 Meter da­
von entfernt l iegt eine Gastwirtschaft, 250 Meter 
davon entfernt eine Wohnsiedlung. Es hat sich 
Widerstand seitens der Bevölkerung mit einer 
Bürgerinitiative , bei welcher 97 Prozent unter­
schrieben haben, gebildet; auch der Gemeinderat 
hat sich einstimmig gegen die Errichtung d ieser 
Mülldeponie ausgesprochen. 

Es ist sicherlich nicht zumutbar, daß d iese 
Menschen, die sich mit viel Fleiß und Mühe ein 
Eigenheim errichtet haben, ihr zukünftiges Leben 
unter unzumutbaren Bedingungen ertragen müs­
sen. 

Ich bin sicher nicht für das Floriani-Prinzip, 
das meine ich als Bürgermeister und Politiker, bin 
aber der Meinung, daß man auch andere Standor­
te, welche im burgenländischen Müllplan der 
Landesregierung aufscheinen, wo keine Belästi­
gung für Menschen gegeben ist, für eine Müllde­
ponie wählen könnte. Nur diese würden in Sum­
me mehr kosten, weil  nicht - so wie bei der vor­
hin erwähnten - ganz in der Nähe eine Groß­
kläranlage ist, die zum Betreiben einer Mülldepo­
nie ganz einfach notwendig ist. 

Gestatten Sie mir nun auch einige Worte zum 
Recyclingpark S iegendorf; die Frau Bundesmini­
ster ist mit diesem Problem ja reichlich beschäf­
tigt. Im Februar konnte man - ich zitiere wört­
lich aus der " Kommunal-Aktuell" - lesen: Die 
NuIlösung der Minister Flemming! - Umweltmi­
nister haben es nicht leicht, das wissen wir al le .  -
"Die österreichische Umweltministerin Maril ies 
Flemming macht es sich allerdings leicht. Wei l  die 
von ihr angekündigte Errichtung von Sonder­
mülldeponien b isher vor allem am Widerstand 
der Bevölkerung scheiterte, erfand sie die N ullö­
sung. Sondermülldeponien sind out, Wertstoffla­
ger sind in" . - Ein neues Schlagwort; das hat sich 
in der Zwischenzeit mit dieser Beschlußfassung 
sicherl ich geändert. 

U nd h ier stellt sich selbstverständlich die glei­
che Frage wie bei der vorhin berichteten Situa­
tion bei der Errichtung der Mülldeponie. Mir ist 
schon bewußt, daß dies Sache des Bundes ist ,  aber 
nicht nur die Sitzgemeinde Siegendorf, sondern 
auch alle umliegenden Gemeinden mit B ürgerin­
itiativen und Gemeinderatsbeschlüssen sowie der 
Herr Landeshauptmann Sipötz und die zuständi-
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gen Regierungsmitglieder auch von der ÖVP tre­
ten dagegen auf, daß dieser Recycl ingpark errich­
tet werden soli, weil  im Burgenland die weitaus 
geringsten Mengen an Sonderabfällen anfallen .  
(Bundesrat Dr. K a u  f m a n  n: FLoriani-Prinzip!) 
Floriani-Prinzip sagen Sie, aber wenn Sie sehen, 
was die Menschen dort mitmachen, dann würden 
Sie anders reden. 

Das Land ist bereit, auch einen Tei l der Maß­
nahmen zur  E ntsorgung von Sondermüll  zu tra­
gen,  jedoch muß sich dieser Te il in einem adäqua­
ten Rahmen des Aufkommens des Sondermülls 
im Lande selbst bewegen.  

Sehr geehrte Damen und Herren ! Aus dieser 
Sicht hat der Burgenländische Landtag eine No­
vellierung des Raumplanungsgesetzes beschlos­
sen, durch  d ie d iese Problematik mit einer Ver­
ordnung über geeignete Standorte dafür oder da­
gegen geregelt werden soll. 

Wie Sie dem eben Gesagten entnehmen konn­
ten, g ibt  es viele positive, aber auch negative Ein­
wände. Daß aber politische Entscheidungen ge­
troffen werden müssen, muß uns allen klar sein .  

Wenn ich zu Beginn meiner Rede meinte, es  se i 
fünf vor zwölf, so wollte ich damit zum Ausdruck 
bringen, daß d ieses so heikle Müll- und Problem­
stoffthema schon früher gesetzlich hätte geregelt  
gehört, denn d ie Betroffenen wollen ganz einfach 
nicht verstehen: "Weshalb gerade bei u ns?" Dort, 
wo eine Deponie keine Menschen in ihrem Le­
bensbereich belasten würde, sind die Grünen am 
Werk und verhindern so manches Projekt, so wie 
sie ja auch gegen diese Gesetzesvorlage gestimmt 
haben.  

Abschließend kann ich daher sagen: Da dieses 
Abfallwirtschaftsgesetz so wichtig ist, und da d ie 
SPÖ auch zu dem, was in Vereinbarungen,  auch 
in  den Koalitionsvereinbarungen ausgehandelt 
wurde, steht, stimmen wir diesem Gesetzesbe­
schluß zu. - Danke schön. (ALLgemeiner BeifaLL. ) 
13.24 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn B undesrat 
Gargitter das Wort. 

1 3.24 .. 
Bundesrat Eduard Gargitter (SPO, Oberöster-

reich) : Verehrter Herr Präsident!  Verehrte Frau 
Bundesminister! Hohes Haus! Wenn wir den 
Werdegang dieses Abfallwirtschaftsgesetzes ein 
bißchen beleuchten, so sehen wir, daß schon 1 985 
e in  Vorsch lag der  Arbeiterkammer, und zwar von 
Dr. Glatz, als erster Vorschlag in der damaligen 
Regierung beraten wurde, 1987 ein zaghafter 
Entwurf der Frau Bundesminister für Umwelt er­
folgte, E nd�. 1 988, Anfang 1 989 ein In i t iativan­
trag der SPO u nd Anfang 1 989 wieder ein Mini­
sterialentwurf, der wichtige Fakten einer soziali-

stischen Initiative beinhaltete. Ende 1989 gab es 
Anzeichen von Einigung, aber mit sehr starker 
Prägung des Wirtschaftsbundes beziehungsweise 
des Bundesministers für wirtschaftliche Angele­
genhe iten Dr. Wolfgang Schüssel beziehungswei­
se von Dr. D itz. Eine Zeitung hat damals sogar 
gesagt, und zwar Ende des Jahres 1 989: "Der 
heimliche Umweltminister ist Dr. Schüssel." -
Ich werde in  meinen Ausführungen noch näher 
darauf eingehen. Ich setze das eben voraus, um 
auch h ier diese Entwicklung ein b ißchen zu be­
leuchten. 

Wir beraten heute ein Abfallwirtschaftsgesetz, 
das sehr lange auf sich warten l ieß, denn die kon­
troversiellen Meinungen gingen quer durch d ie 
Fraktionen, aber auch die Koalitionspartner wa­
ren unterschiedlicher Meinung. Trotzdem - das 
sage ich auch ganz deutlich - ist ein Gesetz zu­
stande gekommen, das zwar einen Kompromiß 
darstellt, das aber e ine Gru ndlage für e ine geord­
nete Abfallwirtschaft bi ldet. Der wahre Wert wird 
sich aber anhand der folgenden Verordnungen er­
weisen. 

Es ist an der Zeit, von der Vogel-Strauß-Politik 
abzukommen, den steigenden Abfallanfall nicht 
sehen zu wollen . 1 ,8 Millionen Tonnen Hausmüll 
und 10 Millionen Tonnen Industriemüll müssen 
jährlich bewältigt werden .  Durch Aufklärung 
muß der Widerstand - das haben auch einige 
Vorredner bereits gesagt - der Bevölkerung ge­
genüber neuen Abfallbehandlungsanlagen und 
Deponien abgebaut werden, denn eine ungesi­
cherte Depon ierung von Problemstoffen ist viel 
gefährlicher. Es gibt so und so bereits schwierige 
Entsorgungssituationen in der Steiermark, in 
Salzburg und in Tirol. (Vizepräsidenc Dr. 
S c h a m  b e c k  übernimmt den Vorsitz.) 

Die Entsorgung österreichischer Abfälle im 
Ausland wird immer schwieriger. Durch die Bas­
ler Konvention wird dieser Praxis jetzt ein Riegel 
vorgeschoben. Auch EG-Richtlinien verhindern ä. 
la longue den Müllexport. Es ist unsere Pfl icht, 
den anfallenden Industrieabfall selber zu entsor­
gen. 

Sicher - das sage ich auch als Gewerkschafter 
- ,  d ie Entsorgungskosten können mittelfristig 
die Wettbewerbsfähigkeit von Teilen der österrei­
chischen Wirtschaft beeinträchtigen .  Daher muß 
in Zukunft mehr darauf geachtet werden, Abfall 
zu vermeiden, Recycling-Systeme zu entwickeln, 
Entsorgungseinrichtungen zu schaffen, die mög­
lichst umweltschonend unvermeidbare Reststoffe 
beseitigen. 

Der Wirtschaft muß  bewußt werden, daß sie, 
wenn die Entsorgung der Problemabfälle nicht 
mehr möglich ist, auf Alternativprodukte umzu­
stellen hätte. 
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Uns Sozialisten ist es besonders wichtig, daß 
der Industrieabfall im Abfallwirtschaftsgesetz ein­
gebunden wurde, denn dem Verursacher- und 
Vorsorgeprinzip ist zu entsprechen; die u ngere­
gelte Entsorgung soll  weitgehendst hintangehal­
ten werden. 

Glaubhafte Schritte in Richtung Abfallvermei­
dung im Bereich der E ndproduktgestaltung, so 
zum Beispiel bei Verpackungen,  sollten rasch ge­
setzt werden. Der Hausmüll muß von Problem­
stoffen befreit werden ,  was die Verwendung von 
Abfällen im Sinne einer ökologischen Kreislauf­
wirtschaft ermöglichen wird. 

Ursprünglich wäre der Wirtschaft ein vages Ge­
setz mit Bestimmungen für den Hausmüll am 
liebsten gewesen.  Der Wirtschaftsbund wollte so­
genannte freiwill ige Kooperationsabkommen. 
Von uns Sozial isten wird begrüßt, daß der Indu­
strie- und Gewerbemüll voll im Gesetz eingebun­
den wurden. 

Zweimalig Zuwiderha ndelnde bekommen be­
hördliche Auflagen. Bis 1993 müssen Betriebe 
mit mehr als 1 00 Beschäftigten ein Abfallkonzept 
vorlegen. Betriebe m it mehr als 250 Be­
schäftigten müssen einen Abfallbeauftragten be­
stellen, der die Bestimmungen des Abfallwirt­
schaftsgesetzes zu kontroll ieren hat. 

Der Stand der Technik kann durch das Um­
weltministerium durch Verordnungen vorge­
schrieben werden. Das Umweltministerium kann 
Verordnungen erlassen - das kann das Umwelt­
ministerium, hoffentlich wird es das auch nützen! 
- zur Kennzeichnung von Waren, für Pfände, 
Entsorgungsbeiträge, Produktgestaltung, Verpak­
kungsbeschränk ungen, Rücknahmeverpfl ichtun­
gen und so weiter. Denken wir an die McDo­
nald's-Kette, die ja Berge von Mül l  hat. 

Die Landwirtschaft wird ebenfalls dem Abfall­
wirtschaftsgesetz unterliegen.  Es wird nur Er­
leichterungen für Kleinlandwirte geben; darauf 
sind ja bereits die Vorredner eingegangen. 

Anfallender Industrie- und Gewerbemüll sowie 
zur Verwertung bestimmte Altstoffe werden voll 
der Behördenkontrolle unterliegen . Die Strafe bei 
Verstößen wird bis zu 500 000 S betragen. 

Wir begrüßen auch, daß bis E nde 1 991 ein 
Umwelthaftungsgesetz beschlossen werden wird. 

Nach dem vorliegenden Gesetz ist auch eine 
Bankgarantie für die Exportbewi l l igung gefährli­
cher Abfälle vorzulegen .  Denken wir an die I rr­
fahrt des Mül lschiffes " Petersberg" , die vor gar 
nicht langer Zeit stattgefunden hat. Das mußte 
aus Bundesmitteln entsorgt werden .  

Abfallvermeidung m u ß  bei der Produktion be­
ginnen, und wenn das nicht funktioniert, wird es 

produktionsbezogene abfallvermeidende Verord­
nungen geben müssen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Wir 
Sozialisten sind der Meinung, daß ohne konkrete 
Verordnungen  bezüglich Abfallvermeidung das 
gesamte Abfallwirtschaftsgesetz ins Leere geht. 
Wir treten für Maßnahmenverordnungen ein, 
zum Beisp iel für Pfandregelungen für Batterien, 
für das Verbot von PVC als Verpackungsmaterial 
und für das Verbot kurzlebiger PVC-Produkte. 

Wir treten ein für ein Pfand system bei Mehr­
weggetränkeverpackungen und für Entsorgungs­
be iträge für E inweggetränkeverpackungen, eben­
so für die Rücknahmeverpfl ichtung von Neon­
röhren und Altlampen. 

Weiters muß die Aufklärung der Bevölkerung 
zur Durchsetzung von Abfallbehandlungsstand­
orten vorangetrieben werden. Hier könnten die 
Massenmedien wirklich mithelfen, denn sie wis­
sen über dieses Problem, das man nicht länger 
hinausschieben darf. 

Wenn auch die Grünen im Nationalrat diesem 
Gesetzesbeschluß nicht zustimmen - sie wollen 
ja diese -rroblem<l:pk sozusagen zum Schüren ha­
ben -, OVP, spa und FPa sich aber trotz aller 
kontroversiellen Standpunkte zu diesem Kom­
prorniß durchgerungen haben und auch hier im 
Bundesrat voraussichtlich d ie Zustimmung gege­
ben wird, so ist dieses Gesetz nur ein Anfang. Es 
muß  durch Verordnungen belebt werden.  

Das ist keine Planwirtschaft, wie da gesagt wur­
de, denn ich glaube kaum, daß bestimmte Wirt­
schaftsteile besonders auf die Umwelt Rücksicht 
nehmen, wenn sie nicht dazu gezwungen werden.  
Das ist Politik, das ist Umweltpolitik !  

Diese Verordnungen müssen rasch folgen. Die 
Zielverordnungen stellen einen Komprorniß zum 
Vorteil der Wirtschaft dar. Schauen Sie sich das 
genau an: Es wird sich in der Zukunft weisen,  ob 
es richtig oder falsch war, diesen Weg zu gehen. 
Wie beim ASVG wird es auch beim AWG, beim 
Abfallwirtschaftsgesetz, Novellen geben. Dieses 
Gesetz wird ständig an die Gegebenheiten ange­
paßt werden müssen. Zum Beispiel wird die Alt­
lastenfrage durch Fristsetzu ngen gelöst werden 
m üssen.  

Hohes Haus! Das Abfallwirtschaftsgesetz b ietet 
in Hinkunft dem Umweltministerium, der Frau 
Umweltministerin alle Möglichkeiten, Abfallver­
meidungsmaßnahmen zu setzen. Die Länder und 
Gemeinden werden aufgefordert, ihre Abfallwirt­
schaft zu planen. 

Für uns alle ist es notwendig, Aufklärung und 
Bewußtseinsbildung in der Bevölkerung durchzu­
führen. Wir wissen,  daß das leider nicht immer 
auf fruchtbaren Boden fällt. Denken wir etwa nur 
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an Volksabstimmungen in Salzburg und in der 
Steiermark, wo man die Durchsetzungen von 
Tempo 100 oder 80 ganz einfach abgelehnt hat. 
Man hat gar n icht an den leidenden Wald ge­
dacht. (Bundesrat S c  h a c h  n e r: Kollege! Da 
könnten wir uns aber stundenlang unterhalten dar­
über, ob ein gesunder Stau mit 80 gesünder ist.') 
Wir müssen Bewußtsein bilden, meine Herrschaf­
ten - darüber können wir streiten, Experten ha­
ben das schon festgestellt ( weiterer Zwischenruf 
des Bundesrates S c  h a c h  n e r) - , vor allem in 
der Frage der Entsorgungsanlagen. 

Das Floriani-Prinzip des Müllexports geht 
nicht mehr. E ine intakte Umwelt, Lebensqualität 
für uns und unsere Nachkommen verlangen von 
uns mehr Disziplin, aber auch Opfer. 

Wir Sozialisten erheben keinen E inspruch und 
werden alles daransetzen, diesem Gesetz und den 
dazu notwendigen Verordnungen zum Durch­
bruch zu verhelfen. - Ich danke für Ihre Auf­
merksamkeit. (Allgemeiner Beifall.) 13.3 7 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Hermann Pra­
mendorfer. Ich erteile es ihm. 

13.38 .. 
Bundesrat Hermann Pramendorfer (OVP, 

Oberösterreich) :  Herr Präsident!  Geschätzte Frau 
Bundesminister !  Meine Damen und Herren! Ho­
hes Haus! Aus den bisherigen Debattenreden und 
Zwischenrufen ist deutlich zu erkennen, wie sehr 
uns die Materie Umwelt entzweit. Der eine meint, 
das wäre wichtig, und der andere meint, das wäre 
richtig. 

Als die oberösterreichische Volkspartei 1973 in 
ihrer Wahlwerbung - wohl damals als erstes 
Bundesland - die Umweltfrage in den Mittel­
punkt stellte (Bundesrat S c  h a c h  n e r: Und die 
Schließung der Srickstoffwerke verlangte!), war 
man ü berhaupt n icht überzeugt davon, daß Um­
welt ein Thema für eine Wahlwerbung sein könn­
te. Das war damals eine geistige P ionierleistung in 
unserem Bundesland. 

Wir dürfen heute wirklich m it Genugtuung sa­
gen :  Seien wir froh darüber, daß wir dieses Ab­
fallwirtschaftsgesetz heute beschl ießen können! 
Es wäre zuviel verlangt, daß alle m it Begeisterung 
zustimmen. Aber: Die Politik ist die Kunst des 
Möglichen. 

Für mich sind drei D inge der Grundpräambel 
das Ausschlaggebende: 

Abfa llvermeidung bedeutet qualitative Abfall­
vermeidung, bedeutet Ersatz von umweltgefähr­
denden Substanzen durch umweltverträgliche. 
Die quantitative Abfallvermeidu ng bedeutet teil­
weisen oder gänzlichen Verzicht auf Stoffe oder 
Verfahren, die überhaupt zu Abfällen füh ren. 

Das wird nie lückenlos gehen, wir werden n icht 
das Plastiksackerl aus der Welt schaffen können. 
Aber wenn wir den Grundtext überdenken, so se­
hen wir, daß das Gesetz von vornherein sehr wohl 
dazu brauchbar ist, allen, die dafür Verantwor­
tung tragen - von der Erzeugung bis zum Kon­
sumenten - , entsprechende Auflagen zu ertei len. 

Zweiter Punkt: Abfallverwertung. Sie sieht vor 
die Verwertung von Sekundärrohstoffen, die Ver­
wertung von biogenen Abfallstoffen und die Ver­
wertung von Energieinhalten. 

Meine sehr Geehrten! Auch in diesem Kreis 
werden wir über eine energetische Verwertung 
des Mülls n icht einer Meinung sein .  Das ist auch 
begreiflich, weil das fachliche Wissen um diese 
Materie heute versch iedene Ebenen aufweist. 

Ich gestehe auch ehrlich, daß ich mich weder 
für das eine noch für das andere eine Lanze zu 
brechen getraue, wenn ich nicht weiß,  daß das 
von Fachleuten anerkannt wird . Ich bin aber der 
festen Überzeugung, daß die Technik ja wahr­
scheinlich n icht stehenbleibt und wir es noch erle­
ben werden,  daß wir mit großer Wahrscheinlich­
keit zu einer Müllverbrennung werden kommen 
müssen. 

Dritter Punkt: Deponie. Dazu heißt es im Ge­
setz: Es ist anzustreben, daß nur mehr Abfälle in 
erdkrusten- oder bodenähnlicher Form anfallen. 
- Das Anstreben ist das Ziel, ob uns das ganz 
gelingen wird, ist eine andere Frage. Daher glau­
be ich ,  daß die Deponie nicht das Allheilmittel 
sein kann,  sondern nur der letzte Ausweg oder 
eben die Verbrennung. 

Mit d iesem Gesetz werden Kompetenzen an 
den Bund übertragen. Und daß Abfallvermei­
dung und in dieser Frage die Kompetenzen des 
Bundes auch Geld kosten und daß im Umweltmi­
n isterium 25 neue D ienstposten geschaffen wer­
den müssen ,  die 1 0  Mill ionen oder 1 1  Millionen 
Schilling kosten werden, wird , so hoffe ich, von 
allen eingesehen werden. 

Erfreulich ist, daß m it diesem Gesetz auch fest­
gelegt wird , daß alle drei Jahre ein Bundesabfall­
wirtschaftsplan zu erstellen ist. Ich glaube, das 
gibt uns schon den ersten Hinweis darauf, daß wir 
mit großer Wahrscheinlichkeit manche Passagen 
dieses Gesetzes eben nach diesem Abfallwirt­
schaftsplan wieder werden reformieren müssen .  
Es  ist, so meine ich ,  i n  unserer raschlebigen Zeit 
keine Schande, wenn  wir die Gesetzesmaterie 
stets den Gegebenheiten unserer Gesellschaft an­
passen. 

Als Föderalisten müßten wir eigentlich etwas 
aufbegehren, wenn m it diesem Gesetz Kompeten­
zen von den Ländern an den B und übergehen. Ich 
bin mir aber völlig dessen bewußt, daß die Länder 

531. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)52 von 129

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 531 .  Sitzung - l3. Juni  1 990 241 5 1  

Hermann Pramendorfer 

diese Materie für sich allein nicht lösen werden 
können. In Verordnungen, die die Länder zu die­
sem Gesetz zu erlassen haben,  werden zum Bei­
spiel auch den Gemeinden gewisse Auflagen vor­
geschrieben, mindestens zweimal jährlich eine 
Sammlung von Problemstoffen durchzuführen. 

Ich begrüße das, denn wir stellen Gott sei Dank 
fest, daß die Bevölkerung diesen Dingen in zu­
nehmendem Maße sehr aufgeschlossen gegen­
übersteht. 

Folgendes gehört auch einmal gesagt: Mit Ge­
nugtuung kann  man feststellen, daß insbesondere 
die jüngere Generation diesen Dingen mehr Be­
achtung schenkt als vielleicht meine Generation ,  
d ie  wir  noch in  e inem anderen System, was diese 
Fragen anlangt, aufgewachsen sind. Ich freue 
mich über jede I nitiative, d ie von der Jugend i n  
solchen Angelegenheiten kommt. Diese Dinge ge­
hören entsprechend unterstützt. 

Daß diese Sammlung von Problemstoffen et­
was kostet, ist mir  klar. Wir werden diese Kosten 
aus Budgetmitteln der Gemeinde im Umlegever­
fahren auf die allgemeine Müllabfuhrgebühr um­
legen müssen. 

§ 1 4  dieses Gesetzes legt der Wirtschaft meiner 
Ansicht nach Beachtliches auf, besonders den Ge­
werbetre ibenden h insichtlich der Aufzeichnungs­
pflicht. 

Bei 24 Liter Öl oder mehr muß festgehalten 
werden, an wen dieses abgegeben wurde. Der 
Verkauf von 1 Liter bis 24 Liter ist de facto über­
haupt ausgeschlossen. Das beklage ich aber nicht, 
dann damit wird der Ölwechsel in Heimarbeit 
oder im Pfusch in Zukunft nicht mehr mögl ich 
sein. Ich meine, damit sind viele Mengen Altöl 
i rgendwohin gewandert, vielleicht sogar in alten 
Öfen verbrannt worden , im Hausbrand. Und daß 
diese Vorgangsweise nicht gutzuheißen ist, dar­
über gibt es keinen Zweifel. 

Beachtlich finde ich den § 26 dieses Gesetzes. 
Als Grundbesitzervertreter müßte ich ebenfalls 
mein Veto dagegen einlegen, denn dieser Para­
graph macht es uns möglich, Standorte ohne E in­
willigung des Grundbesitzers zu untersuchen. Das 
kommt einer E nteignung gleich. Im Absatz 2 
wird festgehalten,  daß man Untersuchungen ohne 
Zustimmung des Grundbesitzers anstellen kann .  
Schließlich ist auch die Möglichkeit gegeben -
nach dem E isenbahnenteignungsgesetz - ,  für 
umweltverträgliche Grundstücke die Enteignung 
zu beantragen .  

I n  unserem B undesland Oberösterreich hat sich 
ein jahrelanger Streit um die Standortsuche nach 
einer Sonder�ül ldeponie h ingezogen. Man kam 
wirklich zur Uberzeugung, daß diese Sache nur in  
Bundeskompetenz geregelt werden kann.  

Ein Wort noch zum Hausmüll. Die Bevölke­
rung ist auch bezüglich Trennung des Hausmülls 
außerordentlich aufgeschlossen und zugänglich. 
N ur: Dort, wo das praktiziert wird, wird heute in 
vielen Fällen aus einer Ohnmacht heraus der ge­
trennte Müll auf der Mülldepon ie wieder gesam­
melt und vereint abgelagert. Für mich ist das aber 
unverständlich. 

Ich hoffe, daß es mit diesem neuen Gesetz ge­
lingen wird, daß man meinetwegen fünf Arten 
von PVC oder von Kunststoffen erzeugt. Für 
mich ist unbegreifl ich, daß beisp ielsweise nicht 
alle Joghurtbecher aus demselben Material herge­
stellt sind. Die einen sind wiederverwertbar, die 
anderen sind n icht wiederverwertbar. (Zwischen­
ruf bei der Ö VP.) Diesbezüglich brauchen wir 
eine Regelung. 

Ich weiß nicht, ob es der richtige Weg ist , für all 
die Dinge, die nicht besonders umweltverträglich 
sind, ein Pfandsystem einzuführen.  Ich lasse mich 
gerne darüber belehren, aber ich glaube, der Kon­
sument schaut n icht immer auf den letzten Schil­
ling. Es müßte die Konsequenz dieses Gesetzes 
sein :  Wenn es Ersatzstoffe gibt, so gehören diese 
herangezogen, wenn sie auch teurer sind. Es soll­
te nichtumweltverträgliches Material aus dem 
Handel gezogen werden. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Unsere 
Aufgabe wird es sein, dieses Gesetz in der Praxis 
mitzutragen. Selbst dort, wo es uns in der Kom­
munalpolitik oder in unseren Interessenvertre­
tungen berührt und wo wir glauben ,  wir müßten 
mit aller Vehemenz unsere Interessen durchset­
zen ,  sollten wir der Zielsetzung dieses Gesetzes 
zum Durchbruch verhelfen . - Ich bedanke mich. 
(Allgemeiner Beifall. ) 13.50 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist der Herr Bundesrat Karl 
Drochter. Ich erteile es ihm. 

13.50 

Bundesrat Karl Drochter (SPÖ, Niederöster­
reich): Herr Präsident! Frau Bundesminister! Ge­
schätzte Damen und Herren des Bundesrates! 
Kol lege Pramendorfer meinte, daß die Politik die 
Kunst des Möglichen ist . Wenn das stimmt und 
wenn das auch für das Abfallwirtschaftsgesetz Be­
deutung haben soll, sehr  geehrte Frau Bundesmi­
n ister, dann erlaube ich mir festzustel len, daß ge­
gen den ÖVP-Wirtschaftsbund, gegen die Wirt­
schaft, gegen den Herrn Bundesminister Schüssel 
nicht sehr viel möglich gewesen ist. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Es ist Ihnen von Ihrer Fraktion in den vergan­
genen Minuten sehr viel Lob ausgesprochen wor­
den, sodaß ich vermute, daß für die Umwelt die 
konkrete Gefahr besteht, daß Sie das selbst glau­
ben könnten, daß Sie der Meinung sein könnten, 
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einen optimalen Gesetzentwurf vorgelegt zu ha­
ben,  zu dem es in Zukunft keine weiteren Verbes­
serungen geben müßte. 

Um aber diese Ihre Ansicht ein wenig zu korri­
gieren,  erlaube ich mir, doch einige kr itische An­
merkungen zu diesem Gesetzesbesch luß zu ma­
chen, der meiner Auffassung nach in I nteresse 
der Bevölkerung, der Wirtschaft . . .  (Bundesrat 
Dr. K a u  f 111 a n  n: Seil 1 7  Jahren stellen Sie den 
Gesundheitslninister!) Wir sind auch stol z  darauf. 

Ihnen ist aber auch, wenn ich mich so zurük­
kerinnere, l ieber Herr Kollege Kaufmann ,  in der 
Opposition nicht allzuviel eingefallen dazu. (Bun­
desrat Dr. K a u  / In a n  n: Es ist nicht A u/gabe der 
Opposition zu regie':,en!J Wenn ich Ihnen aufzäh­
le, was Sie von der OVP im Umweltbereich abge­
lehnt haben, dann mü ßten Sie, glaube ich, eigent­
l ich blaß werden .  

Aber Sie können mich nicht abbringen von 
meinem Vorhaben,  das eine oder andere kritisch 
zu U mweltgesetzen zu sagen - nicht im persönli­
chen Interesse, auch nicht im Interesse der Sozia­
listischen Partei ,  sondern im Interesse der gesam­
ten Gesellschaft, denn ich glaube, daß es noch 
Zeit ist, durch eine ordentliche Gesetzgebung zu 
verhindern, daß wir uns zu einer "Abfallgesell­
schaft" entwickeln. 

Ich gebe zu, daß dieses Gesetz, das wir heute 
beschließen und dem wir Sozialisten die Zustim­
mung geben werden, sehr wichtige Punkte mitbe­
i nhaltet, aber das Gesetz gibt auf so manch drin­
gende Lösung von Fragen keine Antwort. Das 
wissen Sie sehr genau, Frau Bundesminister. 
Wenn man dieses Gesetz konkret analysiert, so 
kann man darin die Bremsspuren der Wirtschaft 
sehen. (Bundesrat Dr. K a u / In a n  n: Das ist auch 
im Sinne der Verstaatlichten!) 

Lieber Herr Kollege Kaufmann, ich möchte Sie 
nur erinnern - Sie sind ja für die niederösterrei­
chische Wirtschaft zuständig - an d ie vielen Put­
zereien,  an all das, was in d iesem Bereich nicht 
geschehen ist, was zum Beispiel nicht geschehen 
ist bei der Sammlung von Lacken, Farben, 
Leuchtstoffröhren und so weiter. (Bundesrat Dr. 
K a u / 111 a n  n: Daran ist die Wirtschaft nicht 
schuld!) Die Liste l ieße sich beliebig lang fortset­
zen. Ich will das aber gar n icht, sondern ich 
möchte hier konstruktive Kritik  anbringen. Ich 
bin eigentlich überrascht darüber, daß S ie von der 
ÖVP sich gegen konstruktive Kritik so wehren .  
(Bundesrat H o l z i n g e r: Das sind Schuldzuwei­
sungen und keine Kritik!) Also stimmt es doch ,  
daß S i e  jetzt sehr stark betroffen sind. Als Nieder­
österreicher - das muß ich Ihnen sagen - bin 
ich noch mehr überrascht, daß die P robleme be­
treffend Mitterndorfer Senke, daß die Probleme, 
die die Menschen dort haben, durch die Ver­
schmutzung des Grundwassers, so spurlos an Ih-

nen ,  aber auch an der F rau Bundesminister vor­
beigegangen sind. ([ronische Heiterkeit bei Bun­
desräten der Ö VP.) 

Sie sollten sich einmal auseinandersetzen mit 
den Problemen der Menschen dort, die seit Jah­
ren ihren Kindern nur mehr Mineralwasser zum 
Trinken geben können, die Wasser aus Contai­
nern holen müssen. 

Im Zusammenhang mit Müllentsorgung und 
Hausmüll auch eine konstruktive Kriti k: Es gibt 
sicherlich Ansätze im Gesetz zur Verringerung 
des Müllvolumens, aber keine Ansätze zur Ab­
sonderung gefährl icher Stoffe des Hausmülls. Ich 
denke da vor allem an die sehr weit hinausgescho­
bene Fallfrist bezüglich Batterien. D iese Fallfrist 
wurde ja best immt mit 1 .  Jänner 1 992. 

Positiv erwähnen möchte ich zum Beispiel die 
Verpflichtung, daß nicht der gesamte Bauschutt 
abgebracht werden darf, sondern daß die nun­
mehrige Sortierung in Holz, Metall oder Kunst­
stoffen einen wesentlichen Beitrag zur Wieder­
verwertung von Rohstoffen darstellt. Aber trotz­
dem: Wesentliche Dinge bleiben durch dieses Ge­
setz ungelöst, wie ich schon eingangs gesagt habe. 
Bezüglich der G iftstoffe Arsen, Cadmium, Dioxi­
ne, Benzol ,  Lacke und Farben ist es verabsäumt 
worden, entscheidende Schritte zu setzen .  

Ich kann nur  raten,  daß wir gemeinsam - auch 
Sie sollten das tun, Frau Bundesminister - doch 
die eine oder andere positive Anleihe nehmen, 
was die Umweltgesetze anlangt, von unserem 
westlichen Nachbarland, der Bundesrepublik 
Deutschland . Wir machen das ja sonst bei allen 
anderen Gesetzen auch, vor allem bei Wirt­
schaftsgesetzen. Und warum sollten wir das nicht 
auch bei Umweltgesetzen tun? Ich brauche Ihnen 
ja hier die weitergehenden gesetzlichen Maßnah­
men, die es in der Bundesrepublik Deutschland 
darüber gibt, nicht näher zu erläutern. Frau Bun­
desminister, d iese kennen Sie ja sicherlich. 

Ich konzediere auch, daß Sie, Frau Bundesmi­
nister ,  von sich aus bereit wären ,  diese Gesetze in 
Österreich e inzuführen,  aber Sie können sich 
eben in Ihrer Partei ,  in Ihrer Fraktion nicht 
durchsetzen. (Bundesrat H o l z i n g e r: Das sa­
gen Sie jedesmal.') Aber  wir werden Sie, Frau 
Bundesminister, so wie das in der Vergangenheit 
der Fall war,  dabei unterstützen. Umweltschutz 
ist uns wirklich ein Anliegen und nicht so wie für 
Sie eine Nebensache. (Bundesrat H o l z i n  g e r: 
Das ist eine Unterstellung, die Sie nicht beweisen 
können!) Das kann ich täglich, stündlich, ja mi­
nütlich beweisen, lieber Herr Kol lege, der Sie in 
wesentlichen Bereichen die Wirtschaft vertreten. 

Ich darf Ihnen bei dieser Gelegenheit sagen ,  
daß Umweltschutz be i  uns auch beginnt an den 
Werkstoren, daß wir Umweltschutzpol itik auch 
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für Betriebe verlangen, denn wir meinen, daß es 
für Arbeitnehmer unzumutbar ist, in der so hoch­
technologischen Zeit unter Hitzee inwirkung, mit 
giftigen Dämpfen und Säuren zu arbeiten .  Heute 
wäre es doch ohne weiteres mögl ich, Schutzmaß­
nahmen im Interesse der Arbeitnehmer in größe­
rem Umfang anzubringen.  Die Zahl von rund 
350 000 Österreicherinnen und Österreichern, 
die s ich aufgru nd von Berufsunfähigkeit im Ru­
hestand befinden - egal, ob durch Berufskrank­
heiten ,  ob durch Invalidität -, ist viel zu  hoch . 
Dah inter stecken doch lauter schwere menschli­
che Schicksale. Wir sollten daher gemeinsam ver­
suchen, solche Schicksale vermeiden zu helfen. 

Ich trete weiters dafür ein. die Informationstä­
tigkeit, die Schulungstätigkeit i n  den Berufsschu­
len, in den Betrieben vor allem auch in großen 
Wohnsiedlungen zu forcieren. Dabei sind wir ja 
ausschließlich angewiesen auf - positive und be­
grüßenswerte - Initiativen einzelner Staatsbür­
ger. D ie machen aber das aus reinem Selbsterhal­
tungstrieb und bekommen vielleicht von der ei­
nen oder anderen Bezirksbehörde oder von ei­
nem Bürgermeister eine geringe Unterstützung, 
aber d ie Gesellschaft an sich trägt n ichts dazu bei , 
daß d iese Menschen, die so selbstlos agieren, bei 
ihrer Tätigkei t  unterstützt werden . 

Wir Gewerkschafter und die Vertreter der Ar­
beiterkammern betrachten es als zukunftsorien­
tierte Umweltpolitik ,  die Umweltbedingungen, 
unter denen die Menschen auch zu arbeiten ha­
ben ,  zu verbessern. D ie hiefür nötigen Rahmen­
bedingungen für die Wirtschaft und für die Kon­
sumenten sind durch staatliche Maßnahmen zu 
setzen .  Und in dieser Regierung, sehr geehrte 
Frau Bundesminister Flemming, fällt das gerade 
überwiegend in Ihre Kompetenz. Ich hoffe , daß 
Sie in baldiger Zukunft - so engagiert, wie sie 
das in anderen Bereichen, vor al lem in der Öf­
fentlichkeitsarbeit tun - die eine oder andere ge­
setzliche Maßnahme durchbringen werden. 

Wir Sozialisten sind auch davon überzeugt, daß 
unsere sozialpolitischen und wirtschaftspoliti­
schen Ziele, daß Vollbeschäftigung u n d  Erhal­
tung einer lebenswerten Umwelt durchaus in Ein­
klang zu bringen sind. Wir betreiben eine arbeit­
nehmerorientierte Umweltpol itik ,  die sich nicht 
nur - wie ich schon vorhin gesagt habe - auf 
unmittelbare und drohende Gefahren konzen­
triert, sondern betreiben eine Umweltpolitik, die 
auch auf die Zukunft ausgerichtet ist. 

Ich möchte noch positiv erwähnen, daß es auf­
grund dieses Gesetzes möglich sein wird , sich 
stärker mit gefährlichem Industrieabfall  bezie­
hungsweise dessen Lagerung zu befassen. Es muß 
uns gelingen, bereits eingetretene Schäden, die 
sichtbar und spürbar sind, die leider täglich grö­
ßer werden,  zu beseitigen. Vor allem muß es auch 

möglich sein, die Verursacher all dieser Schäden 
verstärkt zur Kasse zu bitten. 

Ich meine, es kann auch keine Lösung sein ,  die 
Abfälle in das benachbarte Ausland zu bringen , i n  
Länder etwa, die über einen geringeren Informa­
tionsstand als wir verfügen, oder etwa in Länder, 
die nur aufgrund ihrer geringen wirtschaftlichen 
Kapazität und Leistungsfähigkeit diesen Müll 
nehmen. Das ist ja auch nur eine zeitlich be­
schränkte Mögl ichkeit. Wir sehen ja, daß es im­
mer schwieriger wird, diesen Müll woandershin 
zu transportieren. 

Es wäre endlich an der Zeit, in Österreich meh­
rere Standorte für Sondermülldeponien zu fin­
den. Es g}bt nur eine Sondermüll-Verwertungs­
stelle in Osterreich; diese befindet sich in Wien. 
In allen anderen Bundesländern fehlt eine solche. 
Ich vermisse d iesbezüglich, Kolleginnen und Kol­
legen aus dem Bundesrat, die Sie aus den Bundes­
ländern kommen, den politischen Mut und das 
politische Engagement der Landeshauptleute, der 
verantwortlichen Regierungsmitglieder. Verbal 
bekennen sie sich dazu, aber je mehr wir uns dem 
Wahltermin nähern, umso geringer wird die Be­
reitschaft. Ein halbes Jahr vor den Nationalrats­
wahlen ist diese Bereitschaft auf dem Nullpunkt 
angelangt. 

Als reiches Industrieland hat Österreich auch 
die Verpflichtung, unseren östlichen Nachbarn 
bei de r Beseitigung ihrer großen Umweltproble­
me, die diese jetzt nach der Demokratisierung 
vorfinden, behilflich zu sein .  Uns muß bewußt 
sein, daß U mweltschädiger nicht halt machen vor 
nationalen Grenzen. Finanzielle und wirtschaftli­
che Hilfe , die wir diesen Ländern geben,  sollte 
auch dazu dienen, deren Umweltprobleme lösen 
zu helfen - im Interesse der dort lebenden Men­
schen, aber auch in unserem eigenen Interesse, da 
eben Umweltschäden auch vor unseren Grenzen 
nicht halt machen. 

Ich möchte mit dem Hinweis darauf schließen, 
daß Umweltpolitik vor allem im eigenen Land zu 
betreiben ist, daß diese aber auch eine internatio­
nale Aufgabe darstellt. Und Österreich, das be­
reits über entsprechenden technischen Standard 
in Umweltfragen verfügt, soll den diesbezüglich 
noch unterentwickelten Ländern bei der Gestal­
tung ihrer künftigen Umweltpolitik behilfl ich 
sein. 

Das waren einige Schwerpunkte, sehr geehrte 
Frau Bundesminister, die ich aufgezählt habe, die 
mir aber in Ihrem Abfallwirtschaftsgesetz fehlen . 
Ich führe dieses Fehlen darauf zurück, daß es 
wirklich sehr schwer für Sie ist, sich gegen den 
ÖVP-Wirtschaftsbund, gegen die Wirtschaft und 
vor allem gegen Herrn Bundesminister Schüssel 
durchzusetzen.  (Ironische Heiterkeit bei Bundes­
räten der Ö VP.) 
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Wir Sozialisten sind aber sehr gerne bereit -
sol lten S ie noch einmal Gelegenheit haben,  in ei­
ner künftigen Bundesregierung diese Funktion zu 
übernehmen - ,  Sie zu unterstützen, obwohl ich 
davon überzeugt bin,  daß das in sozialistischer 
Regierungsverantwortung besser aufgehoben 
wäre, daß wir dann schon wesentliche Schritte 
weiter wären. (Beifall bei der SPÖ. - Bundesrat 
H o l z i Tl g e r: Das haben wir 1 7  Jahre lang gese­
hen!) 

In diesem Sinne und mit diesem optimistischen 
Ausblick, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, darf ich sagen, daß wir diesem Abfallwirt­
schaftsgesetz, das von der Frau Bundesminister 
sehr stark betrieben wurde, unsere Unterstützung 
geben werden.  (Beifall bei der SPÖ.) 14.08 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Wolfgang Sali­
ger. Ich ertei le es ihm. 

/4.08 .. 
Bundesrat Wolfgang Saliger (OVP, Salzburg) : 

Sehr geschätzte Frau Bundesministerin !  Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Es wäre jetzt sehr verlok­
kend, dem Kollegen Drochter das eine oder ande­
re sozusagen ins Stammbuch zu schreiben. Lieber 
Kar!, ich will das aber nicht tun, weil ich meine, 
daß dieses Abfallwirtschaftsgesetz doch von ei­
nem Geist getragen ist, der Zusammenarbeit sym­
bolisiert. Ich meine, daß es jetzt überhaupt nicht 
Zeit ist, darüber zu diskutieren ,  wessen Erfin­
dung irgend etwas ist, wenn uns die Frage, die 
gemeinsame Frage berührt, unserer .. Umwelt et­
was Gutes zu tun. (Beifall bei der OVP und bei 
Bundesräten der FPÖ.) 

Ich glaube, daß dieser Geist, der hinter d iesem 
Gesetz steht, ein Spruch fürs Stammbuch aller 
Österreicher, in besonderer Weise aller politisch 
engagierten Menschen ist. Ich glaube, daß das 
vielleicht ein bißehen dazu beitragen kann, 
Feindbilder abzubauen,  dazu zu führen, daß wir 
uns in der Zeit internationaler Abrüstung auch 
einmal Gedanken über die "Abrüstung" unserer 
Zungen machen. Ich hielte es für außerordentlich 
klug, wenn wir uns in Zukunft u nd auch hier jene 
Beschränkungen auferlegen, die wir uns im Zu­
sammenhang mit dem Konsum auferlegen müs­
sen .  Daher wi l l  ich auf deine Äußerungen, Kolle­
ge Drochter, n icht näher eingehen, wei l  ich das, 
was ich gesagt habe, als erstes für mich einmal so 
halten möchte. 

Ich meine, daß Österreich, was die Bewältigung 
der Aufgaben bezüglich Umwelt anlangt, ein au­
ßerordentlich fortschrittliches Land ist. Wir ha­
ben auch deutlich gemacht mit diesem Gesetz be­
züglich Abfallwirtschaft, daß es uns mehr als 
ernst ist, daß wir versuchen, in partnerschaftli­
cher Vorgangsweise Prioritäten zu setzen, '  D ie 
Prioritäten sind heute angeklungen: Müllvermei-

dung, Wiederverwertung und - und ich möchte 
das doch noch einmal deutlich sagen - auch die 
Frage energetischer Nutzung. 

Sehr geschätzte Kolleginnen und Kollegen!  Wir 
müssen in dieser Frage deutlicher an die techni­
sche Machbarkeit der energetischen Nutzung her­
angehen, wir müssen unsere Forschungs-, unse­
ren österreichischen Erfindergeist einsetzen ,  um 
dieser Frage nähertreten zu können. 

Ich glaube, es ist n icht an der Zeit, daß wir auf­
grund von Halbinformationen kleinformatiger 
Tageszeitungen Diskussionen führen, sondern 
wir müssen Diskussionen führen,  die von wissen­
schaftlicher Tragweite sind. Auch wenn sich un­
terschiedliche Meinungen ergeben,  müssen wir zu 
einem vernünftigen gemeinsamen Ergebnis kom­
men .  Es geht nicht an, daß die Vertretung dieser 
Kompetenz ausschließ lich der einen oder der an­
deren Gruppe zuzuordnen ist, sondern die Ver­
tretung dieser Kompetenz muß derjenige haben, 
der das sachliche Wissen besitzt. Ich bedaure es, 
daß immer wieder etwa die F rage der Milchfla­
sche so emotional diskutiert wird, weil offensicht­
lich unser Müllverständnis nUr bis zur Milchfla­
sche reicht. Zu jeder Tages- und Nachtzeit - lie­
be Kolleginnen und Kollegen, Ihnen wird es nicht 
anders ergehen - kommen wir am Ende der Dis­
kussion zur Frage: Können wir die Milchflasche, 
die Milchverpackung verändern? Im Gegensatz 
dazu denken wir kein einziges Mal daran , ob wir 
n icht etwa auf den dritten Urlaub im südlichen 
Italien verzichten könnten, für den wir an drei 
freien Tagen 1 500 bis 2 000 Kilomeeter mit dem 
Auto bewältigen. An das denken wir nicht,  son­
dern in erster Linie an das, was wir nicht selbst 
beeinflussen können . 

Ich glaube, wir sollten als politisch engagierte 
Menschen ein deutliches Bekenntnis dazu able­
gen,  daß wir das vorleben wollen - sonst geht es 
n icht, sonst funktioniert es n icht, es muß Bei­
spielsfolgen geben - ,  nur so können wir eine 
funktionierende Umweltideologie durchsetzen. 

Ich glaube, daß es sehr notwendig ist - ich 
möchte noch drei Punkte erwähnen - ,  daß wir 
den Bürgerinnen und B ürgern eine Chance ge­
ben,  belastende Stoffe deutlicher zu erkennen . 
Der Maßnahmenkatalog, der empfohlen ist, ist 
e in wichtiger Schritt i n  diese Richtung. D ie Kenn­
zeichnung der Produkte nach deren Belastung ist 
für uns sehr wichtig, weil wir sehr wenig - das ist 
auch in der Diskussion angeklungen - über die 
Problemstoffe, die zur Diskussion stehen, wissen. 

Wenn wir über Kunststoffe reden,  so verwech­
sel n  sehr viele PVC mit Polyurethan und ähnli­
chem. Plastik ist P lastik. Das sind die Folgen, vor 
denen man ,  vor allem bei der Recycl irbarkeit, 
steht. Ich glaube , daß die Kennzeichnung der 
Produkte eine wichtige Sache ist, daß es auch eine 
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wichtige Sache ist , Förderungen der anfallenden 
Betriebskosten bei der Aufarbeitung des Abfalles, 
des Mülls, in diesem Gesetz zugrundezulegen. 

leh möchte einen weiteren Punkt anführen. Die 
Entwicklung in Richtung einer ökosozialen 
Marktwirtschaft, in Richtung e iner ökosozialen 
Partnerschaft verlangt von uns eine vollkommene 
Neuorientierung unserer Interessenvertretungen. 
Es ist notwendig, der Sozialpartnerschaft e ine 
weitere Säule hinzuzufügen ,  nämlich die Säule 
der Umweltvertretung. Es ist notwendig, die Um­
weltproblematik aus dem parteipolitischen Stru­
del zu nehmen, daß eine Vertretungsmöglichkeit 
fü r die Umwelt gegeben ist, und zwar in Form 
einer Ökosozialpartnerschaft. Das wird - so mei­
ne ich - in den nächsten Jahren eine wichtige 
Aufgabe der Interessenvertretungen werden . Ich 
glaube, daß wir da einen weiteren Schritt gehen 
und diese demokratisch wählen sollen, sonst ent­
gehen wir, liebe Kolleginnen und Kollegen, dem 
Floriani-Prinzip n icht. Wir müssen diese Um­
weltvertretung demokratisch wählen. Diese muß 
dann gesamtheitlich denkend aus dem vernetzten 
System heraus für alle sprechen. 

Es ist notwendig, daß wir unser mustergültiges 
System der Sozialpartnerschaft um diese Säule er­
weitern und mit einer Einstimmigkeit in der Fra­
ge der Abstimmungen auch dazu kommen, ein­
heitl iche und gute Lösungen zu erreichen, die 
zwar nicht immer alle zufr iedenstellen werden,  
aber tragbare Lösungen erarbeiten.  

Ich halte es für sehr gut, daß Zielverordnungen 
möglich gemacht worden sind und daß die Um­
stiegsfristen längerfristig erfolgen , sodaß man die 
Chance hat, sich umzustellen. 

Besonders bemerkenswert für mich war, daß 
gerade von SP-Seite so deutlich gesagt geworden 
ist, daß es ausschließlich Ablehnung von der 
Wirtschaft gäbe. leh darf Ihnen als Arbeitneh­
mervertreter doch sehr deutl ich sagen ,  daß auch 
in unseren Betrieben darüber nachgedacht wird, 
wie wir unsere Arbeitsplätze auch in  jenen Berei­
chen, die in der Öko-Bilanz kein gutes Ergebnis 
bringen,  erhalten können.  Es ist sehr notwendig, 
daß wir alle darüber nachdenken, wie wir über 
längere Fristen h inweg unsere Produktionen,  die 
Entwicklungen umstellen, wie wir neue Ergebnis­
se finden können. 

Wir haben kürzlich darüber diskutiert, auch in 
den Betrieben Umweltbetriebsräte einzurichten, 
um in e iner weiteren Diskussion über Umweltfra­
gen näher zum Bürger, näher zum Kollegen zu 
finden. 

Vorletzter Punkt: Ich möchte darauf h inweisen ,  
daß vor  allem i nternationale Vernetzungen,  was 
Abfallbewirtschaftung und alle diese Fragen der 
Umwelt anlangt, n icht negiert werden dürfen. Ich 

gratul iere dir, l iebe Frau Bundesministerin, an  
dieser Stelle ganz besonders zu deinem beherzten 
internationalen Auftreten, weil es nicht in allen 
Ländern gang und gäbe ist, wie das in unserem 
Staate möglich ist, Umweltsündern in dieser 
Form entgegenzutreten. 

Mein letzter Punkt sind die Auswirkungen auf 
die Länder. Da hat mich besonders berührt § 29 
Abs. 1 3, der landesgesetzliche Baubewilligungs­
vorbehalt wird ausgeschlossen, der Auswirkung 
auf die Länder von großer und weitreichender 
Bedeutung hat. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Heute mor­
gen ist hier e ine Föderalismusdebatte durchge­
führt worden, die von sehr hoher Verantwortung 
getragen war für die Länder, für das Engagement 
in den Ländern; man hat kleineren Einheiten in 
vernetzten Systemen das Wort geredet. Und dem 
Bundesrat, als einer Organisation der Länder, soll 
die Chance zugeordnet werden, in eigener Ver­
antwortung mit diesen Aufgaben fertig zu wer­
den .  

Die  Überlegung, im Verfahren nur  mehr von 
einer Behörde bundesrechtliche Vorschriften an­
wenden zu lassen, halte ich grundsätzlich für gut, 
weil damit ein einheitlicher Genehmigungsbe­
scheid zu erreichen ist. Das führt aber zu e iner 
Verfassungsbestimmung, die die Baurechtskom­
petenz der Länder für wichtige Fragen und Auf­
gaben aufhebt. Allerdings merke ich an,  daß bun­
desrechtl ich,  soweit ich informiert bin, drei bis 
vier Ministerien damit befaßt sind und daher 
kaum eine Veränderung in der Hierarchie durch­
geführt wird, aber in dieser Frage in besonderer 
Weise die Länder aus ihrer Verantwortung ge­
nommen werden und die Länder in ihrer Kompe­
tenz beschnitten sind. 

Aus grundsätzlichen und föderalistischen 
Überlegungen heraus haben daher die Länder im 
Begutachtungsverfahren massiv Einspruch erho­
ben. Es wird in  das Grundprinzip des Bundesstaa­
tes eingegriffen, daß die Länder unter Beachtung 
der Grundrechte und al lgemeiner verfassungs­
rechtlicher Vorgaben frei entscheiden können.  
Die erwähnte Bestimmung schließt zumindest ei­
nen landesgesetzlichen Baubewilligungsvorbehalt 
aus, sperrt also einen bestimmten Inhalt einer lan­
desgesetzlichen Regelung. 

Das Problem beim abfaItsrechtlichen Verfah­
ren ist es, daß nunmehr so wichtige Fragen wie 
Planungsvorschriften, Nachbarschafts- und O rts­
bi ldschutzbestimmungen bis hin zum Bautech­
nikrecht nicht mehr seitens der Länder anwend­
bar sind. Es stellt dies einen starken Eingriff in 
die Gesetzgebungskompetenz der Länder dar. 

Es bleiben eine Reihe von Fragen offen, etwa, 
ob bei Baugebrechen wieder die Landeskompe-
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tenz greift - also daran hat man offensichtlich 
nicht so ausführlich gedacht - ,  und ob eine Zu­
ständigkeit der örtlichen Baubehörde in dieser 
Frage wieder gegeben ist. 

Sosehr ich das Gesetz der Abfallbewirtschaf­
tung begrüße ,  es für ein gutes Gesetz halte, so 
sehr bin ich betrübt über d iesen § 29/ 1 3 , und ich 
kann daher aus meiner persönl ichen Überzeu­
gung als Föderaljst dieser Verfassungsbestim­
mung, l iebe Kolleginnen und Kollegen, meine 
Zustimmung nicht geben, wiewohl ich an dieser 
Stelle der Frau Bundesminister für das Gesetz 
insgesamt den Dank meines Bundeslandes aus­
sprechen darf. (Beifall bei der Ö VP.) 14.20 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr B undesrat lng. Alfred 
Wahl . Ich erteile es ihm. 

14.20 .. 

Bundesrat lng. Alfred Wahl (OVP, Steier-
mark): Frau Bundesminister !  Herr Präsident! 
Verehrte Frauen und Männer des Bundesrates! 
Das Abfallwirtschaftsgesetz bietet den Bürgern, 
bietet Bund, Ländern und Gemeinden v iele Mög­
lichkeiten, tätig zu werden bezüglich Abfallver­
meidung, und über eine strikte Mülltrennung die 
Kreislaufwirtschaft einzuführen. Zunächst gilt es 
aber, entsprechende marktwirtschaftliche Anrei­
ze zu schaffen,  die sich an ökologischen Grund­
sätzen orientieren. 

Unsere gemeinsame Aufgabe wird es sein, bei­
spielsweise die Vergaberichtlinien und die Be­
schaffungsvorgänge der öffentlichen Hand da­
nach auszurichten. Der Gesetzgeber und vor al­
lem auch wir Mandatare, die an diesem Beschluß 
mitwirken, sind zu Taten im eigenen Wirkungs­
bereich aufgerufen. I n  logischer Konsequenz wer­
den sich dann Länder und Gemeinden dem Werk 
Abfallvermeidung plus Kreislaufwirtschaft an­
schließen. Damit werden wir e inigermaßen die 
Richtlinien haben, damit wir nicht im Müll  ver­
sinken. 

Aber folgendes muß uns klar sein:  Zeit dürfen 
wir angesichts dieser P roblematik nicht mehr ver­
lieren. 

Es ist aber auch nicht so, wie einer meiner Vor­
redner, Herr Bundesrat Drochter, das in 
Schwarzmalerei dargestellt hat, denn das war für 
mich als Gewerkschafter peinlich: Alles Böse 
macht die Wirtschaft. Nur: Wir  alle leben davon. 
Sie haben sich für mich in dieser Problematik als 
Minus-Mann dargestel lt, und ich glaube nicht, 
daß wir als D ienstnehmer so diesen Problemen 
näherrücken können. 

Ich erinnere Sie - er ist zwar jetzt n icht da -
an die umfangreichen Kompensationsgeschäfte 
der Regierung Sinowatz-Steger, an diese Kohlen­
halden aus Serbien und Polen. Die dadurch 

gleichzeitig entstandenen Probleme kann man si­
cherlich nicht auf der Habenseite einreihen. 

Nun zu den Taten, zu denen wir alle aufgerufen 
sind. Ich glaube, wir müssen vor allem den unbe­
lehrbaren Umweltsündern sofort das Handwerk 
legen, und Sie, l iebe Frau Bundesminister, sind 
auf dem besten Weg dazu. Es ist aber auch not­
wendig, daß unsere Ministerialbürokratie lernfä­
hig wird .  Ich habe gerade in der letzten Zeit vom 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft zwei Broschüren in die Hand bekommen,  
die wir  weiterreichen sollen .  Ich traue mich aber 
nicht, Hochglanzbroschüren über den Wiener 
Wald und die Wi ldbachverbauung weiterzugeben, 
und ich lade Sie ein,  sich am Bundesland Steier­
mark zu orientieren ,  denn dieses hat eine Vor­
gangsweise gewählt, die auch einmal nach "oben" 
wirken könnte. 

Ich b itte Sie, daß S ie diesem Übel sehr rasch 
auch in diesem Bereich mit Ihrem Durchset­
zungsvermögen nähertreten ,  und ich bin zuver­
sichtlich, daß gerade Sie als Frau dabei den richti­
gen Weg und das richtige Tempo einschlagen 
werden. 

Im übrigen können wir ,  glaube ich ,  nur auf d ie­
se Art und Weise überzeugen und vor allem unse­
re Jugend motivieren und ihr Zuversicht vermit­
teln:  Aufklärung und wieder Aufklärung wird es 
sein müssen und bestmögliche Organisation bei 
einer weitestgehenden Wiederverwertung des Ab­
fal les. 

Ich glaube aber auch, daß wir auf diese Art und 
Weise und mit d iesem Gesetz für unsere Volks­
wirtschaft einen Beitrag leisten können. Es ist zu 
fordern, was ich hiermit tun möchte , daß das un­
terentwickelte Recycling in der Produktion und 
der ganze Bereich der Kompostierung, die sehr 
ausbaufähig sind, gefördert werden. 

Verehrte Frau B undesminister, nützen Sie Ihre 
Kompetenzen, ich bitte Sie darum! Ich bin auch 
überzeugt davon ,  daß wir alle bei der Vollziehung 
dieses Abfallwirtschaftsgesetzes an d ie großen 
und einschneidenden Worte des Dichters Grill­
parzer oft und oft erinnert werden, der schrieb: 
"Es gibt viele Fürsten, die nach Wahrheit dür­
sten, nur wenige aber haben den Magen, d iese 
auch zu vertragen!" - Das sol l  uns alle zusam­
men n icht abhalten ,  das Richtige zu tun, vernünf­
tig zu arbeiten und solidarisch zu leben .  

In  diesem Geiste wird das vorliegende Abfall­
wirtschaftsgesetz für alle i n  unserem Gemeinwe­
sen von größtem Nutzen sein können ,  und wenn 
wir  uns  dem aktiv anschließen, dann wird der 
Nutzen dieses Gesetzes auch entsprechend groß 
sein .  (Beifall bei der Ö VP.) 1 4.28 

531. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)58 von 129

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 53 1 .  S i tzung - 1 3 . Juni 1 990 24 1 57 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist weiters gemeldet Herr Bundesrat Jürgen 
Weiss. Ich erte1te es ihm. 

J./.28 
Bundesrat Jürgen Weiss (ÖVP, Vorarlberg) :  

Herr Präsident !  Frau Bundesministerin !  Hohes 
Haus! Der Kurztitel des heute zur Beratung ste­
henden Gesetzes könnte eigentlich auch lauten: 
Abfallo rdn ungsgesetz, Abfallregel ungsgesetz 
oder so ähnlich. Ich halte es für keinen semanti­
schen Zufall ,  daß es ausgerechnet "Abfall wirt­
schaftsgesetz" heißt, weil das schon auch ein Sig­
nal in Richtung ökosozialer Marktwirtschaft ist. 

Es macht nämlich Abfallvermeidung, Abfall­
verwertung und die Entsorgung zu wirtschaftli­
chen Kriterien .  Ich habe seinerzeit gelernt, daß 
Wasser, Luft, die Umwelt schlechthin sogenannte 
freie Güter sind, ebenso die Entsorgung von Ab­
fällen ,  freie Güter, deren Nutzung weder in der 
Gewinn- und Verlustrechnung des Betriebes noch 
in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung et­
was zu suchen hätten. 

Wir wissen heute, daß dieses Denken zu einer 
Fehlentwicklung geführt hat, und wir wissen heu­
te, daß Umweltschutz auch für den Betrieb letzt­
lich kostensenkend sein soll ,  Umweltverschmut­
zung hingegen verteuernd. Wir brauchen also 
eine Umkehr, und das Abfallwirtschaftsgesetz ist 
ein wichtiger Schritt in diese Richtung. 

Dabei ist das Umkehrdenken nicht nur für das 
Ziel wichtig, sondern auch für den Weg. Inner­
halb gesellschaftlich festgelegter Rahmenbedin­
gungen - nämlich das Abfallwirtschaftsgesetz 
mit seinen nachfolgenden Verordnungen - gibt 
es eine Herausforderung an den Einfallsreichtum 
der Wirtschaft, an den Einfallsreichtum und an 
die Motivation der Menschen und auch an den 
Wettbewerb. 

Das scheint mir,  meine Damen und Herren, je­
denfalls wesentlich besser und zielführender als 
die Herausforderung an den Einfallsreichtum 
oder auch an die Einfallsarmut staatlicher Büro­
kratie zu sein .  (Beifall bei der Ö VP.) 

Das Gesetz trägt diesen Gesichtspunkten in 
pionierhafter Weise Rechnung, besonders in  der 
Ausprägung des Instrumentes der Zielverordnun­
gen. 

Natürlich gibt es - und da muß man sich der 
Kritik stellen  - das Risiko der Zeitverzögerung, 
aber - und das halte ich für wichtig - die Chan­
ce der wesentlich größeren Wirksamkeit . Ich bin 
guten Mutes, daß Wirtschaft und Bürger zusam­
men diesen Vertrauensvorschuß rechtfertigen 
und sich vor allem jene herausgefordert fühlen, 
die das Wort "Marktwirtschaft" nicht nur im 
Munde führen, sondern Röpke, einen ihrer Väter, 

auch tatsächlich gelesen haben ,  den ich k urz zitie­
ren darf. Er schrieb 1 958: 

"Wenn man angesichts der Grenze der Markt­
wirtschaft den Geschäftsleuten nicht zumuten 
will, sich selber die im höheren polit ischen Inter­
esse liegende Zurückhaltung aufzuerlegen, so 
muß doch umso mehr erwartet werden ,  daß sie 
die von den dafür zuständigen Regierungen auf­
erlegten Beschränkungen als notwendig, bindend 
und vernünftig anerkennen . Man tut gerade als 
Anhänger der Marktwirtschaft ihr den schlechte­
sten Dienst, wenn man ihre Grenzen und Voraus­
setzungen nicht nachdrücklich gelten läßt und die 
nötigeri Schlüsse daraus zieht ." 

An einer anderen Stelle heißt es: 

"Das schließliche Schicksal der Marktwirt­
schaft mit ihrem bewunderungswürdigen Mecha­
nismus von Angebot und Nachfrage entscheidet 
sich" - so hat Röp ke dem Buch auch dann die 
Überschrift gegeben - ,  "jenseits von Angebot 
und Nachfrage." 

Es ist heute schon mehrfach erwähnt worden: 
Wir von der ÖVP stimmen diesem Gesetz selbst­
verständlich zu, wei l  es einen wesentlichen Fort­
schritt bringt, und den danken wir nicht zuletzt 
der Zähigkeit der Frau Bundesministerin.  

Natürlich kann man argumentieren - und das 
wird vielleicht in der Öffentlichkeit und ist auch 
so im Nationalrat geschehen -, daß der Fort­
schritt noch größer sein sollte, daß er rascher 
kommen sollte. Diese Kritik halte ich für wichtig, 
weil sie Vorgaben gibt, Bewußtsein schärft und 
auch ein bißchen Druck erzeugt. Das soll man 
durchaus anerkennen .  Aber wer diese Kritik übt, 
muß am Fortschritt auch in der Praxis und nicht 
nur in der Theorie Interesse haben.  Das heißt in 
Demokratie und Freiheit: F inden eines gemeinsa­
men Nenners, nicht nur Sehen der eigenen Mei­
nung. Der Wettbewerb, sich durchzusetzen, ist 
letztlich wirkungsvoller als jede Diktatur noch so 
hoher und schätzenswerter Gesinnungsethik. 

Die j üngste Geschichte lehrt uns: Der Marxis­
mus hat im Rahmen des Wettbewerbs mit ande­
ren Ideen viele Ansätze zum sozialen Fortschritt 
gebracht. Als Diktatur hat er aber restlos versagt 
und seine sozialen Ziele verraten. - Beim Um­
weltschutz wäre es n icht anders: Der Totalitaris­
mus würde auch da total versagen. 

Hohes Haus! Das Verfahren der Bundesgesetz­
gebung setzt in Österreich - im Unterschied zu 
anderen Bundesstaaten - den Bundesrat an den 
Schluß und beschränkt ihn somit auf die gesamt­
hafte Beurteilung von Gesetzen .  Es ist schon heu­
te vormittag ausgeführt worden, daß das allseitig 
als Mangel empfunden wird. Auch wen n  im De­
tail n ichts mehr zu ändern ist, kann es doch nicht 
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schaden, aufzuzeigen,  wo manche Änderungen 
v iel leicht wünschenswert gewesen wären . 

Das Abfallwirtschaftsgesetz - darin sind wir 
uns sicher einig - sollte e in populäres Gesetz 
sein, auch im Sinne allgemeiner Verständlichkeit 
u nd Lesbarkeit. Dem wird es - dafür habe ich 
angesichts der Kompliziertheit der Materie Ver­
ständnis - nicht ganz gerecht. Auseinanderzu­
halten, was auch für private Haushalte und auch 
für nicht gefährliche Abfälle gilt und was nur für 
bestimmte Adressaten oder nur für gefährliche 
Abfälle gilt, ist nicht ganz leicht. 

Ein kleines Beispiel: § 14 des Gesetzes regelt 
die Aufzeichnungspflicht für - ich zitiere -
"alle, die e ine Tätigkeit ausüben, bei der Abfälle 
oder Altö le anfallen" . Man muß nun im § 3 vor­
her nachgelesen haben, um zu wissen, daß das 
auch für n icht gefährliche Abfälle gilt, um dann 
im § 1 2  Abs. 4 zu erfahren, daß unter anderem 
private Haushalte aber davon ausgenommen sind. 

Noch verwirrender und zudem inhaltl ich pro­
b lematisch ist § 9 Abs. 1 - ich zitiere - :  "Die 
Errichtung und Inbetriebnahme von Anlagen, so­
wie die Änderung von Altanlagen, bei deren Be­
trieb Abfälle anfallen, bedürfen einer Genehmi­
gung nach diesem Bundesgesetz. Dies gilt nicht 
für gewerb liche Betriebsanlagen und Bergbauan­
lagen." - Ende des Zitats. 

Nach § 3 Abs. 2, den man vorher gelesen haben 
muß, gilt § 9 auch für nicht gefährliche Abfälle, 
also für alle Abfälle. Mangels einer Ausnahmebe­
stimmung - ausgenommen sind die gewerb li­
chen Anlagen, aber n icht andere - gilt die Ge­
nehmigungspflicht, genau und wörtlich genom­
men, auch für Haushalte, denn Anlage ist nach 
der Judikatur alles, was angelegt, das heißt von 
Hand des Menschen errichtet wurde, und das sind 
natürlich auch Wohnungen und ähnliche Einrich­
tungen, beispielsweise auch Festzelte und derglei­
chen, also alles, was v ielleicht auch nur vorüber­
gehend errichtet wird. Hier kommt also eine ein 
b ißehen mangelnde Präzision der Gesetzgebung 
zum Vorschein. 

Dazu kommt, daß das Gesetz gezählte 24 Ver­
ordnungsermächtigungen zählt. Nur in acht Fäl­
len betreffen sie eine einzige Stelle, zweimal den 
Landeshauptmann, dreimal den Umweltmin ister 
und dreimal den Umweltminister nach Anhörung 
anderer Stellen.  In den anderen Fällen sind zwei, 
drei, ja in  einem Fall vier weitere Stellen mit der 
Verordnungserlassung beschäftigt. 

Die Verordnungsermächtigung ist weitgehend 
u nerläßlich, weil nur so die nötige F lexibilität 
möglich ist und wei l  nur so auf die Entwicklun­
gen eingegangen werden kann. Ebenso unver­
meidlich wie die Verordnungsermächtigungen 
wird es aber sein, daß sich bald nur mehr Speziali-

sten in diesem Gewirr zurechtfinden werden . Es 
droht da ein zweites Sozialversicherungsrecht. 

Der Bundesminister sollte daher nicht nur ver­
pflichtet sein ,  einen Abfallwirtschaftsplan zu er­
stel len, sondern auch einen Informationsplan zu 
erarbeiten, wei l  das Gesetz natürlich mit der In­
formation und Motivation der Bevölkerung leben 
wird. Wie kaum ein anderes Gesetz ist es nämlich 
darauf angewiesen. 

Die starke Bindung der Verordnungsermächti­
gungen an das Einvernehmen mit bis zu drei an­
deren Ministerien ist aus föderalistischer Sicht 
durchaus bemerkenswert. 1 988 wurde nämlich 
die Zuständigkeit der Bundesländer für das Ab­
fallwesen unter anderem mit dem für Bundesfor­
derungen nahzu typischen Argument einge­
schränkt, man müsse die Rechtszersplitterung be­
reinigen und die Kompetenzen beim Umweltmi­
nister konzentrieren. Die Rechtszersplitterung 
wurde zwar bereinigt, aber nur durch eine in der 
Praxis n icht minder bedenkl iche Zersplitterung 
des Vollzuges ersetzt. ( Vizepräsident S l r u  I -

z e n  b e r g e r übernimmt den Vorsitz.) 

Damit möchte ich zu drei Punkten überleiten, 
die für die Bundesländer beziehungsweise den 
Bundesrat von besonderem Interesse sind. 

Zum ersten:  Der Bundesminister für Umwelt 
hat nach § 5 Abs. 3 alle drei Jahre dem National­
rat über die aufgrund des Bundes-Abfallwirt­
schaftsplanes getroffenen Maßnahmen zu berich­
ten,  einen sogenannten Abfallbericht vorzulegen. 
Es ist nicht einzusehen, warum mit diesem Be­
richt nicht auch der Bundesrat befaßt wird, zumal 
ja den Ländern im Bere ich  der Abfallwirtschaft 
auch noch Zuständigkeiten verbl ieben sind und 
da eine Art konkurrenzierende, sich ergänzende 
Gesetzgebung vorl iegt. 

Ich bringe daher folgenden Entsch ließungsan­
trag ein : 

Entschließungsantrag 

der Bundesräte Jürgen Weiss und Kollegen be­
treffend Vorlage des Bundesabfallberichtes an den 
Bundesrat 

Der Bundesrat wolle beschLießen: 

Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und Fa­
rnilie wird ersucht, den nach § 5 Abs. 3 des Abfall­
wirtschaftsgeselzes dem Nationalrat alle drei Jahre 
vorzulegenden Bericht über die auf grund des Bun­
desabfallwirtschaftsplanes getroffenen Maßnah­
men (Bundesabfallbericht) auch dem Bundesrat 
zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung vorzu­
legen. 

Ein zweiter Punkt, den schon der Kollege Sali­
ger angesprochen hat: § 29  Abs. 3 normiert in  ei-
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ner Verfassungsbestimmung - die hier gesondert 
zustimmungspflichtig sein wird - ,  daß für d ie 
Errichtung oder Änderung einer ganzen Reihe 
von Abfall- oder Altölbehandlungsanlagen eine 
baubehördliche Genehmigung nicht erforderlich 
sein solle, lediglich die bautechnischen Bestim­
munge n  der Bauordnungen sind zu berücksichti­
gen .  

Auf der  anderen Seite sieht § 29  Abs. 2 vor, 
daß im Rahmen der begrüßenswerten - das sage 
ich ausdrücklich - Verfahrenskonzentration auf 
ein einziges Genehmigungsverfahren alle Bestim­
mungen folgender Bereiche anzuwenden sind: 
Gewerberecht, Wasserrecht, Forstrecht, Berg­
recht, Luftfahrtsrecht, Schiffahrtsrecht, Luftrein­
halterecht, Rohrleitungsrecht und Eisenbahn­
recht. Ausgerechnet das Baurecht der Länder soll 
unberücksichtigt bleiben, obwohl gerade diese 
wesentliche öffentliche Interessen regelt, die über 
die Bautechnik hinausgehen, nämlich beispiels­
weise den Ortsbi ldschutz, der nichts mit dem 
Landschaftsschutz zu tun hat, der in einem ande­
ren Verfahren abzuwickeln ist, wenn eine solche 
Anlage zufällig gerade in einem Landschafts­
schutzgebiet errichtet werden sollte. 

Es sind Fragen der Abstandsflächen, der Park­
plätze, der Zufahrten und Einfriedungen, des 
Baulärmes und dergleichen mehr. Diese Dinge 
sind weder so noch so geregelt. Sie sind nicht ge­
regelt - wofür zwar auch eine Verfassungsbe­
stimmung notwendig gewesen wäre, nur, wir hät­
ten zugestimmt - in diesem konzentrierten Ver­
fahren, sie werden aber ausdrücklich auch ausge­
schlossen durch die Verfassungsbestim mung, wo­
nach d ie Bauordnungen der Länder nicht anzu­
wenden seien. Dazu kommt - das halte ich für 
einen Schönheitsfehler dieses Gesetzes -, daß 
den Erläuternden Bemerkungen kein einziger 
Grund für diese Verfassungbestimmung und die­
se Art der Regelung zu entnehmen ist. 

Ich wende mich gar nicht gegen die Verfahrens­
konzentration und hätte angeregt, die Verfas­
sungsbestimmung dort anzusiedeln und zu sagen: 
Neben dem Gewerberecht und allen anderen Din­
gen ist auch das Baurecht der Länder dort zu be­
rücksic htigen. Dann hätte man nämlich nicht die­
se legistische Lücke hinsichtlich der angeführten 
Bereiche und trotzdem ein einheitliches konzen­
triertes Verfahren. (Beifall des Bundesrates Dr. 
Schambeck.) 

Die Verfassungsbestimmung in der vorliegen­
den Form, die baurechtliche Vorschriften der 
Länder, soweit sie über die Bautechnik hinausge­
hen, überhaupt unberücksichtigt lassen will, fin­
det daher nicht meine Zustimmung. Ich spreche 
h ier auch im I nteresse der Stellungnahme der 
Vorarlberger Landesregierung für meinen Kolle­
gen Ludescher und werde diesem P unkt 2 des 

Antrages, der sich auf die verfassungsmäßige Zu­
stimmung bezieht, nicht zustimmen.  

Drittens: Es ist schon genügend unterstrichen 
worden, wie wichtig es ist, daß das Abfallwirt­
schaftsgesetz rasch in Kraft tritt. Es ist aus dieser 
Sicht verständlich, daß bereits in der Regierungs­
vorlage - im Gegensatz zu vielen anderen Geset­
zen - mit 1 .  Juli dieses Jahres ein Termin für das 
Inkrafttreten ausdrücklich genannt wird und sich 
das Inkrafttreten nicht aus dem Tag der Verlaut­
barung im Bundesgesetzblatt ergibt. 

Bei Betrachtung des Kalenders und des parla­
mentarischen Terminplanes bis zum 1. Juli 1990 
heißt das aber auch n ichts anderes als: Die Zu­
stimmung des Bundesrates wird offenbar als 
selbstverständlich vorausgesetzt. Ich lasse jetzt 
den Fall beiseite, daß man bewußt ein rückwirk­
endes Inkraftreten d ieses Gesetzes schlechthin in 
Kauf nehmen will .  Man geht offenbar davon aus, 
der Bundesrat habe nicht anderes als ja zu sagen.  

Ich sage ja zum Abfallwirtschaftsgesetz und ein 
doppeltes Ja zu allen d iesbezüglichen Bemühun­
gen der Frau Bundesministerin, aber damit kei­
neswegs: Amen, so sei es ! ,  zu d iesen Begleiter­
scheinungen. So soll es eben gerade nicht sein.  
(Allgemeiner Beifall. ) 14.44 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Der von 
den Bundesräten Jürgen Weiss und Kollegen ein­
gebrachte Entschließungsantrag betreffend Vor­
lage des Bundesabfallberichtes an den Bundesrat 
ist genügend unterstützt und steht demnach zur 
Verhandlung. 

Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau Bundes­
minister Dr. Flemming. Ich erteile es ihr. 

14.44 

Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Fa­
milie Dr. Marilies Flemming: Sehr verehrter 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte mich zunächst herzlich für 
die engagierte Diskussion bedanken. Es war nicht 
uninteressant für mich, zu sehen, daß d ie Diskus­
sion über d ieses Gesetz manchmal partei über­
schreitend war und daß sich hier Koal itionen ge­
bildet haben,  die nichts mit Parteigrenzen zu tun 
hatten. 

Erlauben Sie mir e ingangs nur zwei Richtigstel­
lungen. Herr Bundesrat J ürgen Weiss hat den § 9 
angesprochen.  Es dürfte, verehrter Herr Bundes­
rat, Ihrer geschätzten Aufmerksamkeit entgangen 
sein, daß die von Ihnen aufgezeigte Schwierigkeit 
im Ausschuß diskutiert wurde und vom Ausschuß 
auch in Ihrem Sinne korrigiert wurde. Das heißt, 
§ 9 lautet jetzt also: 

Die Errichtung und Inbetriebnahme von Anla­
gen und so weiter. "Dies gilt n icht für gewerbliche 
Betriebsanlagen und Bergbauanlagen, dies gilt 
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weiters nicht für land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe, soweit sie nicht e iner wasserrechtlichen 
Bewil l igung gemäß § 32 des Wasserrechtsgesetzes 
bedürfen. Weiters sind die Anlagen ausgenom­
men, soweit deren Abfälle nach Art und Menge 
mit denen der privaten Haushalte vergleichbar 
sind." 

Sie beschließen also das Gesetz heute in der 
von mir jetzt eben zitierten Form. Es wurde d ies 
im Ausschuß - dazu sind Ausschüsse ja schließ­
l ich auch da - so verändert. Ich hoffe, daß Ihrem 
Anliegen hiemit Rechnung getragen wurde. 

Erlauben Sie mir aber auch ein Wort zur Ver­
fahrenskonzentration. Sie haben gesagt, die Er­
läuternden Bemerkungen sprechen überhaupt 
nicht an ,  warum man denn das getan hat. Verehr­
ter Herr Bundesrat! Ich nehme Sie zu den vielen 
Diskussionen mit Bürgern in diversen Orten mit, 
wo Behandlungsanlagen,  Deponien, Verbren­
nungsanlagen, Recyclinganlagen geplant sind . Ich 
nehme Sie gerne mit. Dann werden Sie die 
Verzweiflung jener Bürgermeister kennen lernen,  
die, soferne ich recht informiert b in ,  Baubehörde 
erster Instanz sind. 

Ja glauben S ie denn wirklich,  daß so ein Bür­
germeister das gern hat, ja überhaupt durchste­
hen kann, zu einer Behandlungsanlage ja zu sa­
gen. Der verliert auf alle Fälle - gleichgültig, 
welcher Partei er  angehört - die nächste Wahl .  
Wir haben es getan zum Schutz, zur Unterstüt­
zung der diversen Bürgermeister und weil wir 
ganz dringend E ntscheidungen in  Richtung De­
ponien, Verbrennungsanlagen und Recyc lingan­
lagen benötigen ,  d ie wir einfach nicht daran 
scheitern lassen wollen, daß vielleicht der eine 
oder andere Bürgermeister n icht mutig genug ist, 
ja zu sagen, wei l  er damit rechnen muß, die näch­
ste Wahl  gewinnt er mit Sicherheit nicht mehr. 

Aber wir haben den verehrten Herren Landes­
hauptleuten diese Chance gegeben, ihren Mut zu 
beweisen. Sie sind jetzt erste Instanz. Und selbst­
verständlich haben wir sichergestellt, daß das 
baubehördliche Verfahren nach den jeweiligen 
Best immungen des Landes eingehalten werden 
muß. D ie Landeshauptleute sind aufgerufen, jetzt 
mutiger zu sein ,  als ihre B ürgermeister bis jetzt 
waren. 

Erlauben Sie mir, auch noch auf die Ausfüh­
rungen des geschätzten Kollegen von der l inken 
Seite h ier einzugehen. Sehen S ie Herr Kol lege, 
ich hätte es auch gerne so gehalten, wie mein Kol­
lege von der ÖVP . . . ; das darf ich n icht sagen. 
Ich stehe als Ministerin hier,  ich bin Minister al­
ler. (Bundesrat P o  m p e r: Bekennen Sie sich zur 
ÖVPf) Ja, aber ich bin auch Minister aller Öster­
reicher, gleichgültig, welcher Partei sie angehö­
ren, und auch dann und vor allem auch dann, 

"Y.enn sie keiner Partei angehören. (Beifall bei der 
O VP.) 

Ich hätte es jedenfalls gerne mit dem Bundesrat 
der ÖVP gehalten, der da meinte: Ja sind denn 
Umweltfragen nicht so wichtig, daß man Partei­
politik da heraushalten sollte? Und ich bedaure, 
sehr geehrter Herr Kollege, daß Sie es n icht getan 
haben !  Aber ich verstehe, es ist Wahlkampf, und 
man möchte halt auch gerne für die SPO noch 
einige Stimmen aus dem Grünbereich bekom­
men. Ich weiß nur n icht, ob es n icht ein bißchen 
z u  spät dafür ist. 

Aber Sie haben auch eine sehr nette Bemer­
kung gemacht. Sie haben gemeint, Sie könnten 
täglich, stündlich, minütlich nachweisen ,  daß 
meine Partei mich im Stich läßt. Ja ich danke sehr 
herzlich dafür, daß Sie täglich, stündlich, minüt­
l ich  an mich denken. Aber ist das n icht ein b iß­
chen zuviel? Mir wäre das schon zuviel. Bitte den­
ken Sie auch an etwas anderes, vielleicht an Ihre 
eigene Frau. Ich wäre dankbar dafür. (Beifall bei 
der Ö VP.) 

Sie haben auch gemeint, das Gesetz weiß nicht 
alle Antworten auf alle Fragen .  Ja, lieber Herr 
Kollege, wissen Sie alle Antworten auf alle Fra­
gen ,  das ist vielleicht für ein Gesetz, noch dazu 
ein so neues, revolutionäres Gesetz ein bißchen 
zuviel verlangt. Aber wissen Sie, was Sie hätten 
tun können? 1 7  Jahre lang vorher zumindest ein­
mal eine Frage stellen !  Sie haben es unterlassen, 
auch nur Fragen zu stellen, sehr geehrter Herr 
Kollege ! (Beifall bei der Ö VP.) 

Und erlauben Sie mir noch eine Bemerkung: 
Reden Sie n icht immer nur vom Hausmüll !  Der 
Hausmüll ist nach der Verfassung - Sie sind ja 
h ier Bundesrat und sehr interessiert daran, was 
gehört dem Land, was gehört dem Bund - Lan­
dessache. Der Bund darf hineingreifen in den 
Mistkübel und die gefährlichen Dinge herausho­
len .  

Bedarfskompetenz, das ist schon richtig. Wie 
groß ist denn die Menge des Hausmülls? 1 ,6 Mil­
lionen Tonnen. So weit, so schlecht. Nur, wissen 
Sie, was Industrie und Gewerbe produzieren an 
ungefährlichen Abfällen? - 1 0  bis 1 2  Millionen 
Tonnen, an gefährlichen die Größenordnung von 
250 000 Tonnen . 

Weichen Sie also nicht immer aus in eine De­
batte über Hausmüll !  Hier geht es um ein Gesetz 
betreffend 1 0  b is 1 2  Mil l ionen Tonnen, die von 
Industrie und Gewerbe hergestellt werden und, 
sehr geehrter Herr Kol lege, der allergrößte Mist, 
die größte Menge und vor allem der gefährlichste 
Anteil kommt aus der verstaatlichten Industrie. 

Die Fischer-Deponie hätten S ie eigentlich nicht 
erwähnen sollen. (Bundesrat S c h a c h  n e r: Das 
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ist ja eine ungeheure Erkenntnis, die Sie uns da 
präsentieren, Gnädigste, dafür müssen Sie doch 
den Nobelpreis bekommen!) Diese habe ich tat­
sächlich in den Griff bekommen. Ich habe es ge­
schafft, und es war nicht einfach .  Sogar der Rech­
nungshof war nicht ganz glücklich damit. Ich 
habe es geschafft, sie zu sichern. Es geht keine 
weitere Verschmutzung aus dieser Depon ie in das 
Grundwasser ,  das in N iederösterreich so langsam, 
Tag für Tag, Stückerl für Stückerl grundwasser­
stromabwärts führt. (Bundesrat S c  h a  c h n e r: 
Wo ist der nächste Heurige?) 

Aber sehen Sie, die Mitterndorfer Senke wird 
nicht nur von der F ischer-Deponie verseucht. 
Von der wird sie nicht mehr verseucht, die habe 
ich nämlich gesichert. Da gibt es zwei andere Her­
de: Da gibt es einen Herd bei Wiener Neustadt, 
das sind viele Verursacher. Und dann gibt es ei­
nen ganz großen. Ich habe an sich mit Herrn Kol­
legen Marizzi ausgemacht: Halten wir zusammen, 
versuchen wir, die Probleme in den Griff zu be­
kommen, suchen wir n icht nach den Schuldigen, 
die vor 20 oder 30 Jahren so etwas angerichtet 
haben .  Aber wissen Sie, wer der dritte große Ver­
ursacher ist? - Das ist Ternitz, das ist ein ver­
staatlichter Betrieb, und ich weiß nicht, ob dieser 
Betrieb schon soweit ist, sagen zu können: Von 
uns aus geht keine weitere Verschmutzur�.g in die 
Mitterndorfer Senke. (Beifall bei der O VP. -
Bundesrat S c  h a c h  n e r: Wenn nur die Ministe­
rien einmal soweil wären!) 

Katastrophen, mit denen wir, als ich Minister 
wurde, konfrontiert wurden, entstehen nicht von 
heute auf morgen .  Das dauert oft 1 7  Jahre lang. 
Für d ie Entsteh ung dieser Katastrophen können 
Sie mich nicht verantwortlich machen. Ich habe 
das übernommen. Diese Bundesregierung hat 
sich bemüht, in diesen dreieinhalb Jahren mit den 
Aufräumarbeiten zu beginnen. Wir haben es ge­
tan. Wir haben die Reformen eingeleitet. Und ich 
glaube, sehr geehrter Herr Kollege, daß diese 
Bundesregierung auch sehr stolz darauf sein 
kann .  

Erlauben Sie mir, noch etwas zu sagen. Sie ha­
ben mich gereizt, hätten Sie es nicht getan, wäre 
es besser gewesen, Sie haben auch davon gespro­
chen, wie umweltengagiert Sie sind. (Bundesrat 
S c  h a c h  n e r: Wer fürchtet sich vorm Schwarzen 
Mann?) Ich darf ihm gleich etwas erzählen, viel­
leicht könnte er sich erkund igen, oder viel leicht 
weiß  er es nicht: Das Luftreinhaltegesetz, auch 
eines der ganz großen Gesetze d ieser Gesetzge­
bungsperiode, ist leider Gottes - und da haben 
Sie recht, da habe ich mich nicht durchgesetzt -
nicht so durchgegangen, wie Minister Schüssel 
und ich, beziehungsweise war damals noch Herr 
Graf Wirtschaftsminister, gerne gewollt hätten. 
Denn da hat d ie Gewerkschaft ganz vehement in­
terveniert, diejenigen, die nämlich für die Braun-

kohlearbeiter zuständig sind, und sie haben es er­
reicht. Ich bedaure, daß die Emissionsgrenzwerte 
im Luftreinhaltegesetz in diesem Bereich ver­
schlechtert wurden. Dafür ist die Gewerkschaft 
verantwortlich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! D ie­
ses Abfallwirtschaftsgesetz wird sehr  oft als 
"Hausmüllgesetz" mißverstanden. Lassen Sie 
mich noch einmal darauf hinweisen: Hausmüll ist 
Sache der Länder. Erlauben Sie mir, ganz kurz 
darauf hinzuweisen, was alles mit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes tatsächlich passiert: § 1 - da muß 
ich einen Kol legen e in  bißchen korrigieren - :  
Die Abfallwirtschaft ist danach auszurichten -
nicht nur: es könnte sein, es sollte sein - ,  daß nur 
solche Stoffe als Abfälle zurückbleiben, deren 
Ablagerung kein Gefährdungspotential für nach­
folgende Generationen darstellt. 

Ich ziehe für mich den Schluß daraus - und 
habe ihn schon längere Zeit gezogen - :  Es wird 
in Österreich keine Hochsicherheitsdeponien ge­
ben. Schluß mit den gefährlichen Sonderabfallde­
ponien, die von meinen Vorgängern geplant wa­
ren, Schluß mit vermischten gefährlichen Abfäl­
len, die dann jahrhundertelang rund um die Uhr 
und in den nächsten Jahrhunderten kontrolliert 
werden müssen !  (Bundesrat Dr. S i m p e r  I: Flori­
ani-Prinzip.') Herr Kollege ! Wenn Sie wollen, 
gebe ich I hnen gerne ein Privatissimum. Machen 
wir uns e inen Termin aus, ich erkläre Ihnen dann 
das Gesetz. Darf ich aber nun versuchen, es hier 
zu erklären.  (Bundesrat Dr. S i m p e r  l: Müll ver­
sellwindet nicht durch Gesetze!) 

Es gibt sehr wohl Stoffe, die deponiert werden 
müssen.  Diese Stoffe müssen nur so lange behan­
delt werden, bis sie n icht mehr reagieren, bis sie 
nicht mehr.gefährlich sind . (!'feilere Zwischenrufe 
bei der SPO.) Wir haben in Osterreich eine solche 
Deponie, wir haben in  Leopoldsdorf eine Rest­
stoffdeponie, d ie Platz für die nächsten zehn Jah­
re bietet, und wir haben bereits an drei weiteren 
Standorten Umweltverträglichkeitsprüf ungen 
laufen, die selbstverständlich mit Zustimmung 
der Bürger vor sich gehen, und auch dort werden 
wir nur Reststoffdeponien haben. 

Ich bekenne mich aber dazu, daß uns die Ab­
faUvermeidung alle in  mittelfristig nicht des Pro­
blems entheben wird, mit gefährlichen Abfällen 
fertig zu werden. Da bekenne ich mich dazu: Mit­
telfristig l ieber verbrennen als deponieren, denn 
wenn Sie einmal Stoffe verschiedener Gefährlich­
keit miteinander vermischt haben, bekommen S ie 
diese nicht mehr ause inander. Das ist die hoff­
nungslose Situation  der Hochsicherheitsdepo­
n ien. Gefährliche Stoffe müssen wir verbrennen .  
Das Umweltbundesamt hat erhoben, daß wir i n  
Österreich einen Verbrennungsbedarf von etwa 
1 40 000 Tonnen haben, da sind schon jene inbe­
griffen, die wir zurzeit exportieren, 60 000 Ton-
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nen werden bereits verbrannt, für 40 000 Ton­
nen, für etwa 20 000 bis 40 000 Tonnen werden 
wir entweder itl Linz oder in der Steiermark einen 
Standort finden müssen .  Ich bekenne mich dazu, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, daß wir 
sehr wohl im Großraum Linz eine zweite Sonder­
abfallverbrennungsanlage benötigen,  eine dritte 
aller Wahrscheinlichkeit nach in der Steiermark .  
Das steht so im Arbeitsprogramm dieser Bundes­
regierung. Es ist dort bereits eine Diskussion mit 
der Bürgerinitiative im Laufen, und ich hoffe, 
daß wir in einem Jahr dort beginnen können. 

Erlauben Sie mir auch, auf den § 2 des Geset­
zes hinzuweisen .  Es war meinen Vorgängern 
nicht möglich, Exporte und Importe zu kontrol­
lieren. Ich konnte bereits in einer Novelle zum 
Sonderabfallgesetz diese Importbewilligung des 
Ministers festlegen, und mit diesem Gesetz ab 
1 .  Juli - einmal mehr, meine Damen und Herren 
- gibt es überhaupt keinen Abfall mehr, der am 
Umweltminister vorbeigeführt werden könnte. 
Das ist in der Vergangenheit geschehen, und das 
geschieht noch bis 1 .  Jul i .  

Ich darf Ihnen ein ganz praktisches Beispiel 
bringen: Die Firma Almetta hat importiert und 
importiert aus der Tschechoslowakei gefährlichen 
Sonderabfall, bekommt dafür ein bißchen etwas 
bezahlt, recycliert 5 Prozent Aluminiumschlacke, 
und 95 Prozent müssen als gefährlicher Abfall in 
Niederösterreich - da wäre Ihr Interesse von 
großem Wert, sehr geehrter Herr Kollege aus 
Niederösterreich - deponiert werden.  Diese Im­
porte der Firma Almetta sind an mir sozusagen 
vorbeigelaufen, weil  das unter dem Titel "Wirt­
schaftsgut" überhaupt nicht auf meinen Schreib­
tisch kommt. Mit diesem Gesetz, § 2, ist Schluß 
damit: Nicht nur alle gefährlichen Abfälle, son­
dern alle Abfälle bedürfen der Import- und Ex­
portbewilligung des Umweltministers. 

Das Gesetz macht von seiner Möglichkeit, zu 
regeln, auch dort, wo es sich um den Hausmüll 
handelt, sehr wohl Gebrauch und regelt die soge­
nannten Problemstoffe. Was sind Problemstoffe? 
- § 2 sagt es eindeutig: Farben,  Lacke, Leucht­
stoffröhren, Altmedikamente, Pflanzenschutz­
mittel, Quecksilberthermometer , Batterien und 
noch vieles mehr. 

Diese Problemstoffe wollen wir nicht mehr im 
Hausmüll haben. Und es ist, meine sehr geehrten 
Damen und Herren - und das sollten wir uns 
endl ich einmal klar machen -, ohne jegliche Ver­
ordnung ab 1 .  Juli verboten, all diese Stoffe, die 
ich jetzt aufgezählt habe, in den Hausmüll zu 
werfen. Sollte das jemand doch tun, so gibt es 
ganz, ganz strenge Strafen hiefür. 

Es muß jemand - n icht gerade beim ersten, 
aber beim zweiten oder dritten oder vierten Mal 
- bis zu 40 000 S Strafe zahlen, wenn er Altme-

dikamente, Batterien et cetera in den Hausmüll 
wirft. Und bitte nehmen Sie doch einmal zur 
Kenntnis, wenn Sie immer über irgendwelche 
Verordnungen reden ,  die Sie als Gesetzgeber 
doch eben dem Minister übergeben: Die Gesetz­
gebung ist Sache des Parlaments, des Nationalrats 
und des Bundesrats, und Verordnungen sind ein 
Akt der Exekutive, s ind Sache des Ministers, der 
eine Verwaltungsbehörde ist. 

Aber ohne jegliche Verordnung sind m it § 9 ab 
1 .  Juli al le neuen Unternehmen und alle Unter­
nehmen,  bei denen nur irgendeine Änderung ge­
schieht, nach der Gewerbeordnung verpflichtet, 
Abfallvermeidung nach dem Stand der Technik 
zu betreiben. Und das bezieht sich jetzt auf die 
1 0  Millionen Tonnen und nicht auf das bißchen 
Hausmüll ,  von dem Sie reden. Die 1 0  Millionen 
Tonnen, die bekommen wir jetzt in den Griff! 
Man hat uns dargelegt und nachgewiesen,  daß in 
zehn Jahren 90 Prozent aller österreichischen Be­
triebe irgendwann um eine Gewerbeberechtigung 
ansuchen werden,  um irgendeine Änderung. Da­
mit werden wir in zehn Jahren 90 Prozent aller 
Betriebe in den Griff bekommen haben! 

Meine Damen und Herren!  Ich bekenne mich 
dazu , daß wir den Betrieben - den alten, den 
schon bestehenden Betrieben - diese zehn Jahre 
Zeit geben, denn es soll dies ein ökosoziales Ge­
setz sein .  Es soll ein Gesetz sein, mit dem die 
Wirtschaft leben kann .  Es sol l  ein Gesetz sein ,  das 
exekutierbar ist. 

Meine Damen und Herren !  Ich habe vor kur­
zem die Chance gehabt, Polen und die Tschecho­
slowakei zu besichtigen. Ich darf Ihnen sagen, 
falls Sie es noch nicht wissen sollten: Die Plan­
wirtschaft ist keine Möglichkeit, soziale Fragen in 
den Griff zu  bekommen. Die Menschen sind bet­
telarm in d iesen Staaten. Und die Planwirtschaft 
ist auch keine Möglichkeit, Umweltfragen in den 
Griff zu bekommen. Die Umweltdesaster sind ka­
tastrophal in diesen Staaten !  

Ich habe Nowa Huta besichtigt. Ich darf Ihnen 
mitteilen: Ein riesiges Industriekombinat, geplant 
alles auf vier, fünf oder zehn Jahre lang. Alle 
Männer sterben dort vor dem 65. Geburtstag. Sie 
werden deshalb nicht älter, weil die Luftsituation 
derart katastrophal ist. Die Kindersterblichkeit 
l iegt, verehrter, liebwerter Herr Kollege, bei 
3 Prozent, während in Österreich die Kinder­
sterblichkeit 0,8 Promille beträgt. (Bundesrat Dr. 
S i m p e r  I: Dank sozialistischer Gesundheilspoli­
tik.') Ja, sehr gut, hervorragend. Aber es ist vor 
allem die Umweltsituation ,  die diese Kinder und 
diese Männer dort sterben läßt. Seien Sie froh, 
l ieber Herr Kollege, daß es den Männern in 
Österreich besser geht. Ich darf Ihnen als Fami­
lienministerin aber auch sagen: Wenn Sie verhei­
ratet sind, haben Sie die Chance, noch länger zu 
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leben. Das ist auch eine Statistik, die stimmt. 
( Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

§ 1 1 : Ab sofort, mit 1. Jul i ,  dürfen gefährliche 
Abfälle - bis zum 1 .  Juli  geht es noch anders, 
bitte nehmen Sie zur Kenntnis, was dieses Gesetz 
alles tut - nur mehr getrennt gelagert und n icht 
mehr vermischt gesammelt und vermischt trans­
portiert werden, auch nicht mehr vermischt ent­
sorgt werden.  Bis zum l .  Juli geht es noch, ab 
l .  Juli ist das verboten. Betriebe müssen bei Zu­
widerhandeln bis zu einer halben Million Schil­
l ing Strafe zah len .  Und alle Gemeinden Öster­
reichs sind verpflichtet - so vorbildlich wie die 
Vorarlberger, e inige Niederösterreicher und eini­
ge andere hervorragende Gemeinden - ,  Pro­
blemstoffsammlungen durchzuführen, zumindest 
zweimal im Jahr oder auch öfter. Das ist gelten­
des Gesetz ab 1 .  Juli .  

Genauso ist es geltendes Gesetz ab 1 .  Juli ,  daß 
all diese Altstoffe nicht mehr in den Hausmüll 
gebracht werden dürfen. Noch einmal: Betriebe 
erhalten Strafen b is zu einer halben Million. Wer 
zum Beispiel ,  ein Häuslbauer oder auch die Bau­
wirtschaft, ein Haus abreißt und glaubt, er kann 
so wie bisher sämtlichen Schotter und sämtliche 
Ziegel und was da so alles ist, einfach irgendwo 
hinbringen, der i rrt. Er muß trennen, und er muß 
die wiederverwertbaren Dinge auch tatsächlich 
wiederverwerten und die zu entsorgenden auch 
tatsächlich entsorgen. Er muß entsorgen ,  und das 
wird seh r  viel Geld kosten .  Wer es nicht tut, wird 
bis zu 1 00 000 S Strafe zahlen müssen. Jeder 
Konsument, der glaubt, nach wie vor Problem­
stoffe in den Müll werfen zu können, wird bis zu 
40 000 S Strafe zahlen müssen .  

Erlauben Sie m i r  ein Wort zum Sprecher der 
FPÖ hier. Sie haben gemeint, lieber Herr Kollege, 
Sie möchten gerne das "Salz" in der Umweltpoli­
tik sein. Dagegen habe ich gar nichts, nur bitte: 
Versalzen Sie die Suppe nicht, denn das �aben die 
Leute auch nicht gerne. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn Sie meinen, ich sol lte ganz rasch diverse 
Verordnungen nach § 7 oder 8 erlassen, dann 
muß ich Sie schon darauf h inweisen, Herr Kolle­
ge, daß es Ihre F raktion war, die im Nationalrat 
einen Antrag eingebracht hat, der dann auch an­
genommen wurde, der den Minister verpflichtet, 
ehe er i rgendein  Pfand oder i rgendeinen Entsor­
gungsbeitrag erläßt, eine Ökobilanz zu erstel len. 
Ich beuge mich  dem Wunsch des Gesetzgebers, 
nur kann eine Ö kobilanz unter Umständen ein 
bis zwei Jahre dauern. Lieber Herr Kollege, wie 
Sie das parteiintern unter e inen Hut bringen,  
weiß ich nicht, aber es ist das Ihr Problem. 

Ich glaube auch, daß ein Entsorgungsbeitrag 
eine sehr gute Möglichkeit ist, Verpackung zu 
verhindern. Denn schauen Sie, die Milchflasche 
- sie war heute schon unweigerlich Diskussions-

g.egenstand - ist etwas Wunderschönes. Die 
Okobilanzen, die ich dazu kenne, um das auch 
einmal aufklärend sagen zu können, sprechen 
eher für die Milchflasche und weniger für das 
Packerl ,  damit das einmal geklärt ist. Es gibt 
mehr Ö kobilanzen, die sagen, die F lasche ist gut. 
Nur ganz wen ige sagen,  Tetrapack oder was im­
mer ist gut, Verbundkarton ist gut. Es k0!.l1mt 
manchmal ein bißehen darauf an, wer eine Oko­
bilanz in Auftrag gibt. Aber die Mehrheit - auch 
internationa l ist das so - spricht für die Milchfla­
sche. Sehen Sie, wenn jetzt Verbundkarton einen 
Entsorgungsbeitrag bekommt, dann wird automa­
tisch die Milch im Verbundkarton teurer werden, 
und der Konsument wird zur bil ligeren Milch in 
der Flasche greifen. 

Siegendorf. Ich glaube, da herrscht ein b ißchen 
Verwirrung. Sie haben Siegendorf und gleichzei­
tig Deponien genannt. Siegendorf war mir p rimär 
als Recycl ing-Anlage gemeldet worden. Aber ich 
gebe schon zu, in Wahrheit war alles mögliche 
geplant, vor allem auch eine Verbrennungsanlage 
in einer Größenordnung für 80 000 Tonnen. Das 
ist ganz sicherlich für das schöne und kleine Bur­
gen land zuviel ,  wenn man bedenkt, daß dort nicht 
mehr als 2 900 Tonnen gefährliche Abfäl le im 
Jahr produziert werden.  

Nur, ich darf Sie, sehr geehrter Herr Kollege 
aus dem Burgenland, darauf hinweisen, daß sehr 
wohl das Abfallager auf Zeit auch in diesem Ge­
setz vorgesehen ist, im § 29, Abs. 1 ,  Punkt 6. Und 
zwar gibt es Abfall lager auf Zeit dann, wenn  ein­
mal ein Stoff doch brauchbar ist, wie zum Bei­
spiel Batterien. Die werden wir, so hoffe ich, ir­
gendwann einmal nicht mehr exportieren müssen, 
sondern wir müssen sie einmal sammeln,  daß 
dann jene U nternehmer, die entsprechende Anla­
gen errichten wollen, diesen Grundstoff dann ha­
ben. Sehr wohl wird man Abfallager auf Zeit auch 
dann einrichten müssen ,  wenn man zurzeit noch 
nicht weiß, wie man einen Stoff entsorgen kann; 
letztlich wird es dann die Verbrennung sein müs­
sen .  

Zum Herrn Kollegen von der  sozialistischen 
Partei noch folgendes, der meinte, was man n icht 
alles Gutes in der Vergangenheit tun wol lte . Se­
hen Sie: Es gibt nichts Gutes auf der Welt, außer 
man tut es. - Und ich habe es eben getan .  (Bei­
fall bei der Ö VP.) 

Erlauben Sie mir noch ein letztes Wort zu den 
Ausführungen des Kollegen Jaud aus Tiro l .  Wild 
umstritten, heiß umkämpft. Ich möchte mich 
trotzdem sehr  herzlich bedanken. Ich glaube 
auch, daß dieses Abfallwirtschaftsgesetz das wich­
tigste und größte Gesetz ist. Ich möchte mich 
nicht nur  für die l ieben Worte bei der ÖVP be­
danken,  sondern auch beim Koalitionspartner, 
der ganz sicherlich sehr, sehr konstruktiv mitge­
arbeitet und viele Ideen e ingebracht hat. 
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Und sehr geehrter Herr Kollege, der Sie als 
Salzstreuer auftreten möchten: Ich danke auch 
der Oppositionspartei ,  daß sie hier konstruktive 
Oppositionspolitik betreibt. Ich werde nur sehr 
genau aufpassen,  daß es nicht zuviel Salz wird. -
Danke schön . (Beifall bei der Ö VP.) 15.09 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Gerstl. Ich erteile es ihm. 

15.09 
Bundesrat Alfred Gerstl (ÖVP, Steiermark) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau 
Min ister! Sehr geehrter Herr Minister!  Wir haben 
schon eine sehr temperamentvolle Ministerin .  
Aber wäre sie nicht so temperamentvoll, wäre 
dieses Gesetz nicht über die Bühne gegangen. 

Denn 15 Jahre hindurch höre ich überall, in 
der Gemeindestube, im Landtag über dieses Pro­
blem. Und es hat nirgendwo einen so großen Stel­
lenwert eingenommen wie heute bei d ieser Bun­
desrats-Sitzung. Und dafür danke ich. 

Liebe Frau Minister ! Die zahlreichen Wortmel­
dungen sind ja eine Verbeugung vor Ihnen. An­
ders ist es bei allen anderen Tagesordnungspunk­
ten, schauen Sie genau nach!  Wir schätzen Sie 
und danken Ihnen dafür. 

Nur folgendes muß auch h ier ausgesprochen 
werden: Wirklich greifen wird dieses Gesetz nur 
dann, wenn Vermeiden, Mülltrennung, energeti­
sche und thermische Verwertung sowie Restede­
ponie oder Kompostierung in ländlichen Gebie­
ten gleichzeitig in Angriff genommen werden 
kann und nicht Teile dieses Konzeptes herausge­
griffen werden, wie zum Beispiel in der Stadt 
Graz, wo man Müll  trennt, eine große Anlage ge­
baut und nachher den Müll in Ungarn gemeinsam 
wieder deponiert hat, und wo nun die entsorgte 
Tonne Müll 900 S kostet. Das sind höhere Ent­
sorgungskosten ,  als sie bei der Errichtung eines 
Müllkraftwerkes den Bürger belastet hätten, denn 
die thermische Verwertung ermöglicht den Rück­
lauf des Kapitals. 

Ich bitte daher: Gleichzeitig alles angewendet, 
wird es einander sinnvoll ergänzen und das Müll­
problem lösen helfen .  (Beifall bei der ÖVP.) 15.11  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Dies ist 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Der vorliegende Beschluß enthält Verfassungs­
bestimmungen, die nach Art. 44 Abs. 2 Bundes­
Verfassungsgesetz der Zustimmung des Bundes­
rates bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der Mitglieder des Bundesrates und einer Mehr­
heit von mindestens zwei Dritte ln der abgegebe­
nen Stimmen bedürfen. 

Ich stelle zunächst die für die Abstimmung er­
forderliche Anwesenheit der Mitglieder des Bun­
desrates fest .  

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegenden 
Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben und den Bestimmungen des § 29 Abs. 1 3  
im Art. I d ie verfassungsmäßige Zustimmung zu 
erteilen, um ein Handzeichen .  - Es ist dies Stim­
meneinhelligkeit. (Bundesrat Jiirgen W e  i s s: 
Hinsichtlich Punkt 2 ohne unsere Zustimmung.') 
Es ist d ies S t i m  m e n m e h r  h e i t .  

Ausdrücklich stelle ich die für d ie Zustimmung 
des Bundesrates erforderliche Zweidrittelmehr­
heit fest. 

Wir kommen nun zur A b  s t i m  m u n g über 
den von den Bundesräten Jürgen Weiss und Kol­
legen eingebrachten Entschließungsantrag betref­
fend Vorlage des Bundesabfallberichtes an den 
Bundesrat. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
diesem Antrag zustimmen, um ein Handzeichen .  
- Es  ist dies Stimmeneinhelligkeit. Der E n t -
S c h i  i e ß u n g s a n  t r a g  ist somit a n g e -
n 0 m m e n .  (E 126.) 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Führung der Berufsbezeichnung "Psycholo­
ge" oder "Psychologin" und über die Ausübung 
des psychologischen Berufes im Bereich des Ge­
sundheitswesens (Psychologengesetz) ( 1 257 und 
1388/NR sowie 3895/BR der Beilagen) 

1 0. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Ausübung der Psychotherapie (Psychothera­
piegesetz) ( 1256 und 1389/NR sowie 3896/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 9 und 1 0  der Tages­
ordnung, über die die Debatte ebenfalls unter ei­
nem abgeführt wird. 

Es sind d ies: ein Bundesgesetz über die Füh­
rung der Berufsbezeichnung " Psychologe" oder 
"Psychologin" und über die Ausübung des psy­
chologischen Berufes im Bereich des Gesund­
heitswesens (Psychologengesetz) und 
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ein Bundesgesetz über die Ausübung der Psy­
chothera pie (Psychothera piegesetz) . 

Die Berichterstattung über diese beiden Punkte 
hat F rau Bundesrätin Ingeborg Bacher übernom­
men. Ich bitte sie um die Berichte. 

Berichterstatterin Ingeborg Bacher: Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her­
ren !  Ich bringe den Bericht des Sozialausschusses 
über den Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 
1 990 betreffend ein Bundesgesetz über die Füh­
rung der Berufsbezeichnung "Psychologe" oder 
" Psychologin" und über die Ausübung des psy­
chologischen Berufes im Bereich des Gesund­
heitswesens (Psychologengesetz) . 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschlu ß  des 
Nationalrates soll  die Berufsbezeichnung " Psy­
cho loge" gesetzlich verankert u nd an den Ab­
schluß eines Hochschulstudiums geknüpft wer­
den .  D ie unbefugte Führung der Berufsbezeich­
nung " Psychologe" wird als Verwaltungsüb:rtre­
tung eingestuft, für die eine Geldstrafe bls zu 
50 000 S vorgesehen ist. 

Weiters wird die Ausübung des psychologi­
schen Berufes im Bereich des Gesundheitswesens 
eingehend geregelt. Für die selbstä�dige A�s­
übung des psychologischen Berufes im Bereic.h 
des Gesundheitswesens ist der E rwerb theoreu­
scher fachlicher Kompetenz in einer Gesamtdau­
er von zumindest 1 60 Stunden vorgesehen, die 
der Vertiefung der Erfahrungen und Kenntnisse 
in der kl inischen Psychologie und der Gesund­
heitspsychologie praxisorientiert dienen sol len. 
Au ßerdem hat der Erwerb praktischer fachlicher 
Kompetenz durch eine psychologische Tätigkeit 
im Rahmen einer im psycho-sozialen Feld beste­
henden Einrichtung des Gesundheits- oder So­
zialwesens in der Gesamtdauer von zumindest 
1 480 Stunden zu erfolgen und ist durch eine be­
gleitende Supervision in der Gesamtdauer von 
zumindest 1 20 Stunden zu ergänzen.  Hinsichtlich 
dieser Supervision sieht der Gesetzesbeschluß 
vor, daß sie nur von jenen Personen durchgeführt 
werden darf, die zumindest fünf Jahre den psy­
chologischen Beruf im Bereich des Gesundheits­
wesens ausgeführt haben. 

D ie Lehrinhalte für den Erwerb theoretischer 
fachl icher Kompetenz sollen in p rivat- oder öf­
fentlich-rechtlichen Einrichtungen  vermittelt 
werden, die nach Anhörung des Psychologen bei­
rates vom B undeskanzler im Einvernehmen mit 
dem B undesminister für Wissenschaft und For­
schung mit Bescheid anerkannt worden sind. Der 
Gesetzesbeschluß enthält die Voraussetzungen 
dieser Anerkennung, wobei unter anderem vorge­
sehen ist, daß d ie Einrichtungsträger jährlich ei­
nen schriftlichen Bericht über die vorangegange­
ne Lehrtätigkeit vorzulegen haben. Eine Liste 
sämtlicher anerkannter Einrichtungen ist im 

Bundeskanzleramt aufzulegen,  und die Einsicht­
nahme beziehungsweise die Anfertigung von Ab­
schriften (Kopien) sollen jedermann gestattet 
sein. 

Ferner regelt der Gesetzesbeschluß die Bedin­
gungen, unter denen die Berufsbezei�hnung "Ge­
sundheitspsychologe" beziehungsweise " Gesund­
heitspsychologin" und "klinischer P.sychol�ge" 
beziehungsweise "klinische Psychologm" gefuhrt 
werden darf. Wer die diesbezüglichen im Gesetz 
festgelegten Voraussetzungen erfüllt, ist vom 
Bundeskanzler nach Anhörung des Psychologen­
beirates in die Liste als "kl inischer Psychologe" 
oder "Gesundheitspsychologe" einzutrag.en. 
Auch hier soll die Einsichtnahme in diese Liste 
sowie die Anfertigung von Abschriften (Kopien) 
jedermann gestattet sein. Der Gese��esbes.chluß 
enthält auch detaillierte Regelungen uber die Be­
rufspflichten des kl inischen Psychologen bezie­
hungsweise des Gesundheitspsycholo�en,  wo?ei 
unter anderem auch eine Verschwiegenhelts­
pflicht normiert wird. 

Der vorhin erwähnte Psychologenbeirat zur 
Beratung des Bundeskanzlers besteht aus diesem 
(beziehungsweise einem Beamten des Kanzleram­
tes), einem Vertreter des beim Bundeskanzler 
eingerichteten Psychotherapiebeirates, einem 
Vertreter des Bundesmin isteriums für Wissen­
schaft und Forschung, fünf von der Rektorenkon­
ferenz entsendeten fachlich zuständigen (fachna­
hen) Vertretern von Universitätsinstituten (Uni­
versitätskliniken), fünf Vertretern des Berufsver­
bandes Österreichischer Psychologen, zwei Ver­
tretern der Gesellschaft Kritischer Psychologen 
und Psychologinnen sowie je einem Vertreter der 
Ärztekammer, der Bundeskammer der ge��rbli­
ehen Wirtschaft, des Hauptverbandes der Oster­
reichischen Sozialversicherungsträger, des Ar­
beiterkammertages, des Österreich ischen Ge­
werkschaftsbundes und der Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammern Österreichs. 

Schließlich enthält der vorliegende Gesetzesbe­
schluß auch Bestimmungen über das Verhältnis 
dieses Psychologengesetzes zur Gewerbeordnung 
und zum Ärztegesetz sowie zum Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates vom 7. Juni 1 990 betref­
fend ein Psychotherapiegesetz. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner S itzung vom 1 2. Juni 1 990 i n  
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebn is seiner Beratung stellt der Sozial­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrat.�s vo� 
7. Juni 1 990 betreffend ein B undesgesetz uber die 
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Führung der Berufsbezeichnung "Psychologe" 
oder " Psychologin" und über die Ausübung des 
psych ologischen Berufes im Bereich des Gesund­
heitswesens (Psychologengesetz) wird kein Ein­
spruch erhoben .  

Weiters erstatte ich den Bericht des Sozialaus­
schusses über den Beschluß des Nationalrates 
vom 7. Juni 1 990 betreffend e in  Bundesgesetz 
über die Ausübung der Psychotherapie (Psycho­
therapiegesetz). 

Durch  den vorl iegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates erfolgt eine gesetzliche Regelung 
für die Umschreibung des Berufes "Psychothera­
peut" , der Berufsbezeichnung "Psychotherapeut" 
sowie eine genaue Regelung der h iezu erforderli­
chen Ausbildung. Die für diese Ausbildung vor­
gesehenen Lehrveranstaltungen können in privat­
oder öffentlich-rechtlichen Einrichtungen durch­
geführt werden, die nach Anhörung des Psycho­
therapiebeirates vom Bundeskanzler im E inver­
nehmen mit dem Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung mit Bescheid anerkannt 
worden sind . Diese Einrichtungen haben dem 
Bundeskanzler jährlich einen schriftlichen Be­
richt über die vorangegangene Ausbildungstätig­
keit vorzulegen .  Für den Zugang zur Psychothe­
rapieausb ildung werden h iebei drei Zugangsebe­
nen eröffnet: 

1 .  der Weg über die Absolvierung taxativ aufge­
zählte r  Studienabschlüsse, wie Medizin ,  Pädago­
gik, Phi losophie, Psychologie, Publizistik und 
Kommunikationswissenschaft, Theologie und ein 
Studium für das Lehramt an höheren Schulen, 

2. über den Abschluß bestimmter Berufsausbil­
dungen,  nämlich jenen an den Akademien für So­
zialarbeit, an den Pädagogischen Akademien, an 
den m it Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Lehr­
anstalten für E he- und Familienberater, aufgrund 
eines Hochschullehrganges für Musiktherapie, im 
Kran kenpflegefachdienst und in einem medizi­
nisch -technischen Dienst sowie 

3.  - unabhängig von weiteren Vorbedingun­
gen - über die indiviuelle Eignung einer für die 
Psychotherapieausbildung besonders motivierten 
Persön lichkeit. Hiebei ist ein entsprechendes 
Gutachten des Psychotherapiebeirates erforder­
lich. 

Der Gesetzesbeschluß verpflichtet den B undes­
kanzler zur F ührung einer Liste der zur selbstän­
digen Ausübung der Psychotherapie berechtigten 
Personen (Psychotherapeutenliste) .  Weiters ent­
hält der Gesetzesbeschluß  eine detaillierte Auf­
zäh lung der Berufspflichten, wobei unter ande­
rem auch eine Verschwiegenheitspflicht normiert 
wird . 

Zur Beratung des Bundeskanzleramtes ist ein 
Psychotherapiebeirat vorgesehen. Mitgl ieder die­
ses Beirates sind der Bundeskanzler (beziehungs­
weise ein Beamter des Bundeskanzleramtes) ,  ein 
Vertreter des beim Bundeskanzleramt eingerich­
teten Psychologenbeirates, ein Vertreter des Bun­
desministeriums für Wissenschaft und For­
schung, fünf von der Rektorenkonferenz entsen­
deten fachlich zuständigen (fachnahen) Vertre­
tern von U nversitätsinstituten (U niversitätsklini­
ken), je ein Vertreter einer anerkannten psycho­
therapeutischen Ausbildungsre inrichtung sowie 
je ein Vertreter der Ärztekammer, der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft, des Haupt­
verbandes der Österreichischen Sozialversiche­
rungsträger, des Arbeiterkammertages, des Öster­
reichischen Gewerkschaftsbundes und der Präsi­
dentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Österreichs. 

Schließlich enthält der vorliegende Gesetzesbe­
schluß auch Bestimmungen über das Verhältnis 
d ieses Psychotherapiegesetzes zur Gewerbeord­
n ung und zum Ärztegesetz sowie zum Gesetzes­
beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 1 990 be­
treffend e in  Psychologengesetz. (Der P r ä  s i  -
d e n  I übernimmt wieder den Vorsitz. ) 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 12. Juni 1 990 in  
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. Als Ergebnis seiner 
Beratung stellt der Sozialausschuß somit den 
A n t r a g, der B undesrat wolle beschließen :  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz über die 
Ausübung der Psychotherapie (Psychotherapie­
gesetz) wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Ich danke der Frau Berichterstatte­
rin. 

Wir gehen in  die Debatte ein ,  die über die zu­
sammengezogenen Punkte unter einem durchge­
führt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Siegfried Sattlberger. Ich erteile es ihm. 

15.23 

Bundesrat Siegfried Sattlberger (ÖVP, Ober­
österreich): Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Hoher Bundesrat! Mit den vorliegenden Ge­
setzesbeschlüssen über die Berufsbezeichnung 
"Psychologe" beziehungsweise "Psychologin" 
und mit dem Psychotherapiegesetz ist e in großer 
Fortschritt in der Gesundheitsvorsorge, aber im 
besonderen auch bezüglich Gesundheitsversor­
gung gelungen. Es ist nicht verwunderlich, daß 
diese Gesetze erst nach sehr,  sehr langer Zeit be­
schlossen werden .  
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Als Vertreter Oberösterreichs hier i m  Hohen 
Hause kann ich mit Genugtuung feststellen, daß 
bereits vor langer Zeit bei uns in Oberösterreich 
unter dem bekannten Primarius Hofrat Dr. Wag­
ner-Jauregg ein Krankenhaus errichtet wurde, das 
sogenannte Wagner-Jauregg-Krankenhaus, wo 
eben diese Menschen ,  die geistig behindert sind , 
nicht der öffentlichen Diskussion oder teilweise 
dem Hohn und dem Spott ausgesetzt sind, son­
dern dort ein · menschwürdiges Dasein verbringen 
können. 

Seit es Menschen gibt, haben Erkrankungen 
der Psyche eine Krankheit dargestellt. Entdeckt 
als eigentl iche Krankheit wurden sie wesentlich 
später; erst im 18 .  und 1 9. Jahrhundert sind sie in 
das Bewußtsein der Wissenschafter eingetreten 
beziehungsweise hat man sich dann erst wissen­
schaftlich damit beschäftigt. 

Die Psychotherapie stel lt einen Grundstein der 
Gesundheitsversorgung dar, die es nicht nur in 
Zentralräumen gibt, sondern die flächendeckend 
auch auf die Länder und auf die Regionalkran­
kenhäuser ausgedehnt werden kann. 

Es gibt sicherlich sehr, sehr viele P robleme in 
diesem Zusammenhang. Ich möchte nicht uner­
wähnt lassen,  daß Sigmund Freud, der n icht un­
bedingt zu meinen Vorbildern zählt . . . (Bundes­
rat Albrecht K 0 n e C n y: Das kann uns völlig egal 
sein.') Ich möchte, Herr Kollege, das ja nur fest­
stellen. - Sigmund Freud hat in Wien - und das 
sei wieder respektvol l  genannt, was er den Wie­
nern gegeben hat - vor zirka 80 oder 85 Jahren 
vor einem Ärztekongreß über diese sogenannte 
psychotherapeutische Behandlung gesprochen 
und verschiedene Aspekte dabei aufgegriffen. 

Es wird hier auch erwähnt - und das ist, glau­
be ich,  doch etwas hoch gegriffen -, daß das so­
genannte Pfuscherturn oder das Kurpfuschertum, 
wie es so schön heißt,  eingestellt wird. Ich glaube 
vielmehr, daß diesem sogenannten Pfusch, von 
dem man in der Ärzteschaft ja nicht sehr gern 
hört, ein Riegel vorgeschoben wird. 

Nur glaube ich folgendes: Man sollte die ho­
möopathischen Produkte n icht unbedingt mit 
diesen Dingen verwechseln. (Bundesrat Albrecht 
K 0 n e c n y: Na, was jetzt?) Bitte, Herr Kollege? 
(Bundesrat Albrecht K 0 n e C n y: Sind sie besser 
oder schlechter? Drücken Sie sich genauer aus!) 

Vielleicht werde ich die Antwort von Ihnen 
noch hören. Sie haben sich ja zu Wort gemeldet, 
da kann ich dann sicherlich das noch hören.  (Bun­
desrat Albrecht K 0 n e c n y: Ich würde gerne wis­
sen, was Sie meinen!) 

Die Psychotherapie ist erst nach langen Jahren 
zum Gesetz i m  wissenschaftlichen Bereich gewor­
den. 

Es hat bei uns in Oberösterreich u nter der Be­
zeichnung "Aktion G" eine Befragung im Ge­
werkschaftsbereich gegeben.  Fast 2 1  P rozent der 
Leute im Arbeitsbereich und im Arbeitswesen ha­
ben sich dafür ausgesprochen, daß man psycho­
therapeutische Behandlungsmethoden anwenden 
soll und haben gemeint, daß man sich dieser Men­
schen annehmen soll. 

Ich glaube, es wäre für uns als Arbeitnehmer 
und als Vertreter hier im Hohen Hause zu überle­
gen ,  ob es nicht auch zu e inem der Berufsbilder 
gehört, nämlich insoferne, daß es als eine Berufs­
krankheit anerkannt oder zumindest zur Diskus­
sion gestellt werden sollte. 

Ich möchte zu diesem Psychotherapiegesetz ab­
schließend erwähnen: Es kommt jetzt nicht dar­
auf an, ob es einen Beirat gibt, der aus weiß Gott 
wie vielen Leuten zusammengesetzt ist, sondern 
daß die psychotherapeutische Behandlung auch 
auf die Krankenanstalten ausgedehnt wird und 
sich das nicht nur auf die Nennung und Aus­
übung d ieses Gesetzes bezieht.  

Ich b in daher der Auffassung, daß d ie Kranken 
einer Behandlung bedürfen,  daß das eine Not­
wendigkeit darstellt. Es genügt aber nicht, daß 
man sich um den Kranken "sehr bemüht" , um 
dieses Wort zu verwenden, sondern es sollte zu 
einer Zusammenarbeit zwischen dem Kranken, 
dem Patienten, und dem Behandelnden kommen. 

Um volle Gesundheit, mit dem Zustand voll­
ständigen körperlichen, geistigen, sozialen und 
seelischen Wohlbefindens, d ieser Kranken zu er­
reichen, wird die Österreich ische Volkspartei die­
sen beiden Gesetzesbeschlüssen gerne die Zu­
stimmung ertei len .  (Beifall bei Ö VP und FPÖ.) 
J 5.29 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Frau Bundesrätin Dr. Eleonore Hödl .  Ich erteile 
ihr d ieses. 

15.29 

Bundesrätin Dr. Eleonore Hödl (SPÖ, Steier-
mark): Sehr geehrter Herr Präsident! Werter 
Herr Min ister! Meine Damen und Herren !  
50 Jahre nach dem Tod des großen Psychoanaly­
tikers Sigmund Freud, der ja weltweit  die Ent­
wicklung der Psychotherapie geprägt hat, wird 
nun endlich die Psychotherap ie in Österreich ge­
setzliche Realität . Sie wird damit offiziell in unser 
Gesundheitssystem eingegliedert. 

Faktisch hat d ie Psychotherapie aber schon 
längst in  unserer Gesellschaft einen festen P latz 
eingenommen und hat sich auch als wissenschaft­
liche D isziplin auf der Universität etabliert. Wir 
haben i m  Jahre 1 970 in Wien den ersten akade­
mischen Lehrstuhl eingerichtet, und inzwischen 
gibt es in Österreich vier Un iversitätsinstitute für 
Psychotherapie. 
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Dr. Eleonore Hödl 

Eine j üngste Umfrage hat ergeben, daß rund 
80 Prozent der Bevölkerung n icht nur weiß ,  was 
Psychotherapie ist, sondern sich auch dafür aus­
spricht, daß die Psychotherapie gesetzlich gere­
gelt wird. 

Die vorl iegenden Gesetze, das Psychologen­
und das Psychotherapiegesetz, haben e ine lange 
Entwicklung hinter s ich.  Zirka 35 Jahre lang wur­
de darüber diskutiert und nach e iner gesetzlichen 
Regelung gerungen . D ie beiden Gesetze haben in 
der Begutachtungsphase auch sehr starke Emo­
tionen hervorgerufen ,  vor al lem bei einem Teil 
der Ärzteschaft, der sich vehement dagegen aus­
gesprochen hat. Es ist aber - erfreulicherweise 
- der Konsequenz und der Hartnäckigkeit unse­
res Gesundheitsministers lng. Ettl zu verdanken, 
daß es trotz dieser heftigen Kontroversen zwi­
schen Befürwortern und Gegnern dieser Gesetze 
doch noch zu einem Konsens gekommen ist und 
wir heute dieses Gesetz zur Beschlußfassung vor­
liegen haben. 

Meine Damen und Herren!  Ziel d ieser beiden 
Gesetze ist es, einerseits den Tätigkeitsbereich , 
die Ausbildung, die Berufslegitimation und die 
Berufspflichten des Psychologen und des Psycho­
therapeuten zu regeln und andererseits die Pa­
tientenrechte gesetzlich zu normieren. Damit soll 
die psychotherapeutische Versorgung der Bevöl­
kerung in Österreich grundlegend verbessert wer­
den. 

Bisher war es so, daß sich jedermann ohne be­
sondere Profession, ohne besonderen Nachweis 
einer entsprechenden Fachausbi ldung als Psycho­
loge oder als Psyachotherapeut betätigen konnte. 
Das bedeutet auch, daß Patienten oft nicht gerade 
in fachkundige Hände geraten sind und es viel­
fach auf den Zufall angekommen ist, ob sie wirk­
l ich einen guten Psychotherapeuten gefunden ha­
ben oder in die Hände eines selbsternannten ge­
langt sind. Andererseits konnte auch ein Arzt, der 
in seinem Studium nur acht Semester-Wochen­
stunden Psychiatrie studiert und im Turnus noch 
mit d iesem Bereich konfrontiert wird , der also 
keine zusätzliche Fachausbildung hat, e infach als 
Psychotherapeut tätig sein .  (Vizepräsident 
S l r u t z  e n b e r g e r  übernimmt den Vorsitz.) 

Mit der nunmehr igen gesetzlichen Regelung 
h insichtlich der Ausbildung, der Qualifikationser­
fordernisse und der Berufsberechtigung, um d ie 
man sich bewerben muß und die einem erst erteilt 
wird , wenn bestimmte Qualifikationen nachge­
wiesen sind, wird in Zukunft vermieden werden, 
daß ein Patient in die Hände eines unseriösen, 
selbsternannten Psychotherapeuten kommt. 

D ie Ausbi ldungsvorschriften sind sehr gründ­
lich, sehr  allumfassend. Es sind viele Stunden vor­
geschrieben für den theoretischen und für den 
praktischen Teil .  Man kann natürlich diese Stun-

den nicht einfach auf die Stunden eines Tages 
oder einer Woche umrechnen,  denn zum Beispiel 
erfordern 200 Stunden Einzel- und Gruppen­
selbsttherapie zwei Jahre. Also diese Ausbildung 
kann man nicht schnell in irgendeinem Kurs ma­
chen, sondern sie erfordert eine längere Zeit. 

Nach d iesem Gesetz wird man frühestens mit 
28 Jahren zum Beruf eines Psychotherapeuten 
zugelassen. Das ist auch gut und richtig so , denn 
dieser Beruf erfordert ja nicht nur Fachwissen, 
sondern auch Lebenserfahrung und eine Persön­
lichkeitsentwicklung, um d iesen Beruf ausüben 
zu können. 

Wie ich schon gesagt habe, kann man die ange­
gebene Stundenzahl, die ja für das Propädeuti­
kum und für das Fachspezifikum sehr hoch ist, 
nicht e infach auf eine 40-Stunden-Woche umle­
gen ,  wie es die Ärzte in polemischer Argumenta­
tion versucht haben. Wenn  man das machen wür­
de, dann könnte man auch in Österreich ein Me­
dizinstudium in zweieinhalb Jahren absolvieren .  
Das ist wahrlich nicht möglich. Wir wissen alle, 
daß man für das Medizinstudium etwa sechs bis 
sieben Jahre benötigt. 

Es sind also diese Stundenanzahlen nicht ein­
fach umzulegen auf Stunden eines Tages oder ei­
ner Woche, sondern sie sind zu gewichten.  Ich 
glaube, daß diese angegebene Stundenanzahl 
wirklich d ie Voraussetzung dafür bildet, daß eine 
sehr gründliche mehrjährige Ausbildung - zum 
Tei l  auf der Universität und zum Teil auch in 
außeruniversitären Einrichtungen - geboten 
wird. Ich verstehe daher die Vorwürfe der Ärzte­
schaft, die man noch immer hört, daß es sich hier 
um eine Schmalspurausbi ldung handelt, über­
haupt nicht, denn ich finde es ist eine sehr gründ­
liche und langjährige Ausbildung erforderl ich. 

Erfreulicherweise gibt es auch Übergangs re ge­
lungen für diejenigen, die bereits als Psychothera­
peuten und als Psychologen tätig sind, die bereits 
diesen Beruf ausüben und die sich auch bewährt 
haben. D iese Übergangsregelungen gibt es natür­
lich für sie nur dann ,  wenn sie die entsprechenden 
Qualifi kationen nachweisen können ,  d ie das Ge­
setz derzeit vorschreibt. Das heißt, daß ihre Qua­
l ifikation zumindest diesen jetzt erforderlichen 
entsprechen müssen. 

Meine Damen und Herren !  Ein zweiter P unkt 
war noch sehr strittig in der Begutachtung, u nd 
zwar die Frage der Überweisung des Patienten 
vom Arzt zum Psychotherapeuten und u mge­
kehrt vom Psychotherapeuten zum Arzt. 

Ich freue mich darüber, daß nun doch ein prak­
tikabler Kompromiß gefunden werden konnte 
und daran das ganze Gesetz nicht gescheitert ist. 
Natürlich kann ich diesem Streit nicht folgen, 
denn ich verstehe überhaupt nicht, warum sich 
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die Ärztekammer darüber beklagt hat, daß ein 
Psychotherapeut feststellen so ll, ob sich der Pa­
tient noch einer weiteren ärztlichen Behandlung 
unterziehen soll. Man müßte sich sonst direkt fra­
gen: Wie kommt es dann überhaupt dazu , daß ein 
Patient zum Arzt kommt? Denn der Patient ist 
auch ein Nichtmediziner, und er entscheidet 
selbst, ob er zum Arzt gehen muß oder nicht, 
oder ob er sich behandeln lassen muß oder nicht. 
Warum soll das ein Psychotherapeut nicht kön­
nen, der ja ohnehin auch eine medizinische Aus­
bildung absolvieren muß.  Also warum sollte der 
das nicht dürfen und nicht können? 

Andererseits ist auch nicht einzusehen, warum 
nicht der Arzt, der in einer Krankenhauspraxis 
doch niemals eine psychotherapeutische Behand­
lung durchführen kann ,  einen Patienten an einen 
Psychotherapeuten weiterverweisen soll zu einer 
Abklärung und zur weiteren Behandlung. Schon 
allein aus § 22 Ärztegesetz ergibt sich ja diese 
Verpflichtung. Ich kann daher diese Kontroverse 
noch immer nicht verstehen. 

Ich begreife schon, daß die Ärzte natürlich 
Angst haben, daß im Gesundheitsbereich eine zu­
sätzliche Konkurrenz entsteht, daß sie quasi ihre 
"MonopolsteIlung" verlieren. Aber ich glaube, 
auch diese Angst ist unberechtigt, wenn man 
nämlich bedenkt, wiewenig ein Psychotherapeut 
p ro Stunde verdient. Ein Arzt würde niemals für 
400 S bis 500 S in der Stunde ordinieren. Der 
Psychotherapeut verdient meist nicht mehr als 
400 S bis 500 S in der Stunde. Auch von der 
Richtung her brauchen die Ärzte keine Angst zu 
haben, daß man ihnen hier etwas wegnimmt, was 
sie vielle icht selber haben möchten, denn mit so 
wenig Geld als Entlohnung würden sich die Ärzte 
n icht begnügen, wie wir alle wissen. 

Die Psychotherapie wird eine wichtige, notwen­
d ige Ergänzung unseres Gesundheitssystem dar­
stellen, die wir alle brauchen. Mit diesen vorlie­
genden Gesetzen werden die besten Rahmenbe­
dingungen für eine wirklich gute psychotherapeu­
tische Betreuung der Bevölkerung geschaffen. Je­
der, der im Sozial- und Gesundheitsbereich tätig 
ist, weiß ,  wie notwendig und unverzichtbar eine 
solche Behandlung ist. 

Es gibt eine jüngste Untersuchung, wonach 
5 bis 20 Prozent der Bevölkerung an Neurosen 
leiden, an schweren Persönlichkeitsstörungen, an 
psychosomatischen Erkrankungen. 5 Prozent da­
von - das sind etwa 350 000 Menschen - brau­
chen dringend psychotherapeutische Behandlung. 
In Wien nimmt derzeit mehr als 1 Prozent der 
Bevölkerung bereits eine solche Behandlung in 
Anspruch. In Burgenland sind es wesentlich weni­
ger. Es gibt natürlich auch da ein Stadt-Land-Ge­
fäl le,  wie auch in der medizinischen Betreuung 
und Versorgung. Das hat viele Ursachen, auf die 
ich aber jetzt nicht eingehen möchte. 

Meine Damen und Herren! Die Psychotherapie 
ist keine neue Heilmethode. Sie ist eine alte The­
rapie, die es schon in der Antike gegeben hat, d ie 
aber von Sigmund Freud neu entdeckt worden ist 
und weiterentwickelt wurde. Psychotherapie 
heißt nicht Behandlung der Seele, sondern viel­
mehr Behandlung der körperlichen Beschwerden 
über d ie Seele, im Sinne einer ganzheitlichen Be­
handlung. 

Sie werden alle das Sprichwort kennen: Was 
kränkt, macht krank. So ist es auch, daß Ärger, 
Frust, Demütigungen, verschiedene psychosozia­
le Streßsituationen, die jemand erleidet, somati­
sierend wirken, das heißt, in weiterer Folge, wenn 
sie länger andauern und unbewältigt sind , eine 
körperliche Erkrankung mit sich bringen. 

Es ist heute auch eine weitverbreitete Erkennt­
nis, daß Krankheiten seelische Ursachen haben, 
und d iese müssen behandelt werden. 

Die heutigen Arbeits- und Umweltbedingungen 
sind, wie wir a l le wissen, nicht gesund. Es werden 
vielfach den Menschen Verhaltensweisen abver­
langt, die sie k rank machen. Dazu kommt noch 
unser Gesundheitssystem, das eine hochentwik­
kelte Medizin hat, aber das persönl iche Gespräch 
zwischen Arzt und Patient wird total vernachlä­
ßigt. Es ist das Laborergebnis der Blutuntersu­
chung und anderes mehr viel wichtiger als das 
Gespräch. Aufgrund der Befunde, die der Arzt 
durchführen läßt, um den Menschen durchzu­
checken, bekommt der Patient dann die Medika­
mente verordnet. Damit ist er schon fertig, und 
der nächste Patient ist an der Reihe. 

Diese Situation ist natürlich auch nicht ange­
tan, auf Menschen entsprechend einzugehen. Der 
Patient bekommt meistens Medikamente, zuerst 
schwache, um die akuten Beschwerden zu behan­
deln, später stärkere, dann immer stärkere . Aber 
die e igentliche Ursache, nämlich d ie seelische Ur­
sache, wird derzeit in unserem Gesundheitssy­
stem gar nicht behandelt. 

Auch Professor Ringel hat eine Untersuchung 
gemacht und festgestellt, daß es oft 6,5 Jahre dau­
ert, bis ein Patient alle möglichen Untersuch ungs­
rnethoden an allen Stellen nach der derzeitigen 
Schulmedizin über sich ergehen hat lassen ,  bis er 
endlich zu dem Punkt gekommen ist, wo er sagt, 
jetzt probiere ich die Psychotherapie, vielleicht 
hilft d ie mir. Und das ist dann wirklich die Chan­
ce, ihn zu heilen. 

Es vergehen oft viele, viele Jahre, bis der Pa­
tient endlich dort hinkommt, wo er längst h inge­
hört, nämlich in eine psychotherapeutische Be­
handlung. Dieser Weg muß in  Zukunft abgekürzt 
werden .  
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Auch ich kenne aus meiner beruflichen Tätig­
keit viele Fälle, wo es immer wieder heißt - trotz 
ärztlicher Behandlung - :  chronisch krank,  im­
mer wieder die gleichen Beschwerden. Als Ne­
·benbefund scheint dann zwar irgendwo eine "psy­
chische Störung" im Gutachten auf, aber diese 
psych ische Störung wird vernachläßigt, wird ig­
noriert, wird n icht behandelt. Und eines Tages ist 
die chronisch e  Erkrankung so stark, daß der 
Mensch nicht mehr arbeitsfähig ist, daß er um 
Frühpension ansuchen muß, daß er in die Inval i­
ditätspension gehen muß.  

Es gibt auch Menschen, die aufgrund ihrer be­
sonderen Lebenssituation, zum Beispiel Arbeits­
losigkeit, in e ine schwere psychosoziale Streßsi­
tuation kommen und in dieser Situation aus Ver­
zweiflung zu Alkohol und zu anderen Drogen 
greifen .  Auch diesen Menschen wird man helfen 
können. Aber auch jenen, die jahrelang an De­
pressionen und Schlafstörungen leiden und schon 
die ganze Palette der Psychopharmaka ohne Er­
folg ausprobiert haben ,  wird man helfen können 
mit der Psychotherapie, die eine Hilfe zur Selbst­
hilfe ist und die mit den psychotherapeutischen 
Methoden die Bewußtseinssituation des Patienten 
beeinflußt und versucht, die Einstellung zu den 
Problemen so zu verändern, daß der Patient auch 
in der Lage ist, gesundheitliche Beeinträchtigun­
gen abzuwehren. 

Meine Damen und Herren ! Damit aber d ieses 
Gesetz mit Leben erfüllt wird und diese psycho­
therapeutisch e  Behandlung nicht nur - so wie 
bisher - etablierten und privilegierteren Patien­
ten zugänglich ist , sondern diese Behandlung 
auch der einfache Hilfsarbeiter, der einfache An­
gestellte in Anspruch nehmen kann, muß sich im 
Leistungskatalog der Krankenversicherungen et­
was ändern. Diese Behandlungsmethode muß al­
len Patienten in Österreich zugänglich gemacht 
werden. Das heißt nicht, daß sie alle brauchen 
werden, aber allen Patienten, die sie benötigen,  
muß die Psychotherapie zugänglich sein. 

Ich glaube, daß die Kosten, die damit entste­
hen , sicherlich verkraftbar sein werden ,  denn sie 
werden sich e infach kompensieren. Durch die 
Psychotherapie wird man sich enorme Kosten 
durch geringeren Medikamentenkonsum und 
enorme Konsten der vorher beanspruchten teu­
ren Behandlungsmethoden ersparen. Es wird ei­
nige Arbeitslose und einige Frühpensionisten 
nicht mehr geben . Und wenn man bedenkt, daß 
ein Tag i n  einem Krankenhaus genausoviel kostet 
wie eine Psychotherapie ein ganzes Monat hin­
durch für einen Patienten, dann glaube ich ,  daß 
wir uns das sicherlich leisten können. 

Ein Patient muß zirka einmal in  der Woche zu 
einer Psychotherapie, und das wären vier mal 
500 S ,  also 2 000 S .  Sie wissen alle, daß der Ver­
pflegungskostensatz in  einem Krankenhaus für 

einen Tag auch etwa diesen Betrag ausmacht. 
Und viele schwerere Erkrankungen  wird man mit 
Psychotherapie vermeiden beziehungsweise hint­
anstellen können. 

Was in a�.deren Ländern möglich ist, muß auch 
bei uns in Osterreich möglich sein. In Schweden 
werden zum Beispiel drei Viertel der Kosten für 
eine Psychotherapie von der K rankenkasse über­
nommen, und auch in Norwegen zahlt die Kran­
kenkasse diese Behandlung. 

Meine Damen und Herren!  Ich möchte bei die­
ser Gelegenheit festste llen, daß es höchste Zeit 
ist, daß die Krankenkassen auch umdenken ,  was 
den Leistungskatalog anlangt , was das Anbot Ih­
rer Leistung betrifft. Der Patient muß wählen 
können zwischen mehreren Therapien ,  die es 
nach dem Stand der heutigen Medizin gibt. Er 
muß sich entscheiden können dürfen ,  ob er die 
schulmedizinische Behandlung über sich ergehen 
läßt oder ob er eine Akupunktur, eine Homöopa­
thie oder eine psychotherapeutische Behandlung 
in Anspruch nehmen will. Der mündige Patient 
wird es n icht länger h innehmen ,  daß er doppelt 
zahlt. Er zahlt auf der einen Seite die Kranken­
versicherungsbeiträge, und wen n  er etwas in An­
spruch nehmen will und muß, wie zum Beispiel 
die Homöopathie oder die Psychotherapie, dann 
muß er das selbst noch zusätzlich bezahlen . 

Ich hoffe, daß die Krankenkasse endlich den 
Patientenwünschen entsprechen wird. Es muß ein 
Umdenken geben h insichtlich des Anbotes der 
Therapieleistungen,  die von der Krankenkasse 
übernommen werden. 

Abschließend möchte ich noch festhalten ,  daß 
ich mich freue, daß d iese Gesetze zur Beschluß­
fassun.g vorliegen, daß trotz des vehementen Wi­
derstandes der Ärzteschaft ein Konsens gefunden 
werden konnte und daß sich eigentlich die große 
Mehrheit der Bevölkerung für diese gesetzliche 
Regelung ausgesprochen hat. 

Es war richtig, daß sich unser Gesundheitsmi­
nister nicht von Einzelinteressen einer bestimm­
ten Berufsgruppe, nämlich der Ärzte, hat leiten 
lassen, sondern viel mehr Interessen einer opti­
malen psychosozialen Versorgung der gesamten 
Bevölkerung berücksichtigt hat. Mit H ilfe der 
ärztlichen Betreuung, der Hauskrankenpflege, 
der Heimbeihilfe und der Nachbarschaftshilfe, 
mit Beratungsdiensten ,  mit E inrichtungen für 
akut und chronisch Kranke muß in Zukunft auch 
die psychotherapeutische Versorgung der Bevöl­
kerung in unser Gesundheitssystem integriert 
werden. Ich bin zuversichtlich, daß die vorliegen­
den Gesetze zu einer wesentlichen Verbesserung 
unseres österreichischen Gesundheitssystems bei­
tragen werden. Meine Fraktion wird daher sehr 
gerne diesen Vorlagen zustimmen. (Allgemeiner 
Beifall.) 15.50 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat Ko­
necny das Wort. 

15.50 .. 

Bundesrat Albrecht Konecny (SPO, Wien):  
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren!  Es sind nicht weniger als zwei 
Jahrhundertgesetze, die wir heute beschließen 
werden; Gesetze, die eine grundlegende Neurege­
lung mit sich bringen. (Ru! bei der Ö VP: Das Ab­
!allwirtscha!tsgesetz hallen wir schon.') Herr Kol­
lege ! Ich würde mich nicht wundern - d ies be­
sonders nach den Ausführungen des Kollegen 
Sattlberger, für den die Psyche von seinem The­
menverständnis her offenbar ein veraltetes Mö­
belstück in bürgerlichen Schlafzimmern ist - ,  
wenn Sie diese beiden Gesetze lächerlich finden .  
Ich werde trotzdem nicht mit Ihnen polemisieren. 
Es ist mir wichtiger, daß diese Gesetze beschlos­
sen werden, als daß Sie sie verstehen. 

Ich komme auf meine Feststellung zurück, daß 
es sich um zwei wirkl iche Jahrhundertgesetze 
handelt, auch wenn der Zeitraum, während dem 
wir zumindest über das Psychologengesetz ge­
sprochen und beraten haben, lediglich 35 Jahre 
beträgt. Es sind deshalb Jahrhundertgesetze, weil 
die Versorgung der Bevölkerung in Hinblick auf 
ihre Gesundheit im weitesten Sinn des Wortes -
Kollege Sattlberger hat die entsprechende Defini­
t ion hier gebracht - keine Frage eines einzigen 
Berufsstandes allein sein kann, auch  nicht der 
Ärzte, bei aller Wertschätzung ihrer Tätigkeit, 
sondern wei l  es zu einer Kooperation, zu einem 
Zusammenwirken a11 jener Ansätze - ob sie jetzt 
der klassischen Medizin entstammen, ob sie neu­
en, unkonventionellen Medizinformen entstam­
men oder ob sie eben dem Bereich der Psycholo­
gie oder Psychotherapie entnommen sind -
kommen muß, ohne Führungsanspruch und in  
ehrlicher Diskussion über die Möglichkeiten all 
dieser Ansätze, in ehrlicher Abstimmung dieser 
Lösungsansätze und ohne Primatanspruch einer 
Schule. 

Daß das ein unendlich schwieriges Thema ist, 
haben die 35 Jahre dauernden Verhandlungen 
und Gespräche g�zeigt, hat das mißtrauische Be­
lauern zwischen Arzten und Psychologen und im 
weiteren Verlauf der Entwicklung dann auch zwi­
schen Ärzten und Psychotherapeuten gezeigt, das 
zu keinem Resultat geführt hat. Man soll mit Zu­
ordnungen, Danksagungen und Lob sicherlich 
nicht überziehen, aber es ist gar keine Frage, daß 
wir  diese beiden Gesetze nicht auf dem Tisch des 
Hauses hätten und nicht beschließen könnten, 
wenn n icht wirklich in einer Art Durchschlagung 
e ines gordischen Knotens Minister Ettl und seine 
Mitarbeiter einen neuen Anlauf unternommen 
hätten, den vielen Schutt, der in jahrzehntelangen 
Gesprächen und Verhandlungen über die wirkli­
chen Themata angehäuft worden war, beiseite zu 

sch ieben, und nicht durch einen frischen ,  unkon­
ventionellen und sehr  mutigen Ansatz eine neue 
Entscheidungsgrundlage geschaffen hätten ,  über 
die in verblüffend kurzer Zeit Einigung erzielt 
werden konnte. 

Wenn Professor Ringel gemeint hat, daß wir 
mit der Beschlußfassung dieses Psychotherapie­
gesetzes auf diesem Gebiet zur Nummer eins in 
Europa werden, dann hat er damit sicherlich 
nicht übertrieben. Das Psychotherapiegeset.� und 
genauso das Psychologengesetz bringen Oster­
reich an die Spitze der gesundheitspolitischen 
Entwicklung in Europa, tragen jener Stel lung 
Rechnung, die wir als das Land Sigmund Freuds 
haben könnten und haben sollten, wobei ich in 
Klammern dazusage, daß die historische Größe 
Sigmund Freuds vermutlich ziemlich unabhängig 
davon ist, ob er für den Kollegen Sattlberger ein 
Vorbild ist oder nicht. (Bundesrat S a t t l -
b e  r g e r: Ich habe nicht gesagt " Vorbild".') Also 
auch das wird er aushalten. 

Dieses Land, in dem nicht zufäl lig - auch das 
darf ich in Ihre Richtung sagen - Sigmund Freud 
zu diesen Erkenntnissen gekommen ist, hat, wie 
die Kollegin Hödl mit Recht aufgezeigt hat, diese 
Beschäftigung mit der Psyche des Menschen, mit 
dem Seelenleben des Menschen und mit dessen 
Auswirkungen auf seine körperliche und natür­
lich auch auf se ine seelische Gesundheit wieder­
begründet. 

Ich möchte ganz klar sagen - so vielleicht jetzt 
noch in Klammern gemeint - ,  daß wir uns nicht 
immer beklagen sollten,  daß die Debatten .�m 
Bundesrat zuwenig Aufmerksamkeit in der Of­
fentlichkeit finden. Mir persönlich hätte es leid 
getan, weil es der falsche Ansatz ist, wenn wir, so 
wie Sie es mit dem Verweis auf das zweifellos ver­
dienstvolle Wagner-Jauregg-Landeskrankenhaus 
getan haben, die Psychotherapie zur Zwillings­
schwester der Psychiatrie ernannt hätten. Um das, 
bitte, geht es n icht in erster Linie, sondern es geht 
um jene Befassung m it dem ganzheitlichen Men­
schen, der seine Probleme nun keineswegs und 
notwendigerweise über einen psychiatrischen Be­
fund ausagieren muß,  sondern in den meisten 
Fällen über einen körperlichen Befund ausagiert 
oder auch nicht bis zu diesem Grad vorantreibt. 
Auch dem - in der Definition der Psychiater -
absolut gesunden Menschen ist für sei n  Lebensge­
fühl, für sein umfassendes Wohlbefinden die Psy­
chotherapie - welche Schule jetzt auch immer -
in  vielen, vielen Fällen eine unendlich wertvolle 
Hi lfe. Und wir sollten das gar n icht nur unter Be­
handlungsgesichtspunkten allein sehen. 

Ich glaube, daß diese beiden Gesetze daher ein 
entscheidender Fortschritt sind, wei l  die Metho­
den, d ie ihre Wirksamkeit im engeren medizini­
schen Bereich - aber weit darüber hinaus - ein­
drucksvoll bewiesen haben,  die volle Anerken-
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nung in unserem Kanon an Angeboten auf dem 
Gebiet der Gesundheitspolitik finden;  weil sie 
klarstellen, welche formalen Ausbildungserfor­
dernisse notwendig sind, um in d iesen Berufsfel­
dern tätig werden zu können, und weil sie das -
und das möchte ich im besonderen bei der Psy­
chotherapie betonen - in einem liberalen Sinn 
tun. 

Wir sind in diesem Land gewöhnt - ich gehöre 
zu jenen, die hier durchaus kritisch eingestellt 
sind - ,  Berechtigungen und Möglichkeiten in ei­
nem extrem hohen Maß an Zeugnisse und "Pa­
pierln" zu binden. Das hat schon auch sein Gutes, 
aber wir m üssen zur Kenntnis nehmen, daß die 
formale Seite immer nur eine der Möglichkeiten 
ist. Und wenn das Therapiegesetz - natürlich als 
Voraussetzung des Zugangs zu einer Ausbildung, 
nicht als Ersatz für die Ausbildung selbst -
gleichrangig drei Möglichkeiten nebeneinander 
stellt, nämlich erstens die Absolvierung bestimm­
ter Studien, zweitens die Zurücklegung bestimm­
ter Berufsausbildungen und drittens einfach die 
persönliche Disposition für eine solche psycho­
therapeutische Ausbildung und nachfolgende Be­
rufsausbildung, die nachzuweisen sein wird, dann 
scheint mir das eine wichtige Weichenstellung 
auch in andere Bereiche hinein zu sein,  eben zur 
Kenntnis zu nehmen ,  daß es Menschen mit Fä­
higkeiten auf bestimmten Gebieten gibt, die her­
vorragend qualifiziert sind - auch dann, wenn sie 
lebensbiographisch bestimmte Elemente der For­
malausbildung nicht wahrnehmen konnten. 

Lassen Sie mich noch etwas sagen: Was diesen 
beiden Gesetzen darüber hinaus gelungen ist, ist, 
eine klare, eindeutige und in jede Richtung siche­
re Lösung zu treffen, ohne den betreffenden Be­
rufsgruppen gleich wieder einen riesigen Quar­
gelsturz an Bürokratie über den Kopf zu stülpen .  
Wir haben sowohl bei  den Psychologen als auch 
bei den Psychotherapeuten das Auslangen gefun­
den mit e inem Beirat, der Entscheidungen zu 
treffen hat, der  versucht, das gesamte Spektrum 
der fachlich qualifizierten und gesellschaftspoli­
tisch bedeutsamen Gruppen abzudecken, aber da­
mit hat es sich.  Die Idee, für k leinste Berufsgrup­
pen - und um diese geht es - gleich wieder 
Kammern zu erfinden, ist aus guten Gründen zu­
rückgewiesen worden .  Es ist das so gesehen auch 
im Formalen eine liberale und fortschrittliche Re­
gelung. 

Lassen Sie mich zuletzt den Gesichtspunkt, den 
die Kol legin Hödl so ausführlich begründet hat, 
noch einmal kurz unterstreichen. Es geht auf die­
ser gesicherten gesetzlichen Grundlage darum, 
die tatsächl ichen Voraussetzungen für eine psy­
chologische  und psychotherapeutische Vollver­
sorgung der österreichischen Bevölkerung zu 
schaffen. 

Es ist gar keine Frage, daß wir in beiden Berei­
chen, insbesondere aber im Bereich der Psycho­
therapie, noch wesentlich zuwenig Angebote ha­
ben. Die Verhältniszahlen zwischen praktizieren­
den Psychotherapeuten und der Gesamtbevölke­
rung sind selbst in Wien unbefriedigend, und 
wenn wir über Wien und zum Teil noch über ei­
nige der großen Städte h inausschauen, sehen wir, 
daß sie in Wirklichkeit alarm ierend sind. Und wir 
müssen gleichzeitig dafür sorgen, daß dieses noch 
zu schaffende Angebot dann auch wirklich in fi­
nanzieller H insicht von der Bevölkerung in An­
spruch genommen werden kann. 

Wir sollten dabei aber folgendes nicht überse­
hen: Es geht nicht nur darum, daß der einzelne, 
sich in se iner psychischen Existenz bedroht oder 
gefährdet fühlende Mensch diesen Rat, diese Be­
ratung, diese Therapie in Anspruch nehmen soll, 
sondern es geht auch um jene Menschen, die ganz 
offensichtlich das brauchen, wonach in immer 
mehr Berufsgruppen gerufen wird , nämlich die 
Supervision. 

Wenn wir heute - auch das ist ein Aspekt psy­
chotherapeutischer Tätigkeit - in immer mehr 
Berufsgruppen die Frage aufwerfen, wie die Men­
schen, die mit persönlicher Überlastung, persönli­
chem Scheitern, miterlebtem Leid konfrontiert 
sind, das bewältigen können sol len, wie sie mit 
dieser ungeheuren Belastung fertig werden sollen, 
dann bekommen wir als e inzige Antwort - und 
ich weiß auch keine andere Antwort - dazu, zu 
sagen: Die Menschen müssen die Möglichkeit ha­
ben, diese Bedrohung ihrer psychischen Existenz 
weiterzugeben, mit anderen Menschen zu teilen, 
das heißt, technisch ausgedrückt, sich einer Su­
pervision zu unterziehen mit dem erfahrenen 
Therapeuten und im Beisein von Kolleginnen 
und Kollegen, die mit denselben Problemen kon­
frontiert sind, über das sprechen, was sie bewegt 
und was sie in vielen Fällen fast berufsunfähig 
macht. 

Ich wil l  keine großen Auslassungen über Lainz 
in diese Ausführungen jetzt hineinbringen. Aber 
da geht es ja um die P roblematik ,  daß Menschen 
in einer unakzeptablen und falschen Weise eine 
Belastung verarbeiten ,  weil ihnen andere Wege 
der Verarbeitung nicht gewiesen wurden und weil  
ihnen niemand dabei geholfen hat, diese Wege zu 
beschreiten.  

Wir sollten also erkennen, daß fast 60 Jahre, 
nachdem die Schriften Sigmund Freuds von den 
Nazistudenten den Flammen übergeben worden 
waren mit dem Ruf, daß es geschehe, weil d ieser 
Sigmund Freud "die deutsche Seele zerfasert 
hat" , daß rund 50 Jahre nach der Vertreibung 
dieses Mannes aus Österreich diese beiden Geset­
ze, namentlich das Psychotherapiegesetz, der Psy­
chotherapie, der Psychoanalyse, aber auch den 
vielen anderen Schulen, die sich in der Zwischen-
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zeit entwickelt haben ,  im Heimatland Sigmund 
Freuds wirklich Heimatrecht geben und daß wir 
von den Möglichkeiten ,  die wir damit gesetzlich 
einräumen, in der praktischen Gesundheitsver­
sorgung der Bevölkerung in dem ganzen Bereich 
der Hilfe für Menschen, die Hilfe brauchen, auch 
entspreche�� Gebrauch machen sollten:. (Beifall 
bei der SPO und bei Bundesräten von O VP und 
FPÖ. ) 16.04 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht 
der Fal1 . 

Die Abstimmung über die vorliegenden Be­
schlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m  -
m u n g beschließt der Bundesrat mit Stimmenein­
heLligkeit, gegen die beiden Gesetzesbeschlüsse des 
Nationalrates k e i n e n E i n  s p r  u c h zu erhe­
ben. 

1 1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Rezeptpflichtgesetz geändert wird (363/A-II-
10369 und 1390/NR sowie 3897/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 1 . Punkt der Tagesordnung: 
Bundesgesetz, mit dem das Rezeptpflichtgesetz 
geändert wird. 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrätin Pai­
scher. Ich bitte sie um den Bericht. 

Berichterstatterin Edith Paischer: Herr Präsi­
dent! Herr Minister! Meine Damen und Herren !  
Durch den vorl iegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll für die Organe der öffentl ichen 
Sicherheit eine Rechtsgrundlage geschaffen wer­
den, um Arzneimittel ,  d ie von unbefugten Perso­
nen zur mißbräuchlichen Verwendung i llegal ge­
handelt werden,  zu beschlagnahmen und diese für 
verfallen zu e rk lären. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2. Juni 1 990 in  
Verhandlung genommen und e instimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Sozial­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, m it 
dem das Rezeptpflichtgesetz geändert wird, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich dan­
ke für den Bericht. 

Wortmeldungen liegen nicht vor .  

Wünscht jemand das Wort? - Das ist n icht der 
Fall . 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s l i m m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

12.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Apothekengesetz geändert wird (Apotheken­
gesetznovelle 1990) ( 1 336 und 1391/NR sowie 
3898/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 2. Punkt der Tagesordnung: 
Apothekengesetznovelle 1 990. 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrätin Pai­
scher. Ich bitte sie um den Bericht. 

Berichterstatterin Edith Paischer: Hohes Haus! 
Der gegenständliche Gesetzesbeschluß  des Natio­
nalrates enthält folgende Schwerpunkte: 

Wegfall der Existenzgefährdungsprüfung bei 
Erteilung e iner Konzession zur Errichtung und 
zum Betrieb einer öffentlichen Apotheke, 

KlarsteIlung der Begriffsinhalte für die Be­
darfsprüfung bei Konzessionserteilung für e ine 
öffentliche Apotheke, 

Schaffung der gesetzlichen Grundlage für die 
Parteistellung von Hausapotheken führenden 
Ärzten in Apothekenkonzessionsverfahren. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2 . Juni 1 990 i n  
Verhandlung genommen und einst immig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen E inspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Sozial­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Apothekengesetz geändert wird 
(Apothekengesetznovelle 1990), wird kein Ein­
spruch erhoben. 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
meldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n e n E i II -

S p r  U C h zu erheben. 

13. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Universitäts-Organisationsgesetz (UOG) ge­
ändert wird (1238 und 1 364/NR sowie 3881 und 
3899/BR der Beilagen) 

14. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Bundeshaushaltsgesetz geändert wird 
(1374/NR sowie 3900/BR der Beilagen) 

15. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Akademie-Organisationsgesetz 1988 geän­
dert wird (1240 und 1 365/NR sowie 3882 und 
3901lBR der Beilagen) 

16. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Kunsthochschul-Organisationsgesetz geän­
dert wird (1241 und 1 366/NR sowie 3883 und 
3902/BR der Beilagen) 

17. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz geän­
dert wird (1233 und 1 367/NR sowie 3884 und 
3903/BR der Beilagen) 

18. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über die Abgeltung von Lehr­
und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen geän­
dert wird (1239 und 1 368/NR sowie 3904/BR der 
Beilagen) 

19. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Kunsthochschul-Studiengesetz geändert 
wird (1207 und 1369/NR sowie 3905/BR der Bei­
lagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zu  den Punkten 1 3  bis 19 der Tages­
ordnung, über welche die Debatte gleichfalls un­
ter einem abgeführt wird . 

Es sind dies Beschlüsse des Nationalrates vom 
7 . Juni 1 990 betreffend 

ein Bundesgesetz, mit dem das U niversitäts-Or­
ganisationsgesetz (UOG) geändert wird , 

ein Bundesgesetz, mit dem das Bundeshaus­
haltsgesetz geändert wird, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Akademie-Or­
ganisationsgesetz 1 988 geändert wird, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Kunsthoch­
schul-Organisationsgesetz geändert wird, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Hochschul-Studiengesetz geändert wird, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätig­
keiten an Hochschulen geändert wird, und 

ein Bundesgesetz, mit dem das Kunsthoch­
schul-Studiengesetz geändert wird. 

D ie Berichterstattung über die Punkte 1 3  
bis 1 5  hat Herr Bundesrat Dr. Linzer übernom­
men.  Ich bitte ihn um die Berichte. 

Berichterstatter Dr. Milan Linzer: Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Hoher Bundesrat! 
Bericht des Unterrichtsausschusses über den Be­
schluß des Nationalrates vom 7. Juni 1990 betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Universitäts­
Organisationsgesetz geändert wird. 

Ziele des gegenständlichen Gesetzesbeschlusses 
sind die Maßnahmen zur Verwaltungsvereinfa­
chung, d ie Zulassung e iner weiteren Funktions­
periode für Rektoren und Dekane, Änderungen 
im Bereich der Gastprofessoren, insbesondere in 
Richtung "Professur auf Zeit" , Anpassung an das 
Hochschullehrer-Dienstrecht, d ie Einrichtung ei­
ner Professorenkonferenz, Maßnahmen zur Ob­
jektivierung und Internationalisierung der Ent­
scheidungen von Berufungs- und Habi litations­
kommissionen sowie die Einsetzung von G leich­
behandlungsbeauftragten an den Universitäten. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner S itzung vom 1 2. Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebn is seiner Beratung stellt der Unter­
richtsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7 .  Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das U niversitäts-Organisationsgesetz geän­
dert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Bericht des Unterrichtsausschusses über den 
Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 1 990 be­
treffend ein B undesgesetz, mit dem das Bundes­
haushaltsgesetz geändert wird. 
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Im Zusammenhang mit der 1 987  eingeführten 
Privatrechtsfähigkeit universitärer Einrichtungen 
stellte sich die Frage der Geltung des Bundes­
haushaltsgesetzes auch für die Betriebsführung 
teilrechtsfähiger Universitätseinrichtungen . 
Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll nun klargestellt werden, daß 
das Bundeshaushaltsgesetz auf die Gebarung im 
Rahmen dieser Teilrechtsfähigkeit nicht anzu­
wenden ist. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2. Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Unter­
richtsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundeshaushaltsgesetz geändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Bericht des Unterrichtsausschusses über den 
Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 1 990 be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Aka­
demie-Organisationsgesetz 1 988 geändert wird . 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll  die Teil rechtsfähigke it der 
Hochschule und ihrer Einrichtungen auch auf die 
Gemäldegalerie und das Kupferstichkabinett aus­
gedehnt werden. Das Aufsichtsrecht des Bundes­
ministeriums für Wissenschaft und Forschung in 
der teilrechtsfähigen Gebarung sol l  möglichst ge­
ring gehalten werden .  Alle Planstellen sollen in 
Hinkunft ausgeschrieben werden .  Gastprofesso­
ren sollen auf Zeit zu Meisterschul leitern oder In­
stitutsvorständen bestellt werden können. Sie sol­
len damit den ordentlichen Hochschulprofesso­
ren organisations- und studienrechtlich gleichge­
stellt werden. Das Genehmigungsverfahren bei 
der Verleihung der Lehrbefugnis als Hochschul­
dozent oder als Honorarprofessor d urch den 
Bundesminister soll entfallen. Schließlich soll bei 
Hochschullehrgängen und Hochschulkursen die 
Zusammenarbeit mit außerhochschulischen 
Rechtsträgern ermöglicht werden. 

Der Unterrichtsausschuß hat d ie gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2 . Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebn is seiner Beratung stellt der U nter­
richtsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 

dem das Akademie-Organisationsgesetz 1 988 ge­
ändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Bericht­
erstatter über die Punkte 1 6  bis 1 9  ist Herr B un­
desrat Pramendorfer. Ich bitte ihn um die Berich­
te. 

Berichterstatter Hermann Pramendorfer: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bringe 
zunächst den Bericht des Unterrichtsausschusses 
über den Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni  
1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Kunsthochsch ul-Organisationsgesetz geändert 
wird. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll die Teilrechtsfähigkeit auch für 
die Klassen künstlerischer Richtung und Hoch­
schulbibliotheken eingeräumt werden. Die Geba­
rung in der Teilrechtsfähigkeit soll analog zu den 
Universitäten und der Akademie der bildenden 
Künste wie bei einem ordentlichen Kaufmann er­
folgen. Das Aufsichtsrecht des Bundesministers 
für Wissenschaft und Forschung für diesen Teil­
bereich der Gebarung soll  nur gering gehalten 
werden. D ie Ertei lung von Lehraufträgen soll 
auch an die Hochschulen delegiert werden kön­
nen. Die Rechtsstellung der Gastprofessoren, die 
auf bestimmte Zeit zu Klassenleitern bestellt wer­
den, so l l  verbessert werden .  Alle Planstellen sol­
len in Hinkunft ausgeschrieben werden. Schließ­
lich soll im genannten Studienbereich die Zusam­
menarbeit mit anderen Rechtsträgern ermöglicht 
werden. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständl i­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2 . Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Unter­
richtsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Kunsthochschul-Organisationsgesetz ge­
ändert wird,  wird kein Einspruch erhoben. 

Bericht des Unterrichtsausschusses über den 
Beschluß des Nationalrates vom 7 .  Juni 1 990 be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Allgemei­
ne Hochschul-Studiengesetz geändert wird. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll eine Rechtsgrundlage dafür ge­
schaffen werden, um Kursen und Lehrgängen in  
außeruniversitären wissenschaftlichen Bildungs­
einrichtungen universitären Charakter zu verlei­
hen. Weiters soll die Verpflichtung der Lehrver­
anstaltungsleiter zur Information über Ziele, In­
halte und Methoden ihrer Lehrveranstaltungen 

531. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 77 von 129

www.parlament.gv.at



241 76 B undesrat - 5 3 1 .  S i tzung - 1 3 . Juni 1 990 

Berichterstatter Hermann Pramendorfer 

normiert werden .  Ferner sollen die Entscheidun­
gen über die Bestellung des Präses der Prüfungs­
kommission und von Prüfungskommissären vom 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
an den Universitäten verlagert werden. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2 .  Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Unter­
richtsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz ge­
ändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Bericht des Unterrichtsausschusses über den 
Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 1 990 be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz über die Abgeltung von Lehr- und Prü­
fungstätigkeiten an Hochschulen geändert wird . 

Nach der derzeitigen Rechtslage bedarf jede 
Bestellung eines Gastprofessors der Genehmi­
gung durch den Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung, und bei Festsetzung einer Vergü­
tung für die Lehr- und Prüfungs tätigkeit ist über­
dies E invernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen erforderlich. Durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll  in Hin­
kunft die Bestellung eines Gastprofessors grund­
sätzlich nicht mehr der Genehmigung durch den 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
bedürfen; es soll lediglich durch die Bestellung 
eine Berichtspflicht des zuständigen Kol legialor­
gans der Universität begründet werden .  

I n  diesem Zusammenhang sieht der Gesetzes­
beschluß vor ,  daß die Vergütung nach Richtlinien 
vorzunehmen ist,  d ie vom Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen zu erstel­
len sind. Ausdrücklich sieht der Gesetzesbeschluß 
vor, daß das Kollegialorgan der Universität im 
übertragenen Wirkungsbereich tätig wird. Wei ­
ters wird der Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung verpflichtet, jährlich im voraus 
d ie für d ie Vergütung von Gastprofessoren zur 
Verfügung stehenden Mittel den Hochschulen be­
kanntzugeben. 

Der Unterrichtsausschuß hat d ie gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2. Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der U nter­
richtsausschuß somit den A n  t r a g , der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni  1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über die Abgeltung von 
Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen 
geändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Bericht des Unterrichtsausschusses über den 
Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 1 990 be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Kunst­
hochschul-Studiengesetz geändert wird. 

Da in E inzelfäl len bei den interpretatorischen 
Studien r ichtungen mit der derzeit vorgeschriebe­
nen Semesterzahl n icht das Auslangen gefunden 
werden kann,  soll im vorliegenden Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates eine Überschreitungs­
möglichkeit um zwei Semester normiert werden, 
wenn  der Studierende zwar das zentrale künstleri­
sche Fach erfo lgreich absolviert, jedoch die son­
stigen Pflichtfächer noch nicht im vollen Umfang 
abgeschlossen hat. 

Weiters sollen die Bestimmungen über die Zu­
sammensetzung der Aufnahms- und Diplomprü­
fungssenate in der Weise geändert werden, daß 
für einzelne Prüfungsteile Teilsenate gebildet 
werden sollen, denen bei Vorliegen pädagogischer 
Notwendigkeit auch Hochschullehrer beigezogen 
werden können, die keine ordentlichen Hoch­
schulprofessoren sind . Auch in den Diplomprü­
fungssenaten soll bei Vorliegen pädagogischer Er­
fordernisse die Einbeziehung von Personen er­
möglicht werden, d ie keine ordentlichen Hoch­
schulprofessoren sind. 

Ferner sieht der gegenständliche Gesetzesbe­
schluß vor, daß in der Studienrichtung Jazz die 
klassische Ausbildung nicht mehr im vollen Um­
fang im ersten Studienabschnitt vom Studieren­
den verlangt wird. 

Schließ lich soll das zweijährige Studium für 
Musik- und Bewegungserziehung am "Orff-Insti­
tut" der Salzburger Musikhochschule als Kurzstu­
dium gesetzlich verankert werden. 

Der Unterrichtsausschuß hat d ie gegenständli­
che Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 2. Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und e instimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen E inspruch zu erheben .  

Als E rgebnis seiner Beratung stellt der U nter­
richtsausschu ß  somit den A n t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Kunsthochschul-Studiengesetz geändert 
wird , wird kein E inspruch erhoben. 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke 
für die Berichte. 

Wir gehen in die Debatte ein, die über die zu­
sammengezogenen Punkte unter einem abgeführt 
wird. 

Ich erteile Herrn Bundesrat Dipl .-Ing .  Dr.  
Ogris das Wort . 

1 6.20 

Bundesrat Dipl . -Ing. Dr. Harald Ogris (SPÖ, 
Wien) : Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bun­
desminister !  Meine Damen und Herren!  Dieses 
Kovolut von sieben verschiedenen Gesetzen, die 
hier unter einem zur Diskussion stehen, hat die 
rechtlichen Regelungen an Hochschulen zum In­
halt. 

Man würde aufgrund der Fülle von Gesetzen 
annehmen, daß es sich um eine grundlegende Än­
derung der Verhältnisse handelt. Dem ist aber 
nicht so. Es handelt sich hiebei eher um kleine 
Reparaturen, um Verbesserungen, die als Folge 
von Erfahrungen aus den letzten Jahren notwen­
dig geworden sind. 

Diese sieben Gesetze lassen sich in  drei Grup­
pen einteilen.  Da sind zunächst einmal die Orga­
nisationsgesetze. Vorne weg das Universitäts-Or­
ganisationsgesetz, das sich mit den wissenschaftli­
chen Hochschulen beschäftigt, dann das Akade­
mie-Organisationsgesetz und das Kunsthoch­
schul-Organisationsgesetz, das die Hochschulen 
künstlerischer Richtung betreut. 

Weiters gibt es eine Gruppe von Finanzgeset­
zen, die Bestimmungen enthalten, die geändert 
werden müssen, weil in der ersten Gruppe Ände­
rungen vorgenommen werden müssen ,  die Aus­
wirkungen auch auf Finanzgesetze haben. 

Zuletzt sind die beiden Studiengesetze, das All­
gemeine Hochschul-Studiengesetz und das Kunst­
hochschul-Studiengesetz, zu ändern, und zwar 
nicht deshalb, wei l  die Folgerungen aus dem er­
sten Block, aus den Organisationsgesetzen, so 
gravierend wären,  daß man sie ändern müßte, 
sondern mehr deshalb, wei l :  Wenn  man nun 
schon Änderungen macht im  Hochschulbereich, 
dann gleich auf al len Gebieten, wo Fragen anste­
hen. 

Ich möchte m ich  vor allem auf das UOG bezie­
hen als das wichtigste der Organisationsgesetze, 
dem ja die beiden anderen Gesetze inhaltlich 
nachempfunden sind. Von den verschiedenen 
Punkten  möchte ich etwa acht behandeln und zur 
Sprache bri ngen und ein bißchen näher erläutern. 

Das Universitäts-Organisationsgesetz, das nun 
zwölf Jahre a l t  geworden ist, wurde bei sei ner Ge­
setzwerdung im Jahre 1978 von vielen Seiten 
stark in Frage gestellt. Heute ist dem n icht mehr  

so: heute ist e s  anerkannt. Obwohl e s  natürlich 
von Zeit zu Zeit novell iert werden mußte, um 
modernisiert werden zu können, so sind seine 
Grundsätze unverändert erhalten geblieben. 
Auch in der jetzigen Novelle - es ist dies die 
vierte nach den Novellen von 1 98 1 ,  1 987 und 
1988 - werden nur verhältnismäßig geringfügige 
Veränderungen vorgenommen. 

Der erste Punkt betrifft die Privatrechtsfähig­
keit. Diese wird ausgedehnt vom Universitätsbe­
reich, vor allem von den Instituten auf die Rekto­
renkonferenz, auf die in dieser Gesetzesnovelle 
neu geschaffene Bundeskonferenz für Professo­
ren und die Bundeskonferenz des wissenschaftli­
chen Personals und auf Bibl iotheken beziehungs­
weise auf die Galerie der Akademie. 

Diese Ausweitung ist nur dann sinnvoll, wenn 
man der  Universität nicht nur in bestimmten eng 
begrenzten Bereichen Privatrechtsfähigkeit ein­
räumt, sondern überall ,  wo es zweckmäßig ist, 
und das ist es n icht nur bei  wissenschaftlichen In­
stituten, sondern auch in anderen Bereichen. 

Weiters wird die Gebarungskontrolle in weitge­
hendem Maße den Universitäten selbst überant­
wortet. Das Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung wird nur mehr in rechtlicher und 
zahlenmäßiger Hinsicht prüfen; die Gebarung 
selbst wird aus dem Bundeshaushaltsgesetz ex­
pressis verbis herausgenommen. Man will da­
durch mehr Freiheiten schaffen, denn es hat ja 
wenig S inn, wen n  man Instituten die Freiheit gibt, 
in privatrechtl icher Hinsicht tätig zu werden, und 
dann die Kameralistik des Bundes darauf anwen­
det oder Kontrollen in solch einer Weise durch­
führt, daß der gute Wille gestört wird. 

Alles das sol l  die Tätigkeit im privaten Sektor 
der Universitäten erleichtern. 

Es gibt kleinere Punkte, wie zum Beispiel Be­
dürfnisse, die aus dem Alltag kommen: die Funk­
tionsdauer für Rektoren und Dekane , die auf drei 
Perioden ausgedehnt werden soll .  Es hat sich ge­
zeigt, daß es P robleme gibt, die langfristig zu lö­
sen sind, und es gibt tüchtige Funktionäre, die 
nicht nur begrenzte Zeit tätig werden sollen, son­
dern in einer ausgedehnteren Funktionsperiode. 

Ein weiterer Punkt betrifft die M itglieder von 
Berufungs- u nd Habi l i tationskommissionen. 
Heute ist es so, daß Mitgl ieder von fremden Uni­
versitäten dazu eingeladen werden können, aller­
dings müssen diese Österreicher sein .  D ies ist eine 
Begrenzung, die nicht sehr zweckmäßig ist, und 
sie wird mit d ieser Novelle abgeschafft. 

Weiters sind Berufungskommissionen nun zwei 
Jahre vor dem erkennbaren Freiwerden einer 
Stelle e inzuberufen .  Bislang war es nur ein Jahr 
vorher notwendig. Der Vorteil l iegt auf der Hand: 
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Die Frist wurde meistens überschritten, wei l  die 
Verhandlungen im allgemeinen doch etwas länger 
dauern, und die Besetzung konnte nicht immer in 
der kürzest möglichen Zeit durchgeführt werden.  

Einer der wichtigsten Punkte, der auch in  die 
Zukunft wirkt, betrifft die Gastprofessoren .  Seit 
langem steht der "Professor auf Zeit" - dies ist 
ein eher dem Alltag entnommener Name - zur 
Diskussion .  Man möchte dieser Frage durch d ie 
Lösung des Gastprofessorenproblemes nähertre­
ten .  Gastprofessoren können nach der Novelle 
von den Kollegialorganen - also von den Univer­
sitäten selbst - berufen werden für eine Dauer 
von mindestens einem und maximal zehn Seme­
stern. Dies ist eine wesentl iche Neuerung, denn 
bisher lag die Entscheidung ausschließ lich beim 
Bundesminister.  

Nur für kurzfristige Verträge bis zu drei Seme­
ster kann in Ausnahmefällen auch der Bundesmi­
nister tätig werden. Darüber hat es eine Ausein­
andersetzung gegeben. In der ursprünglichen Fas­
sung des Gesetzentwurfes war es so, daß der Bun­
desminister auch bis zu zehn Semester hätte beru­
fen können. Es wäre das aber sicherlich mit dem 
Grundsatz der Autonomie der Hochschulen in 
Konflikt gekommen, wenn man auf so lange Frist 
außerhalb der akademischen Gremien beruft. In 
Ausnahmefällen hingegen kann es aber auch 
durchaus zweckmäßig sein, auf kurze Frist vom 
Ministerium her zu berufen .  D ies stellt e inen 
Kompromiß dar, der die Interessen einer besseren 
Akzentuierung mit den Autonomiebestrebungen 
der Universitäten verbindet. 

Ein weiterer Punkt betrifft die Assistenten .  Sie 
können nach der Novelle selbständige Lehrveran­
staltungen im Rahmen ihres Dienstvertrages ab­
halten. Auch b isher konnten sie natürlich Lehr­
veranstaltungen abhalten, wenn sie Lehraufträge 
bekommen haben oder gemeinsam mit einem 
Professor. Nun ist es auch möglich, daß d ies di­
rekt im Rahmen des D ienstvertrages geschieht. 

Weiters ist vorgesehen ,  eine Bundeskonferenz 
für d ie Professoren einzuführen. - Etwas, was es 
neute noch nicht gibt. Es gibt derzeit nur eine 
Bundeskonferenz für den Mittelbau, für das wis­
senschaftliche Personal. Professoren waren bisher 
nur über d ie Rektorenkonferenz vertreten. Das 
war aber keine echte Vertretung der Professoren, 
sondern eigentlich eine der Universitäten, sie hat 
nur i n  gewisser Weise Professoren mitvertreten .  

Es  gab zwar den Professorenverband, und es 
wird ihn  auch weitergeben, allerdings ist der nicht 
von Gesetzes wegen eingesetzt, um bei legislati­
ven Arbeiten m itzuarbeiten. Das wird sich jetzt 
mit H ilfe der Bundeskonferenz der Professoren 
ändern. 

Auch wird es ab sofort Gle ichbehandlungsbe­
auftragte geben,  die einzuschreiten haben, wenn 
es zu Diskriminierungen kommt, vor allem wenn 
Frauen betroffen sind. 

Einer der interessantesten Punkte ist zweifellos 
jener der Leistungsbegutachtung. Der Bundesmi­
nister hat nach dieser Gesetzesnovelle das Recht 
- unter Berücksichtigung internationlaer Krite­
rien - ,  d ie wissenschaftliche und die Ausbil­
dungstätigkeit der Universitäten oder einzelner 
Teile der Universitäten prüfen zu lassen.  Er kann 
das im Wege von Verordnungen tun. 

Da muß man allerdings ein b ißchen vorsichtig 
sein ,  denn eine Leistungsbegutachtung für geisti­
ge Leistungen ist etwas ungeheuer Schwieriges. 

Wir wissen das: Als in Deutschland beispiels­
weise eine Leistungsbegutachtung für Forscher 
eingeführt wurde, kamen die Wünsche deutscher 
Wissenschaftler an uns heran , man möge sie doch 
in Veröffentlichungen  zitieren,  weil d ie Anzahl 
dieser Zitate gezählt wurde. Und wer die meisten 
Zitate hatte, der war dann der beste Forscher; ein 
bi ßchen vereinfacht gesagt, es hat natürlich ande­
re Kriterien auch gegeben. Aber in Wahrheit war 
natürlich der, der die meisten Zitate aufweisen 
konnte, n icht der aktivste Forscher, sondern er 
war nur am aktivsten im Herumfragen um eine 
Zitierung. 

Eine Beckmesserei, wie sie auf anderen Sekto­
ren sich in der Vergangenheit als sehr unhand­
habbar erwiesen hat. Das wäre etwas, was nicht 
wünschenswert ist. Bei  einer Institutionalisierung 
von Leistungsbegutachtungen ist darauf Rück­
sicht zu nehmen. Es ist verständlich und notwen­
dig ,  daß ein Minister Kenntnis hat über die Aus­
wirkungen von Forsch ungen, d ie gemacht wer­
den, und von Bestrebungen, die an Universitäten 
laufen. Allerdings muß d ies i n  einer Weise ge­
schehen, die nicht so institutionalisiert wird, daß 
das System den Wahrheitsgehalt verdeckt. 

Nun kurz zu den Finanzgesetzen: Die Ausdeh­
nung der Privatrechtsfäh igkeit und die Zuerken­
nung der Privatrechtsfähigkeit an d ie U niversitä­
ten allein machen es notwendig, sie aus der Ka­
meralistik herauszunehmen, und es bedeutet das 
eine Änderung im Bundeshaushaltsgesetz. Die 
Möglichkeit, Gastprofessoren durch Kollegialor­
gane, also durch die U niversitäten selbst, berufen 
zu lassen ,  hat Änderungen im Gesetz über die 
Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an 
den Hochschulen zur Folge. Das sind die Not­
wendigkeiten, die eine Änderung der Finanzge­
setze erfordern. 

Weitere Gesetzesänderungen sind bei den Stu­
diengesetzen notwendig. Beim A HStG geht es vor 
allem um d ie Zulassung von Kursen und Lehr­
gängen m it universitärem Charakter an außeruni-
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versitären Bildungseinrichtungen. Hier ist wohl 
vor allem an die Landesakademie Niederöster­
reichs in Krems' gedacht, aber auch beispielsweise 
an das Friedensinstitut in Burg Schlaining im 
Burgenland. Es ist da wünschenswert, wenn sol­
che Institutionen auch Universitätskurse abhalten 
können, die anerkannt werden. Ich möchte aber 
diesen Punkt nicht vorbe igehen lassen, ohne noch 
einmal ausdrücklich darauf h inzuweisen, daß wir 
Sozialisten an einer Offenhaltung der Universitä­
ten interessiert sind. Das bedeutet zwei Dinge: er­
stens keinen wie immer gearteten Numerus clau­
sus, also auch keinen sozialen Numerus clausus, 
der durch hohe Studiengebühren hervorgerufen 
wird (Beifall bei der SPÖ), und zweitens: Die 
Stellung der Universitäten muß gleich sein.  Das 
bedeutet, Universitäten müssen öffentlich sein,  
deshalb keine Privatuniversitäten auch aus die­
sem Gesichtspunkt! (Neuerlicher Beifall bei der 
SPÖ, J 

Ein weiterer Punkt ist eine Formalsache: Die 
Verpflichtung von Leitern von Lehrveranstaltun­
gen, Informationen über Ziele, Inhalte und Me­
thoden ihrer Lehrveranstaltungen abzugeben.  
Das ist etwas, was ohnehin an den meisten Uni­
versitäten gang und gäbe ist. Es ist nur im Gesetz 
jetzt niedergeschrieben. 

Und zuletzt ist im AHStG noch eine Verwal­
tungsvereinfachung durch eine Delegation oder 
Delegierung der Entscheidungen über die Zu­
sammensetzung von Prüfungskommissionen und 
den Präses dieser Prüfungskommissionen vom 
Bundesministerium an die Universitäten selbst 
vorgesehen. 

Beim Kunsthochschul-Studiengesetz sind eini­
ge Punkte, die mehr lokale oder regionale Bedeu­
tung haben, wie etwa die Lehrinhaltsstoffstraf­
fung bei der Studienrichtung "Jazz" oder Verän­
derungen bei Folgen von Nichteinhaltung der 
Studienzeit durch einzelne Studenten - da gibt 
es Verbesserungen - oder die Erweiterung des 
Potentials für Prüfungssenate und dergleichen. 

Insgesamt ist es so , daß diese Studiengesetze 
notwendige Modernisierunge n  bringen, wie sie 
von Zeit zu Zeit bei allen Gesetzen erforderlich 
sind, auch im Bereiche der Hochschulen. Eine 
große Änderung stellen diese Gesetzesnovellen 
nicht dar. Die sozial istische Fraktion des Bundes­
rates bekennt sich zu dieser Modernisierung und 
wird daher auch sehr gerne diesen Änderungen 
ihre Zustimmung erteilen. (Beifall bei der SPÖ 
und bei Bundesräten der Ö VP.) 16.35 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster erteile ich Frau Bundesrätin Lukasser 
das Wort. 

1 6.35 

Bundesrätin Therese Lukasser (ÖVP, Tirol) : 
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Minister! 
Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Ich bin 
Herrn Dipl.- Ing. Dr. Ogris sehr dankbar für den 
Überbl ick. Meine Wortmeldung bezieht sich et­
was ausführlicher auf den Tagesordnungspunkt 
1 6, auf die NovelIierung des Allgemeinen Hoch­
schul-Studiengesetzes, und da wieder konkret auf 
den § 40a. Herr Bundesrat D r. Ogris hat die 
Überschrift bereits genannt. Sie heißt: "Lehrgän­
ge und Kurse an außeruniversitären wissenschaft­
lichen Bildungseinrichtungen. " 

Mit der gegenständlichen Vorlage wird also, 
wie im Bericht bereits auführlich dargelegt, die 
Rechtsgrundlage dafür geschaffen, daß außeruni­
versitäre Einrichtungen Hochschullehrgänge und 
Hochschulkurse aus e igenem durchführen kön­
nen. Bisher hatte man für solche Veranstaltungen 
eine Universität als Partner gebraucht, denn nur 
von einer Universität ausgestellte Zeugnisse ge­
nießen bundesrechtliche Anerkennung und sind 
österreichweit gültig. Ich bin fast versucht, zu sa­
gen, wie Kollege Konecny vorhin sagte: "Zeugnis­
se und Papierln." 

Ich darf die Bedeutung dieser Gesetzesände­
rung doch ein bißchen ausführlicher beleuchten. 
Der Schlüssel zu mehr Chancen und mehr Zu­
kunft liegt in unserer Qualifikation, in unserer 
Leistungsfähigkeit und in unserem Ideenreich­
tum. Kenntnisse, Fähigkeiten und Einstellungen 
der jüngeren Generation werden damit auf länge­
re Sicht zum entscheidenden Wettbewerbsfaktor. 
In Zukunft reicht es daher nicht mehr aus, reines 
Fachwissen zu vermitteln. Die Fähigkeit zur Ana­
lyse und Lösung neuer Probleme und zum selb­
ständigen Entscheiden in neuen Situationen ist 
bewußt zu vermitteln. Besondere Bedeutung wird 
auch der Fähigkeit zur Zusammenarbeit im Team 
und in Organisationen zukommen. 

Die Erwachsenenbildungseinrichtungen sollen 
also in Zukunft eine noch stärkere Hilfestellung 
in Richtung "Mobilität" und Qualifizierung ge­
ben.  Ich sage dies vor dem Hintergrund eines von 
mir  im Jahre 1 987 begonnenen Studiums an der 
U niversität Innsbruck.  Für mich bedeutete das 
Wort "Mobilität" zwei bis drei Fahrstunden von 
meinem Heimatort, und das bei jeder Witterung, 
zum Sitz der Universität, eineinhalb Tage ge­
drängter Besuch von Lehrveranstaltungen, Näch­
tigung und so weiter, und dies bei voller Berufs­
ausübung und Versorgung einer Familie. Trotz 
aller Widrigkeiten war es jede Woche ein großar­
tiges Erlebn is. 

Sehr geehrte Damen und Herren!  Überfüllten 
Hörsälen in den Hauptstädten auf der einen Seite 
stehen weite Gebiete Österreichs gegenüber, in 
denen das Angebot an Weiterbildung über die 
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traditionellen Sprach- und Blumensteckkurse 
nicht hinausgeht. Es gibt aber auch i n  diesen Ge­
bieten nicht weniger Lernbegeisterte als in den 
Städten.  Immer öfter gibt es Forderungen, die an­
dere Formen der Erwachsenenbildung anstreben 
und die die Ressourcen der Universitäten für die 
Regionalentwicklung nutzen wollen.  Viele Ge­
spräche, persönliche Erfahrung und eine Umfra­
ge bestätigen dies. 

Die Zahl der Fortbildungswilligen in unseren 
abgelegenen Bezirken - es sind rund 200 Kilo­
meter zur nächsten Universität, und das in jeder 
Richtung - ist inzwischen beträchtlich angestie­
gen ,  und wir haben eine Interessengemeinschaft 
"Weiterbildung" gegründet. Seit Apri l  dieses Jah­
res wird versucht, universitäre Weiterbildung im 
Raume Lienz zu organ isieren .  

. 

Ich darf kurz auf unsere Ziele h inweisen: ein 
hochqualifiziertes Weiterbildungsangebot für 
entlegene Regionen, die Erleichterung des Stu­
dien zuganges für Frauen m it Familienpflichten ,  
die Vorbereitung auf e in  Universitätsstudium und 
die Hilfe zur Lösung regionsspezifischer Proble­
me. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Minister! 
Hoher Bundesrat! Erlauben S ie mir, noch einige 
grundsätzliche Bemerkungen zur Bildungssitua­
tion auf dem Lande zu machen.  Ende Oktober 
vergangenen Jahres fand im Vinschgau in Südti­
rol ein internationaler Kongreß zu Fragen der 
Weiterbildung im ländlichen Raum statt. Förde­
rer und Mitveranstalter waren neben der Südtiro­
ler Landesregierung d ie Tiroler Landesregierung, 
die Universität Innsbruck, das Sozial institut Ka­
tholisches Landvolk Stuttgart und die F örde­
rungsstelle für Erwachsenenbildung i n  Innsbruck .  

Über 1 20 Experten und Betroffene aus Öster­
reich, Deutschland, der Schweiz und Italien be­
faßten sich mit der F rage: "Braucht der ländliche 
Raum eine andere Erwachsenenbildung?" Bedarf 
er anderer Inhalte, Mitarbeiter, Werbemethoden, 
Lernprozesse? Die angeschnittenen F ragen wur­
den in sieben Arbeitskreisen intensiv bearbeitet. 
Einige Feststellungen sind es wert, auch an dieser 
Stelle wiederholt zu werden .  

Unsere Dörfer befinden sich in  einer Phase des 
Übergangs. Eine neue Entdeckung des Dorfes 
und die Suche nach einem neuen Selbstbewußt­
sein ist überall im Gange. Ländliche Erwachse­
nenbildung wird künftig also vermeh rt Wissens­
transfer sein müssen und auch e in  Stück an­
spruchsvoller werden müssen. Der ländliche 
Adressat braucht angesichts der Allgegenwart 
wissenschaftlicher P rodukte und i hrer Auswir­
kung ein in besonderer Weise aufgearbeitetes 
Programm. 

Das heutige Dorf befindet sich nicht mehr hin­
ter dem berühmten Berg. Die Welt ist durch Ra­
dio und Fernsehen , durch viele Produkte des ge­
druckten Wortes immer  anwesend, auch im Dorf. 
Informiert oder gebildet kann heute nur mehr der 
heißen, der die Zusammenhänge versteht und in 
Zusammenhängen denken kann. Arbeit und Le­
ben gehören für die ländliche Erwachsenenbi l­
dung auch zusammen. Dies gilt im besonderen 
für die Lern- und Existenzfelder der Ökologie 
und Geschichte. 

Die " Interessengemeinschaft Weiterbildung" 
hat bere its den ersten Termin für die eine Veran­
staltungsreihe geplant und festgesetzt. Ich darf 
das Thema nennen: "Die Geschichte Osttirols 
von den geologischen Ursprüngen bis zur Neu­
zeit" . Referent wird der Ordinarius für Paläonto­
logie Universitätsprofessor Dr. Erich Thenius 
von Wien sein .  

So könnte damit also in einem gewissen exem­
plarischen Sinn durch Aufarbeitung von Lokalge­
schichte und Umweltproblemen ein Model l  für 
zukunftsorientiertes Lernen entstehen. Auch im 
Dorf findet d ie P luralisierung der Lebensstile 
statt, das heißt ,  es muß bestimmte Zielgruppenar­
beit geleistet werden .  Daß ein Finanzierungslan 
- wie in der Vorlage gefordert - eine gewisse 
Hürde bedeuten wird, dessen sind wir uns ebenso 
bewußt, wie daß das Gewinnen von Experten ein 
Muß sein wird . Anmeldungen der Herren Profes­
soren werden jederzeit gerne entgegengenom­
men. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren!  Hohes Haus! Die vorliegende 
Novelle wird - so hoffe ich - viele positive Aus­
wirkungen haben. Sie b ietet nicht nur, wie von 
Prof. Ogris genannt, für Niederösterreich oder 
auch für Vorarlberg - Länder ohne eigene Un­
versitäten - die Rechtsgrundlage für die Verlei­
hung universitären Charakters an Kurse und 
Lehrgänge, die an außeruniversitären wissen­
schaftlichen Bildungseinr ichtungen angeboten 
werden,  sondern auch kleinen Regionen die Mög­
lichkeit der "geistigen U mwegrentabilität" . Wis­
sens- und Erfahrungszuwachs wird positive Aus­
wirkungen haben auf das geistige Wohlbefinden, 
auf die Berufsqualifikation, das Leben in der Ge­
meinschaft, k urz gesagt: Bildung wird sich rech­
nen! 

Der in unserer Region entstandene Wunsch 
nach einem B ildungsprojekt könnte auf viele ähn­
lich gelagerte Fälle übertragen werden. Besonde­
re Berücksichtigung regionaler Probleme bei der 
Vergabe von Seminar- und Diplomarbeiten be­
ziehungsweise Dissertationen hätten weit über die 
wissenschaftliche Bedeutung h inaus auch prakti­
sche Ergebnisse. Die P robleme der Region könn­
ten mit den dort lebenden Menschen gelöst wer­
den, zum Beispiel alternative Angebote für den 
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Tourismus, Kongresse mit internationalen Refe­
renten und so weiter. Pointierter ausgedrückt: 
"Mehr Bi ldung statt Schneekanonen!" 

Die Möglichkeit, schon vor Studienbeginn ein­
führende Vorlesungen in den verschiedenen Fä­
chern und "Orientierungskurse" besuchen zu 
können, würde einerseits die Hochschulen entla­
sten und andererseits die hohen Drop-out-Raten 
senken. 

Wichtig wird ein interdisziplin�res Angebot 
sein, das auf die Zukunft, auf die Okologie und 
internationalen Standard ausgerichtet ist. Der fi­
nanzielle Aufwand besitzt einen höheren Wir­
kungsgrad, wenn in bere its bestehenden Einrich­
tungen geforscht und gelehrt wird . 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Hohes 
Haus! Der Absatz 5 des § 40a besagt, daß der 
Bundesminister für Wissehschaft und Forschung 
berechtig ist, sich über alle Angelegenheiten der 
außeruniversitären wissenschaftlichen Bildungs­
einrichtungen zu informieren. Wir möchten den 
geschätzten Herrn Bundesminister bitten, diese 
"Information" auf eine wohlwollende Unterstüt­
zung auszudehnen. In Zukunft wird es zuneh­
mend wichtiger sein, welche "geistige Landschaf­
ten" eine Region zu bieten hat. - In diesem Sin­
ne begrüßen wir die Gesetzänderung und stim­
men ihr gerne zu. (Allgemeiner Beifall. ) 16.45 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Lakner, er ist jedoch nicht im Saal anwesend. 

Ich ertei le daher Herrn Bundesrat Präsident 
Dr. Strimitzer das Wort. 

1 6.46 _ 

Bundesrat Dr .  Martin Strimitzer (OVP, Tirot) :  
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr  
geehrten Damen und Herren! Ich bedaure, daß 
der Herr Wissenschafts minister nicht persönlich 
anwesend ist, denn ich hätte ihm gern in meiner 
Eigenschaft als Gewerkschaftsfunktionär ganz of­
fen sagen wollen, daß wir über die Regelungen im 
§ 33 des Universitäts-Organisationsgesetzes, über 
den Gastprofessor, nicht sehr glücklich sind. So 
muß ich halt für das Protokoll sprechen; ich ma­
che es dafür kurz und bündig. 

Ich meine, daß die Bundessektion Hochschul­
lehrer nicht ganz schief liegen dürfte, wenn sie in  
einem Brief, der  noch vor der Beschlußfassung 
im Plenum des Nationalrates an etwa 100 Abge­
ordnete ergangen ist, geschrieben hat: 

" Können Sie sich, sehr geehrte Frau Abgeord­
nete, werter Herr Abgeordneter, einen ,Gastrich­
ter ' vorstellen, der ohne österreichische Staats­
bürgerschaft in unseren Gerichten Urtei le fällt, 
oder e inen ,Gastpolizisten' , der vorübergehend 
amtshandelnd tätig werden kann. Wir Hochschul-

lehrer können uns d ies nicht vorstellen. Dennoch 
werden Sie heute" - so haben sie an die Abge­
ordneten zum Nationalrat geschrieben - "den 
Gastprofessor in der UOG-Novelle so verändern, 
daß er ohne österreichische Staatsbürgerschaft, 
ohne Berufungsverfahren und ohne d ienstrechtli­
che Basis Hochschulinstitute und Universitätskli­
niken als Vorstand übernehmen kann,  Vorgeset­
zenfunktionen ausüben wird und an den Ent­
scheidungen der akademischen Behörden teilneh­
men muß." 

Meine Damen und Herren !  Es ist wohl unbe­
streitbar, daß sich aus dem Umstand, daß mit 
dem Gastprofessor kein Bundesdienstverhältnis 
eingegangen wird, doch einige Probleme ergeben 
können und werden, insbesondere, wenn Sie etwa 
daran denken, daß es kein zwingendes Ausschrei­
bungs- und Berufungsverfahren, aber freilich 
eine gewisse Präj ud izierung für künftige Beru­
fungen geben wird. 

Es ist sicher so, daß der Gastprofessor Vorge­
setztenfunktion übernimmt, ohne dabei eine ar­
beitsrechtliche Regelung seiner Pflichten, Rechte 
und Haftungen zu haben. Ich denke zum Beispiel 
etwa an die Pflichten des Vorgesetzten nach dem 
B-DG, Anordnung von Überstunden und so wei­
ter .  Es bleiben ungeregelt, wei l  eben kein Arbeits­
vertrag vorhanden ist, vor allem auch die Fragen 
der Arbeitszeit, des Urlaubsanspruchs, Mutter­
schafts-, Karenzzeiten, Freistellungen, Dienstrei­
sen und so weiter. 

Ungeregelt bleiben auch allfäl lige Sanktionen 
bei Pfl ichtverletzungen, Fehlverhalten im Bud­
getvollzug, vorzeitige Lösung des Arbeitsverhält­
nisses und so weiter und so weiter. Vielleicht so­
gar verfassungsrechtlich bedenklich - ich betone 
ausdrücklich das Wort "bedenklich" , ohne hier 
etwa bereits eine klare Beurteilung dieses Pro­
blems zu treffen - ist die M itwirkung e ines Gast­
erofessors ohne Arbeitsverhältnis zur Republik 
Osterreich auch an Entsch eidungen akademi­
scher Behörden . 

Meine Damen und Herren! Es wäre daher 
wirklich überlegenswert gewesen ,  anstelle eines so 
gestalteten Gastprofessors lediglich eine rechtlich 
einwandfrei abgedeckte "Professur auf Zeit" aus­
zugestalten. Ich betone: auszugestalten .  

Nun, i ch  habe, meine sehr  verehrten Kollegin­
nen und Kollegen, diese Bedenken h ier vorge­
bracht, weil ich glaube, daß diese jedenfalls nicht 
völlig unberechtigt sind. Es kann frei lich - das 
habe ich auch den Kollegen Hochschul lehrern in 
der Gewerkschaft öffentlicher Dienst wissen las­
sen - nicht Aufgabe des Bundesrates sein, sich in  
die Bundesländer kompeten zmäßig oder sonst 
sachlich n icht betreffenden Fragen Korrektur­
funktion, wenn auch nur in Form zeitlicher Ver­
zögerungen des Gesetzesbeschlusses des Natio-
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nalrates, zu arrogieren. Wir von der Fraktion der 
Österreich ischen Volkspartei werden daher auch 
keinen Einspruch erheben, obwohl wir, wie ge­
sagt, n icht ganz glücklich darüber sind. 

Der Nichteinspruch ist aber auch deswegen 
vertretbar, weil man ja doch bald, wie ich meinen 
möchte, sehen wird, wie sich dieses Institut nun 
tatsächlich bewährt. Jedenfalls wird man auf­
grund einer Entschließung des Nationalrates nach 
Ablauf von fünf Jahren sogar vom Gesetzgeber 
entsprechende Konsequenzen aus diesen Erfah­
rungen zu ziehen haben ,  je nachdem, ob man 
feststellen kann, daß sich d ieses Institut des Gast­
professors bewährt hat oder nicht. Sollte es sich 
nicht bewähren ,  so wird er ja wohl als interessan­
tes Experiment wieder in der historischen Ver­
senkung verschwinden. 

In diesem Sinne darf ich mich für Ihre Auf­
merksamkeit herzlich bedanken. (Beifall bei Ö VP 
und SPÖ.) 1 6.52 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner ertei le ich Herrn Bundesrat 
Prof. Dr. Schambeck das Wort. 

1 6.52 

Bundesrat Dr .  Herbert Schambeck (ÖVP, Nie­
derösterreich): Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Meine sehr  verehrten Damen und Herren! 
Ich darf dort fortsetzen ,  wo Herr Präsident Dr. 
Strimitzer geendet hat, nämlich mit der Geschich­
te, die die U niversität in ihrer Entwicklung be­
gleitet. 

Es tut mir jetzt wirklich leid, daß Herr Bundes­
minister Dr. B usek,  der e in ehemaliger Hörer von 
mir ist - so alt bin ich schon - ,  der primär Ver­
antwortliche für Wissenschaft und Forschung, 
heute dienstlich verhindert ist, hier zu sein, weil 
ich einige Dinge anschneiden möchte, zu denen 
er sicherlich seine persönliche Meinung hat und 
die die Universitätsentwicklung in Österreich , im 
besonderen auch des Bundeslandes, das mich mit 
Freunden h ierher entsandt hat, nämlich Nieder­
österreich, betreffen.  

Auf der anderen Seite, Herr Bundesminister 
Dr. Streicher, freut es m ich,  daß Sie Erhard Bu­
sek hier vertreten, denn Sie sind meines Wissens 
das einzige Mitglied der österreichischen Bundes­
regierung, das Hochschu llehrer ist, nämlich Ho­
norarprofessor an der Montanistischen U niversi­
tät in Leoben. Sie selbst sind der angewandten 
Forschung sehr zugetan und wissen sicherlich 
auch, was notwendig ist, damit wir uns auf dem 
Weg nach Europa, nach Brüssel auch an den Uni­
versitäten vorbereiten,  um europagerechte Aus­
bildung und europagerechte Leistungen erbrin­
gen zu können, und zwar auf lehrender und ler­
nender Seite. 

Es ist wirklich sehr beachtens- und dankens­
wert, daß Herr Bundesminister Dr. Erhard Busek 
in der verhältnismäßig kurzen Zeit seiner Mini­
sterschaft - das sind ja nicht die ganzen vier Jah­
re, er ist ja erst seit dem Ausscheiden des Profes­
sor Dr. Hans Tuppy im Amt; sozusagen eine kur­
ze Halbzeit - so viele Ideen hier eingebracht hat, 
d ie viele Studienordnungen berühren. 

Selbstverständlich: Wer immer Minister ist, ob 
männlich oder weiblich, hat es n icht leicht. Ich 
erinnere an die Frau Bundesminister Dr. Firn­
berg. Bei deren Schaffung des Ressorts war ich 
auf dieser Seite - denn dort (nach links zeigend) 
ist das Rednerpult gestanden - der Redner der 
Opposition .  Sie war damals ein Minister ohne 
Portefeuille. Ich habe mich damals en detail mit 
diesem Ressort beschäftigt. Ihr ist natürlich  der 
weibliche Charme auch zugute gekommen. Man­
che, die sie betanzt haben ,  haben gar nicht be­
dacht, daß in  Wirklichkeit sie betanzt werden !  
Für  Or .  Busek ist es  natürlich so ähnlich, wie Na­
poleon sagte, er glaubt den Weltgeist zu reiten,  
aber der Weltgeist hat ihn geritten - keine leich­
te Sache ist, weil er eine Reihe von Themen ange­
schnitten hat. Meine Vorredner haben aufgrund 
ihrer Berufserfahrung, sei es an der U niversität, 
sei es auch in der Gewerkschaft, aber immerhin 
mit einem großen I nteresse am akademischen Le­
ben, schon treffend darauf hingewiesen. Ich darf 
ergänzend dazu sagen ,  daß Herr Hofrat Dr.  Stri­
mitzer als Tiroler Mandatar immer den Kontakt 
mit der Universität Innsbruck gehalten hat und, 
mit einigen Kollegen aus dem Nationalrat, sehr 
offen war für die Sorgen meiner Kollegenschaft 
in Innsbruck ,  was mich sehr freut, denn mein er­
ster Lehrstuhl  1966, mein erster Ruf war an die 
U niversität Innsbruck. Ich bin dafür auch sehr 
dankbar. 

Es wird immer das Problem des Verhältnisses 
von Universität und Gesellschaft geben. Die aka­
demischen Lehrer haben kein Interesse - Kolle­
ge Ogris wird mir hier auch über die Parteigren­
zen h inweg recht geben - ,  wenn außeruniversitä­
re Kräfte versuchen, Einfluß zu nehmen. Zu au­
ßeruniversitären Kräften gehören die politischen 
Kräfte eines Landes, und im weiteren Sinne emp­
findet man natürlich auch das jeweilige Bundes­
ministerium als außeruniversitär, wei l  man näm­
lich glaubt, daß die Autonomie der Universität 
auch d ie selbständige Verantwortung in einem 
weiten Ausmaß darstellt. Das sol l  allerdings nie 
dazu führen, daß Selbstgerechtigkeit Platz greift, 
und es ist sicherlich sehr wertvol l ,  wenn es gesell­
schaftliche Kräfte gibt, die mitdenken, die die 
eine oder andere Korrektur, auch eine corrige la 
furtune, eine Korrektur des Glücks, vornehmen, 
um h ier m itzuwirken, weil ja alle Kräfte ein Inter­
esse haben ,  e inen maximalen Erfolg zu erreichen. 
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Was das Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung betrifft, das ich seit vielen Jahren 
erlebe - ich bin 1 959 Assistent geworden ,  habe 
mich 1 964 habilitiert, bin 1 966 Professor gewor­
den, habe an verschiedenen Universitäten ,  auch 
in Österreich ,  gelesen - ,  so kenne ich es nur bei­
läufig. Die Leute, die dort schalten u nd walten,  
haben mich im Durchschnitt eigentlich wenig in­
teressiert, das war für mich immer eine Durch­
laufpost, so ähnlich wie die Diplomaten, die kom­
men und  gehen . Ich weiß gar nicht, wer  die zu­
ständigen Ministerialräte sind, nicht einmal den 
Sektionschef kenne ich. Es interessiert mich auch 
gar nicht. wer zuständig ist. Ich brauche von ih­
nen nichts, und sie brauchen gewöhnlich auch 
nichts von mir. Was ich nur dazu feststellen 
möchte , ist, daß es das komplizierteste Ministeri­
um ist, das es überhaupt gibt. 

Mit den Ministerien, mit denen ich normaler­
weise zu tun habe, geht es einfach, mit dem Wis­
senschaftsministerium war es, seit ich das erlebe 
- und das ist seit Jahrzehnten - am komplizier­
testen, ganz gleich, um welche Ressortbereiche es 
sich handelt, ob es auf dem Gebiet der Forschung 
ist, ob es sich um Dienstreiseanträge handelt. Ich 
zahle mir das l ieber selber, bevor ich solche An­
träge stelle. Wenn man zu einer internationalen 
Tagung fährt, bekommt man einen Beitrag, der 
reicht gerade bis Cherbourg, den Rest müßte man 
sich selber zahlen, oder man bekommt die Bewil­
ligung dann,  wenn die Tagung schon längst vorbei 
ist. Es ist einfach schaurig! 

Ich will jetzt nicht den Namen eines Regie­
rungsmitgliedes nennen - es hat nicht der Öster­
reichischen Volkspartei angehört - , das mir ein­
mal gesagt hat: Wissen Sie, wenn in dem Ressort, 
für das ich die Verantwortung getragen habe, ein 
Akt erledigt werden so llte, wäre es am besten ge­
wesen, wenn derjenige, der der Interessent war, 
den Akt selber herumgetragen hätte, damit er er­
ledigt wird. Ich bin sehr glücklich darüber gewe­
sen, daß ich als Mandatar nie in diese Situation 
gekommen bin. Sollte ich eines Tages, in Jahren ,  
doch in  die Lage kommen, dann, glaube ich,  habe 
ich bereits Sphären erreicht, wo mir das gleich­
gültig ist. 

Mir tun allerdings die sehr leid, die ausschließ­
lich auf das Wohlwollen dieser Bürokratie ange­
wiesen sind! Ich würde mir daher als Mandatar 
wünschen, daß dieses Ministerium in der Erledi­
gung so mancher Akte effizienter wird, weil das 
alles sehr ,  sehr lange dauert. Ich kannte Kollegen,  
die s ind inzwischen schon gestorben u nd haben 
gar nicht mehr die Erledigung ihres Anliegens er­
fahren. 

Hier meine ich, daß der effiziente Wert dieses 
Min isteriums verbessert gehört. Ich habe darüber 
noch in  den wenigen Wochen, in denen Dr. Tup­
py dieses Ressort geführt hat, mit ihm ein ziem-

lich lautstarkes Gespräch in  diesem Haus gehabt, 
weil  ich der Meinung war, auch die Beamten­
schaft sollte sich bemühen, daß ein Minister Brie­
fe entsprechend beantworten kann und daß sich 
der Kommunikationsfluß  zwischen einem Ressort 
und den zuständigen Ressortträgern verbessert. 
Da wünsche ich dem Bundesministerium für Wis­
senschaft und Forschung auch von dieser Stelle 
aus, daß es effizienter wird. Es ist eine ausgespro­
chen komplizierte Angelegenheit. Hingegen gibt 
es Dinge , in denen sich das Ministerium enorm 
einmischt in innerakademische Angelegenheiten, 
Bezüge, zum Beispiel welches Institut wie zusam­
mengehört und wie die Schwerpunkte sein sollen. 
Da bekommt man die "tollsten" Vorschriften und 
kann sich nur wundern , daß die keine anderen 
Sorgen haben. 

Was diese gegenwärtigen Fragen anbelangt, 
möchte ich Ihnen sagen, daß das sicherlich Kern­
fragen sind: Fragen des Gastprofessors, Fragen 
des "Professors auf Zeit" . Ich glaube, daß man 
das eine tun und das andere n icht lassen sol lte. Ich 
darf für mich in  Anspruch nehmen ,  ausländische 
Lehrerfahrung zu haben, weil ich in meinem Le­
ben an japanischen U niversitäten, in Thailand, in 
Stellenbosch in Südafrika, in Südamerika in 
Sao Paulo und in Rio de Janeiro, in Berkeley ge­
lesen habe und schon 1 967 ein ganzes Semester 
Gastprofessor an der University of Notre Dame 
gewesen bin. Ich glaube, wirklich für mich in An­
spruch nehmen zu dürfen, einige Vergleiche, 
auch an deutschen Universitäten, zu kennen und 
laufend zu erleben. 

Es ist sicherlich sehr wertvoll, wenn unsere 
Universitäten Gastprofessuren und auch "Profes­
soren auf Zeit" haben. Das müßte man nach sach­
lichen Gesichtspunkten umschreiben, und ich 
glaube, daß es schwer ist, so jemandem, der auf 
Zeit kommt, dieselben Rechte zu übertragen, die 
demjenigen, der Inhaber einer Lehrkanzel ist und 
als Lebensaufgabe dort bestimmte Aufgabenbe­
reiche zu betreuen hat, der Leute zur Disserta­
tion, zur Diplomarbeit führt und so weiter. 

Natürlich hat die Universität Interesse daran, 
daß ihnen n icht Leute von bestimmten politi­
schen Kräften ,  die auch Minister stellen , aufge­
pfropft werden. Auf der anderen Seite besteht na­
türlich auch e in politisches Interesse, daß sich 
nicht irgendwo eine Fakultät oder eine Fachrich­
tung einigelt und keine e ntsprechenden Impulse 
von außen zuläßt. Denn selbstverständlich gibt es 
auch im akademischen Bereich solche Mentalitä­
ten,  wie sie etwa Schlachtenbummler vor wenigen 
Tagen zum Ausdruck gebracht haben. Ich habe es 
in der Presse nachgelesen .  Ich bin sonst nicht ab­
geneigt, nach Rom zu fahren, aber aus d e m  
Anlaß war ich n icht in der Ewigen Stadt, sondern 
man konnte das in den Zeitungen nachlesen. Da 
gab es ein Transparent, auf dem stand: "Wir sind 
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wir, und wer seid i hr" . Also d iese Mentalität "Wir 
sind wir,  und wer seid ihr" auf akademischen Bo­
den übertragen ,  bedeutete natürlich,  den Eiser­
nen Vorhang herunterzulassen, sie ließe für sol­
che außeruniversitären Andockmanöver keinen 
Platz. 

Es ist daher sehr  erfreulich, daß Herr Bundes­
minister Dr.  Busek im Einvernehmen mit den Fa­
k ultäten die Möglichkeit geschaffen hat, derartige 
Bereicherungen vorzusehen. Ich möchte aber sa­
gen, daß das wirklich von Fachrichtung zu Fach­
r ichtung, von Fakultät zu Fakultät entsprechend 
zu überprüfen ist ,  daß Einvernehmen hergestellt 
werden muß, sodaß es nicht nach Fremdbeein­
flussung aussieht. 

Das zweite, was ich hier anschneiden möchte, 
ist die Verlängerung der Funktionszeit von Deka­
nen und Rektoren .  Ich bin Zeit meines Lebens 
sehr glücklich darüber gewesen, daß ich seit mei­
nem 35. Lebensjahr - jetzt bin ich 56 - dem 
Bundesrat angehöre und mir daher diese Funk­
tionen erspart habe. Ich habe jetzt das Glück, daß 
mein ehemaliger jüngster Assistent, Kollege 
Hengstschläger im Jubi läumsjahr zum Rektor der 
Universität Linz gewählt wird. Eine sehr gute 
Entscheidung. Er wurde mit überwältigender 
Mehrheit gewählt. Bei den Wahlmännern erhielt 
er 86 von 1 04 Stimmen oder so ähnlich, was mich 
außerordentlich freut. 

Es hat Professoren gegeben, wie etwa Professor 
Messner, der e in weltberühmter Mann in seinem .  
Fach der Sozialethi k  ist, d i e  n i e  i n  i hrem Leben 
ordentlicher Professor werden wollten ,  damit sie 
nicht Rektor oder Dekan werden müssen . Ich b in  
glücklich darüber, daß ich so lange Mandatar se in 
kann ,  daß ich mir diese Tätigkeit e rspare, und 
nachher, wenn  ich einmal ausscheiden sollte, in 
einem Alter bin,  wo man s ich das an und für sich 
erspart und die Eitelkeitsbedürfnisse schon an­
derwärtig befriedigt worden sind. 

Es ist wahrlich kein Vergnügen, in der jetzigen 
Zeit, mit den Formen, wo überall dreingeredet 
wird, Rektor oder Dekan zu sein .  Ich beglück­
wünsche alle, die so viel Idealismus haben,  daß sie 
sich dafür zur Verfügung stellen. Wenn man in 
den Zeitungen l iest, welche erlesensten Vertre­
tern von Fächern , Herr Hofrat Dr. Strimitzer, 
sich etwa jetzt i n  Tirol - einsch ließl ich des be­
deutenden Mediziners Professor Gschnitzer, der 
Sohn des Franz Gschnitzer - für ein Rektorsamt 
zur Verfügung stellen und dann müssen sie sich 
dort mit Leuten Diskussionen stellen et cetera -
das läßt sich nur  damit vergleichen, wenn i n  Zip­
felzell die Kandidatenaufstel lung ist und hier be­
stimmt wird, wer auf die Litfaßsäule kommt. Das 
spielt sich jetzt auch auf akademischem Boden ab. 
Aber ich freue mich, daß es so viele Kollegen gibt, 
die sich freuen, daß es eine verlängerte Dekans­
und Rektorsperiode gibt. 

Diese Verlängerungen haben sicherlich sehr 
viel Sinn hinsichtlich einer kontinuierlichen Re­
gentschaft und für ein zweckdienliches Verwen­
den der Gelder, denn b is e iner eingearbeitet ist, 
ist diese Periode schon zu Ende. Das heißt, der 
Prärektor wird dann folgen ,  und das Ganze ist 
vorbei. Ich glaube, daß das eine sehr  vernünftige 
Entscheidung ist, und freue mich auch sehr dar­
über, daß jene Maßstäbe, die der Rechnungshof 
für die zweckmäßige Verwendung der Gelder 
aufgestellt hat, bei diesen Novellierungen in ver­
mehrtem Maße Teil d ieses Hochschulrechtes ge­
worden sind . Das ist eine begrüßenswerte Sache. 

Von der Linzer Universität aus gesehen begrü­
ße ich das ganz besonders, denn wir, obwohl wir 
jetzt ein 25-Jahr-Jubiläum bevorstehen haben, 
haben auch sehr viele Mittel an der mathema­
tisch-naturwissenschaftlichen Fakultät, sodaß es 
begrüßenswert ist, wen n  in  Kontinuität Verant­
wortung auf Dekans- und Rektorsebene ausgeübt 
werden kann. Das halte ich für eine sehr zweck­
d ienliche Entscheidung, obwohl sich natür lich 
derjenige, der es ist, darüber freut, daß er es län­
ger sein kann, und derjenige, der es werden will, 
darunter leidet, daß die Funktionsperiode für den 
anderen so verhältnismäß ig lang ist. Aber es ist 
das von der Natur der Sache her begrüßenswert. 

Nun zu den Universitätslehrgängen und diesen 
quasi-universitären Lehrgängen. Kollege Pomper 
ist nicht da, aber ich habe ihm versprochen, daß 
ich einmal hinunterfahre ins Burgenland , um die­
ses Friedensinstitut beim ehemaligen Herrn Lan­
desrat zu besuchen. Ich weiß ,  daß diese Zusage, 
d ie ich hier vor einigen Monaten schon gegeben 
habe, noch offen ist. Ich war noch dort, als die 
Burg Schlaining dem Herrn DDr. Udo Blig, dem 
ehemaligen Handelsmi nister,  gehört hat, der 
dann am Ende des Rundgangs mit dem Hut dort 
gestanden ist und die E intrittsgelder eingesam­
melt hat, in der Annahme, daß die Leute ihn 
nicht erkennen .  Ich habe dann gesagt: Grüß Gott, 
Herr Bundesminister! , und habe einen Betrag in 
den Hut geworfen. I n  der Zwischenzeit ist das ein 
Friedensinstitut geworden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Was 
diese quasi-universitären Lehrgänge betrifft, so 
erwarten Sie bitte von mir n icht, daß ich dafür 
alleine ein Halleluja ausspreche. Ich weiß ,  daß es 
eine Massenkrankheit in Österreich gibt, das ist 
der Professorentitel. Mein lieber, u nvergeßl icher 
Freund, Dr. Alfred Hartner, den es leider nicht 
mehr gibt - er war Vorstandsmitglied des Öster­
reichischen Rundfunks, hat vor 1 5  Jahren einmal 
zu mir gesagt: Lieber Freund, einmal wird der 
Bundespräsident eine Amnestie erlassen ,  daß die 
wirkl ichen Professoren - dazu gehören d ie Ho­
norarprofessoren und die Universitätsprofessoren 
- auf ihren Titel verzichten dürfen ,  damit alle 
anderen, die diesen Berufstitel bekommen, unge-
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trübt das Monopol dieses Genusses haben. -
Und so ähnlich stelle ich mir das jetzt schon vor 
bei diesen quasi-universitären Lehrgängen ,  denn 
überall, wo jemand beschäftigt sein  will oder wo 
man sich ein besonderes Etikett umhängen will, 
nimmt man dann den Titel des Universitären in 
Anspruch , ohne daß es sich dabei um eine Hoch­
schule oder um eine Universität handelt. 

Da - das möchte ich ehrlich sagen - nehme 
ich eine eher restriktive Haltung ein, wenngleich 
wir eine Tendenz feststellen können, das recht ex­
tensiv auszulegen. Hingegen möchte ich diese Ge­
legenheit wirklich wahrnehmen, und zwar gerade 
aus ausländischer Erfahru�g heraus, zu sagen: Es 
ist erfreu lich , daß wir in Osterreich bedeutende 
staatliche Universitäten haben .  Aber ich möchte 
für die zukünftige Entwicklung der Universität 
für das Jahr 2000 und über das Jahr 2000 hinaus 
die Bedeutung der privaten Universität auch für 
Österreich nicht verneinen. Denn wenn  Sie bitte 
andere Staaten der Welt und andere bedeutende 
Universitäten anschauen, so möchte ich Ihnen 
dazu sagen, daß zum Beispiel die University of 
California mit dem College in Berkeley - es gibt 
ja viele andere Colleges b is nach Los Angeles hin­
unter ,  Berkeley ist ja nur ein Col lege davon -
zwar eine staatliche Universität ist, aber wir wis­
sen ,  Sie, Herr Professor und Bundesminister, und 
Herr Kollege Ogris, daß doch in Amerika die be­
rühmtesten Universitäten - Yale, Havard, Prin­
ceton und wie die alle heißen - alles private Uni­
versitäten und nicht staatliche sind . 

Es wäre gar n ichts dabei, wenn es in Österreich 
eine solche wirtschaftliche Kraft gäbe, die solche 
Universitäten auch bei uns in der Zukunft einmal 
möglich machte. Das muß ja nicht alle Fakultäten 
beinhalten, es könnten Schwerpunkte sein.  Daher 
möchte ich das für die zukünftige Entwicklung 
nicht verneinen, denn wir wissen gerade auf euro­
päischer Ebene, welche bedeutenden Initiativen 
davon ausgehen, sowohl  im Technologischen als 
auch im Merkantilistischen. Es gibt eine Reihe 
von Städten in Europa, die auf n ichtstaatlicher 
Ebene Bedeutendes eingebracht haben. 

Erlauben Sie mir aber als Niederösterreicher, 
diese Gelegenheit wahrzunehmen, darauf hinzu­
weisen ,  daß es für uns im Lande Niederösterreich 
sehr schmerzlich ist, daß wir als das größte öster­
reichische Bundesland keine eigene Universität 
haben. Ich weiß ,  daß die Universität nicht Lan­
deskompetenz, sondern Bundeskompetenz be­
trifft, und ich gebrauche auch nicht das Wort 
"Landesuniversität" . 

Meine Damen und Herren!  Ich bin lang genug 
im öffentl ichen und akademischen Leben, um zu 
wissen, was sich in Österreich abgespielt hat, als 
es zur Gründung der Universität Salzburg ge­
kommen ist, zur Architekturfakultät in Inns-

bruck, als es zur Gründung der Universität Linz 
gekommen ist. 

Ich habe das alles miterlebt und darf Ihnen sa­
gen , daß jeweils die bestehenden Universitäten 
und deren Repräsentanten gegen jede Neugrün­
dung waren,  weil sie ja den Budgetkuchen mit den 
anderen teilen mußten. Und wer teilt schon gern? 

Ich muß Ihnen ehrl ich sagen :  Wenn Wien über­
füllt ist, wenn die Rechtsfakultät überfüllt ist, 
wenn die Wirtschaftsuniversität trotz des Neu­
baues überfüllt ist, dann verstehe ich nicht, daß 
man nicht ein entsprechendes Entgegenkommen 
zeigt, daß es eine weitere Universität in Krems, 
und zwar auf niederösterreichischem Boden ge­
ben kann.  (Beifall bei Ö VP und FPÖ.) 

Ich möchte diese Gelegenheit wahrnehmen, 
diese Forderung in den Raum zu stellen . Bitte, 
glauben Sie mir: Ich sage das nicht für mich 
selbst, denn ich habe meinen Lehrstuhl in  Linz, 
und ich will ihn nicht mehr wechseln. Bei Gott 
nicht! Wirklich nicht! Ich fühle mich in Linz sehr 
wohl ,  und ich möchte nicht mehr wechseln.  Aber 
wenn  wir heute von Politik in Mitteleuropa spre­
chen - der Landeshauptmann von Oberöster­
reich Dr. Josef Ratzenböck hat in hervorragender 
Weise gleich auch Kontakt von Oberösterreich 
aus zu Prag aufgenommen - ,  wenn ich an die 
Nachbarschaftspolitik denke, die seit Jahren der 
Herr Landeshauptmann von Niederösterreich 
Siegfried Ludwig in der Donauregion betreibt -
erst vor wenigen Wochen war in der Wachau eine 
ganz bedeutende donau-europäische, eine große 
regional politische Tagung mit bedeutendsten Re­
präsentanten; ich habe mich gefreut darüber, daß 
ich vor 14 Tagen im Capitol in Washington in 
meinem Referat über Regionalismus und Födera­
lismus im Europa von morgen auf d iese E rgeb­
nisse hinweisen konnte; Herr Präsident Strimit­
zer, der vor einiger Zeit in Barcelona gewesen ist, 
kann bestätigen, daß diese Initiativen ganz der 
Konferenz der autonomen Regionen Europas 
entsprechen, die kürzlich in Barcelona stattgefun­
den hat - ,  wäre es doch begrüßenswert, wenn wir 
bei der heutigen Situation Mitteleuropas die Mög­
lichkeit hätten ,  von Krems aus eine akademische 
Wirkstätte zu haben ,  wobei ich der Meinung bin, 
daß nicht jede Universitätsgründung in Oster­
reich zur selben Fakultätsgliederung führen muß. 
Salzburg entspricht ja auch nicht Graz, Innsbruck 
und Wien und Linz ebenfalls nicht. 

Ich erinnere mich noch sehr gut daran , als es 
zur Gründung der Linzer Hochschule kommen 
sollte, wobei h ierfür die Namen Ernst Koref und 
Heinrich Gleißner in  Dankbarkeit immer stehen 
werden .  Da möchte ich Ihnen im Bundesrat sa­
gen, daß das ein Ausdruck eines ganz besonderen 
kooperativen Föderalismus gewesen ist , und zwar 
zu einem Zeitpunkt, als es diesen Begriff in der 
Rechtspraxis so gegeben hat. Damals haben die 
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Stadt Linz und das Land Oberösterreich gemein­
sam die ersten Schritte gesetzt. 

Ich erinnere mich noch sehr gut an eine Aus­
sprache  beim damaligen Präsidenten des Natio­
nalrates, Dr. Alfred Maleta, bei der ich dabei  war, 
und da hat M inister P iffl gesagt: Wollen Sie mir 
ein Königgrätz bescheren? Da habe ich gesagt: 
Herr ,  Bundesminister, es gibt auch andere nette 
Orte, d ie auch ihre Geschichte haben; die können 
Sie sich aussuchen. Es ist dann zur Gründung der 
Universität Linz gekommen, die heute floriert 
mit ihrer eigenen Struktur und Fakultät. 

Es ist weiters zur Gründung der Klagenfurter 
Bildungshochschule gekommen. Da könnte ich 
mir vorstellen, daß man mit einem solchen Pro­
jekt etwas anderes anfangen könnte als das, was 
dort jetzt betreffend weiterer Bildung in der Päd­
agogi k  herauskommt, obwohl es dort auch wert­
volle Bemühungen gibt, die beachtenswert sind. 
Aber man muß sich jede Fakultätsgliederung sehr 
genau überlegen. 

Es wäre auch sehr wünschenswert, wenn wir 
zur E ntlastung Wiens der akademischen Jugend 
des Landes N iederösterreich, die in die Tausende 
geht, die Möglichkeit bieten könnten , auf Krem­
ser Boden, der heute die Landesakademie behei­
matet, den akademischen Weg zu finden. Neben 
der Landeshauptstadt St. Pölten wäre das sicher­
lich - bitte, das sage ich, obwohl ich aus Baden 
bei Wien komme und nicht aus Krems an der 00-
nau - der r ichtige Ort für diese E ntwicklung. 

Herr Bundesminister Dr. Streicher, ich möchte 
das gerade bei d ieser Gelegenheit zum Ausdruck 
bringen. Da ich weiß ,  daß Sie ein großer Kenner 
der Stahlindustrie sind, bin ich überzeugt davon, 
daß Sie sich in  Ihrer Laufbahn auch mit der Hütte 
Krems beschäftigt haben. Wenn Kollege Schipani 
jetzt da wäre - er war ja Betriebsrat in der H ütte 
Krems - ,  hätte er sicherlich - obwohl es ihm 
nicht leichtgefallen ist, mir zuzustimmen; es ist 
ihm nie leichtgefallen - keine Gelegenheit ge­
habt, dagegen aufzutreten. Ich glaube, daß der 
Kremser Rau m  ein Raum ist, den man noch in 
eine zukünftige Hochschulentwicklung einbrin­
gen kann. 

Zeh n  Jahre vor dem Jahr 2000 wäre es auch für 
Niederösterreich als einem Kernland Österreichs 
- wenn wir 1 996 1 000 Jahre Österreich feiern, 
dann ist der Name Österreichs von "Ostarrichi" ,  
von Neuhofen im Bezirk Amstetten ausgegangen 
- sehr  wertvol l ,  einen Beitrag für eine weitere 
Universitätsentwicklung zu leisten .  (Vizepräsi­
dent S t r u t z e n  b e r g e r gibt das Glockenzei­
chen.) - Herr Präsident, durch den Sachzusam­
menhang zwischen universitären und außeruni­
versitären Universitätskursen paßt es auch zum 
Thema. Daher würde ich sehr bitten, daß man 
uns N iederösterreichern die Gelegenheit b ietet, 

bei diesem Weg in die Zukunft unseren Beitrag 
zu leisten. (Bundesminister Dr. 5 t r e i e h e r: 
Wien war das Thema!) 

Es ist erfreulich , daß diese Gesetze, die wir 
heute hier verabschieden, in verhältnismäßig kur­
zer Zeit Gegenstand einer sehr eifrigen Auseinan­
dersetzung zwischen den Ministerien, den Stan­
desvertretungen und den österreichischen Uni­
versitäten gewesen sind. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang den Be­
amten im Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung, die dazu hervorragende Beiträge 
auf legistischem Gebiet geleistet haben, meine 
Hochachtung bek unden, denn wenn wir diese 
Unterlagen studieren, erkennen wir, daß da wirk­
lich ein bedeutender Beitrag geleistet worden ist. 
Da ich diesem Ministerium in seiner Effizienz 
wirklich nicht sehr  euphorisch gegenüberstehe, 
weil ich das seit Jahrzehnten selbst erlebe ,  möchte 
ich ehrlich sagen, freue ich mich darüber, daß von 
legistischer Seite das zustande gekommen ist . 
Wenngleich man - das war auch aus der Rede 
des Herrn Präsidenten Hofrat Dr. Strimitzer zu 
hören - zu dem einen oder anderen Ergebnis 
unterschiedl icher Meinung sein kann, ist es wirk­
l ich  ein Zeichen einer Lebendigkeit unseres aka­
demischen Lebens und einer politischen Verant­
wortung, die hier zum Tragen kommt. 

Wir werden diesen Gesetzen gerne unsere Zu­
stimmung geben. (Allgemeiner Beifall.) 1 7. 1 7  

Vize präsident Walter Strutzenberger: Ich er­
teile Herrn Bundesminister Dr. Streicher das 
Wort. 

1 7.1 7 

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr Dipl .-Ing. Dr.  Rudolf Streicher: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren ! Ich vertre­
te heute in diesem Hohen Haus die Herren Kolle­
gen Ettl , Busek, Schüssel, weil Schüssel heute von 
Herrn Busek vertreten wird, und den Herrn Kol­
legen Foregger. Ich hätte mich  wirklich nicht zu 
Wort gemeldet - schon allein deshalb nicht, um 
übertriebene Universalität hier zur Schau zu stel­
len; die kann ich n icht einbringen -, wen n  nicht 
Herr Bundesrat Schambeck so ein furchtbares 
Bi ld über die Verwaltungsabläufe im Bundesmi­
nisterium für  Wissenschaft und Forschung ge­
zeichnet hätte. Dazu muß ich natürlich schon sa­
gen, Herr Bundesrat Schambeck, daß diese Ab­
läufe auf Kanzleiordnungen beruhen, deren ge­
setzliche Basis hier in diesen Häusern auch abge­
stützt ist und entsprechend beschlossen wurde. 

Jeder weiß ,  daß ich kein übertriebener Freund 
des Kollegen Busek bin, aber es ist ein Gebot der 
Kollegialität, ihn hier ein bißchen zu verteidigen. 
Ich muß schon sagen, daß Professoren ,  Herr Pro­
fessor Schambeck, ja  nicht zu den einfachsten 
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Me�schen gehören . (Heiterkeit und Beifall bei der 
SPO.) Sie haben Denkstrukturen, die etwas au­
ßerhalb der Norm l iegen, sonst wären sie keine 
Professoren, und d ie Liebe zur Verwaltung war 
im Hochschulbetrieb - ich komme ja aus diesem 
- immer sehr kontroll iert. Daher habe ich natür­
lich Verständnis für Ihre sehr leidenschaftlich 
vorgetragene Beschwerde. Ich möchte Sie aber 
doch bitten, und ich möchte d ie Damen und Her­
ren des Bundesrates bitten,  diese Beschwerde des 
Herrn Prof. Schambeck relativierend zu betrach­
ten. Ich sage das sicherlich im Interesse des Kolle­
gen Busek, der viel leicht ähnliche Worte gewählt 
hätte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
hätte mich wahrlich nicht zu Wort gemeldet, 
wenn nicht Herr P rof. Schambeck für das Modell 
einer privaten Universität geschwärmt hätte. 
(Bundesrat Dr. S c  h a m b  e c k: Auch! Auch!) -
Auch. - Da muß ich schon sagen, daß das nicht 
meiner bildungspolitischen Vorstellung ent­
spricht, und ich weiß, wovon ich rede. Meine 
Tochter hat in  Amerika studiert, ich habe monat­
lich 25 000 gezahlt. Damals konnte ich mir das 
noch leisten, ich bin auch heute noch kein Sozial­
fall, um das gleich sicherzustellen. (Heiterkeit. ) 
Jedenfalls wollte ich damit sagen: Amerikanische 
Eltern unserer Einkommenskategorie nehmen 
Kredite mit zehn-, zwölf jähriger Laufzeit auf, u m  
ihre Kinder drei-, dreieinhalb , vier Jahre lang stu­
dieren lassen zu können. Und ich weiß  nicht, ob 
das mit dem Begriff "Chancengleichheit" in Ein­
�lang zu bringen ist .  Daher stehe ich derartigen 
Außerungen immer sehr skeptisch gegenüber. 
(Beifall bei der SPÖ.) 1 7.20 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesrat Professor 
Schambeck. Ich ertei le es ihm. 

1 7.20 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, N ie­
derösterreich) :  Das Schöne ist, daß das Wort Par­
lament von "parlare" kommt; das heißt sprechen . 
Und es ist erfreulich, daß wir in  einer demokrati­
schen Republik leben, in der man sich auch i m  
Dialog über Probleme unterhalten kann. (Bun­
desminister Dr. S t r e i e h e r: Hat das etwas mit 
Palaver zu tun?) 

Es spricht für den Wert des Bundesrates, daß 
wir uns trotz der Länge der Sitzung vom ersten 
bis zum letzten Tagesordnungspunkt Zeit neh­
men, eingehend über verschiedene Probleme zu 
sprechen. Wir haben am Beginn - da war Frau 
Dr. Heide Schmidt noch da - eine Debatte über 
die Notwendigkeit des Bundesrates gehabt, zu der 
man heute nachher gleich materiell den Beweis 
erbringen kann. - Das zum einen. 

Herr Bundesminister! Ich habe dem Herrn 
Bundesminister . . . (Bundesrat F a  r t h o f e r: 

Der Herr Generalsekretär!) Ich rede jetzt von 
Frau Dr. Heide Schmidt, denn sie hat ja am Be­
ginn der Sitzung eine große kritische Rede gehal­
ten .  Mag. Kukacka hat darüber keine große kriti-
sche Rede gehalten. (Bundesrätin Dr. 
K a r  l s s o  n: Der redet ja nie!) Mag. Kukacka hat 
darüber keine große kritische Rede gehalten. 
Frau Dr. Karisson! Wenn Ihnen die Stimme von 
Mag. Kukacka abgeht, kann ich Ihnen ein Ton­
band verschaffen, damit Sie ihn hören können. 
(Heiterkeit bei der SPÖ.) Ich hoffe, er macht Ih­
nen nicht zu große Konkurrenz zu Frank Sinatra. 

Hohes Haus! Zu zwei Punkten nur ein Bemer­
ken. Zum einen: Es ist mir vollkommen bewußt, 
daß Dr. Erhard Busek, genauso wie seine Vorgän­
ger und seine Vorgängerin, sich sehr bemüht hat, 
daß bestimmte Akten erledigt werden .  Das ist 
überhaupt keine Frage. Aber ,  Herr Bundesmini­
ster, d ie anderen Ministerien haben dieselben 
Kanzleiordnungen ,  dort werden aber manche Ak­
ten schneller erledigt. Daher frage ich mich, war­
um, was etwa im Unterrichtsmin isterium an 
Schnelligkeit der Aktenerledigung im selben 
Haus möglich ist, nicht auch im Wissenschaftsmi­
nisterium möglich sein kann. 

Ich darf Ihnen versichern, daß Bundesminister 
Dr. Erhard Busek sich außerordentlich verdienst­
voll darum bemüht - er hat jetzt sogar einige 
Änderungen vorgenommen - ,  daß in bestimm­
ten Bereichen bestimmte Akten schneller erledigt 
werden .  Ich weiß,  daß sich Dr. Erhard Busek mit 
enormer Effizienz da hineinkn iet. Ich wollte das 
bei d ieser Gelegenheit sagen, denn ich kann das 
sagen, weil mir ganz gleichgültig ist , ob sich einige 
Beamte darüber ärgern oder n icht, sticheln oder 
nicht. Wirkl ich !  Ich kann das sagen, es gibt aber 
eine Unzahl von anderen, die sich sti l l  ärgern und 
nichts sagen können. Daher mache ich von dem 
vielzitierten freien Mandat Gebrauch und von 
dem, was Herr Vizepräsident Strutzenberger, der 
ein glänzender Kenner der Staatsordnung ist, 
heute schon über Trennung von Exekutive und 
Legislative gesagt hat. 

Wenn ich h ier die Ehre habe, auf parlamentari­
schem Boden stehen zu dürfen, dann werde ich 
mir nach mehr als 20jähriger Erfahrung als Parla­
mentarier und nach mehr als 30jähriger Erfah­
rung als Hochschulprofessor erlauben, das zu sa­
gen, ob es wem paßt oder n icht. (Bundesminister 
Dr. 5 t r e i c h .e r: Ich habe nur geantwortet!) 

Ich möchte sagen, Herr Minister Streicher, daß 
die Erfahrungen, die einzelne mit den Ressorts in 
einzelnen Bereichen machen, eben unterschied­
lich sind. Und da ich mit dem Minoritenplatz auf 
der einen Seite des Unterrichtsministeriums an­
dere Erfahrungen mache wie auf der anderen Sei­
te des Wissenschaftsministeriums, freue ich mich 
darüber, daß sich Kollege Dr. Busek wirklich be­
müht, Effizienz auch in seinem Ministeri um zu 
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erreichen. Das habe ich ja nicht in Abrede ge­
stellt. I m  Gegentei l !  (Bundesminister Dr. S l r e  i ­
e h e  r: Das habe ich ja gesagt!) Es wäre begrü­
ßenswert, wenn wir das m iteinander schafften .  
Und wenn Sie von den veralterten Kanzleiord­
nungen reden, dann möchte ich Sie, Herr Bun­
desmi nister, nur daran erinnern, daß zu dem 
Zeitpun kt, als diese von Ihnen zitierten Kanzlei­
ordnungen geschaffen wurden, nicht die parla­
mentarische Republik bestanden hat. Daher ha­
ben wir Parlamentarier , Hohes Haus, dafür keine 
Verantwortung. Das möchte ich also ganz klipp 
und klar agen, damit keine falschen Vorstellun­
gen im Raum bleiben: (Bundesminister Dr. 
S I r  e i c h  e r: Das ist aber jetzt semantisch.') Ja, 
es ist semantisch. Ich möchte das nur klarstellen,  
damit nicht Bilder in den Raum gestellt werden ,  
die andere nicht verantworten können. 

Es ist bei allen anderen Ministerien ohnewei­
ters möglich, eine bestimmte Schnelligkeit zu er­
reichen ,  daher sehe ich nicht ein, daß es dort 
nicht möglich ist; noch dazu ,  wo es sicherlich sehr 
konstruktive und aufbauwil l ige Kräfte gibt. 

Was die Privatuniversität anlangt, möchte ich 
Ihnen sagen - ich habe gegenwärtig selbst meine 
Tochter in .. den Vereinigten Staaten (Bewegung 
bei der SPO) - , daß das sicherlich eine sehr  kost­
spielige Angelegenheit ist, aber ich werde auch 
meine Ferienzeit und mein Geld dazu benützen, 
im August amerikanische U niversitäten zu besu­
chen. 

Ich weiß, daß das viel Geld kostet. Nur, Herr 
Bundesminister - und darauf kommt es uns an 
-, das eine schließt das andere nicht aus. Es hat 
ja jeder die Möglichkeit, sich in hervorragender 
Weise an einer Staatsuniversität ausbilden zu las­
sen. Worum es uns geht, ist das Verbot der einen 
beziehungsweise die Ausschl ießlichkeit der ande­
ren. 

Außerdem möchte ich dazu bemerken: Wer 
diese Universitäten besucht, weiß, daß diese Uni­
versitäten vor allem getragen werden durch priva­
te Stiftungen, die I nstitute, die viele Forschungs­
einrichtungen finanzieren . Dazu gehören natür­
lich auch ein Steuerrecht - das sei zugegeben -
und eine bestimmte Wirtschaftskraft, die solche 
Universitätseinrichtungen wirtschaftlich und fi­
nanziell möglich machen .  Ich leugne nicht, daß 
der weitere Fortschritt dieser Bundesregierung -
ich hoffe es und bin eigentlich davon überzeugt 
- es nach dem 7. Oktober 1 990 möglich machen 
wird, daß wir einer wirtschaftlichen Entwicklung 
entgegengehen, in der solche Gegebenheiten auch 
denkbar sind. 

Daher glaube ich, daß d iejenigen, die es sich 
leisten können, ein Kind in die Universität zu 
schicken,  noch lange nicht den anderen die Chan-

cen nehmen, wei l  ja die auch andere Universitäts­
möglichkeiten haben. 

Glauben Sie mir es, Herr Bundesminister, daß 
es uns auch immer ein Anliegen gewesen ist . . .  
(Zwischenruf der Bundesrätin K a r l s s o  n.) 
Frau Kollegin Dr.  Karlsson, ich sage ja, traurig 
wäre es, wenn die Universitäten anderen ver­
schlossen wären ,  aber in dem Fall stehen sie ja 
allen offen. Sie können ja an staatliche oder p riva­
te gehen. Das war es ja, was ich in meiner Rede 
gesagt habe, die berühmte University in Berkeley 
ist eine staatliche Universität. Aber daneben gibt 
es in den USA auch Yale, Harvard , Princeton et 
cetera. Das kann sich jeder aussuchen. Ich war 
Professor an der University of Notre Dame in der 
Nähe von Chikago. Da hat jeder im Staate Indiana 
Gelegenheit gehabt, an die Staatsuniversität nach 
Bloomington zu gehen. Diese Möglichkeiten be­
stehen ohne weiteres. Bei einer Hochschuldebatte 
kann man so etwas doch wirklich als möglich in 
den Raum stellen. 

Ich glaube, daß man das eine tun und das ande­
re nicht lassen soll . Herr Bundesminister, wir l ie­
gen in der Sache wahrscheinlich gar nicht einmal 
so weit auseinander, wei l  jeder von uns bem üht 
ist, die Steuergelder und darüber h inaus die Gel­
der, d ie in der freien Wirtschaft zum Glück auch 
bei uns vorhanden sind - darUl\l; sind wir ja für 
die Reprivatisierung und für die Anderung dieses 
Weges - ,  dazu verwendet werden sollen, daß sie 
gemeinwohlgerecht zum Erfolge Österreichs d ie­
nen. (Beifall bei der ÖVP.) 1 7.28 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
n icht der Fall . 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von den Herren Berichterstattern ein 
Schlußwort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht 
der Fall . 

Die Abstimmung über die vorliegenden Be­
schlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m  -
m Cl n g beschließt der Bundesrat mit Stimmenein­
helligkeit, gegen die sieben Gesetzesbeschlüsse des 
NationaLrates k e i n e n E i n  s p r  u c h zu erhe­
ben. 

20. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7 .  Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz zur Errich­
tung einer Museumsquartier-, Errichtungs- und 
Betriebsgesellschaft (408/A-II- 1 1 148 und 
13711NR sowie 3906/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 20. Punkt der Tagesordnung: 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger 

Bundesgesetz zur Errichtung einer Museums­
quartier-,  Einrichtungs- und Betriebsgesellschaft. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Kampich­
ler. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Franz Kampichler: Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Durch den vorliegenden Ge­
setzesbeschluß  des Nationalrates sol l  die gesetzli­
che Ermächtigung gegeben werden, für die Pla­
nung, den Bau, die Erhaltung, die Liegenschafts­
verwaltung und die Betriebsführung im ehemali­
gen Messepalast vorgesehenen Museumsquartier 
eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu er­
richten. Bei e inem Stammkapital von 5 Millionen 
Schil l ing sollen dem B u nd mindestens 5 1  Prozent 
und der Stadt Wien 25 Prozent vorbehalten sein.  
Die Verwaltung der Anteilsrechte des Bundes soll 
dem Bundesminister für Wissenschaft u nd For­
schung obliegen, der auch berechtigt sein soll, der 
Gesellschaft al lgemeine Anweisungen über die 
Durchführung ihrer Aufgaben im Sinne des ge­
genständlichen Gesetzesbeschlusses zu  erteilen 
und Auskünfte über die Tätigkeit der Gesellschaft 
zu verlangen.  

Weiters sieht der Gesetzesbeschluß  vor ,  daß bei 
der im Einvernehmen mit den Bundesministern 
für Finanzen und wir!schaftliche Angelegenhei­
ten vorzunehmenden Ubertragung der Aufgaben 
an die Gesellschaft darauf hinzuwirken ist daß 
nicht nur die oben erwähnten Stammkapital�ntei­
le übernommen werden, sondern auch die Stadt 
Wien sich verpflichtet, zu den Kosten der im Mu­
seumsquartier geplanten Kunsthalle e inen Betrag 
von 50 vom Hundert zu leisten. Ferner so ll der 
Bund auch darauf hinwirken, daß andere Rechts­
träger, die Dauernutzungsrechte in oder an Tei­
len des Museumsquartiers erwerben , zu den Her­
stel lungskosten des Museumsquartiers einen Bei­
trag zu leisten .  (Der P r ä  s i d e n  t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 12. Juni  1990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebn is seiner Beratung stellt der Unter­
richtsausschu ß  somit den A n t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni  1990 betreffend ein Bundesgesetz zur Er­
richtung einer Museumsquartier-, Errichtungs­
und Betriebsgesellschaft wird kein Einspruch er­
hoben.  

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrat 
Anna Elisabeth Haselbach. Ich erteile es ihr. 

/ 7.33 

Bundesrätin Anna Elisabeth Haselbach (SPÖ, 
Wien): Herr Präsident! Herr Bundesminister!  
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
uns vorliegende Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes eröffnet die Möglichkeit, durch die Neugestal­
tung der ehemaligen Hofstallungen - besser be­
kannt als Messepalast - nicht nur auf dem Ge­
biet der musealen Einrichtungen einen Meilen­
stein zu setzen, sondern a uch stadtplanerische 
und stadtgestalterische Akzente in Wien zu set­
zen. 

Als Wiener Abgeordnete freut mich das natür­
lich ganz besonders. Ich hoffe auch, daß unsere 
Erwartungen, die wir in dieses Projekt gesetzt ha­
ben, erfüllt werden,  denn dann können wir durch­
aus sagen, daß auch wir dazu beigetragen haben, 
das kulturelle Erbe u nserer Bundeshauptstadt für 
spätere Generationen zu mehren. 

Österreichs Museen sind in der Welt anerkannt 
als Hüter wesentl icher Teile des kulturellen Welt­
erbes. Denken wir nur an das Kunsthistorische 
an das Naturhistorische Museum, '  an die graphi� 
sehe Sammlung Albertina, an das Ephesos-Mu­
seum, an das Museum Moderner Kunst oder auch 
an unsere Nationalbibliothek !  Um hier keine 
Mi ßverständnisse aufkommen zu lassen: Die von 
mir nicht genannten Museen sind in ihrer Wertig­
keit natürlich nicht geringer. 

Meine Damen und Herren !  Das Bild Öster­
reichs als Kulturnation ist in hohem Maße durch 
seine Museen und die darin enthaltenen Schätze 
geprägt. Unsere Museen haben den Auftrag, E rbe 
zu bewahren und zu vermehren, also Gegenstän­
de von historischer, wissenschaftlicher und künst­
lerischer Bedeutung zu sammeln ,  zu ordnen, zu  
restaurieren, diese einzeln und in ihrer Gesamt­
heit zu erforschen und schließlich - und das ist 
es. was der Museumsbesucher erwartet - signifi­
kante Teile des bewahrten Kulturgutes in  an­
schaulicher und verständlicher Weise darzustel­
len. 

Meine Damen u nd Herren! Wenn wir unserem 
Ruf, ein Land zu sein ,  das mit seinem kulturellen 
Erbe und Auftrag umzugehen weiß, gerecht wer­
den wollen, dann ist mit dem Vorhandenen nicht 
mehr das Auslangen zu finden. Wir müssen Neu­
es und Zusätzliches im Museums- und Kulturle­
ben schaffen. Als erster Schritt bei der Realisie­
r�ng großer Möglichkeiten bietet die Errichtung 
emes Museums Moderner Kunst und einer Kunst­
halle in der Nähe der beiden Museen, nämlich des 
Kunsthistorischen und des Naturhistorischen Mu­
seums, umgeben von Wohnungen, Büros und Ge­
schäften die beste Gewähr dafür, daß dort kein 
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Anna Elisabeth Haselbach 

Kulturghetto entsteht, sondern das ein lebendiger 
Ort der Begegnung ist. 

Der Messepalast - wegen seiner längst fälligen 
Sanierung ein Sorgenkind des Bundes und der 
Stadt Wien - wird sich durch diese Neugestal­
tung anläßlich der EXPO'95 sehen lassen kön­
nen. Ich weiß  zwar nicht, ob das zur Ausführung 
gelangende Projekt des Siegers des Wettbewerbs, 
des Architekten Laurids ürtner, gleich eine "neue 
Akropolis" wird, wie Ortner sein Werk selbstbe­
wußt bezeichnet, aber ich bin mir dessen sicher, 
daß das eine gute, eigenständige österreichische 
Sache wird , eine gelungene Verbindung von Ge­
genwart und Vergangenheit. 

Es ist doch so: Das Einbinden von Zeitgenössi­
schem in Historisches in vielen Bereichen macht 
das Selbstverständnis und Selbstbewußtsein 
Österreichs und Wiens aus. 

Meine Damen und Herren! Schon Ende der 
siebziger Jahre hat Hertha Firnberg angeregt, sich 
Gedanken über die Nutzung der ehemaligen Hof­
stallungen zu machen. Seit damals hat sich her­
auskristallisiert, daß unter anderem eine museale 
Nutzung anzustreben ist. Im Herbst 198 1  beauf­
tragte Hertha F irnberg die Professoren Fillits und 
überhuber sowie Harald Sterk mit der Erarbei­
tung von Vorschlägen für die Neustrukturierung 
der Bundesmuseen .  Diese Arbeitsgruppe erstellte 
ein Expose, das die Einbeziehung der ehemaligen 
Hofstallungen in den Museumskomplex um den 
Heldenplatz und um den Maria Theresien-Platz 
empfahl. 

Heinz Fischer war es dann, der 1 983 die Ar­
beitsgruppe in  erweiterter Zusammensetzung neu 
einberufen hat . Dieses damals erarbeitete Mu­
seumskonzept sollte einen Diskussionsprozeß 
auslösen, um zu einem möglichst breiten Konsens 
über die optimale N utzung des Messepalastes zu 
gelangen. Als Heinz Fischer im Februar 1984 die 
Abhaltung einer Enquete über die Neustrukturie­
rung der Bundesmuseen ankündigte, meinte der 
Kultursprecher der ÖVP und Wiener Vizebürger­
meister - Sie wissen alle, was er heute ist - sehr 
ungeduldig in  e iner Presseaussendung - und ich 
zitiere das - :  "Die b isherige Vorgangsweise er­
weckt den E indruck, daß wir noch im Jahre 2000 
Enqueten über die Strukturreform der Museen 
abhalten werden." (Bundesrat Dr. h. c. M a u  ( ­
n e  r M a r k h o f: Das hat leider beinahe ge­
stimmt!) 

Ich hätte ihm heute gerne e ines gesagt, wei l  
doch die Museen so sehr  sein Hobby sind: Wenn 
Museen den Anforderungen der Gesellschaft ge­
recht werden sollen, dann werden natür lich im­
mer wieder - auch im Jahre 2000 und darüber 
hinaus - Enqueten über Strukturreformen not­
wendig sein. 

Alles in allem aber kann man sagen: Der lange 
Diskussionsprozeß war gut. Die Konzepte, die er­
stellt wurden - auch wenn sie nicht verwirklicht 
wurden oder werden - ,  waren n icht sinnlos ver­
geudetes Hirnschmalz, sondern können die Basis 
dafür bilden, daß die eine oder andere Überle­
gung aufgegriffen werden kann,  um unsere Mu­
seen und Sammlungen als lebendige, attraktive 
Einrichtungen zu erhalten und zu gestalten.  

Meine Damen und Herren! Abschließend viel­
leicht noch folgendes. Wir wissen:  Gut Ding 
braucht Weile. Die Weile haben wir gehabt. Jetzt 
sind alle Beteiligten aufgerufen,  das D ing auch 
g.ut zu machen. Dafür wünschen wir im Interesse 
Osterreichs und Wiens gutes Gel ingen. Wir wer­
den gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
keinen Einspruch erheben, sondern ihm gerne 
zustimmen, schon deshalb, weil die Chancen, die 
dieses Gesetz für die kulturelle Entwicklung un­
serer Bundeshauptstadt bietet, unverzichtbar 
sind. (Allgemeiner Beifall. ) 1 7.41 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Vizepräsident Professor Schambeck.  Ich er­
tei le es ihm. 

1 7.41 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, Nie­
derösterreich) : Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster!  Sehr verehrter Herr Professor! Meine Da­
men und Herren! Wenn  ich mich heute so oft zu 
Wort melde, bitte daraus nicht eine antiklerikale 
Haltung meinerseits abzuleiten: Ich möchte Sie 
sicher nicht daran hindern, in  ihren Heimatorten 
rechtzeitig an den Fronleichnamsprozessionen 
tei lzunehmen. 

Ich möchte aber doch die Gelegenheit wahr­
nehmen, um bei dem Museumskonzept zum ei­
nen zu sagen, daß es erfreulich ist , daß wir da 
geradezu einen Wettbewerb der Ideen haben. Ich 
möchte Ihnen aus der Sicht der Österreichischen 
Volkspartei sagen, daß in der ganzen Zeit, in  der 
wir - bis zum Jahr 1970 - Unterrichtsminister 
gestellt haben, jedes mal Bemühungen vorhanden 
waren, �!1 erfolgreicher Weise zum musealen Le­
ben in Osterreich das damals Mögliche beizutra­
gen.  (Zwischenruf der Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n.) Wirklich, Frau Dr. Karisson ,  wirk­
lich. Hier gilt es nämlich, in dem . . . (Zwischen­
ruf des Bundesrates S c  h a c h  n e  r.) Nein ,  Herr 
Kollege, glauben Sie es mir! Es geht n icht an, das 
in diesem Augenblick hier zu verschweigen, denn 
es war ein Dr. Felix Hurdes, ein Dr. Ernst Kalb, 
es war jahrelang Dr. Heinrich Drimmel, es war 
ein Piffl-Percevic, und es war ein Alois Mock, die 
das Ihre zum Musealbetrieb beigetragen haben ,  
was damals budgetär eben möglich g�wesen ist. 
Das möchte ich als Sprecher für die üsterreichi ­
sche Volkspartei nicht unerwähnt lassen .  
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Dr. Herbert Schambeck 

Ich möchte Ihnen weiters sagen, daß wir auf 
diesem Gebiet ja gar nicht so weit auseinanderlie­
gen. Ich darf Sie nur daran erinnern, wer daran 
tei lnehmen konnte . Es war e ine besondere Stunde 
unseres Kulturlebens, als Herr Bundesminister 
Dr. Erhard Busek aus Anlaß des 80. Geburtstages 
der Frau Bundesminister außer Dienst Dr. Her­
tha F irnberg ins Museum der Modernen Kunst 
eingeladen hat, meine sehr  Verehrten ,  und h ier­
mit deutlich gezeigt hat, in welcher Weise man 
Leistungen anerkennt, aber wie man sich auch 
um die Fortschreibung bemüht. Bei dieser Gele­
genheit ist es auch zu einer Ehrung des Herrn 
Ludwig gekommen, über dessen Kunstsammler­
tätigkeit, Antikes, aber vor allem Modernes, es 
auch die verschiedensten Diskussionen gibt. 

Glauben Sie mir, ich war auch schon in Aachen 
in der Galerie Ludwig. Und ich habe mir  regelmä­
ßig in der ganzen Welt, wo immer ich war, immer 
ein ige Stunden abgezweigt, um Ausstellungen zu 
besuchen,  wie in der vergangenen Woche den 
Prado in Madrid und auch vorher das Metropoli­
tan Museum in New York und in Washington die 
Bürli-Ausstellung und so weiter. 

Hier möchte ich Ihnen sagen ,  daß mich der mo­
derne Musealbetrieb immer besonders interes­
siert. Gerade aus diesem Grund möchte ich mir 
erlauben , eine vor einiger Zeit geäußerte n icht 
unaktuelle Idee heute wieder in den Raum zu 
stellen. 

Hohes Haus! 1996 werden wir 1 000 Jahre 
Österreich zu gedenken und zu feiern haben. Ich 
bedaure es außerordentl ich, daß wir zwar für ver­
schiedene Gebiete Museen haben, aber kein Mu­
seum, in dem die vaterländische Geschichte 
Österreichs geschlossen dargestellt wird. Wer 
zum Beispiel nach London kommt und am Tra­
falgar Square d ie National Gallery besucht, aber 
sich auch die Mühe macht, e ine Galerie zu besu­
chen, die eine meiner allerl iebsten Galerien ist, 
das ist nämlich die ums Eck, die National Portrait 
Gallery, die im Schatten von Tate Gallery und 
Victoria and Albert Museum steht, der wird dort 
- ich glaube, auch Bundesrat Mautner Markhof 
kennt die Galerie beim Trafalgar Square, die Na­
tional Portrait Gallery - ,  meine sehr Verehrten, 
in einem Museum von den Anfängen Großbrita­
n iens b is zur unmittelbaren Gegenwart die füh­
rendsten ,Repräsentanten vertreten sehen. Dort 
kann man jemanden hinführen und kann sagen: 
Das ist die Geschichte meines Landes. Teilweise 
ist das auch bei Victoria and Albert Museum in 
Kensington der Fall. 

Bei uns in Österreich gibt es ein e inziges Mu­
seum,  wo man jemandem auf einem Teilgebiet die 
Entwicklung Osterreichs zeigen kann. Aber da 
werden jetzt, glaube ich, nicht alle e inverstanden 
sein, F rau Dr. Karlsson und Kollege Konecny hät­
ten jetzt hier die Legitimation besonderer Art zu 

einem Zwischenruf. Der Herr Bundesminister für 
Landesverteidigung kommt gleich . Ich darf nur 
sagen: Das ist unser hervorragendes Heeresge­
schichtliches Museum. 

Wobei ich Ihnen noch etwas sagen will als ei­
ner, der sich vorbehaltlos zur Notwendigkeit der 
Landesverteidigung und auch zur großartigen 
österreichischen Geschichte bekennt. Wir werden 
demnächst auch nach Solferino, Custozza und 
San Martino fahren . Präsident Dr. Strimitzer und 
ich werden das in diesem Monat noch tun und 
dort auch der Gefallenen gedenken. In  dem Zu­
sammentreffen wird respektvolle Hochachtung 
bekundet für die Zusammenarbeit, die zwischen 
Italien und Österreich besteht. 

Aber es wäre doch wunderbar, wenn wir uns in  
Österreich innerhalb dieses Musealkonzepts zum 
Jahre 1996 einen Anrand nehmen würden, ein 
Museum zu schaffen, in dem die Geschichte 
Österreichs und seiner Bundesländer dargestellt 
wird. Es gibt solche Ansätze in Neuhofen und in  
einzelnen Landesmuseen .  Aber es  wäre doch 
großartig, wenn wir - wo alle Grenzen auch zum 
alten Österreich jetzt offen sind, zu Ländern, die 
sich ja jetzt auch bemühen, ihre Geschichte dar­
zustellen - in Wien dann nicht hinter den Nach­
folgestaaten wären, die heute stolz ihre Geschich­
te erarbeiten wollen. 

Und ich möchte Ihnen sagen, daß sich Dr. Bru­
no Kreisky und Präsident Alfred Maleta, und 
zwar zwischen der SPÖ und der Leopold Kun­
schak-Stiftung, schon vor Jahren um eine ge­
meinsame Geschichtsforschung der kritischen 
Zeiten bemüht haben. Da ich in den Jahren 1 985 
und 1 988 aus historischen Anlässen selbst in  die­
sem Haus dazu Festreden zu halten hatte, weiß  
ich, wieviel an gemeinsam erarbeitetem Ge­
schichtsverständnis besteht. Das ist ein Fort­
schritt, und wir könnten mit den Liberalen, mit 
den Sozialdemokraten als Christdemokraten doch 
viel in einem Museum einbringen, das unsere 
leidvolle, aber auch freudvolle Geschichte ge­
meinsam zur Darstellung bringt. 

Daher möchte ich mir erlauben, Herr Bundes­
minister, diesen Gedanken, den Herr Dr. Erhard 
Busek schon bei einer anderen Gelegenheit er­
wähnte, wieder einzubringen. Ich glaube, zwi­
schen dem Bund und den Ländern könnte auch 
diesbezüglich eine sehr kooperative Zusammen­
arbeit bestehen. Wir haben noch sechs Jahre Zeit. 
Ich glaube, das wäre ein wunderbarer Ansatz, den 
wir pflegen sollten in Richtung einer musealen 
Darstellung unserer Geschichte, die über d ie Zei­
tenwende hinaus Bedeutung haben könnte. (Bei­
faLL bei der Ö VP.) 1 7.49 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. 
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Präsident 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

D ie Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrats k e i n e n E i n -
5 p r u c h zu erheben. 

21.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz über techni­
sche Studienrichtungen (Tech-StG 1990) (1268 
und 1 372/NR sowie 3885/BR sowie 3907/BR der 
Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 2 1 .  Punkt 
der Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates 
vom 7. Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz 
über technische Studienrichtungen (Tech­
StG 1 990) . 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Putz übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Erich Putz: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates sollen nach­
stehend angeführte Ziele verwirklicht werden: 

Integration der Informatikausbildung im Stud i­
um und der Fremdsprachenanwendung in fach­
spezifischen Lehrveranstaltungen, 

Obergrenze für die Gesamtstundenzahl an prü­
f u ngsreleva ten Lehrveranstaltungen , 

Verringerung der Zahl der Diplomteilprüfun­
gen im Pflichtfachbereich, 

Vorziehen von Teilen des Hauptfaches in den 
ersten Studienabschnitt, 

Verlagerung von Regelungskompetenzen aus 
dem Gesetz in die Studienordnungen und Stu­
dienpläne, 

E inbeziehung des bisherigen Studienversuches 
Telematik, 

Einbindung der Absolventen der Studienrich­
tung Architektur an Hochschulen künstlerischer 
Richtung in das Doktoratsstudium der techni­
schen Wissenschaften und Einführung des akade­
mischen Titels "Doctor architecturae" (Abkür­
zung: "Dr.  arch.") .  

Der U nterrichtausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2. Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und e instimmig be-

schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner B eratung stellt der U nter­
richtsausschuß somit den A n t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz über 
technische Studienrichtungen wird kein Ein­
spruch erhoben . 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dipl.-Ing. Dr. Harald Ogris. Ich erteile es ihm. 

1 7.50 

Bundesrat Dipl.-Ing. Dr .  Harald Ogris (SPÖ, 
Wien) : Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bun­
desminister!  Meine Damen und Herren! Ein be­
sonderes Merkmal der u niversitären Ausbildung 
in Österreich ist die hohe Überschreitungs rate 
der Studiendauer. Bei überwiegend zehn Seme­
stern, die vorschriftsmäßig zu inskribieren sind, 
dauern im allgemeinen d ie Studien so um 16 Se­
mester. Das ist weit mehr als im internationalen 
Durchschnitt, und es ist u nbedingt notwendig, auf 
diesem Sektor große Anstrengungen zu unter­
nehmen.  

Die vorliegende Gesetzesnovelle weist gerade 
in dieser Hinsicht starke Bemühungen auf; ich 
möchte mich auf einige Punkte beziehen. Einer 
der wesentlichen Punkte ist die Beschränkung der 
zu inskribierenden Semesterwochenstundenan­
zahl von derzeit zirka 250 b is 300 Semester­
wochenstunden auf 2 1 0  Semesterwochenstunden 
- mit Ausnahme der Chemie, bei der sehr viel im 
Labor gearbeitet werden muß auf 
235 Wochenstunden. 

Dies bedeutet nicht, daß bei zehn Semestern 
pro Woche nur 2 1  Stunden gearbeitet werden 
müßte, sondern das bedeutet, daß so viele Stun­
den zu inskribieren sind. Der Arbeitsaufwand ist 
wesentlich größer. 

Untersuchungen haben gezeigt, daß bei Übun­
gen, wie sie in Ingenieurstudien üblich sind, etwa 
der dreifache Arbeitsaufwand notwendig ist, so­
daß man insgesamt mit etwa 40 Prozent Vorle­
sungen und 60 Prozent Übungen auf eine Grö­
ßenordnung von etwa 380 Semesterwochen­
stunden kommt, das sind umgerechnet im Durch­
schnitt 38 Wochenstunden, ohne jene Zeit, d ie 
man zum Lernen braucht. 

Dennoch sind d iese 2 1  Stunden ein großer 
Fortschritt. Wenn ich daran zurückdenke, wie ich 
studiert habe, da waren im Minimum 41 Wochen-
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stunden zu belegen, im Maximum 48 Stunden, 
und der Faktor drei hat damals auch gegolten. 
Aber wir haben in der Zwischenzeit erlebt, daß 
die Studiendauer immer gestiegen ist. 

In unserer Fakultät hat man es so gemacht: 
Wenn 16 Semester überschritten waren,  haben 
wir einige Lehrveranstaltungen weggelassen, und 
der Durchschnitt ist auf etwas unter 14 Semeter 
hinuntergegangen. Nach ein paar Jahren waren 
wir aber wieder oben,  und das Spiel wiederholte 
sich . Jetzt sind wir auch wieder über 16 Semester. 

Es ist sicherlich notwendig, auch um anderen 
Studienrichtungen näherzukommen, die weniger 
arbeitsaufwendig sind, die Stundenzahlen zu ver­
ringern. Es ist schwer vertretbar, daß man bei­
spielsweise im öffentl ichen Dienst Juristen ein­
stellt, die nur acht Semester für ihr Studium be­
nötigen, und zu gleichen Konditionen stel lt man 
Ingenieure ein, die einen wesentl ich höheren Auf­
wand benötigen. Also h ier ein bißehen eine An­
gleichung herbeizuführen, ist sehr wünschens­
wert, wenn auch Einsparungen vom Standpunkt 
der Ingenieurausbildung her gesehen natürlich 
n icht sehr wünschenswert sind. Aber das ist die 
Quadratur des Kreises, die sich nicht vollkommen 
lösen läßt. 

Im Technik-Gesetz gibt es Vorschriften, auf die 
ich zum Teil eingehen  muß, obwohl ich mich 
mögl ichst kurz fassen möchte. 

Die 210  Wochenstunden teilen sich so auf, daß 
zirka 30 bis 45 Prozent auf den ersten Studienab­
schnitt entfallen, das sind etwa 60 Wochen­
stunden im Minimum, und es bleiben dann für 
den zweiten Studienabschnitt 1 1 5 bis 
150 Wochenstunden. D iese - sprechen wir jetzt 
von 150 Wochenstunden - teilen sich in drei Ka­
tegorien von Lehrveranstaltungen ein: in Pflicht­
fächer, die jeder belegen muß, in gebundene 
Wahlfächer, die nach einem Katalog anzubieten 
sind, und zwar zwischen 1 00 Wochenstunden Mi­
nimum und 500 Wochenstunden Maximum. Dar­
aus sind, nach Blöcken geordnet, verschiedene 
Fächer zu wählen. Weiters gibt es 15 Stunden rei­
ne Wahlfächer, die mit dem Studienzweig gar 
n ichts zu tun haben müssen .  Wenn jemand etwa 
Technik studiert, so kann er beispielsweise zu­
sätzl ich auch noch M usik belegen. 

An sich ist eine solche Aufschlüsselung sehr 
gut, sie macht das Studium flexibel, gibt den Stu­
denten sehr viele Möglichkeiten, einen individu­
ellen Ausbildungsweg zu wählen. Allerdings ist 
ein Ausmaß von möglichen sechs Stunden bei den 
Pflichtfächern eingeführt worden, bei welchen 
man einen Fächertausch vollziehen kann .  Das ist 
etwas, wogegen die Hochschullehrer, vor allem 
die Professoren, Sturm gelaufen sind. Es ist das 
zwar schon reduziert worden - früher gab es ei­
nen größeren Antei l  - auf sechs Wochenstun-

den, aber auch das ist zu viel, denn was bedeutet 
das im einzelnen? - Man führt Pflichtfächer ein, 
die keine Pflichtfächer mehr sind . Wenn es den 
Studierenden freisteht, wesentliche Teile des Stu­
diums zugunsten anderer aufzugeben ,  sind es kei­
ne Pflichtfächer mehr. Man sollte solche Gegen­
stände von Haus aus nicht zu den Pflichtfächern 
hinzunehmen, sondern zu den gebundenen Wahl­
fächern. Also das ist unserer Meinung nach ein 
gravierender Mangel, der sich nicht ganz im Zuge 
der Besprechungen hat beheben lassen. 

Es gibt jedoch eine Regelung, die besagt: Dieser 
Austausch darf nur dann zugelassen werden ,  
wenn die Studienkommission - der sehr große 
Aufgaben zukommen - nicht festste llt, daß diese 
Pflichtfächer unerläßlich sind für das E rreichen 
des Studienzieles. Aber wenn das der Fall ist, 
dann gehören sie gar nicht als Pflichtfächer, son­
dern gleich als gebundene Wahlfächer eingeord­
net. Auf diese Unlogik möchte ich hier h inweisen; 
aber vielleicht wird im Zuge einer späteren No­
velle auch das zu beheben sein .  

Ein weiterer Punkt, der es den Studenten leich­
ter machen soll , ist die Reduktion der Teilprüfun­
gen. Bei den Ingenieurfächern gibt es im Durch­
schnitt zirka 60 Teilprüfungen,  die auf 30 redu­
ziert werden sollen. Das mag in manchen Fäl len  
eine Erleichterung bringen; so sicher sind sich 
aber nicht alle Lehrer, ob das ein Vorteil  ist. Mehr 
kleine Prüfungen sind oft angenehmer als weni­
ger, aber große. Aber man muß halt weniger zu 
Prüfungen gehen, und so mag auch d iese Rege­
lung gewisse Vorteile bringen .  

Etwas wesentlich Neues und Besonderes ist das 
Ziel, eine verstärkte Internationalisierung durch 
ein besseres Sprachangebot zu entwickeln. Es ist 
nun zwingend vorgeschrieben, acht Semester­
stunden einer Fachveranstaltung in englischer 
Sprache abzuhalten und anzubieten. Und auch 
die Prüfung kann in englicher Sprache abgelegt 
werden. D iese acht Semesterwochenstunden müs­
sen angeboten werden ,  sie müssen aber nicht be­
legt werden. Es steht jedem Studierenden frei ,  
wenn er nicht in Englisch hören will ,  auch in 
Deutsch zu hören, aber es stellt das die Möglich­
keit dar , sich in einer Fremdsprache zu artikul ie­
ren und in  einer Fremdsprache Gegenstände zu 
hören. Bei der Prüfung muß dann die Sachkennt­
nis festgestellt werden, aber nicht die Sprach­
kenntnis. Auch das ist etwas, was in diesem Ge­
setz enthalten ist. 

Eine Besonderheit stellt d ie Anlage zu  d iesem 
Gesetz dar, in der verschiedene für die Studien­
zweige spezifische Gegenstände angeführt wor­
den sind. Etwas Positives an d ieser Anlage ist, daß 
die Informatik expressis verbis in alle Studien­
zweige durch besondere Aufzählung e ingeführt 
worden ist. Sie ist zwar auch heute schon in alle 
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Studienzweige integriert, aber daß das so explizit 
aufgezählt ist , hat einen gewissen Vorteil .  

Ein großer Nachteil dieser Anlage dagegen ist, 
daß sie in sich unlogisch, inkonsistent aufgebaut 
ist. Es gibt e ine Vermischung von Fachgebieten 
und Fächern, die gleichrangig nebeneinanderste­
hen und die es für den aus dem Fach Kommen­
den klarmacht. daß da etwas passiert ist . Würde 
man die Aufzählung allzu ernst nehmen, dann 
würden manche Studiengebiete d irekt einge­
schränkt werden. Es fehlen wesentliche Teile, an­
dere sind hervorgehoben. Da ist eine gewisse Un­
logik drinnen. Ich möchte die Formulierung der 
Anlage als eher unglücklich bezeichnen, und ich 
wei ß  mich i n  dieser Haltung nicht al lein.  Ich 
weiß ,  daß es dagegen sehr viele Widerstände bei 
den Universitätslehrern an den Technischen Uni­
versitäten gibt, aber dennoch wird man bemüht 
sein,  dieses Gesetz so gut wie möglich zu vollzie­
hen. 

Zuletzt möchte ich noch auf die Übergangsbe­
stimmungen zu sprechen kommen. Es ist unter 
anderem vorgeschrieben, daß innerhalb eines 
Jahres nach Vorliegen der Studienordnung die 
Studienpläne vorliegen müssen .  Diese müssen 
aber abgestimmt sein unter den Fakultäten der 
einzelnen Technischen Universitäten - Wien 
Graz, Innsbruck - ,  und sie müssen abgestimmt 
werden mit einer neuen Form von Kommissio­
nen, nämlich den Planungskommissionen, die 
sich grundsätzlich über die Zukunft und Entwick­
lung des Technik-Studiums Gedanken machen 
sollen . Solche Kommissionen gibt es an den mei­
sten Fakultäten - auch an unserer bereits - ,  sie 
ist nur jetzt gesetzlich eingeführt worden. Aller­
dings brauch t  dieser Vorgang sicher länger als das 
dazu vorgesehene Jahr. Es ist heute schon zu er­
warten, daß die meisten Studienpläne nicht zeit­
gerecht fertiggestellt werden können . 

Hinzu kommt noch die Erschwernis, daß wäh­
rend eines Zeitraumes von fünf Jahren nach In­
krafttreten des Gesetzes mehr oder weniger beide 
gesetzliche Regelungen - die bestehende und die 
neue - Geltung haben werden ,  und es sehr 
schwierig sei n  wird, diese Parallelität, die zusätz­
lich von den Studienkommissionen ständig zu 
überprüfen ist, aufrechtzuerhalten. Ich kann ver­
sichern - soweit ich das aus Gesprächen mit den 
Kollegen an den Technischen Universitäten weiß 
- :  Man wird sich dennoch sehr bemühen, die 
Fristen einzuhalten, aber es ist schon etwas, was 
man den Universitäten da aufhalst, was ein biß­
chen besser hätte geregelt werden können. 

Insgesamt wird versucht, durch diese Novelle 
Erleichterungen für d ie Studierenden zu bringen. 
Das muß man anerkennen. D iese Novelle hat 
mehr Flexibi lität, mehr Internationalität zur Fol­
ge, der Studienaufwand insgesamt wird verringert 
werden. Das alles sind Gründe, warum die soziali-

stische Fraktion des Bundesrates dieser Novelle 
gerne ihre Zustimmung erte i len wird. (Allgemei­
ner Beifall.) 18.02 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n  e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

22. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über die Studienrichtung Vete­
rinärmedizin geändert wird (1267 und 1 370/NR 
sowie 3908/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 22. Punkt 
der Tagesordnung: Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über die Studienrichtung Veteri­
närmedizin geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrat The­
re se Lukasser übernommen. Ich bitte sie um den 
Bericht. 

Berichterstatterin Therese Lukasser: Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Die b isher geforderte Rei­
henfolge der Ablegung von Teilprüfungen der 
zweiten D iplomprüfung in  der Studienrichtung 
Veterinärmedizin führte häufig zu Studienverzö­
gerungen, da die Lehrveranstaltungen aus Phar­
makologie, Pharmakognosie, Toxikologie und 
Apothekenwesen bis zum E nde des sechsten Se­
mesters dauerten, sodaß eine frühestmögliche 
Ablegung dieser Teilprüfung erst im siebenten 
Semester möglich war. Da für diese Teilprüfung 
nur ein Prüfer  zur Verfügung stand, kam es zu 
einer Verknappung der  Prüfungstermine. Durch 
die im gegenständ lichen Gesetzesbeschluß vorge­
sehene Streichung der Reihenfolge der Teilprü­
fungen soll den Studenten ermöglicht werden, die 
Teilprüfu ngen aus M ilchhygiene oder aus Mikro­
b iologie vor der Teilprüfung über die oben er­
wähnten Lehrveranstaltungen abzulegen .  Weiters 
sol l  d ie Dauer des Praktikums in Tierkl iniken und 
ähnlichen Einr ichtungen von b isher drei  b is vier 
Monaten auf zwei b is vier Monate geändert wer­
den. Ferner soll d ie Dauer des Praktikums in ei­
nem theoretischen I nstitut von bisher höchstens 
einem Monat auf n unmehr höchstens zwei Mona­
te geändert werden. 
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Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 2 .  Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der U nter­
richtsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über die Studienrichtung 
Veterinärmedizin geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben.  

Präsident: Ich danke der Frau Berichterstatte­
rin. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

23. Punkt:  Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Berggesetz 1975 geändert wird (Berggesetz­
novelle 1990) ( 1290 und 1344/NR sowie 3886 
und 3909/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 23.  Punkt 
der Tagesordnung: Berggesetznovelle 1990. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Dr. 
Kurt Kaufmann übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Kurt Kaufmann: Herr Prä­
sident! Herr Bundesminister! Hoher Bundesrat! 
Die mit dem vorliegenden Beschluß des National­
rates in Aussicht genommene Berggesetz­
novelle 1 990 bezweckt außer der Harmonisie­
rung der berggesetzlichen anlagenbezogenen Be­
stimmungen mit dem nunmehr geltenden ge­
werblichen Betriebsanlagenrecht in der Fassung 
der Gewerberechtsnovelle 1 988 unter Berück­
sichtigung der Besonderheiten des Bergbaues 
auch Erleichterungen für Kleinbetriebe sowie 
verschiedene Änderungen und Ergänzungen 
berggesetzlicher Bestimmungen aufgrund bei der 
Vollziehung des Berggesetzes 1975 gemachten 
Erfahrungen und herangetragenen Anregungen. 

Damit soll  dem Arbeitsübereinkommen der 
Regierungsparteien vom 1 6. Jänner 1 987 ent­
sprochen werden, das diese Harmonisierung i n  
der Beilage 18  (Umweltpolitik) im Abschnitt 
"Luftreinhaltung" vorsieht. 

Die in der Berggesetznovelle 1 990 vorgesehe­
nen Erleichterungen für Kleinbetriebe betreffen 
insbesondere die Bestellung verantwortl icher Per­
sonen und deren Anerkennung sowie die Aufstel­
lung von Betriebsplänen. Verschiedene Änderun­
gen und Ergänzungen berggesetzlicher Bestim­
mungen sol len Vereinfachungen und Klarstellun­
gen sowie Angleichungen an die technische und 
wirtschaftliche Entwicklung der letzten Jahre be­
wirken. Auch ist die sinngemäße Anwendung be­
stimmter berggesetzlicher Bestimmungen auf bis­
her nicht geregelte, dem Bergwesen zuzuordnen­
de Tätigkeiten vorgesehen, nämlich unter ande­
rem auf die bergbautec hnischen Aspekte des Su­
chens und Erforschens von Vorkommen geother­
mischer Energie, des Gewinnens der Erdwärme, 
soweit hiezu Stollen, Schächte oder mehr als 
100 Meeter tiefe Bohrlöcher benützt werden und 
des Untersuchens des Untergrundes auf E ignung 
zum Lagern von Materialien in  unterirdischen 
Hohlräumen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat d ie gegenständli­
che Vorlage in seiner S itzung vom 1 2. Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und mehrstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt­
schaftsausschuß somit den A n t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Berggesetz 1975 geändert wird (Berg­
gesetznovelle 1 990) , wird kein Einspruch erho­
ben. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter. 

Wir gehen in d ie Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Vincenz Liechtenstein .  Ich erteile es ihm. 

18.09 
Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (ÖVP, 

Steiermark) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Bundesminister! Liebe Kol leginnen und Kolle­
gen !  D ie am 7. Juni 1990 vom Nationalrat be­
schlossene Berggesetznovelle 1 990 bringt eine er­
hebliche Erweiterung des Umweltschutzes beim 
Bergbau, Erleichterung für Kleinbetriebe, Rege­
lung hinsichtlich der bergbautechnischen Aspek­
te, der Erschließung geothermischer Energie, der 
Untersuchung des Untergrundes auf E ignung zur 
Lagerung von Materialien in unterirdischen 
Hohlräumen, bei deren Herstellung und Benüt­
zung Regelungen hinsichtlich der bergbautechni­
schen Aspekte, der Suche von Zuuntertagelage­
rung von Stoffen geeigneten geologischen Struk­
turen, deren Erforschung, die E inbringung von 
Stoffen in solche geologische Strukturen und des 
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Lagerns in diesen sowie des Benützens von Gru­
benbauen eines stillgelegten Bergwerkes, ferner 
Vereinfachungen bei Verfahrensabläufen, Klar­
stellungen und Angleichungen an die techn ische 
und wirtschaftliche Entwicklung der letzten Jah­
re. 

Durch die Berggesetznovelle 1990 wird ein 
weiterer Punkt des Arbeitsübereinkommens der 
Regierungsparteien vom 16. Jänner 1987 erfüllt. 
Die berggesetzlichen anlagenbezogenen Bestim­
mungen werden weitgehend unter Berücksichti­
gung der Besonderheiten des Bergbaues und des 
Versorgeprinzips mit dem geltenden gewerbli­
chen Betriebsanlagerecht harmonisiert ; verschie­
dentlich wird über eine Harmonisierung hinaus­
gegangen .  

Die Besonderheiten des Bergbaues bestehen 
insbesondere in dessen Standortgebundenheit, die 
sich aus der Bindung an die Vorkommen minera­
l ischer Rohstoffe in der Erdkruste ergibt, und den 
erheblichen Gefahren, die mit bergbaulichen Tä­
tigkeiten verbunden sind. 

Das Bergrechtssystem unterscheidet sich erheb­
lich vom System des Gewerberechts. Es sind ihm 
Rechtsinstitute, wie zum Beispiel eine Gefähr­
dungshaftung für Schäden aus Bergbautätigkeiten 
immanent, die im Gewerberecht n icht vorkom­
men. 

Um bergbauliche Tätigkeiten ausüben und in 
Verbindung damit Bergbauanlagen herstellen 
und betreiben zu können, muß man Bergbaube­
rechtigter sein.  Dazu bedarf es jeweils Bergbaube­
rechtigungen, die für genau festgelegte Räume 
und nur nach D urchführung förmlicher Verfah­
ren erworben werden können. 

Umweltbelange wurden bereits 1975 als 
Schutzgüter in das Bergrecht eingeführt. Als 
Schwerpunkte der Berggesetznovelle 1 990 in be­
zug auf den Umweltschutz sind besonders zu er­
wähnen :  Eine unmittelbar aus dem Gesetz sich 
ergebende Verpflichtung des Bergbauberechtig­
ten zu Vorsorgemaßnahmen zum Schutze der 
Umwelt nach dem Stand der jeweiligen Technik, 
eine Bewilligungspflicht ausnahmslos für alle 
obertägigen Bergbauanlagen und für alle Berg­
bauanlagen,  die teils ober Tag, teils unter Tag ge­
legen sind, Herstellungs- und Betriebsbewilligun ­
gen für jede bewil ligungspflichtige Bergbauanlage 
und auch für Änderungen an derartigen Anlagen 
nach dem Stand der Technik und dem Stand der 
medizinischen und der sonst in  Betracht kom­
menden Wissenschaft zu beurteilende Bewilli­
gungsvoraussetzu ngen, die Berücksichtigungen 
des Gewässersch utzes, die Begrenzung der Emis­
sionen von Luftschadstoffen nach dem Stand der 
jeweiligen Technik ,  Bestimmungen über die Ver­
meidung und Verwertung betrieblicher Abfälle, 
über Störfälle und wiederkehrende Überprüfun-

gen hinsichtlich des ordnungsgemäßen Zustandes 
der Bergbauanlagen, eine erhebliche Ausdehnung 
des Parteienkreises in dem Bewil l igungsverfahren 
für Bergbauanlagen, verbunden mit der Einfüh­
rung eines Ediktalverfahrens, eine Erweiterung 
der Anordnungsbefugnisse der Bergbehörden 
hinsichtlich aller Bergbautätigkeiten, die nach­
trägliche Anordnungen in bezug auf konsensge­
mäß betriebene Bergbauanlagen und die Anord­
nung von Sanierungsmaßnahmen hinsichtlich 
Altanlagen ermöglichen sowie die Verankerung 
eines Antragsrechtes des Bundesministers für 
Umwelt, Jugend und Familie. 

Die Berggesetznovelle 1 990 sieht aber auc h  Er­
leichterungen für Kleinbetriebe - vor allem bei 
der Bestellung verantwortlicher Personen und der 
Aufstel lung von Betriebsplänen - vor. Durch die 
Aufnahme von Regelungen hinsichtlich der berg­
bautechnischen Aspekte der schon erwähnten Tä­
tigkeiten in das Berggesetz 1 975 wird einem sich 
vor allem in letzter Zeit gezeigten Regelungsbe­
darf entsprochen. 

Es kommen zwar beim Bergbau typische Tech­
niken zur Anwendung, jedoch hatten die dafür in 
Betracht kommenden Sicherheitsvorschriften 
keine Geltung. 

Durch die berggesetzliche Regelung der berg­
�.autechnischen Aspekte dieser Tätigkeiten folgt 
Osterreich den EG-Staaten, vor allem der Bun­
desrepublik Deutschland nach. 

Die Berggesetznovelle 1990 sieht weiters Ver­
einfachungen bei Verfahrensabläufen, etwa bei 
der Auflassung von Bergwerksberechtigungen, 
die Ermöglichung der automationsunterstützten 
Führung der bergbehördlichen Vormerkungen 
und anderes mehr vor, beinhaltet Angleichungen 
an die technische und wirtschaftliche Entwick­
lung der letzten Jahre und enthält ferner eine 
Reihe von Klarstellungen. 

Ich möchte es n icht verabsäumen, darauf h in­
zuweisen,  daß der Bergbau im Rahmen der öster­
reichischen Wirtschaft hohen Stellenwert besitzt. 
Die überaus positive E ntwicklung der österreichi­
schen Wirtschaft im Jahre 1 989 fand ihren Nie­
dersch lag auch beim Bergbau. Der Wert der ge­
wonnenen Bergbauprodukte erhöhte sich von 
1 1 ,9 Mill iarden Schill ing im Jahre 1 988 auf 
1 2, 1  Mil l iarden Schilling im Jahre 1 989. D iese be­
deutende Wertschöpfung wurde von 9 094 Ar­
beitnehmern erbracht. 

Mit der nunmehrigen Novellierung des Bergge­
setzes wird Österreich über eines der neuesten 
Entwicklungen Rechnung tragendes, den Um­
weltsch utz besonders berücksichtigendes, moder­
nes E G-konformes Berggesetz verfügen. 
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Die ÖVP wird der Berggesetznovelle 1 990 -
so wie im Nationalrat - ihre Zustimmung geben. 
- Danke sehr. (Beifall bei der Ö VP.) 1 8.16 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich ferner 
Herr Bundesrat Ing. Walter Meischberger. Ich er­
teile ihm dieses. 

18.16 

Bundesrat Ing. Walter Meischberger (FPÖ, Ti­
ro l) :  Herr Minister! Herr Vorsitzender !  Meine 
Damen und Herren!  Die vorliegende Novelle des 
Berggesetzes wurde vom Herrn Minister Schüssel 
im Nationalratsausschuß nach einer nicht ganz 
ernst zu nehmenden Debatte zwischen rot und 
schwarz so verteidigt: So schlecht ist dieses Gesetz 
auch wieder nicht, es ist schon ganz in Ordnung, 
man könnte ganz gut damit leben. 

Dies, meine Damen und Herren, drückt meines 
E rachtens nur aus, daß der Herr Minister selbst 
mit dieser Novelle n icht allzuglücklich ist. Das 
kann ich gut verstehen, denn gut leben kann mit 
diesem Gesetz kein wirklich umweltbewußter 
Mensch, denn mit dieser Novellierung wird aus 
dem Berggesetz ein Deponiegesetz. Dafür ist es 
aber absolut ungeeignet, da den durch dieses Ge­
setz zugelassenen Betreibern absolut die Qualifi­
kation feh lt. 

Es fehlt in diesem Gesetz jegliche Beschrän­
kung und Kontrolle, da Definitionen für Gift, 
Abfall, Gefährlichkeit und so weiter überhaupt 
fehlen. Ohne diese Definitionen l iegt es aber aus­
schließlich an den örtlichen Behörden, diese Be­
griffe zu beurteilen. 

Andererseits stellt dieses Gesetz einen Anreiz 
und einen Freibrief zum Anlegen von Mülldepo­
n ien dar. Mülldeponien, meine Damen und Her­
ren, sind natürlich d ie billigste "Lösung" in der 
Entsorgungsproblematik. Damit wird aber auch 
jede Alternative einer Aufarbeitung von Abfällen 
wirtschaftlich nicht mehr rechen bar und kann 
sich nicht mehr amortisieren. 

Mit dieser Novelle wird der Umwelt wirklich 
kein guter Dienst geleistet. Sie steht leider auch in 
direktem Zusammenhang mit dem Abfallwirt­
schaftsgesetz, kurz A WG genannt. 

Nicht vollziehbare Bestimmungen aus dem 
A WG stehen nun den Ausnahmebestimmungen 
des Berggesetzes gegenüber. AWG heißt offen­
sichtlich nicht nur Abfallwirtschaftsgesetz, son­
dern: "alles wie gehabt" . 

Ich möchte nun anhand einiger Gesetzesstellen 
darlegen, wie unzureichend dieses Gesetz in 
Wirklichkeit ist. 

§ 2 Abs. 1 ist jener Absatz, der das Berggesetz 
zu  einem Abfallaufarbeitungs- und Deponiege­
setz macht. Es werden zu lagernde Stoffe weder 

aufgelistet noch beschränkt. Man muß sich vor 
Augen halten, daß dieses Gesetz, das eigentl ich 
der Regelung und der Förderung des Bergbaues 
dienen soll, zu einem Abfallaufarbeitungs- und 
Deponiegesetz pervertiert wird. 

§ 63 Abs. 2 macht n icht ersichtlich - das ver­
misse ich - ,  was überhaupt deponiert wurde. 

§ 132  Abs. 1 1egalisiert Mülldeponien in Schot­
terwerken. Im selben Paragraph, Abs. 2 bezie­
hungsweise im § 1 33 heißt es, daß neben der De­
ponie - egal, ober über oder unter Tag - auch 
eine Aufarbeitungsanlage errichtet werden darf, 
die nicht dem Gewerberecht, sondern dem Berg­
recht untersteht. 

Dadurch entsteht dieselbe unsinnige Situation ,  
wie das vor zirka einem Jahr  an läßlich einer No­
velle zum Sonderabfallgesetz der Fall war. Es hat 
auf einmal zwei Arten von Sonderabfallentsor­
gern gegeben: jene nach der Gewerbeordnung 
und jene nach dem Sonderabfallgesetz. Es wird 
Müllverarbeiter nach der Gewerbeordnung -
und Müllverarbeiter nach dem Berggesetz geben. 

Bei § 1 38 Abs. 1 muß ich mir die Frage stellen, 
welche Deponie mehr als 40 Angestellte haben 
wird .  Das heißt, daß eine durchschnittlich große 
Deponie überhaupt keinen Hauptbetriebsp lan 
vorweisen muß. 

Paragraph 1 46 Abs. 2 enthält e inen totalen 
Schildbürgerstreich , denn es wird immer so sein,  
daß das Anlegen einer Deponie billiger und wirt­
schaftlicher sein wird als eine Aufbereitung. Ent­
scheidend dabei ist aber auch, daß Aufbereitungs­
anlagen, bei denen zu deponierende Restabfälle 
entstehen, in Zukunft immer unter das Bergrecht 
fallen. 

Heimlich still und leise haben die beiden Koali­
tionspartner d iese Novel le des Berggesetzes zur 
Abstimmung angesetzt. Hat Frau Umweltmini­
ster Flemming noch vor ein paar Stunden hier 
endlich durch das Abfallwirtschaftsgesetz die 
Möglichkeit erhalten,  Standorte für Deponien ge­
fährlicher Abfälle festlegen zu dürfen, so wird ihr  
diese Kompetenz jetzt wieder entzogen. 

Nach dem geänderten Berggesetz werden Son­
derabfalldeponien eine bergbauliche Tätigkeit 
und somit dem "tatsächl ichen Umweltminister" 
Schüssel zugeordnet. (Bundesrat S t r u  t z  e n -
b e r g e r: Sie haben ein Glück, daß die Flemming 
nicht da ist!) Ich wollte es ihr ja sagen. 

Dieses wenig restriktive Berggesetz läßt zahl­
reiche Möglichkeiten zu, umweltschonenden Be­
stimmungen auszuweichen. S ie stellen von in auf­
gelassenen Bergwerken deponierten Abfällen aus­
gehende Kontaminierungen von Tiefenwässern,  
d ie ja  bekanntlich immer mehr als Tafelwasser 
benutzt werden,  keine Bergschäden dar - und 
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damit kann auch niemand zur Verantwortung ge­
zogen werden.  Das Tüpfelchen auf dem i ist aber, 
daß mit Müll vollgestopfte Bergwerke abschlie­
ßend aus dem Grundbuch und damit aus der Er­
innerung zu löschen sind; dies erlaubt § 1 74 die­
ser Novelle. Wozu brauchen wir dann überhaupt 
noch einen Deponiekataster?! 

Diese Frage und viele andere Fragen mehr blei­
ben offen und sind der Beweis dafür, daß die vor­
liegende Berggesetznovelle einfach unbrauchbar 
ist. 

Die logische Konsequenz wäre: Rückverwei­
sung an den Nationalrat, um eine echte sachliche 
parlamentarische Diskussion zu ermöglichen. 
Deshalb werden wir Freiheitlichen dieser Novell­
le unsere Zustimmung verweigern. (Beifall bei 
der FPÖ.) 1 8.22 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
n icht der Fall. 

Die Debatte ist daher geschlossen .  

Vom Herrn Berichterstatter ein Schlußwort ge­
wünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmenmehrheit, gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates k e i n  e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

24. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz über 
den Schutz von Mustern (Musterschutzge­
setz 1990 - MuSchG) ( 1 141 und 1 342/NR sowie 
3910/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 24. Punkt 
der Tagesordnung: Musterschutzgesetz 1 990. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat lng. 
August Eberhard übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter I ng. August Eberhard: Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Mit dem gegenständlichen Beschluß des National­
rates soll ein modernes, den Bedürfnissen der 
österreichischen Wirtschaft und dem internatio­
nalen Standard entsprechendes Musterschutzge­
setz geschaffen werden. 

Unter Muster im Sinne des vorl iegenden Be­
schlusses s ind Vorbilder für das Aussehen ge­
werblicher Erzeugnisse zu verstehen. Ist ein Mu­
ster neu, so kann für dieses ein Musterschutz er­
worben werden .  Eine schöpferische Leistung ist 
n icht erforderlich. 

Die Höchstdauer des Musterschutzes soll, wie 
allgemein  gewünscht, von drei Jahren auf 
15 Jahre erhöht werden. D ie sich aus der länge­
ren Schutzdauer ergebende verstärkte Beschrän­
kung der Allgemeinheit durch musterrechtliche 
Ausflußrechte läßt sich allerdings nur dann recht­
fertigen, wenn die Publizität geschützter Muster 
und der an ihnen bestehenden Rechtsverhältnisse 
in höherem Maße als bisher gewährleistet wird. 

Die der Rechtssicherheit d ienende Publizität 
soll durch Veröffentlichung der Abbildungen so­
wie der wesentlichen Daten zum Schutz zugelas­
sener M uster in einem amtlichen Musteranzeiger 
sowie durch Umwandlung des Zentralmusterar­
chivs in e in Musterregister nach dem Vorbild des 
bewährten Patentregisters sichergestellt werden. 
Gleichfalls der Rechtssicherheit dient die Be­
schränkung des Musterschutzes auf die im Wa­
renverzeichnis enthaltenen Erzeugnisse sowie die 
jedermann zustehende Befugn is, formlos und ge­
bührenfre i  die amtswegige Nichtigerklärung of­
fensichtlich nicht neuer Muster zu bewirken, 
ohne sich in das Kostenrisiko e ines zweiseitigen 
Verfahrens einlassen zu m üssen .  

Die Zuständigkeit in Musterangelegenheiten 
regelt der gegenständliche Beschluß des National­
rates im wesentlichen wie folgt: 

Zur Beschlußfassung im Anmeldeverfahren 
(zum Beispiel Registrierung und Veröffentli­
chung von Mustern, Zurückweisung von Anmel­
dungen) sowie in nicht streitigen Musterangele­
genheiten (zum Beispiel Übertragung von Mu­
stern, F irmenwortlautänderungen) soll die 
Rechtsabteilung des Patentamtes berufen werden .  
Gegen Beschlüsse der Rechtsabteilung besteht 
Beschwerdemöglichkeit an d ie Beschwerdeabtei­
lung des Patentamtes. 

Für streitige Musterverfahren ist die Nichtig­
keitsabteilung des Patentamtes in  erster und der 
Oberste Patent- und Markensenat in zweiter In­
stanz zuständig. Die bereits nach dem geltenden 
Musterschutzgesetz bestehende Zuständigkeit der 
Gerichte zur Entscheidung über Ansprüche in  
Geld, die dem durch eine Musterverletzung Be­
einträchtigten zustehen, soll bestehen bleiben. 
H iezu kommt die Zuständigkeit der ordentlichen 
Gerichte auch in allen Verletzungsverfahren. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2. Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt­
schaftsausschuß somit den A n t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 
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Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz über 
den Schutz von Mustern (Muster­
schutzgesetz 1 990 - MuSchG) wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Kommerzialrat Erich Holzinger. Ich erteile es 
ihm. 

18.::.7 

Bundesrat Erich Holzinger (ÖVP, Oberöster­
reich): Herr Präsident! Herr Minister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren !  Ideen, Entwick­
lung, Forschung kosten Geld . Ideen ,  Entwicklung 
und Forschung sind aber auch der Motor für die 
Wirtschaft und für den Fortschritt. Es ist nur all­
zu verständlich, daß jene, die das Geld in diese 
Bereiche investieren, einen gewissen Schutz sowie 
die wirtschaftliche Verwertung dieser Ideen für 
sich alleine haben wollen, um zu verhindern, daß 
Nachahmer, die sich diese Entwicklungskosten 
sparen wollen , Zugriff zu d iesen Erkentnissen, 
Entwicklungen haben .  

Es  ist daher verständlich, daß man da  eben ent­
sprechende Gesetze haben muß, und drei Gesetze 
sind es, d ie wir haben: das Patentgesetz, das Mar­
kenschutzgesetz und das Musterschutzgesetz. 
Während das Patentgesetz und das Marken­
schutzgesetz bereits an die Gesetze der EG-Staa­
ten herangeführt wurden,  ist das beim Muster­
schutzgesetz nicht der Fall .  

Das Patentgesetz behandelt Technologien ,  
Konstruktionen und Verfahren. Wir  haben es 
schon gehört. Schöpferisch müssen die Ideen sein ,  
während das beim Musterschutzgesetz wesentlich 
anders ist. § 4 dieses Gesetzes lautet: "Der Mu­
sterschutz berechtigt den Musteri nhaber, andere 
davon auszuschließen, Erzeugnisse betriebsmäßig 
herzustellen, in Verkehr zu bringen, feilzuhalten 
oder zu gebrauchen, wenn sie mit seinem Muster 
übereinstimmen oder d iesem verwechselbar ähn­
lich sind und es im Hinblick auf die im Warenver­
zeichnis enthaltenen Erzeugnisse naheliegt, das 
Muster auf sie zu übertragen." 

Geschichtlich gesehen ist das eine sehr weit zu­
rückreichende Entwicklung, denn bereits am 
7. Dezember 1850 wurde im Publikationsdekret 
zum Kaiserlichen Patent ein Gesetz zum Schutze 
der Muster und Modelle erlassen, um die Ent­
wicklung zu fördern, wie es damals hieß. 1 928 
wurde jenes Gesetz, das b isher Gültigkeit hatte, 
beschlossen, es ist d ies also 62 Jahre alt, und es 
war daher notwendig, d iesbezüglich etwas zu tun. 

Wie wichtig das ist, geht vielleicht aus einer 
Zahl hervor, die ich einer Äußerung des Herrn 
Präsidenten Dittrich im Nationalrat entnommen 
habe. 

Seit nach 1 945 in der Wiener Handelskammer 
die Musterregistrierung eingerichtet wurde, gab 
es rund 554 000 Hinterlegungen und Registrie­
rungen, also eine sehr stattliche Zahl .  

Welche Probleme haben wir nun? - Die beste­
hende gesetzliche Regelung läßt den Beitritt zum 
Haager Abkommen über die internationale Hin­
terlegung gewerblicher Muster oder Modelle 
nicht zu. Es war notwendig, ein Gesetz m it Blick­
richtung gemeinsamer europäischer Markt auszu­
arbeiten .  Man hat also nicht repariert, sondern 
ein ganz neues Gesetz gemacht. Mit diesem Ge­
setz erreichen wir internationalen Standard, und 
es wird gleichzeitig den Bedürfnissen der österrei­
chischen Wirtschaft entsprochen . 

Bisher war es so, daß beim geltenden Muster­
recht Dezentralisierung vorherrschend war. Es 
gab aber insoferne Schwierigkeiten, als d ie Ent­
scheidungsorgane auf diesem Spezialgebiet zum 
Teil viel zuwenig Erfahrung hatten beziehungs­
weise überfordert waren. 

Deshalb ist es nun so, daß zwar die Anmeldun­
gen bei den bei den Handelskammern eingerich­
teten Stellen und beim Patentamt erfolgen kön ­
nen und damit bereits die Priorität gesichert ist, 
die e igentliche Behandlung aber im Patentamt er­
folgt. 

Ich will Ihnen die Details hier gar nicht weiter 
aufzählen, Sie können das ja nachlesen ,  aber ent­
scheidend ist : Alles, ob es sich um Registrierung, 
Veröffentlichung, Zurückweisung, Nichtigkeits­
erklärung, Anerkennungsverfahren, Feststel­
lungsverfahren und so weiter handelt, Liegt beim 
Patentamt in den entprechenden Instanzen. (Vi­
zepräsident Dr. S c  h a m  b e  c k übernimmt den 
Vorsitz.) 

Was die Zuständigkeit der Gerichte anlangt, so­
weit es sich um Geldansprüche bei Musterverlet­
zungen und andere Verletzungsverfahren han­
delt, hat sich n ichts geändert. 

B isher war die Schutzdauer drei Jahre, das war 
für die Wirtschaft immer zu kurz. Man hat sich 
nun dahingehend festgelegt, daß es eine fünf­
zehnjährige Laufzeit gibt, das heißt Grundlauf­
zeit fünf Jahre; zweimal fünf Jahre Verlängerung 
bei rechtzeitiger Entrichtung der Gebühren sind 
möglich. 

Wir sehen also, daß dieses Gesetz den moder­
nen Erfordernissen angepaßt wurde. Es stellt ei­
nen kleinen Meilenstei n  auf dem Weg zur Euro­
päischen Gemeinschaft dar, und man kann daher 
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dem Gesetz .. gerne die Zustimmung geben.  (Bei­
fall bei der O VP. J 18.32 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
n icht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e i n  Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fal l .  

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n  e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

25. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend Änderungen des Über­
einkommens über den internationalen Handel 
mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und 
Pflanzen ( 1 171 und 1343/NR sowie 391 1/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 25. Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationalrates vom 7. Jun i  1 990 be­
treffend Änderungen des Übereinkommens über 
den internationalen Handel mit gefährdeten Ar­
ten frei lebender Tiere und Pflanzen .  

Die Berichterstattung hat Herr B undesrat Ing. 
August Eberhard übernommen. Ich ersuche ihn 
höfl ich um den Bericht. 

Berichterstatter Ing. August Eberhard: Hohes 
Hau�.! Aufgrund des Umstandes, daß Änderungen 
des Ubereinkommens der parlamentarischen Be­
�andlung bedürfen, mußte gegen verschiedene 
Anderungsvorschläge der N iederlande ,  von Hon­
duras und von Botswana ein Vorbehalt eingelegt 
werd�n ,  um zu verhindern, daß die Änderungen 
für Osterreich völkerrechtliche Verbindlichkeit 
erlangen,  bevor das für ihre innerstaatliche 
Durchführung vorgesehene verfassungsmäßige 
Verfahren abgeschlossen werden konnte. 

Das i nnerstaatliche Begutachtungsverfahren 
hat ergeben, daß keine Notwendigkeit gesehen 
wird, die Vorbehalte nicht zurückzunehmen, da 
seitens der befaßten Stellen keine E inwände er­
hoben wurden. 

Da die Zurücknahme dieser Vorbehalte d ie 
Änderu ng eines mit Genehmigung des National­
rates abgeschlossenen Vertrages darstel lt, bedarf 
d ie Änderung der gleichen Behandlung wie der 
Vertrag selbst. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom-

mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset­
zen im Sinne des Art. 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Überführung des Vertragsinhal­
tes in die innerstaatl iche Rechtsordnung nicht er­
forderlich. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2. Juni 1 990 
in  Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt­
schaftsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend Änderungen des Überein­
kommens über den internationalen Handel mit 
gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflan­
zen wird kein E inspruch erhoben.  

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wort­
meldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall .  

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Be­
schluß des Nationalrates k e i n e n E i n  -
s p r u c h zu erheben. 

26. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Abkommen zwischen 
der Regierung der Republik Österreich und dem 
Schweizerischen Bundesrat über die Beziehun­
gen auf dem Gebiet des Films (Koproduktionsab­
kommen Österreich - Schweiz) samt Anlage 
und Briefwechsel (1306 und 1 345/NR sowie 
3912/BR der B eilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 26. Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 1 990 be­
treffend ein Ab.�ommen zwischen der Regierung 
der Republik Osterreich und dem Schweizeri­
schen Bundesrat über die Beziehungen auf dem 
Qebiet des F ilms (Koproduktionsabkommen 
Osterreich - Schweiz) samt Anlage und Brief­
wechsel .  

D ie Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Gottfried Jaud übernommen. Ich ersuche ihn 
höfl ich um den Bericht. 

Berichterstatter Gottfried Jaud: Herr Präsi­
dent! Herr M in ister! Hoher Bundesrat! Öster­
reich als kleines Land m it begrenzten finanziellen 
und technischen Möglichkeiten kann nur in Aus­
nahmefällen größere Fi lmprojekte al lein realisie­
ren. Gemeinschaftsproduktionen mit anderen 
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Staaten bedürfen einer staatlichen Absicherung; 
d iesem Zweck dienen bilaterale Abkommen über 
die Zusammena'rbeit auf dem Gebiet des Fi lms, 
d ie Österreich schon seit längerer Zeit mit mehre­
ren westeuropäischen Staaten abgeschlossen hat. 
Da die österreich ische Filmwirtschaft Interesse 
am Abschluß eines Abkommens auch mit der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft gezeigt hat, 
wurden diesbezügliche Verhandlungen  aufge­
nommen und der vorliegende Abkommenstext 
vereinbart. 

Durch den gegenständlichen Staatsvertrag soll  
sichergestellt werden , daß auch Gemeinschafts­
produktionen Zugang zu den Förderungsinstru­
menten der Vertragsparteien haben. Das vorlie­
gende Abkommen sieht allerdings keine eigenen 
Zuteilungsmechanismen vor, sodaß das jeweil ige 
nationale Förderungsrecht unberührt bleibt. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset­
zen im Sinne des Art. 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Überführung des Vertragsinhal­
tes in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht er­
forderlich . 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 2. Juni 1 990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt­
schaftsausschuß somit den A n t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Abkommen zwischen 
der Regierung der Republik Österreich und dem 
Schweizerischen Bundesrat über die Beziehungen 
auf dem Gebiet des Fi lms (Koproduktionsabkom­
men Österreich - Schweiz) samt Anlage und 
Briefwechsel wird kei n  Einspruch erhoben . 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wort­
meldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fall . 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Be­
schluß des Nationalrates k e i n e n E i n  -
s p r u c h zu erheben. 

27. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Abkommen zwischen 
der Regierung der Republik Österreich und der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
über die Beziehungen auf dem Gebiet des Films 

samt Anlage und zwei Briefwechseln (1335 und 
1 346/NR sowie 3913/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 27. Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 1 990 be­
treffend ein Abkommen zwischen der Regierung 
der Republik Österreich und der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland über d ie Beziehun­
gen auf dem Gebiet des Fi lms samt Anlage und 
zwei Briefwechseln. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Gottfried Jaud übernommen.  Ich bitte ihn höfl ich 
um den Bericht. 

Berichterstatter Gottfried Jaud: Hohes Haus! 
Neben dem nationalen Filmförderungsgesetz als 
e iner Grundlage für eine Verbesserung der Struk­
tur bedarf die österreich ische Fi lmwirtschaft 
tauglicher Instrumente zur Absicherung der in­
ternationalen Zusammenarbeit. Der wirtschaftli­
chen Bedeutung von Koproduktionen Rechnung 
tragend, hat Österreich mit der Bundesrepublik 
Deutschland eine entsprechende Vereinbarung 
abgeschlossen, die allerdings bereits auf das 
Jahr 1 966 zurückgeht und daher durch die Ände­
rung der wirtschaftl ichen Rahmenbedingungen 
überholt ist. 

Durch den vorl iegenden Staatsvertrag so ll si­
chergestellt werden, daß auch Gemeinschaftspro­
duktionen Zugang zu den Förderungsinstrumen­
ten der Vertragsparteien haben. Das Abkommen 
sieht allerdings keine eigenen Zutei lungsmecha­
nismen vor, sodaß das jeweilige nationale Förde­
rungsrecht unberührt bleibt. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset­
zen im Sinne des Art. 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Überführung des Vertragsinhal­
tes in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht 
erforderl ich. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner S itzung vom 1 2. Juni 1990 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt­
schaftsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wol le beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7 .  Juni 1 990 betreffend ein Abkommen zwischen 
der Regierung der Republik Österreich und der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland über 
die Beziehungen auf dem Gebiet des F ilms samt 
Anlage und zwei Briefwechseln wird kein Ein­
spruch erhoben. 
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Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Wort­
meldungen lieg�n nicht vor .  

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m Ci n g beschließt der Bun­
desrat mit Slimmeneinhelligkeit, gegen den Be­
schluß des Nationalrates k e i n e n E i n  -
s p r u c h zu erheben. 

28. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Übereinkommen 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft einerseits und der Republik Österreich, 
der Republik Finnland, der Republik Island, 
dem Königreich Norwegen, dem Königreich 
Schweden und der Schweizerischen Eidgenos­
senschaft andererseits über ein Informationsaus­
tauschverfahren auf dem Gebiet der technischen 
Vorschriften samt Anhang, gemeinsamer Erklä­
rung und vereinbarter Niederschrift (1337 und 
1347/NR sowie 3914/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Or. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 28. Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 1990 be­
treffend ein Übereinkommen zwischen der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft e inerseits und 
der Republik  Österreich ,  der Republik Finnland, 
der Republik Island, dem Königreich Norwegen, 
dem Königreich Schweden und der Schweizeri­
schen Eidgenossenschaft andererseits über ein In­
formationsaustauschverfahren auf dem Gebiet 
der technischen Vorschriften samt Anhang, ge­
meinsamer Erklärung und vereinbarter Nieder­
schrift. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Dr. 
Kurt Kaufman n  übernommen. Ich ersuche ihn 
höflich um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Kurt Kaufmann: Herr Prä­
sident ! Herr Bundesminister! Hoher Bundesrat! 
Der Mangel an Vorausinformation über die beab­
sichtigte Einführung von nationalen technischen 
Fortschritten ist eine Hauptursache des Entste­
hens von technischen Handelshemmnissen. Im 
Rahmen der derzeitigen Zusammenarbeit zwi­
schen den EFT A-Staaten und der EG bildet die 
Beseitigung von Handelshemmnissen, die auf un­
terschiedlichen technischen Vorschriften und 
Normen beruhen, einen Schwerpunkt. 

Innerhalb der EG sowie innerhalb der EFT A 
besteht bereits ein verbindliches Informationsver­
fahren für technische Vorschriften .  

Durch den  gegenständl ichen Staatsvertrag sol l  
ein diese beiden Systeme verbindendes Brücken­
schlagsübereinkommen geschaffen werden. 

Nach den Erläuterungen der Regieru ngsvorla­
ge regelt der gegenständliche Staatsvertrag Ange­
legenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches 
der Länder und bedarf daher gemäß Art. 50 
Abs. 1 Bundes-Verfassungs gesetz der Zustim­
mung des Bundesrates. 

Den Erläuterungen der Regierungsvorlage ist 
ferner zu entnehmen, daß von dem gegenständli­
chen Staatsvertrag die Bestimmungen des Art. 8, 
der die Zuständigkeit der Länder in  Gesetzge­
bung oder Vollziehung durch Übertragung von 
Befugnissen an zwischenstaatliche Organe ein­
schränkt, der Zustimmung des Bundesrates ge­
mäß Art. 50 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 44 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz bedürfen .  

Im Sinne des Art. 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz hat der Nationalrat beschlossen, daß 
der vorliegende Staatsvertrag durch E rlassung 
von Gesetzen zu erfüllen ist . 

Der Wirtschaftsausschuß hat das gegenständli­
che Übereinkommen in seiner Sitzung vom 
12 .  Juni 1990 in Verhandlung genommen und 
einstim mig empfohlen, dem vorliegenden Staats­
vertrag im Sinne des Art 50 Abs. 1 Bundes-Ver­
fassungsgesetz und hinsichtlich der Verfassungs­
bestimmung des Art. 8 im Sinne des Art. 50 
Abs . 3 in Verbindung mit Art. 44 Abs. 2 Bundes­
Verfassungsgesetz die verfassungmäßige Zustim­
mung zu erteilen sowie gegen den Beschluß des 
Nationalrates. den vorliegenden Staatsvertrag ge­
mäß Art. SO Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen, keinen 
Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt­
schaftsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

1. Dem Beschluß des Nationalrates vom 7. Juni 
1 990 betreffend ein Übereinkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einer­
seits und der Republik Österreich, der Republ ik  
Finnland, der Republik Island, dem Königreich 
Norwegen, dem Königreich Schweden und der 
Schweizerischen E idgenossenschaft andererseits 
über e in  Informationsaustauschverfahren auf 
dem Gebiet der technischen Vorschriften samt 
Anhang, gemeinsamer Erklärung und vereinbar­
ter Niederschrift wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Bun­
des-Verfassungsgesetz die verfassungsmäßige Zu­
stimmung ertei lt. 

2 .  Der Verfassungsbestimmung des Art. 8 wird 
gemäß Art. 50 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 44 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilt. 

3 .  Gegen den Beschluß des Nationalrates, den 
vorliegenden Staatsvertrag gemäß Art. 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz durch Erlassung von 
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Gesetzen zu erfüllen, wird kein Einspruch erho­
ben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in d ie Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Helmut Klomfar. Ich erteile ihm dieses. 

18.46 
Bundesrat Helmut Klomfar (ÖVP, Wien) :  Sehr 

geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun­
desminister! Warum sind d iese Informationsaus­
tauschverfahren notwendig? - Ich möchte vor­
wegnehmen, daß ja solche Verfahren innerhalb 
der EG und innerhalb der EFT A schon seit ge­
raumer Zeit bestehen. - Sie sind deshalb not­
wendig, um technische Handelshemmnisse abzu­
bauen. Wir nennen das im Außenhandel auch 
sehr schön "außertarifarische Erschwernisse" . 

Die Liberalisierung des internationalen Han­
dels ist eine Notwendigkeit und fördert auch let­
zen Endes die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
und der Hersteller, und zwar langfristig gesehen. 
Kurzfristig gesehen kann man da natürlich auch 
anderer Meinung sein. 

Mit dem Aufbau der Leistungsfähigkeit unserer 
Industrie in ganz Europa ist es stufenweise zu 
Zollabbaurunden gekommen.  Ich erinnere an die 
Zollabbaurunden innerhalb der EFT A, innerhalb 
der EG, Drittländer zur EG, auch die GA TT­
Runde zählt hiezu. 

Gleichzeitig haben aber dann die Industriena­
tionen, vordergründig zum Schutz i hrer Indu­
strien, den Aufbau von technischen Handels­
hemmnissen betrieben, und zwar durch Förde­
rung technischer Vorschriften, Erfindung von 
Prüfzeichen. Manchmal hat das zu sehr schikanö­
sen Vorschriften geführt bei Zollabwicklungen, 
wo dann - ich bin diesbezüglich ein gebranntes 
Kind, ich spreche aus der Praxis - Warensendun­
gen tagelang in Zollämtern blockiert waren, weil 
man irgendwelche Formvorschriften nicht erfül­
len konnte. 

Weil der Außenhandel keine Einbahnstraße ist, 
führen solche Maßnahmen auch immer wieder zu 
Retorsionsmaßnahmen seitens der Nachbarstaa­
ten , der Handelspartner. Verlierer sind dann im­
mer in  einem solchen Fall kleine Staaten, wei l  sie 
eben kleinere Binnenmärkte haben .  Für kleine 
Hersteller, die exportieren wollen ,  gibt es dann 
oft unüberwindbare Schwierigkeiten .  Es ist sehr  
kostspielig, wenn  ich das Beispiel anführen darf, 
in die EG zu exportieren, da man für ein Produkt 
dann zehn verschiedene Prüfzeichen benötigt, um 
die Ware in  den einzelnen EG-Staaten vertreiben 
zu können. 

Nun bessert sich die Situation durch diese ver­
bindlichen Informationsverfahren. Sie beschleu-

nigen die Angleichung der technischen Vorschrif­
ten beziehungsweise zumindest die gegenseitige 
Anerkenntnis von Prüfzeichen. 

Das gegenständliche Übereinkommen sorgt für 
mehr Transparenz zwischen den EG- und EFT A­
Staaten auf diesem Gebiet. Mein Wunsch dazu 
wäre ein einheitliches Normenwesen in ganz Eu­
ropa - zumindest zwischen den westlichen Indu­
strienationen - und keine außertarifarischen Er­
schwernisse mehr, und zwar zur Förderung des 
Außenhandels. 

In diesem Sinne begrüßen wir dieses Überein­
kommen, d iesen Staatsvertrag. (Allgemeiner Bei­
fall.) 18.49 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - D ies ist ebenfalls nicht gege­
ben. 

Wir gelangen daher zur A b s t i m  m u n g. 

Der vorliegende Beschluß enthält Verfassungs­
bestimmungen , die nach Art. 44 Abs. 2 Bundes­
Verfassungsgesetz der Zustimmung des Bundes­
rates bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der Mitglieder des Bundesrates und mit einer 
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abge­
gebenen Stimmen bedürfen. 

Ich stelle zunächst d ie für die Abstimmung er­
forderliche Anwesenheit der Mitgl ieder des Bun­
desrates fest. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen,  

1 .  dem vorliegenden Beschluß des Nationalra­
tes im Sinne des Art. 50 Abs. 1 Bundes-Verfas­
sungsgesetz und 

2. der Verfassungsbestimmung des Art. 8 im 
Sinne des Art. 50 Abs. 3 in  Verbindung mit 
Art.  44 Abs. 2 die verfassungsmäßige Zustim­
mung zu ertei len sowie 

3.  gegen den Beschluß des Nationalrates, den 
vorliegenden Staatsvertrag gemäß Art. 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz durch Erlassung von 
Gesetzen zu erfüllen, keinen Einspruch zu erhe­
ben, um ein Handzeichen. - Dies ist S t i m  -
m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Ausdrücklich stelle ich die erforderliche Zwei­
drittelmehrheit im Sinne des Art. 44. Abs. 2 Bun­
des-Verfassungsgesetz fest. 
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29. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem die 
Anlage zum Fernmeldegebührengesetz geändert 
wird (382/A-II-l0815  und 1 355/NR sowie 
391 5/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 29. Punkt der Tagesordnung: 
Bundesgesetz, mit dem die Anlage zum Fernmel­
degebührengesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Edu­
ard Gargitter übernommen. Ich ersuche ihn höf­
lich um den Bericht. 

Berichterstatter Eduard Gargitter: Meine D a­
men und Herren !  Mit der gegenständlichen Sen ­
kung der Telefongrundgebühren sollen Kosten­
vorteile in diesem Bereich an die Telefonkunden 
weitergegeben werden .  Nach dem vorliegenden 
Gesetzesbeschluß  des Nationalrates sol l  d ie 
Grundgebühr für Einzelanschlüsse um monatl ich 
20 S auf 160 S und für Teilanschlüsse um monat­
lich 1 0  S auf 140 S gesen kt werden. D ie betrags­
mäßig geringere Senkung der Grundgebühr für 
Teilanschlüsse trägt dem bei dieser Anschlußart 
gegenüber Einzelanschlüssen gegebenen höheren 
technischen Aufwand Rechnung. Die Senkung 
der Grundgebühr  um rund 1 1  Prozent ist daher 
nur bei Einzelanschlüssen ,  nicht aber bei Tei lan­
schlüssen wirtschaftlich vertretbar. Dieser Trend 
ist auch aus früheren Novellen zur Fernmeldege­
bührenordnung ablesbar. Da die Gebührensen­
kung mit 1. September 1 990 in Kraft tritt, erge­
ben sich Mindereinnahmen von rund 165 Mil­
lionen Schilling für das laufende Jahr und von 
rund einer halben Mi lliarde Schilling für 1991 . 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft u nd 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 1 2 . Juni 1 990 in Verhandlung ge­
nommen und einstimmig beschlossen, dem Ho­
hen Hause zu empfehlen, keinen E inspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so­
mit den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschl ie­
ßen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, m it 
dem die Anlage zum Fernmeldegebührengesetz 
geändert wird, wird kein E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wort­
meldungen liegen nicht vor .  

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall .  

Die Debatte i st geschlossen.  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist auch n icht der Fal l .  

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n  e n E i n ­
s p r  U c h zu erheben. 

30. Punkt: Entschließungsantrag der Bundesräte 
Dr. Wabl, Johanna Schicker und Genossen be­
treffend die Einführung eines Pauschalsystems 
für die Tarife der Rechtsanwälte bei Gericht 
(59/A(E)-II-877/BR sowie 3916/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 30. Punkt der Tagesordnung: 
Entschließungsantrag der Bundesräte Dr. Wabl, 
Johanna Schicker und Genossen betreffend die 
Einführung eines Pauschalsystems für die Tarife 
der Rechtsanwälte bei Gericht. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrat Jo­
hanna Schicker übernommen. Ich bitte sie um 
den Bericht. 

Berichterstatterin Johanna Schicker: Sehr ge­
ehrte Damen und Herren! In dem gegenständli­
chen Selbständigen Antrag wird der Bundesmini­
ster für Justiz ersucht - unter E inbeziehung der 
Erfahrungen und Erkenntnisse im Ausland - ,  
ein RechtsanwaIts-Pauschal-Tarifsystem ausarbei­
ten zu lassen und ein solches System im Wege 
einer Regierungsvorlage dem Parlament zur Be­
ratung und Beschlußfassung zuzuleiten. 

In der Begründung des Antrages wird ausge­
führt, daß der starke Konkurrenzdruck unter den 
Rechtsanwälten immer mehr dazu führt, daß im 
Rahmen des derzeitigen Systems des RAT die Ko­
sten für Rechtsanwälte bei Gericht immer höher 
werden.  Dies vor allem deshalb , da nach diesem 
System die Arbeitsleistungen des Rechtsanwaltes 
nicht pauschal abgegolten werden, sondern jede 
Einzelleistung gesondert verrechnet wird. Man­
che Anwälte sind daher bestrebt, möglichst viele 
Prozeßhandlungen zu setzen, um auf diese Art 
und Weise die Kosten und damit ihr eigenes Ein­
kommen zu steigern. Das derzeitige Honorie­
rungssystem bewirkt einerseits eine Vielzahl von 
mündlichen Verhandlungen und trägt damit auch 
zu einer Verlängerung der Prozeßdauer bei. Es 
hat andererseits den Nachteil, daß jemand, der 
sein  Recht bei Gericht sucht und für seine Rechts­
vertretung einen Rechtsanwalt beauftragt, nicht 
wei ß  und auch nicht abschätzen kann ,  mit wel­
chen Kosten ein solcher Zivi lprozeß verbunden 
ist. 

Da in Österreich die Honorare für Rechtsan­
wälte i m  Strafverfahren bereits pauschaliert sind 
und auch die Gerichtsgebühren im Zivilverfahren 
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nach Pauschalsätzen bezahlt werden ,  wäre die 
Einführung einer pauschalen Honorierung der 
Rechtsanwälte auch im Zivilverfahren ein weite­
rer logischer Schritt. Der Zugang zum Recht wür­
de dadurch für die Rechtsuchenden in Österreich 
wesentlich verbessert werden. 

In  der Bundesrepublik Deutschland gibt es be­
reits ein pauschales Honorierungssystem für 
Rechtsanwälte. Es hat sich bewährt, da die 
Rechtsanwälte möglichst prozeßökonomisch ihre 
Rechtsvertretung wahrnehmen und sich jeder 
Rechtsuchende von vornherein ausrechnen kann, 
wieviel ihn ein Zivilprozeß kosten wird. 

Der Rechtsausschuß hat den gegenständlichen 
Selbständigen Antrag in seiner Sitzung vom 
12 .  Juni 1 990 in Verhandlung genommen und 
mehrstimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Annahme dieser Entschließung zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle der angeschlossenen Entschließung d ie ver­
fassungsmäßige Zustimmung ertei len.  

Ich darf Ihnen auch die Entschließung zur 
Kenntnis bringen, die lautet: 

Entschließung 

Der Bundesminister für Justiz wird ersucht -
unter Einbeziehung der Erfahrungen und Erkennt­
nisse im Ausland - ,  ein Rechtsanwalts-Pauschal­
Tarifsystem ausarbeiten zu lassen und ein solches 
System im Wege einer Regierungsvorlage dem Par­
lament zur Beratung und BeschlußfassulZg zuzulei­
ten. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Milan Linzer. Ich erteile es ihm. 

18.57 
Bundesrat Dr. Milan Linzer (ÖVP, Burgen-

land): Herr Präsident !  Herr B undesmi nister! Ho­
her Bundesrat! Meine Damen und Herren !  Es ist 
unbestritten, daß die Prozeßdauer bei den ver­
schiedensten Zivilprozessen - leider Gottes! -
immer mehr zunimmt, und unbestritten ist auch 
die Tatsache, daß die Zahl der Zivilprozesse in 
den letzten Jahren sehr  gestiegen ist. 

Zweifellos stimmen wir von meiner Fraktion 
einerseits den Kollegen, den Antragstellern von 
der SPÖ dahin gehend zu, daß wir natürlich diese 
überlange Prozeßdauer in manchen Prozessen 
korrigieren möchten ,  daß wir diese herabsetzen 
möchten. Nur sind d ie Wege, die wir diesbezüg­
lich beschreiten wol len,  getrennt. Die Antragstel­
ler vermeinen, es wäre der richtige Weg, einer 
Empfehlung der Richtervereinigung zu folgen, 

anstatt des bisherigen Kostenersatzsystems bei 
den Rechtsanwaltskosten sozusagen umzusyste­
misieren auf ein pauschaliertes Instanzgebühren­
system.  Das heißt, jedes Verfahren in e iner be­
stimmten Instanz soll kostenmäßig für den 
Rechtsanwalt reglementiert sein .  

Es wird darauf hingewiesen, daß sich dieses Sy­
stem in Deutschland bewährt hätte, allerdings 
hinkt dieser Vergleich und ist insofern nicht ganz 
zutreffend und nicht ganz zulässig, als die deut­
sche Zivilprozeßordnung wesentl iche Abwei­
chungen zu unserem hat und es letztlich n icht so 
ohne weiteres möglich ist , das pauschalierte Ko­
stensystem aus diesem Zivilprozeßrechtssystem 
herauszuschälen und mit unserer Zivilprozeßord­
nung zu koppeln. 

Immerhin aber kann jetzt schon gesagt werden, 
daß sich - und das, glaube ich , ist bekannt - der 
Österreichische Rechtsanwaltskammertag, der 
Vertretungskörper der Rechtsanwaltskammer der 
Rechtsanwälte Österreichs mit dieser Problema­
tik und mit den an sich gemeinsamen Zielen der 
Richtervereinigung beziehungsweise mit den In­
tentionen des Justizministeriums und eben auch 
der Rechtsanwälte und - da darf ich auch mich 
miteinsch ließen - der Notare beschäftigt hat und 
daß man sich bemüht, die Prozeßökonomie zu 
verbessern .  

Ich glaube aber, daß dieser Diskussionsvorgang 
noch nicht soweit gediehen ist, daß man jetzt 
schon eine entsprechende Empfehlung, eine Ent­
schließung an das Ministerium, konkret an den 
lustizminister, ergehen lassen so llte, um ihn mehr 
oder minder unter Druck zu setzen, um ihn ir­
gendwie zu einer Handlung zu zwingen. Ich beto­
ne das deswegen so, weil ich der Meinung bin, daß 
es - fast möchte ich sagen: Tradition - so ist, 
daß, was d ie lustizgesetzgebung anlangt, in den 
letzten Jahren und vor allem in der letzten Ge­
setzgebungsperiode sehr viel erreicht worden ist, 
und zwar durch Konsens aller Beteiligten , nicht 
nur auf ministerieller Ebene, sondern darüber 
hinaus unter Einschluß entsprechender D iskus­
sions- oder Debattenbeiträge von Vertretern aller 
lustizberufe und n icht zuletzt natürlich auch der 
parlamentarischen Vertretungskörper . 

Eben im Hinblick darauf, daß die Rechtsanwäl­
te ohnehin selbst bereit sind, den Weg zum Ziel 
Prozeßökonomie und natürlich auch einer gewis­
sen Kostenminimierung mitzubeschreiten ,  d ieses 
sozusagen über Nacht eingeführte pauschalierte 
Kostensystem vorerst zweifellos vorei lig ist und 
der Antrag daher meiner Ansicht nach auch zu 
weitreichend zu sein scheint, möchte ich meinen 
Kollegen in der dann folgenden geheimen Ab­
stimmung empfehlen, diesem Antrag n icht die 
Zustimmung zu geben. - Danke. (Beifall bei der 
Ö VP.) 1 9.03 
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Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr.  Mar­
tin Wabl .  Ich erteile es ihm. 

1 9'()3 

Bundesrat Dr.  Martin Wabl (SPÖ, Ste iermark) :  
Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Nur ein 
paar Worte zu Aussagen meines Vorredners. 

Grundsätzlich sollte man es doch begrüßen , 
daß der Bundesrat selbst mit einem E ntschlie­
ßungsantrag aktiv wird .  Es ist ja unsere Aufgabe 
als Volksvertreter, die Sorgen und Probleme der 
Menschen aufzunehmen, sie hier in e ine Geset­
zesform zu bringen vor allem zu versuchen, eine 
Lösung zu finden. Das ist ja unsere ureigenste 
Aufgabe als Volksvertreter. 

Daher kann ich der Meinung meines Vorred­
ners nicht beipflichten,  wenn er sagt: Man soll 
hier nicht in ein schwebendes Verfahren eingrei­
fen,  man soll die Verhandlungen abwarten.  Die 
Verhandlungen dauern ja ohnedies schon sehr 
lange. Ich wei ß  von einem Gespräch gestern mit 
Herrn Minister Foregger, daß es im Ministerium 
einen Arbeitskreis gibt. in  dem die Problematik 
des Rechtsanwaltstarifs diskutiert wird und wo 
jetzt d ie Rechtsanwaltskammer eingeschaltet 
wird. 

Wenn man hier sagt, das ist voreilig, übereilt, 
dann degradiert man den Bundesrat, degradiert 
man die Volksvertretung zu einer E inr ichtung, 
die nur darauf wartet, daß die Betroffenen selbst 
aktiv werden .  Das kann ja nicht der S inn unserer 
Arbeit sein .  Wir haben sogar die Verpfl ichtung, 
hier gewisse Probleme aufzugreifen und einer Lö­
sung zuzuführen . 

Abgesehen davon, daß es sich ja hier n icht um 
einen Gesetzesinitiativantrag handelt, daß es 
noch nicht soweit ist, sondern das Ministerium 
wird nur ersucht, eine Regierungsvorlage, einen 
Vorschlag zu erarbeiten,  daß die Diskussion ent­
sprechend verstärkt i n  Gang kommt. 

Aber nun zum Thema an sich. Ich möchte, Kol­
lege Unzer, auch mit zwei Beispielen beginnen,  
die plastisch darstellen, wo die Problematik des 
geltenden Systems liegt. Ich persönlich kenne aus 
vielen Gesprächen - nicht nur als Richter, son­
dern auch als Volksvertreter - die  Sorgen der 
Menschen,  die heute schon erklären: Zugang zum 
Recht - wir sind froh darüber, daß u nter Broda 
dieser richtige Weg beschritten worden ist, aber 
wir müssen feststellen . . .  (Bundesrätin Dr. 
S c  h m i d t: Jetzt sind Sie aber befangen!) Viel­
leicht bin ich befangen. Ich wei ß  nicht, F rau Kol­
legin,  ob Sie das miterlebt haben, aber mir ist als 
Richter die Veränderung des Bi ldes des Richters 
bekannt, der ursprünglich nur als Amtsperson ge­
dacht war, sich dann aber mehr oder weniger zu 
jener Person entwickelt hat, die den Menschen 

hilft und d ie den Zugang zum Recht forciert hat. 
Das ist sicherlich u nter Broda eingeleitet worden,  
auch wenn Ihne n  das vielleicht nicht so gefällt, 
aber man sollte der geschichtlichen Wahrheit die 
Ehre geben. 

Es ist h ier vom Zugang zum Recht die Rede, 
und diese Idee, dieser Gedanke wird von allen be­
grüßt. Nur müssen jene feststel len,  die kein ger in­
ges Einkommen haben und daher keine Verfah­
renshilfe haben, wenn sie zu einem Anwalt gehen, 
daß die Anwaltskosten, der Tarif der Anwälte ex­
plosionsartig gestiegen ist. Zweitens ist ein Pro­
blem dadurch gegeben, daß der Anwalt aufgrund 
der gegebenen Situation nicht in der Lage ist , 
demjenigen, der um Hilfe oder um Vertretung er­
sucht, zu sagen, wieviel das ungefähr kosten wird . 
Das will ja an sich jeder wissen,  bevor er sich auf 
einen Prozeß einläßt: Wie hoch werden meine 
Prozeßkosten sein? Dann kann ich sagen, ob ich 
diesen Prozeß riskieren werde oder nicht. (Bun­
desrat Dr. K a u  f m a n n: Das dauert zu lange bei 
Gericht!) 

Das hat zwei Gründe. Manchmal sind es die 
Richter, die nicht mit der entsprechenden Rasch­
heit den Prozeß angehen, manchmal aber auch -
das möchte ich hier auch aufzeigen - die Rechts­
anwälte, die durch Tarifverordnung natürlich ver­
sucht sind, möglichst viele Prozeßhandlungen zu 
setzen. Wenn noch eine Verhandlung ist, noch 
ein Schriftsatz, dann kostet das etwas. Und das ist 
ja das, was ich meine, daß man eben durch ein 
anderes System e ine raschere Abwicklung der 
Verfahren bewirken könnte. 

Aber nur zwei Beispiele, damit das vielleicht 
ein bißehen plastischer dargestellt wird, damit wir 
auch wissen, worüber wir reden. 

Vor kurzem ist jemand zu mir gekommen, der 
bei einem Rechtsanwalt einen Kaufvertrag errich­
ten hat lassen über den Kauf einer Eigentums­
wohnung. An sich eine einfache Sache, die sich 
aber etwas dahingezogen hat, weil es bei der Fi ­
nanz nicht so schnell gegangen ist, wie der Käufer 
das erhofft hat. 

Er hat dann ersucht, die Kostennote zu legen. 
Es ist das an sich kein Problem. Es gibt da den 
Wert der Eigentumswohnung. Der Vertrag ist er­
richtet worden,  es ist die Verbücherung erfolgt, 
und dann hat er die Kostennote bekommen. Ich 
habe mir  d ie Kostennote angeschaut, er hat mich 
besonders darauf hingewiesen .  Da ist gestanden 
zum Beispiel : Telefonat 1 0. 1 1 . 1 986: 3 000 S, 
Telefonat soundso 4 000 S,  noch einmal ein Tele­
fonat, wieder ein paar Tausend Schilling, sodaß 
sich die Kosten, die ursprünglich, glaube ich, bei 
20 000 S gewesen wären, auf 67 000 S erhöht ha­
ben. 
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Wie ist es zu diesen Telefonatkosten gekom­
men? Der Mann,  der die Wohnung kaufen wollte, 
der dort einziehen wollte, der wollte , daß das erle­
digt ist - jeder hat Interesse daran, daß das bald 
über die Bühne geht - ,  hat angerufen. Der 
Rechtsanwalt hat ihm am Telefon nur gesagt: Das 
ist noch immer bei der Finanz. Nicht der Rechts­
anwalt hat ihn angerufen,  sondern er hat ihm nur 
die Auskunft gegeben: D ie U nbeden klichkeitsbe­
scheinigung ist noch nicht da, das ist noch nicht 
erledigt. Und für diese Auskunft hat der Rechts­
anwalt nach der Tarifordnung - hat er gesagt, 
der Wert der Wohnung ist soundso viel, die Tätig­
keit war soundso viel - Entsprechendes verrech­
net. 

Ich habe dem dann geraten,  da ich ihm einen 
Prozeß über die Kosten e rsparen wollte, daß er es 
zahlen soll ,  damit er seine Ruhe hat, damit er 
endlich Eigentümer d ieser Wohnung ist. 

Ein zweiter Fall: Scheidungen . Sie wissen, man 
kann darüber streiten. Es gibt Leute, wahrschein­
lich Ihrer Reichshälfte - das akzeptiere ich - ,  
die sagen, daß die einvernehml iche Scheidung für 
manche vielleicht die Möglichkeiten zu sehr er­
leichtert. - Ich persönl ich halte das für einen 
Fortschritt, wei l  diese Scheinscheidungsverhand­
lungen über Schuld oder M itschuld , mit konstru­
ierten Scheidungsgründen nicht zielführend wa­
ren. Ich habe die einvernehmliche Scheidung 
auch für einen Fortschritt gehalten. 

Das kostet bei Gericht ein paar Hundert Schil­
ling. Es gibt vielleicht Leute, die sagen :  Das müß­
te teurer sein .  Aber immerhin: Es gibt auch Men­
schen, d ie nicht ein so hohes Einkommen haben ,  
die dann auch finanzielle Probleme haben, gerade 
im Zuge eines Scheidungsverfahrens. Die gehen 
dann hin und erledigen das so. 

Aber es ist auch üblich, daß manche zu einem 
Rechtsanwalt gehen. Ich sage Ihnen hier: Wenn 
das einvernehmlich ist, also wenn nur die Dinge 
einigermaßen in Ordnung sind, etwa mit ein paar 
Gesprächen in der Rechtsanwaltskanzlei : Unter 
10 000 S kommt man n icht weg! 

Und da muß ich fragen ,  bitte, ob das der Sinn 
unserer Rechtsordnung ist,  daß man Tarife ent­
wickelt - das sage ich ganz deutlich - ,  die dem 
Ansehen der Rechtsanwälte schaden. Davon bin 
ich überzeugt! 

Ich weiß es auch von Notaren, wobei beim No­
tar das ein bißchen einfacher ist, denn der Verlaß, 
das kostet soviel, da gibt es n icht so viele strittige 
Punkte. (Bundesrat Dr. K a u  f m a n  n: Der Notar 
ist billiger als das Gericht!) Der Notar ist bil liger 
- ja, damit die Notare ein Geschäft machen, hat 
man das so gemacht, daß er um manches bill iger 
ist, das ist richtig. 

Aber insgesamt, meine ich, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, daß das jetzige System 
dem Standesansehen, der Standesehre der Rechts­
anwälte n icht förderlich ist, und zwar aus zwei 
Gründen n icht. 

Die Bevölkerung hat den Eindruck, daß man­
che Anwälte gar nicht fertig werden wollen mit 
dem Prozeß, daß manche Anwälte gar nicht zum 
Ende kommen wollen. Die Richter sagen - und 
d ieses Wort verwende ich hier auch, ohne daß ich 
jemandem nahetreten will - ,  das ist eine Ko­
stenschinderei .  

Ich weiß von vielen Verfahren, meine Damen 
und Herren, bei denen Anwälte dem Gericht sei­
ten lange Schriftsätze überreichen, die keiner liest, 
die aber dazu beitragen,  daß jede Handlung -
egal , ob sie sinnvoll ,  ob notwendig ist oder nicht 
- etwas kostet. Das wird dann überreicht. Das 
liest zwar keiner, aber das erhöht wieder d ie Pro­
zeßkosten.  

Ich möchte nur noch folgendes sagen :  Die 
Richter und auch die Richtervereinigung - ich 
weiß das aus vielen Gesprächen - sagen heute 
schon, daß diese jetzige Form des Rechtsanwalts­
tarifes für sie eine riesige Belastung ist. Das Aus­
rechnen der Kosten im Urteil, das genaue Durch­
schauen jedes einzelnen Postens, ist oft schwieri­
ger als die Urteilsfassung selbst. Der Richter soll 
sich ja konzentrieren können auf das, wer schuld 
ist an dem U nfaH oder wer sonst etwas gemacht 
hat, oder er muß Sachverständigengutachten stu­
dieren. Aber er braucht ja oft mehr Zeit, meine 
sehr  geehrten Damen und Herren , für das Aus­
rechnen der Kosten! Das ist oft so kompliziert ,  
daß viele Richter heute schon der Mei nung sind 
- vor allem im Zivilprozeß, um den geht es ja 
hauptsächlich - ,  daß das eine umzumutbare, 
eine uneinsichtige und unnotwendige Belastung 
ist. (Bundesminister Dr. S ( r  e i e  h e r: Sachver­
ständige!) Das ist wieder ein ganz anderes Thema. 
Da könnte man wirklich einiges verbessern .  

Und wei l  S ie sagen:  Anwälte. Ich habe volles 
Verständnis dafür, daß jeder Mensch verdienen 
will, das gehört zur Gesellschaft dazu, daß viele 
schauen ,  möglichst viel zu verdienen. Es gibt An­
wälte, die seh r  gut verdienen, es gibt Anwälte, die 
weniger verdienen. 

Meiner Meinung nach gibt es aber zu viele An­
wälte; sie werden vor allem in manchen Bereichen 
zu Unrecht beigezogen. In Familienrechtssachen 
b in  ich heute der Meinung, daß es gescheiter ist, 
wenn kein  Anwalt dazukommt, denn meistens ist 
es dann so: D ie zwei Anwälte sind dabei,  dann 
wird so lange prozessiert und am Schluß bleibt 
von dem ,  um das sie streiten, vom Haus zum Bei­
spiel, nichts mehr übrig. Das kassiert nachher der 
Anwalt. Es hat solche Fälle gegeben. 
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In der Oststeiermark gibt es genug Bauernhäu­
ser, wo es Wegstreitigkeiten gab , und am Schluß 
sind die alle aus dem Haus ausgezogen, und jetzt 
hat der Rechtsanwalt dort ein Wochenendhaus. 
Es gibt genug solcher Beispiele. (Bundesrat Dr. 
L i  n z e r: Das ist die Unvernunft des Bürgers!) 
Naja, sicher ist es die Unvernunft des Bürgers. -
Aber es gibt eben auch die Bereitschaft, die Ver­
suchung des Rechtsanwaltes, den Prozeß mög­
l ichst in die Länge zu ziehen, bis dann das ganze 
Haus draufgegangen ist. Das sage ich, ohne hier 
jemandem nahetreten zu wol len.  (Bundesrat 
5 c h a c h  n e r: Wucher nennt man so etwas.') 

Wir haben ja auch Beispiele dafür erlebt, daß 
Anwälte sehr wohl wissen,  wo ihre Rechte sind. 
Sie können sich sicher noch erinnern an die Zivil­
prozeßnovelle bezüglich Wertzuständigkeit beim 
Bezirksgericht. Bei den Bezirksgerichten hat es 
bis dato keinen Anwaltszwang gegeben. Dann ist 
das erhöht worden, und da hat man dann gesagt: 
Nein, das geht nicht, denn der Zugang zum Recht 
muß verbessert werden. Daher ist die Wertgrenze 
30 000 S geblieben, und wi r haben erstmals beim 
Bezirksgericht auch einen Anwaltszwang. (Bun­
desrat 5 c h a c h  n e  r: 50 000 5!) Jetzt ist das bei 
50 000 S .  Aber ab 30 000 S ist schon Anwalts­
zwang, was viele Richter sehr  bedauern, wei l  das 
Bezirksgericht jene Institution war, wo es keinen 
Anwaltszwang gegeben hat. 

Ich komme zum Schluß: Ich persönlich appel­
liere an Sie, d ieses Thema aufzugreifen. Ich ap­
pelliere deshalb an Sie, weil dieses Thema le ider 
Gottes nicht jene Medienöffentlichkeit erreicht 
hat, die ich mir  darüber vorstellen könnte. Die 
Anwaltskosten sind wirklich  ein Thema, das für 
viele Menschen,  vor allem für jene , die nicht so 
gut verdienen - für manche, die sehr gut verdie­
nen, wird das n icht so ein P roblem sein,  die zah­
len das weg - ,  aber viele, die sich in einer Exi­
stenzkrise befinden oder die private Probleme ha­
ben, ist das e ine echte Belastung. 

Es kommt noch etwas dazu - das geben ja vie­
le Anwälte zu, das ist halt menschlich verständlich 
-: Wenn ich irgendwo motiviert bin, den Prozeß 
auszudehnen, dann werde ich das möglicherweise 
tun, auch wenn ich es nicht zugebe. 

Und Sie, Herr Kollege Linzer, haben auch ge­
sagt: Sie sind dafür, daß die Prozesse nur kurz 
dauern, weil :  Rasch geholfen, ist gut geholfen. 

Der Herr Minister Streicher wird es wissen, daß 
jemand bei Verkehrsunfällen ,  wen n  das fünf Jah­
re dauert, erst am Schluß zu seinem Geld kommt. 
Es gibt Menschen, die dringend auf jeden Schil­
l ing angewiesen sind, die schwer verletzt, die ge­
lähmt sind, die kein Geld haben, und die Versi­
cherung weigert sich zu zahlen. Diese Prozesse 
dauern oft drei b is vier Jahre. Die Rechtsanwälte 
verdienen. Es gibt ja viele Rechtsanwälte, die heu-

te nur mehr von den Versicherungen leben. Das 
sind fast Vertragsanwälte, und die prozessieren 
und prozessieren. Und die Versicherungen zah­
len, bevor sie dem Verletzten rasch etwas zahlen ,  
lieber die Anwaltskosten, die oft ein sehr hohes 
Maß erreichen.  

Ich appelliere daher wirklich an Sie,  jetzt nicht 
festzukleben am Begriff "Pauschalsystem" . Es ist 
ja mit diesem Entschließungsantrag, mit dieser 
Resolution überhaupt nichts verbaut. Es ist das ja 
nur eine Willenskundgebung des Bundesrates, 
daß man sich dieses Problems endlich annimmt. 
Es ist ja nicht so, daß es jetzt heißt: Das ist ein 
Weg in  die e ine Richtu�g, und es gibt keinen an­
deren Weg mehr.  Wir Osterreicher sind ja stolz 
darauf, europareif zu werden. Warum soll man 
nicht auch in andere Länder schauen, ob die viel­
leicht auf diesem Gebiet manche Erfahrungen, 
manche Regelungen haben,  die wir auch über­
nehmen könnten? 

Daher meine ich im Interesse unseres Selbstbe­
wußtseins, daß wir heute diesen Initiativantrag 
annehmen, der ja nichts anderes besagt, als daß 
das Ministerium da endlich weitertun soll und 
daß man vielleicht endl ich einmal ein bißehen 
Dampf dahintersetzt - im Interesse der Men­
schen, und um die geht es da ja. Man sollte diesem 
Initiativantrag zustimmen und damit zu erkennen 
geben, daß wir die Sorgen und d ie Wünsche unse­
rer Mitbürger ernst nehmen. 

Und zum Schluß noch, weil gestern dieser An­
trag e ine Mehrheit gefunden hat: Es ist ja nicht 
so , daß das nur eine Idee der SPÖ-Fraktion ist, 
sondern gestern hat d ieser Antrag eine Mehrheit 
gefunden. Ich will jetzt nicht mutmaßen, warum 
er eine Mehrheit gefunden hat , wei l  h interher ei­
nige von Ihnen draufgekommen sind auf d iese 
Notwendigkeit. Ich weiß nicht, warum. Aber ich 
kann mir nicht vorstellen, daß Sie meinen Über­
legungen nicht folgen können, daß man dieses Sy­
stem endlich einmal anpackt. Ich glaube, darum 
geht es. 

Ich bitte daher, und ich appelliere an Sie, dar­
aus keinen Glaubenskrieg zu machen, keine Polit­
frage oder sonst etwas! Es geht um jene Men­
schen, die das Gefühl  haben, daß ihnen der Zu­
gang zum Recht erschwert wird, daß sie oft ausge­
nützt werden, daß sie oft bis auf den letzten Hel­
ler und Pfennig zahlen müssen und daß ihnen 
nicht Recht geschieht. 

Ich gebe gerne zu, daß es sich in v ielen Fällen 
auch die Justiz zu leicht macht, auch d ie Richter 
eine Verhandlung zu schnell vertagen und sagen :  
Das machen wir das nächste Mal ! ,  obwohl sie wis­
sen ,  daß jede Verhandlung viel Geld kostet. 

Aber hängen wir n icht an dem Wort "Pauschal­
system" , sondern sehen wir das als Ganzes. Ersu-
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ehen wir das Ministerium, dieses so leidige Pro­
blem zu lösen .  Ich b itte daher, bei der nachfol­
genden Abstimmung im Interesse einer raschen 
Lösung, einer Lösung im Interesse der Menschen 
zuzustimmen. Wobei ich schon zugebe: Eine op­
timale Lösung, die den Gordischen Knoten 
durchschlägt, und dann gibt es keine P robleme 
mehr, wird nicht möglich sein,  weil es immer wie­
der auch andere Meinungen gibt. Aber ich glaube 
- und das steht fest, das sagen auch viele andere 
- :  Das jetzige System ist reformbedürftig, und 
ich bitte Sie - wir sind ja hier Volksvertreter im 
Parlament - :  Setzen Sie auch einen Schritt zur 
Reform des Rechtsanwaltstarifsystems. Dann 
würde ich mich freuen, wenn wir  das heute 
durchgebracht haben.  - Danke. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 1 9.18 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Ich be­
grüße den im Hause erschienenen Herrn Bundes­
minister für Landesverteidigung Dr. Robert Li­
chal herzlich .  (Allgemeiner Beifall.) 

Zum Wort gemeldet ist Frau Bundesrätin Dr .  
Heide Schmidt. 

19.18 

Bundesrätin Dr. Heide Schmidt (FPÖ, Wien) :  
Herr Präsident! Meine Herren Bundesminister !  
Hohes Haus! - Also , Kollege Wabl, ich bin be­
eindruckt: Sie sind wirklich ein guter Standesver­
treter. (Bundesrat Dr. W a  b I: Ich bin gar kein 
Standes vertreter!) Sie haben das mit Engagement 
vorgetragen ,  Sie haben das auch aus Ihrer  Warte 
mit durchaus vernünftigen Argumenten vorge­
bracht. 

Nur:  Der bessere Zugang zum Recht sol l  ja ei­
gentlich n icht den Richtern etwas erleichtern, 
sondern soll dem Staatsbürger etwas bringen.  
Und Ihre Begründung, wie schwierig diese Ko­
stenberechnung . . . (Zwischenruf des Bundesrates 
Gargitler.) Wie meinen? (Bundesrat G a r  -
g i  t t e  r: Das hat er gesagt: für den Staatsbürger.') 
Ah ja! 

Wenn Sie sich anschauen, wie die Begründung 
tatsächlich untermauert wurde , dann liegt schon 
sehr viel im Interesse der Richter, was ich schon 
verstehen kann, nämlich, daß sie diese Kostenbe­
rechnung n icht machen müssen. 

Vor allem aber auch - und auf das werde ich 
später zurückkommen - :  Wenn sie mich fragen,  
nehmen die Richter i hre Verhandlungsführung 
viel zu wenig ernst, u nd auf diese Weise würde 
ihnen auch etwas abgenommen werden .  Das sind 
also alles D inge . . .  (Zwischenruf der Bundesrätin 
Dr. H ö d 1.) Bitte? (Bundesrätin H ö d  l: Das ist 
eine billige Unterstellung.') Das ist keine billige 
Unterstellung. Aber ich bin gerne bereit, das ein 
bißehen näher auszuführen. (Bundesrat G a r ­
g i t t e  r: Die Kostendurchschaubarkeit!) Lassen 

Sie mich zuerst ein bißehen was sagen, und dann 
können wir darüber diskutieren. 

Zum einen meinen Sie als Grund, eine Pau­
schalierung einzuführen, daß derzeit für nieman­
den abschätzbar wäre, wie hoch die Kosten in ei­
nem Zivilverfahren sind. - Das ist nur zum Teil 
richtig. Aber ich gebe Ihnen schon recht, es hat 
etwas für sich. 

Es ist allerdings sehr wohl abschätzbar - den 
Streitwert kennt man ja - ,  wieviel kostet eine 
Klage, wieviel kostet ein vorbereitender Schrift­
satz, wieviel wird daher d ie Verhandlung kosten .  
Das sind einmal Dinge, d ie  man von vornherein 
weiß. 

Was allerdings nicht abschätzbar ist - und da 
gebe ich Ihnen schon recht - ,  ist: Wie aufwendig 
wird denn das Beweisverfahren werden? Wie vie­
le Anträge werden gestellt? Welcher Art werden 
die Anträge sein?, und der gleichen mehr. Das ist 
genau das Argument, das meiner Meinung nach 
eben gegen eine Pauschalierung spricht, und zwar 
deswegen gegen eine Pauschalierung, weil Sie al­
les über einen Kamm scheren wollen, egal, wie 
aufwendig, wie zeitintensiv, wie arbeitsintensiv 
die Arbeit des Rechtsanwaltes für eine bestimmte 
Phase des Prozesses ist. Sie wollen das alles über 
einen Kamm scheren,  indem Sie pauschale Ko­
sten zusprechen wollen. Das entspricht nicht mei­
nem Leistungsempfinden. 

Ich glaube nicht, daß der Bürger auf der Strek­
ke bleibt. Das glaube ich deswegen nicht, denn es 
liegt am Richter - das ist der Appell an Sie, und 
wenn sie Ihren Stand so vertreten, dann könnten 
Sie ja das auch dort den Leuten nahebringen - ,  
allfällige Anträge von Anwälten, aus denen spür­
bar ist, daß sie dem Kostenschinden dienen - ich 
will gar nicht bestreiten, daß es solche gibt - ,  
eben abzulehnen. Es liegt ja beim Richter, zu be­
urteilen ,  ob ein solcher Antrag dienlich ist oder 
nicht, das heißt, ob er zum Beispiel der Wahr­
heitsfindung, ob er dem Ergebnis dient. Das ist 
eine F rage der Zivilprozeßordnung. 

Und noch etwas, was Sie ganz genau wissen: 
Die Zivilprozeßordnung läßt zum Beispiel mit 
Beginn der mündlichen Streitverhandlung 
Schriftsätze gar nicht mehr zu. Nur die Praxis 
schaut völl ig anders aus. Natürlich wird auch bei 
Beginn und nach Beginn der mündlichen Streit­
verhandlung ein Schriftsatz nach dem anderen 
eingereicht. Es läge beim Richter,  dem Einhalt zu 
gebieten ,  denn diese kosten natürlich alle Geld. 
Wenn es der Richter nicht tut, dann finde ich es 
aber n icht fair, das jetzt e infach abzuwälzen auf 
einen anderen Berufsstand. D iesen kann man 
doch n icht so verunglimpfen, als wären dort nur 
Anwälte, d ie  Kosten schinden wol lten. Schwarze 
Schafe gibt es in jedem Berufsstand, aber es liegt 
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doch beim Richter, das in ein ordentliches Gleis 
zu bringen. 

Außerdem geht es mir auch darum,  daß ich 
hier ein bißchen an die - zugegebenermaßen 
noch nicht in allen Bereichen vorhandene -
Mündigkeit und Aufmerksamkeit des Staatsbür­
gers appelliere .  Es l iegt ja auch an ihm, mit sei­
nem Rechtsanwalt entsprechenden Kontakt zu 
halten und ihn zu fragen, was denn dieser eine 
oder andere Antrag kosten würde. Das ist ja im 
Tarifgesetz festgelegt. Das sind ja n icht irgend­
welche frei erfundenen Beträge, sondern diese 
schreibt das Tarifgesetz vor. 

So unmündig ist wohl  keiner, daß er glaubt, 
wenn jetzt ein zusätzlicher Antrag gestellt wird, 
daß der nichts kostet! Das weiß  man. 

Als Vergleich nehme ich Deutschland her. Kol­
lege Linzer hat zwar schon gesagt, dort sei ein 
anderes System, er hat nur den wesentlichen 
Punkt meiner Meinung nach nicht erwähnt. Mir 
scheint der wesentliche Punkt in dieser Änderung 
zu sein ,  daß es in Deutschland kein Neuerungs­
verbot gibt. Das bedeutet, daß in Deutschland 
70 Prozent der streitigen Fälle ohne Beweisver­
fahren abgeschlossen werden, daß der Richter be­
reits zu einem sehr frühen Zeitpunkt seine 
Rechtsmeinung kundtut und daß sich d ie Prozeß­
parteien dann natürlich darauf einstellen können. 
Das wäre in Österreich nicht nur undenkbar, son­
dern es wäre auch verboten. 

Dieses Neuerungsverbot führt natürlich dazu 
- das ist keine Frage der Tarife, sondern das ist 
eine Frage der P rozeßordnung - ,  daß in der er­
sten Phase, in der Beweisphase, versucht wird, all 
das einzubringen, was nur denkmöglich ist, um 
allenfalls auch einen Kunstfeh ler des Anwaltes 
auszuschließen, wei l  man es dann nachher im Be­
rufungsverfahren ja nicht mehr vorbringen darf. 
Alles, was nachher kommt, wird eben dann abge­
tan unter dem Hinweis auf Neuerungsverbot: 
Hätten Sie es bei der ersten I nstanz vorgebracht! 
Daher müssen Sie den Hebel bei der Zivilprozeß­
ordnung ansetzen - und nicht beim Tarif des 
Rechtsanwaltes. 

Wenn Sie glauben ,  daß all das der Verkürzung 
des Verfahrens dient, so wage ich das auch zu 
bezweifeln. Zum einen ist meine Erfahrung aus 
meiner bisherigen beruflichen Tätigkeit in der 
Volksanwaltschaft die, daß die Dauer der Verfah­
ren nicht sosehr durch die Anträge der Rechtsan­
wälte bedingt ist, sondern vor allem dadurch, daß 
die Ausschreibung der Verhandlungen in sehr  
großen Zeiträumen erfolgt, daß möglicherweise 
auch das Personal n icht da ist, um die Urteilsaus­
fertigungen in entsprechenden Zeiträumen tat­
sächlich bringen zu können. Das ist die unzumut­
bare Dauer und das tatsächliche Hemmnis für ei-

nen guten Zugang zum Recht. Aber ich glaube 
nicht, daß es d ie Anträge der Anwälte sind. 

Vor allem vergessen Sie nicht die Kehrseite des 
Ganzen, nämlich daß man dann ohne Kostenrisi­
ko einen Prozeß so lange führen kann ,  wie man 
nur will .  Das heißt, daß dann  jene Partei , die In­
teresse daran hat, das Urteil möglichst spät zu be­
kommen, ohne irgendein Kostenrisiko - weil es 
ja pauschaliert ist - die ganze Sache durch eine 
große Anzahl von Beweisanträgen verzögern 
kann. Das können Sie nicht bestreiten,  das ist e ine 
Möglichkeit. Sie können sagen, das wird in  der 
Realität nicht eintreffen, aber das ist genauso 
möglich , wie Sie Ihre Variante für vorstellbar hal­
ten, nämlich daß es zu einer Verkürzung des Ver­
fahrens beitragen wird. 

Ihren Entschließungsantrag begrüße ich übri­
gens von der Aktion her, ich habe überhaupt 
nicht d ie Sorge, die Kollege Linzer geäußert hat, 
daß jetzt über Nacht irgend etwas geschieht. Wir 
sind es nicht gewöhnt, daß Entschließungsanträge 
des Bundesrates über Nacht vom Minister umge­
setzt werden, schon deswegen habe ich diese Be­
fürchtung nicht. Ich glaube aber auch nicht, daß 
es notwendig ist, Sorge zu haben,  daß e ine Initia­
tive gesetzt und irgend etwas überholt wird. Das 
ist sehr wohl der Zweck des Bundesrates. Daher 
haben Sie dafür meine volle Unterstützung. Nur 
inhaltlich kann ich leider nicht mitgehen.  

Wenn Sie meinen, daß die Vereinfachung da­
durch herbeigeführt würde, so muß ich sagen, ich 
habe mir die Bundesrechtsanwaltsordnung ange­
schaut, die deutsche Gebührenordnung ist noch 
weit komplizierter als unser Tarifgesetz. Also von 
einer Vereinfachung kann überhaupt keine Rede 
sein. Das ist bitte unrichtig! 

Letztlich führen Sie als Vergleich an, daß im 
Strafverfahren bereits die Honorare für Rechts­
anwälte pauschaliert seien .  Dies ist schlicht un­
richtig! Das ist nicht der Fal l !  Nach der Strafpro­
zeßordnung ist ein pauschalierter Beitrag des 
Bundes bei einem Freispruch zu leisten. Das hat 
überhaupt nichts mit den Kosten des Rechtsan­
waltes zu tun, sondern das ist ein Beitrag. Daher 
ist das, bitte, in Ihrem Entschließungsantrag eine 
unrichtige Darstellung, wenn Sie daraus den 
Schluß ableiten wollen: Wenn es da schon pau­
schaliert ist, dann kann man es auch im Zivilver­
fahren pauschalieren. 

Wenn wir schon dabei sind - und wir sind u ns 
einig, daß wir einen verbesserten Zugang zum 
Recht für den Staatsbürger herbeiführen wollen 
-, dann soUen doch auch h ier die Richter mehr 
Gebrauch davon machen. Mein Appell geht wirk­
lich an die Richter, denn die haben es vielmehr i n  
der Hand als die Anwälte. Schauen Sie sich d ie 
Beträge an, die hier bei Freispruch gegeben wer­
den können: im Verfahren der Geschworenenge-
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richte 20 000 S, Schöffengerichte 10 000 S, Ein­
zelrichter 5 000 S. 

Das habe ich mir erzählen lassen.  Tatsache ist 
- das werden Sie sicher n icht bestreiten - ,  daß 
diese Beträge von den Richtern überhaupt nicht 
ausgeschöpft werden, das heißt, daß die, die in 
der Realität den Rechtsanwälten zugesprochen 
werden ,  weit darunter l iegen. Damit straft man 
keinen Rechtsanwalt, denn da könnte man allen­
falls sagen: Es trifft keinen Armen ! ,  sondern da­
mit straft man die Partei, denn es ist der Beitrag 
zum Kostenersatz, den die Partei bekommt, das 
heißt, der Rest, der übrigbleibt, ist von ihr an den 
Rechtsanwalt zu tragen. 

Und wenn ich mir das al les vor Augen führe, 
dann muß ich sagen: Verbesserter Zugang zum 
Recht ja, aber nicht mit diesem Instrument. (Z.vi­
schenruf des Bundesrates Dr. W a b i. )  Ich halte 
dieses Instrument für untauglich .  Ich glaube, es 
sollte vielmehr bei der Verhandlungsführung dar­
auf geachtet werden, daß die Verfahren straffer 
werden .  Wir können auch durchaus einmal über 
das Personal bei den Gerichten reden.  Ich bin der 
Auffassung, auch da darf man nicht alles über ei­
nen Kamm scheren und sagen, es ist alles zu viel .  
Man muß das besser organisieren. Das wäre not­
wendig. 

Es wäre notwendig, daß d ie Richter die Amtsta­
ge ernster nehmen, an denen sie die Pfl icht ha­
ben, Rechtsberatungen zu erteilen. Rechtsbera­
tungen sollen auch solche sein,  damit sich die Par­
tei e in  B ild machen kann, wie groß das Risiko ist , 
wen n  sie sich auf einen Prozeß einläßt oder nicht. 
Sie wissen ,  wie nebensächlich die Einhaltung der 
Amtstage gehandhabt wird. Man gibt sie sogar ir­
gendeinem - um es einfach zu sagen - "frisch 
gefangten" Rechtspraktikanten, der sich hinten 
und vorne nicht auskennt, was man ihm gar nicht 
übel nehmen kann .  Aber das ist das, was man dem 
Bürger zumutet. 

Diesbezüglich wäre einiges zu tun. Letztlich 
müßte man noch ,  wie gesagt, in kürzeren Abstän­
den Verhandlungen anberaumen und Urtei lsaus­
fertigungen früher herausgeben. Das wäre meine 
Vorstellung von einem verbesserten Zugang zum 
Recht. Ich glaube nicht, daß das Über-einen­
Kamm-Scheren den Reiz, Leistung zu erbringen, 
mit sich bringt . - Danke. (Beifall bei FPÖ und 
Ö VP. - Bundesrat Dr. W a b  l: Das ist ja keine 
Leistung, wenn die Telefonauskunft geben!) 1 9.29 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Frau Bundesrät in Dr. Eleonore 
Hödl. Ich erteile es ihr. 

19.29 

Bundesrätin Dr. Eleonore Hödl (SPÖ, Steier­
mark): Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich glaube, man kann keinesfal ls von einem 

Über-den-Kamm-Scheren reden, wenn man die 
Forderung aufstellt, die RechtsanwaItskosten für 
bestimmte Standardstreitigkeiten zu pauschalie­
ren. (Der P r ä  s i d e n t übernimmt wieder den 
Vorsitz. ) 

Es gibt auch in  anderen Berufsgruppen Pau­
schalen, Frau Dr. Schmidt! Es gibt auch bei den 
Ärzten Pauschalen,  und es gibt auch bei anderen 
freiberuflich Tätigen Pauschalierungen der Ko­
sten. Ich glaube, man kann nicht von einem Über­
den-Kamm-Scheren reden. Natürlich sollen Lei­
stungen entsprechend honoriert werden. Aber es 
gibt Durchschnittswerte . Man weiß ungefähr, wie 
lange ein Prozeß dauert, wie viele Prozeßhand­
lungen ein Rechtsanwalt für einen Prozeß setzen 
muß (Bundesrätin Dr. S c  h m i  d t: . . .  Das ist ein 
Widerspruch!), um eine zielgerechte, möglichst 
erfolgreiche Vertretung durchführen zu können .  
Man kann be i  einem Unterhaltsprozeß sehr wohl 
sagen, das Beweisverfahren wird so viele Ver­
handlungen erfordern, denn es gilt in einem Un­
terhaItsprozeß meistens nur festzustellen ,  wievie l 
der UnterhaItsverpflichtete verdient. (Bundesrä­
(in Dr. S c  h m i d t: Ja, aber man weiß das ja jetzt 
schon auf grund der Tarife. wenn es so einfach 
.räre.' Das ist ja ein Widerspruch!) 

Frau Doktor Schmidt! Kennen Sie sich in dem 
Rechtsanwaltstarif aus? Können Sie mir einen 
Rechtsanwaltstarif ausrechnen? Ich würde Sie 
gerne auf die Probe stellen . (Bundesrätin Dr. 
S c  h m i d t: Der Rechtsanwall kennt sich aus! -
Zwischenrufe bei der SPÖ.) Der Rechtsuchende 
weiß überhaupt nicht, daß es so einen Tarif gibt ! 
(Bllndesrätin Dr. S c  h m i d t: Der muß ihn halt 
fragen.' pas müßte er schon! - Zwischenrufe bei 
der SPO.) 

Der Rechtsuchende wird den Rechtsanwalt 
wahrscheinlich schwer erreichen, da sich dieser 
meistens bei Gericht aufhält, daher kann er ihn 
schwer fragen. Und er wird sich auch gar nicht 
getrauen, zwischendurch zu fragen, wieviel es ko­
stet. Außerdem wird der Rechtsanwalt, wenn er 
einen Schriftsatz macht und ihn fragt, soll ich den 
einbringen oder nicht (Beifall bei Bundesräten der 
SPÖ) ,  doch n icht sagen ,  das kostet soundso viel. 

Frau Doktor Schmidt, ich wei ß  nicht, ob Sie 
wirklich in der Praxis gestanden sind. Herr Dr. 
Wabl und ich stehen in der Praxis. Wir wissen, 
wie die Gerichtspraxis ausschaut. Wir wissen, wo 
es fehlt. (Bundesrätin Dr. S c  h m i d t: Ich habe 
10 Jahre in der VoLksanwallschaft gearbeitet!) Es 
sind nicht d ie Richter schuld, wie Sie jetzt gesagt 
haben, sondern es ist einfach das System schuld. 
Das Honorierungssystem gehört weiterentwik­
kelt. Das heißt doch n icht, daß wir den Rechtsan­
wälten etwas wegnehmen wollen! Aber der Bür­
ger, der einen Prozeß führt, muß doch wissen und 
abschätzen können, was ihn dieser Prozeß kosten 
wird, wenn er ihn verliert. Ist das wirklich so viel 
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verlangt? Ich verstehe Sie nicht, Frau Doktor ! Sie 
sind sonst so fortschrittlich, aber in dieser Hin­
sicht, glaube ich, wissen Sie über die Praxis viel 
zuwen ig Bescheid. 

Herr Dr. Unzer hat auch sehr treffl ich die Be­
rufsinteressen vertreten. 

Ich möchte noch e inmal den Antrag von Herrn 
Dr. Wabl und von Frau Bundesrat Schicker voll­
inhaltlich unterstützen. Er ist leider fehlinterpre­
tiert worden, was die Richter anlangt. Natürlich 
kann der Richter - das ist auch seine Pflicht! -
die vom Rechtsanwalt gelegte Honorarnote über­
prüfen .  Erst dann kann er im Beschluß des Urtei­
les die Rechtsanwaltskosten festsetzen.  Aber 
wenn sich schon der Richter bei der Berechnung 
der Rechtsanwaltskosten schwer tut, umso 
schwieriger ist es für den Laien, zu durchschauen, 
zu durchblicken und abzuschätzen, was ihn das 
kosten wird. 

Meine Damen und Herren!  Wir haben viele, 
viele Reformen hier in d iesem Hause beschlossen, 
um den Zugang zum Recht zu verbessern. Aber 
es hilft nichts, wenn derjenige, der Recht sucht, 
Angst haben muß,  daß ihn das zuviel kosten wird. 
Daher ist unser Bemühen, zumindest für Stan­
dardstreitigkeiten,  wie zum Beispiel Unterhalts­
streitigkeiten ,  Pauschalierungen einzuführen. Ich 
glaube, wir können wirklich viele Beispiele an­
führen,  daß Leute sagen: Hätte ich die Höhe der 
Rechtsanwaltskosten gewußt, hätte ich den Pro­
zeß gar nicht geführt, denn jetzt muß ich soundso 
viel Rechtsanwaltskosten zahlen. Mit der ersieg­
ten Unterhaltserhöhung für drei Jahre - umge­
rechnet - habe ich vielleicht dann die Rechtsan­
waltskosten abgegolten. Ich glaube, diese Pau­
schalierung ist eine Richtung, die der Verbesse­
rung des Zuganges zum Recht für den einfachen 
Bürger d ient. Der Bürger soll die Möglichkeit ha­
ben, abschätzen und durchschauen zu können, 
wieviel ihn ein P rozeß kosten wird. 

Ich glaube, die Verkürzung der Prozeßdauer ist 
gar nic ht so relevant. Wir wissen ja auch, worin 
der Grund für die lange Dauer der Prozesse liegt . 
Das ist n icht der Richter, wie Sie gesagt haben, 
Frau Dr .  Schmidt, sondern das sind vorwiegend 
auch d ie Sachverständigen, die oft überfordert 
sind, d ie sehr  lange brauchen, um das Sachver­
ständigengutachten zu erstel len . Es ist auch die 
Dauer der Beweisverfahren . Oft wird auch der 
Zeuge zur Verhandlung geladen und kommt 
nicht. Es muß die Verhandlung vertagt werden. 
Also es ist n icht der Richter allein schuld, wie Sie 
sagen .  Ich habe d ie Erfahrung gemacht, daß die 
Richter sehr bemüht sind und sich sehr anstren­
gen, das Verfahren so schnell wie möglich zu erle­
digen. 

Absch l ießend möchte ich sagen: D iese Forde­
rung wird ja nicht von heute auf morgen Realität. 

Der Antrag ist ohnehin sehr bescheiden ausgefal­
len. Denn der Antrag lautet ja nur - b itte, wenn 
Sie nachlesen - :  

"Der Bundesminister für Justiz wird ersucht -
unter Einbeziehung der Erfahrungen und Er­
kenntnisse im Ausland - ,  ein Rechtsanwalts­
Pauschal� Tarifsystem ausarbeiten zu lassen und 
ein solches System im Wege einer Regierungsvor­
lage dem Parlament zur Beratung und Beschluß­
fassung zuzuleiten." 

Wenn man die Berufsinteressen von etwa 
3 000 Rechtsanwälten in Österreich mit der Be­
völkerung von etwa 7 Millionen Menschen in 
Österreich, für die wir den Zugang zum Recht 
verbessern würden, in Relation setzt, dann dürfte 
einem eigentl ich die Entscheidung nicht schwer 
fallen, sich für diesen Antrag zu entscheiden. Ich 
bitte Sie daher ,  für diesen Antrag zu stimmen. 
(Beifall bei der SPÖ. )  19.35 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich neuerlich 
Herr Bundesrat Dr. Milan Unzer. Ich erteile es 
ihm. 

19.35 
Bundesrat Dr. Milan Linzer (ÖVP, Burgen­

land): Herr Präsident! Herr B undesmin ister ! Mei­
ne Damen und Herren!  Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich bitte um Verze ihung, wenn ich 
mich noch einmal trotz der vorgeschrittenen 
Stunde melde, aber ich muß e infach einige Be­
merkungen, vor allem Korrekturen anbringen. 

Zunächst möchte ich feststellen,  Kol lege Wabl, 
das ist keineswegs ein Justament-Standpunkt, 
wenn ich eine negative Haltung zu diesem Ihrem 
Antrag einnehme. 

Ich möchte auch sagen, es wäre vielleicht besser 
gewesen, wenn wir über diesen Antrag vorher ein 
wenig miteinander diskutiert hätten. (Zwischen­
ruf der Bundesrätin Dr. H ö d  1.) 

Kollegin Hödl !  Die Debatte zeigt mir ,  daß lei­
der Gottes die Information zu diesem Thema 
sehr, sehr oberflächlich ist und die Systematik lei­
der Gottes gar nicht r ichtig erkannt wird. Wir ha­
ben nämlich in unserem Zivi lprozeßsystem das 
Kostenersatzrecht. Wenn wir i n  etwa das deutsche 
System der Pauschalierung bei den einzelnen In­
stanzen übernehmen, so würde das etwas ganz an­
deres bedeuten, ein komplettes Novum. (Zwi­
schenruf des Bundesrates Dr. W a b I.) 

Man kann jetzt polemisieren oder man kann 
sich bemühen, sachlich den Inhalt zu erforschen. 
Kollege Wabl !  Du hast hier versucht, anhand 
zweier Beispiele diesen Antrag zu erläutern . Vor 
allem das erste Beispiel  war völlig unzutreffend. 
Es hat das mit der phasenweisen Pauschalierung 
überhaupt n ichts zu tun. (Zwischenruf des Bun­
desrates Dr. W a  b I.) Die Kosten eines Vertrages, 
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sei es mit Notar oder Rechtsanwalt, haben mit 
dieser Thematik nichts zu tun. Das sind zwei paar 
Schuhe. Das ist ein Vergleich zwischen Äpfel und 
Birnen. Das ist hier nur eine versuchte Irrefüh­
rung. (Bundesrat Dr. W a  b l: Das ist eine Unter­
stellung: Das ist eine Irreführung! - Weitere Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.j 

Ich wil l  dir nichts unterstellen, aber es hat zu­
mindest für mich so ausgesehen. (Bundesrat Dr. 
W a b  l: Ich habe das Gefühl, daß du dich wehrst, 
weil es um dein Einkommen geht!) Außerdem 
möchte ich hier wirklich ausnahmsweise der Kol­
legin Schmidt voll zustimmen. (Ah-Rufe bei der 
SPÖ.j Man braucht sich nicht zu genieren ,  wenn 
man auch einmal einem Andersdenkenden zu­
stimmt, Kollege Konecny! ( Weitere Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) 

Ich negiere nicht justament sofort etwas, wenn 
es  von einer anderen Partei kommt - im Gegen­
satz zu Ihnen viel leicht ! (Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Kollege Wabl, du hast versucht, den Anwalts­
stand und mit natürlich auch die Notare zu des­
avouieren. (Ruf bei der SPÖ: Das ist ja nicht 
wahr! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Aber anhand der Darstellung der Beispiele hat es, 
meine Damen und Herren,  so ausgesehen. Ich 
sage Ihnen auch, warum. Er hat in den zwei Bei­
spielen Fälle dargestellt, als ob ein Klient, der zu 
einem Rechtsanwalt wegen einer Beratung 
kommt oder der ihn dann als Prozeßanwalt 
nimmt, beinahe der Willkür des Anwaltes ausge­
setzt ist. (Bundesrat Dr. W a  b L: Das habe ich 
nicht gesagt! - Weitere Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Der Anwalt hat auch seinen gesetzlichen 
Rechtsanwaltstarif, den im übrigen das Gericht zu 
bestimmen hat. Die Kosten, deren Berechnung 
dir anscheinend Schwierigkeiten macht, legt der 
Anwalt in einem Vorschlag. (Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Der 
Redner ist am Wort! 

Bundesrat Dr. Milan Linzer (fortsetzend): Der 
Richter braucht es nur nachzurechnen. Es hat so 
ausgesehen, als ob das eine wahnsinnig schwer 
Aufgabe wäre (Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
W a  b 1), aber ich glaube, die Empfehlung der 
Richtervereinigung, deiner Standesvertretung, 
meint etwas ganz anderes. Das ist auch meine In­
formation. Deine Ausführungen gehen an der 
Empfehlung der Richtervereinigung völlig vor­
bei. 

Weiters: Die Lehrmeinung des ordentlichen 
Professors für Zivilprozeßrecht Fasching ist auch 
e ine Diametrale zu der Einführung des Pauschal-

systems. Diese Meinung geht nämlich dahin -
Kollege Wabl ,  das ist ein Appell an dich ! - ,  daß 
es in erster Linie dem Verantwortungsbewußtsein  
der Verhandlungsleiter und natürlich auch der 
Anwälte überlassen ist, die Kosten zu minimieren. 

Man kann nämlich als Richter, Kollege Wabl ,  
das Beweisverfahren sehr wohl steuern . Man 
kann es schleppen, in die Länge ziehen. U nd dar­
aus entstehen dann die hohen Kosten und nicht 
durch den Anwalt. (Zwischenruf der Bundesrätin 
Dr. S c  h m i d t.) Schwarze Schafe, zugegeben, 
Kollegin Schmidt, gibt es überall, in jedem Be­
rufsstand, das will ich auch nicht leugnen. Dort 
liegt die hohe Verantwortung, Verbesserungen 
auszudiskutieren, die auch da möglich sind. Das 
habe ich gemeint, daß man sich vielleicht unter 
Führung des Herrn lustizministers, wie gesagt, 
mit den Betroffenen, mit der Richtervereinigung, 
mit dem Rechtsanwaltskammertag darüber zu­
sammensetzt. (Bundesrat Dr. Wa b l: Das wollen 
wir ja.') Es sind ja Arbeitskreise, wo auch Rechts­
vergleiche mit anderen europäischen Vorschrif­
ten angestellt werden .  (ZahLreiche Zwischenrufe 
bei der SPÖ. - Bundesrat Albrecht K 0 n e C n y: 
Warum begründen Sie den Antrag von Herrn Kol­
legen Wabl?) Kollege Konecny, Sie können mir 
noch immer nicht folgen, sonst würden Sie nicht 
so einen Unsinn reden. (Beifall bei der Ö VP.) 

Ich komme zum Schluß, Kollege Wabl. Es tut 
mir leid, aus den dargelegten Gründen muß ich 
dabei bleiben, daß der Antrag von meiner F rak­
tion abgelehnt werden soll .  - Danke. (Beifall bei 
der Ö VP.) 1 9.41 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Frau 
Bundesrätin Dr. Irmtraut Karisson.  Ich erteile ihr 
dieses. 

1 9.41 

Bundesrätin Dr. Irmtraut Karlsson (SPÖ, 
Wien) : Hoher Bundesrat! Sehr geehrter Herr Mi­
n ister! (Zwischenruf des Bundesrats K 0 n e c n y.) 
Ich glaube, daß der Bundesrat sich selber ernst 
nehmen soll ,  und wir sind ja gewissen Angriffen 
aus gewissen Richtungen ausgesetzt, und ernst 
nehmen heißt, daß der Ausschuß kein Spiel ist, in  
dem alle dortsitzen, das Händchen heben, son­
dern daß der Ausschuß jener Vorberatung, die 
mein Vorredner gefordert hat, dient. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Dieser Antrag war gestern im Ausschuß, und 
ich bitte wirklich jene Bundesräte der ÖVP, die 
dort ihre Zustimmung gegeben haben, auch in 
der geheimen Abstimmung jetzt für ihre Meinung 
zu stimmen, denn  ich kann nicht glauben, daß sie 
dort einfach die Hand gehoben haben,  weil sie 
nicht wußten, worum es geht. Also das will ich 
doch wohl von den Bundesräten der ÖVP n icht 
glauben ! Daher bitte ich, in der geheimen Ab­
stimmung weiterhin zu Ihrer Meinung zu stehen! 
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Und die zweite Lehre daraus an die ÖVP-Frak­
tion: Der Ausschuß ist für m ich eine Arbeitssit­
zung. Der Ausschuß ist für mich nicht etwas, wo 
Sie halt sitzen und i n  die Luft starren und dann 
die Hand heben, wei l  der Nachbar auch die Hand 
hebt. Wir haben das gestern im Ausschu ß  gehabt. 
Der Antrag ist vorgelegen, wir hätten dazu disku­
tieren können, wir hätten das außerdem ordent­
lich vorbereiten können. Hier hat Ihre Fraktion 
aber leider die Rolle nicht erfüllt, die sie erfüllen 
sollte, wobei ich Ihrem Vorsitzenden zugestehen 
muß, daß er auch im Ausschuß gesagt hat, daß er 
n icht dafür ist. Und daher glaube ich, daß wir uns 
diese Diskussion erspart hätten, wäre im Aus­
schuß von Ihrer Fraktion ordentlich gearbeitet 
worden .  - Danke. (BeifaLL bei der SPÖ.) 19.44 

Präsident: Bevor ich Herrn Bundesrat Norbert 
Pichler das Wort erteile, halte ich der Ordnung 
halber zu einem Zwischenruf des Herrn Kollegen 
Konecny fest, daß nicht der P räsident persönlich 
die Knöpfe für das Mikrofon der Redner betätigt. 
Dies zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Norbert Pichler. Ich erteile es ihm.  

1 9.44 

Bundesrat Norbert Pichier (SPÖ, Oberöster­
reich): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bun­
desminister! Meine sehr geschätzten Damen und 
Herren ! Trotz vorgeschrittener Stunde, aber we­
gen der Wichtigkeit dieser Materie noch ein ige 
Worte. 

Es wurden vom Kollegen Wabl einige Beispiele 
angeführt, und vom Kollegen Linzer wurde das 
dann so dargestellt, als ob das nicht passend wäre. 

Viele Expertenmeinungen haben wir gehört, 
ich möchte die Meinung eines Laien dazu kund­
tun: Vor vielen Jahren war ich Beisitzer bei einem 
Arbeitsgerichtsprozeß. Es ging damals um die 
Abfertigung e ines Angestel lten in  der Größen­
ordnung von 200 000 S. Bei Prozeßbeginn hat 
der Richter versucht, einen Vergleich zu finden. 
Beide Rechtsanwälte - sowoh l  der des entlasse­
nen Angestellten als auch der der F irmenvertre­
tungen - haben erklärt: Ein Vergleich kommt 
n icht in Frage! 

Der Prozeß hat dre i  Tage lang gedauert, nicht 
hintereinander, sondern in Abständen. Am drit­
ten Verhandlungstag meinte einer der Rechtsan­
wälte: Wir machen e inmal eine Rechnungsnote. 
Nachdem beide einen Betrag von etwa 1 00 000 S 
als ihr Honorar festgestellt haben, ist i nnerhalb 
von wenigen Minuten der Vergleich zustandege­
kommen: Statt 200 000 S wurden 1 00 000 S Ab­
fertigung bezahlt, die F irma war zu 200 000 S 
verurteilt, denn 1 00 000 S hat sie dem Angestell­
ten bezahlt, 1 00 000 S hat der Rechtsanwalt geko­
stet. Der Angestellte hat die 1 00 000 S dem 

Rechtsanwalt gegeben, und damit war die Sache 
erledigt. 

Aber das kann n icht der Weisheit letzter 
Schluß sein. Daher glaube ich ,  daß es notwendig 
ist, Änderungen durchzuführen, und ich bin sehr 
dafür, daß wir diesem Antrag zustimmen. (Beifall 
bei der SPÖ.) 1 9.46 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - B itte. 

Berichterstatterin Johanna Schicker (Schluß­
wort): Auch ich möchte bitte i n  Anlehnung an die 
Ausführungen meiner Kollegin Dr. Karlsson an 
diejenigen Bundesräte der ÖVP-Fraktion, an ihr 
Gewissen appellieren, die gestern diesem Antrag 
zugestimmt haben. 

Präsident: Es liegt mir ein Antrag auf Durch­
führung einer g e h  e i m e n A b s t i m  m u n g 
über den in Verhandlung stehenden Entschlie­
ßungsantrag der Bundesräte Dr. Wabl, Johanna 
Schicker und Genossen vor. 

Ich lasse darüber abstimmen und bitte jene Mit­
glieder des Bundesrates, die dem Antrag auf 
Durchführung einer geheimen Abstimmung zu­
stimmen, um ein Handzeichen .  - Das ist Stim­
meneinhelligkeit. Der Antrag auf Durchführung 
einer geheimen Abstimmung ist somit a n g e  -
n o  m m e n. 

Wir kommen daher zur geheimen Abstimmung 
über den in Verhandlung stehenden Entschlie­
ßungsantrag. 

Für die geheime Abstimmung sind d ie Stimm­
zettel ,  die bereits verteilt worden sind, mit der 
Aufschrift "ja" oder "nein" zu verwenden. 

Bei Aufruf der Bundesräte in alphabetischer 
Reihenfolge sind die Stimmzettel in der hier auf­
gestellten Urne zu h interlegen .  Nach Beendigung 
der Stimmabgabe werden die Schriftführer mit 
Unterstützung durch Bedienstete des Hauses die 
Stimmzählung vornehmen. Ich b itte nun die 
Schriftführung um Namensaufruf. (Über Na­
mensaufruf durch die Schriftführerin werfen die 
Bundesräte die Stimmzettel in die Urne.) 

Präsident: Die Stimmabgabe ist damit beendet. 
Ich bitte, nunmehr d ie Stimmenzählung vorzu­
nehmen. Zu diesem Zwecke, meine Damen und 
Herren, unterbreche  ich kurz die S itzung. (Die 
Sitzung wird um 1 9  Uhr 54 Minuten u n t e r -
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b r 0 e h e  n und um 19 Uhr 58 Minuten Präsident: Ich danke der Frau Berichterstatte-
w i e d e r  a u f  g e n  0 m m e n.) rin. 

Präsident: Ich n e h m e die Sitzung 
w i e  d e r  auf und gebe das Ergebnis der Abstim­
mung bekannt. Abgegebene Stimmen: 54. Ja­
Stimmen: 25, Nein-Stimmen: 29. 

Der Entschließungsantrag ist somit a b g e -
l e h n t . 

31.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Herresgebührengesetz 1985 geändert wird 
(1294 und 1383/NR sowie 3917/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 3 1 .  Punkt 
der Tagesordnung. Beschluß des Nationalrates 
vom 7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Heeresgebührengesetz 1985 geän­
dert wird. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrat Hed­
da Kainz übernommen. Ich bitte sie um den Be­
richt. 

Berichterstatterin Hedda Kainz: Hohes Haus! 
Durch den gegenständlichen Beschluß des Natio­
nalrates soll  in erster Linie das Taggeld für Prä­
senzdienst leistende Wehrpfl ichtige ab 1 .  Juli 
1990 um 15 S auf 60 S erhöht werden. Zugleich 
werden die Monatsprämien für d ie Zeitsoldaten 
im Hinblick auf die für öffentlich Bedienstete ab 
1 .  Jänner beziehungsweise 1 .  April 1990 durchge­
führten Erhöhungen der Bezüge neuerlich er­
höht. Ferner soll durch d ie Fortzahlung von nicht 
pauschalierten Nebengebühren die Ungleichbe­
handlung von Wehrpflichtigen, die in einem öf­
fentlichen Dienstverhältnis zum Bund stehen, be­
seitigt werden,  sodaß künftighin für alle in einem 
öffentlichen Dienstverhältnis stehenden Wehr­
pflichtigen bei der Fortzahlung der Bezüge solche 
Nebengebühren Berücksichtigung finden. Dar­
über hinaus sol len mit dem vorliegenden Geset­
zesbeschluß in der Praxis aufgetretene Härtefälle 
in finanzieller und rechtlicher Hinsicht für Wehr­
pflichtige, die Waffen übungen leisten, beseitigt 
werden. 

Der Rechtssausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 2 . Juni 1 990 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Heeresgebührengesetz 1985 geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben .  

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Vincenz Liechtenstein. Ich erteile es ihm.  

20.02 

Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (ÖVP, 
Steiermark): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter, l ieber Herr Bundesmin ister !  Sehr geehr­
te Kolleginnen und Kollegen!  Mit  der Änderung 
des Heeresgebührengesetzes wird eine Erhöhung 
des Taggeldes der wehrpflichtigen Grundwehr­
diener von 45 S auf 60 S erfolgen. Dies ist mit 
Bestimmtheit ein Schritt in eine anzustrebende 
Richtung. Damit wird nämlich e iner Gruppe un­
serer Gesellschaft, den wehrpflichtigen Soldaten, 
die wenig beachtet und abseits gestel lt werden, in  
ihren berechtigten Ansprüchen entsprochen. 

Gestatten Sie mir, bei dieser Gelegenheit etwas 
auszuholen, aber ich tue es n icht lange , keine 
Angst. Uns muß bewußt sein ,  daß mit diesen 
Maßnahmen nur ein Symptom angesprochen 
wurde. Auch mit den Zeitsoldaten,  die ja auch zu 
den Wehrpflichtigen zählen, und mit dem Berufs­
kader wird nicht gerade großzügig umgegangen 
werden,  weder was die Bezahlung noch die Aner­
kennung in der Öffentlichkeit betrifft. Im Ver­
gleich zu anderen Berufsgruppen hinken diese 
deutlich hinten nach. Dabei vertrauen wir Öster­
reicher diesem Bereich die Söhne an und sind 
dann enttäuscht, wenn diese nicht die Ansprache 
erfahren, die sie erwarten. 

Auch was die Finanzierung u nserer Landesver­
te idigung anlangt, sind wir leider fast einsames 
Schlußlicht, wenn man vergleichbare Länder ge­
genüberstellt. (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Die 
Waffenhändler kriegen genug!) Bitte, das ist heute 
nicht mein Thema. (Bundesrat Ing. P e  n z: Da 
müssen Sie Ihre Minister fragen, Frau Doktor.' -
Weitere Zwischenrufe.) 

Was sind einige Symptome, d ie  auf Problemur­
sachen hindeuten? - Das Problem selbst ist, daß 
in unserem Land Fragen der S icherheitspolitik 
und in diesem Zusammenhang i nsbesondere der 
mi litärische Beitrag zu dieser verdrängt werden. 
Die Begründung darin liegt wahrscheinlich in der 
zeitgeschichtlichen Entwicklung Österreichs, das 
darüber h inaus zu manchen Zeiten ideologisch 
schwer belastet war. Dabei wurde uns vor 52 Jah­
ren vor Augen geführt, wohin U neinigkeit führt, 
näml ich .�um Untergang. Vor 35 Jahren h ingegen 
erlebte Osterreich den Erfolg der Einigkeit. Die 
positive Rückkoppelung auf die Sicherheitspoli­
tik, insbesondere der militärischen Landesvertei­
digung war allerdings eher bescheiden. (Bundes­
rat G a r  g i  t t e r: Nicht bescheiden, war gar nicht 
da!) 
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All das prägte das Bild Österreichs im Ausland. 
Die 1 986 eingeleitete drastische Reduzierung un­
seres Mini-Verteidigungsbudgets zum Beispiel 
stieß auf Unverständnis, ebenso die grundsatzlose 
Diskussion über Grundsatzfragen insbesondere 
seit dem Sommer 1 989 über ein Berufsheer oder 
kein Heer und dergleichen mehr .  Ebenso wenig 
erklärbar ist das Hin und Her betreffend die im 
Ausland zur selbstverständlichen Ausrüstung 
zählenden leichten Fliegerabwehrlenkwaffen, 
Panzerabwehrlenkwaffen und so weiter . Negative 
Rücksch lüsse auf die Zuverlässigkeit in anderen 
Bereichen der europäischen Zusammenarbeit 
sind damit nicht auszuschließen. 

Vor einem Jahr sind in Europa Prozesse offen­
bar geworden und haben sich in einem derartigen 
Ausmaß beschleunigt, daß ihre Auswirkungen 
und Ergebnisse von n iemandem abgeschätzt wer­
den können. Offenkundig ist jedoch folgendes -
und das muß man da auch betrachten - :  Der 
waffenstarrenden Stabil ität in Europa ist eine 
Hoffnung Anlaß gebende, jedoch mit Unsicher­
heiten behaftete Instabilität gefolgt. Das einzige, 
was sicher ist , ist die Unsicherheit; gemäß dem 
SPD-Politiker Peter Klotz: "spannend, aber ge­
fährl ich ."  

Die Frage der Sicherheit in  Europa und seiner 
Sicherheitssysteme wird mehr und mehr zum do­
minanten politischen Anliegen. Wirtschaft, For­
schung und Kultur und so weiter finden ihre eige­
nen Wege. Das Optionsfeld auch kleinerer Staa­
ten hat sich in einem bislang ungewohnten Maße 
erweitert. Damit steigt aber auch die Verantwor­
tung für die eigene Sicherheit. 

Der Stabilität der neutralen Staaten wird in 
Zeiten allgemeiner Unsicherheit allseits große 
Bedeutung zugemessen. Die Verteidigungskon­
zepte der neutralen Staaten erhalten Vorbildcha­
rakter für ehemals offensive Armeen. In allen 
Ländern - auch in anderen neutralen Ländern -
wird Sicherheitspolitik ,  einschließlich dem militä­
rischen Beitrag, mit großer Sorgfalt betrieben. 

Eine Tragikomödie, wie sie mit dem soge­
nannten "Bundesheer l ight"-Sommertheater ein­
geleitet wurde, im Zuge derer wil lkürlich und 
vordergründig die Grundpfeiler des militärischen 
Beitrages zur Sicherheitspolitik - wie Wehrsy­
stem, Dauer der Wehrpflicht, U mfang und Aus­
rüstung des Heeres - h interfragt wurden, aber 
auch Selbstzweckreformen, ohne die Rahmenbe­
dingungen zu bedenken, verlangt wurden, müßte 
uns erspart bleiben . (Zwischenrufe der Bundesrä­
tin Dr. K a r  l s s 0 n.) 

Die Erhöhung des Taggeldes ist notwendig, 
aber doch nur ein Signal nach innen, an die Sol­
daten. Welche Signale aber bitte senden wir als 
Österreicher nach außen hin? - Kaum beginnt 
der Landesverteidigungsplan zu greifen, sen ken 

wir 1 987  und 1 988 das Landesverteidigungsbud­
get um insgesamt real 1 1  Prozent und sprechen 
weiter von "Verfolgung des Landesverteidigungs­
planes" . (Bundesrätin Dr. K a r I s s  0 n: Für Ver­
schwendung ist Geld da.') 1989 beginnend wird 
zum Teil für ein Berufsheer zum Teil für eine 
Verkürzung der Wehrdienstzeit in der Öffent­
lichkeit Stimmung gemacht und dabei tagespoli­
tisch agiert und taktiert, ohne über seriöse Beur­
tei lungsgrundlagen zu verfügen. 

Für die Sicherheit müssen die eigenen Streit­
kräfte entsprechend weiterentwickelt, gestärkt, 
modernisiert und die Landesverteidiger selbstver­
ständlich entsprechend entlohnt werden. Von sei­
ten des Ministeriums und des Ministers wurde 
richtig und fortschrittlich gehandelt. Die ÖVP­
Fraktion wird daher diesem Gesetzesbeschluß 
ihre Zustimmung erteilen. (Beifall bei der Ö VP.) 
20.08 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Adolf Schachner. Ich erteile es 
ihm. 

20.08 

Bundesrat Adolf Schachner (SPÖ, Steier­
mark) :  Herr P räsident! Herr Minister !  Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wie Sie von mei­
nem Vorredner Dr. Liechtenstein bereits gehört 
haben, wird das Taggeld für die Wehrdiener -
Grundwehrdiener heißt es, glaube ich, präzise -
um 33 Prozent erhöht. 

Wenn man nun betrachtet, daß sich Lohn- und 
Gehaltserhöhungen üblicherweise in einer Grö­
ßenordnung von 3, 4 oder 5 Prozent bewegen, 
dann stellt sich natürlich automatisch die Frage: 
Warum gerade in diesem Fall 33 Prozent? Hätte 
einem das nicht früher einfallen können? Hätte 
man nicht viele, aber dafür kleinere Schritte ma­
chen können? Und es erhebt sich natürl ich auch 
die Frage: Ist im Heeresbudget noch so viel drin­
nen, daß man das tun kann? Oder es erhebt sich 
die Frage: Ist das der Ausdruck eines schlechten 
Gewissens, das man den Grundwehrdienern ge­
genüber hat? Stehen etwa Wahlen vor der Tür, 
oder ist es ein Versuch, die dringend nötige Hee­
resreform zu unterlaufen, sie als ohnehin  teiler­
füllt h inzustellen und damit das ganze Problem 
zu verniedlichen? - Ein Problem, das es 
zweifelsoh ne gibt, was auch Herr Minister Lichal 
erkannt hat, denn er redet ja auch bereits einer 
Verwaltungsreform an der Spitze des Verteidi­
gungsministeriums das Wort. (Bundesrat Ing. 
P e  n z: Sie haben jahreLang den Minister gestellt!) 

Eine ganz natürliche Entwicklung, die jetzt 
ganz p lötzlich nach  dreieinhalb Jahren Regie­
rungstätigkeit der ÖVP in diesem Ressort zutage 
tritt. Frage: Was war die dreieinhalb Jahre bisher, 
wo man noch dazu einen Anstoß braucht von ei-

531. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)118 von 129

www.parlament.gv.at



B undesrat - 53 L .  Sitzung - 1 3 . Jun i  1 990 242 1 7  

Adolf Schachner 

ner anderen Fraktion, um ü�.erhaupt tätig zu wer­
den? (Zwischenrufe bei der O VP.) 

Sehen Sie, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, das ist das, was mich bei der ganzen Hee­
resreformdiskussion so sehr bedrückt, daß heute 
die kleinen Soldaten wieder diejenigen sein sollen, 
auf deren Rücken das Ganze ausgetragen wird , 
und der Wasserkopf im Ministerium - Wasser­
kopf ist viel leicht schon gar nicht mehr der richti­
ge Ausdruck - ,  diese janusköpfige Organisation 
wird wieder unberührt bleiben im Endeffekt, so 
es nicht jemanden gibt, der a ls Korrektiv hier in 
diese Diskussion eingreift. 

Dasselbe, was Herr Professor Schambeck heute 
für das Wissenschaftsministerium angemerkt hat, 
erlaube ich mir in verstärktem Ausmaß für das 
Verteidigungsministerium anzumerken .  Ich weiß ,  
wovon ich rede: Ich habe jahrelang mit  dieser Or­
ganisation Kontakte gehabt, mehr oder weniger 
gute, zu Ende dann überhaupt keine guten mehr. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!  Fol­
gendes ist unleugbar und kann  nicht hinwegdis­
kutiert werden,  daß diese Organisation so schwer­
fällig, so gegenläufig geworden ist, daß am Jahres­
ende jedesmal von dem als bescheiden bezeichne­
ten Budget immer noch Hunderte Millionen 
übrigbleiben,  die dann von den eigens hiezu in 
Wien eingerichteten Vertretungen abgeholt wer­
den. Einmal war es Herr Schön, der für die 
Schweizer Firma Oerlikon abgeholt hat, und ein 
anderes Mal wird es halt dieser oder jener gewe­
sen sein, während zum gleichen Zeitpunkt "man­
gels Geld" Kasernen verfallen. Ich sage bewußt: 
verfallen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Noch eines möchte ich hier anmerken :  Von Kon­
tinuität und von reiflich überlegten Entscheidun­
gen im Heeresministerium kann wahrlich nicht 
gesprochen werden. Darf ich Ihnen sagen,  daß am 
30. April  1 985 der damalige Verteidigungsmini­
ster Dr. Frischenschlager im Rahmen e iner Pres­
sekonferenz, die vor großem journalistischem Pu­
b likum in Allentsteig abgehalten wurde, erklärt 
hat, er werde 54 Kanonen des Typs GHN-45 kau­
fen .  

Jetzt frage ich: War diese Entscheidung i n  den 
dazu eingerichteten Gremien des Heeres ordent­
lich vorbereitet? - Dann müßte ja Klarheit dar­
über bestanden haben, ob dieses Gerät geeignet 
ist für d ie Miliz oder ob sich die Buben weh tun 
können dabei. Jeder Schlosser bei "NORICUM" 
hat mit diesem Gerät umgehen können. Er hat 
zwar nicht das Feuer leiten können, aber das 
Handling des Geräts selbst hat jeder gekonnt. Ich 
b il lige auch dem Heer nicht zu, daß Mil izangehö­
r ige Feuer leiten würden, sondern das wird sicher 
von Berufsoffizieren vorgenommen. 

Nun kommt d ie an und für sich sehr kuriose ,  
wenngleich sehr bedauerliche Geschichte. Als 
Herr Frischenschlager dann nicht mehr Verteidi­
gungsminister war, kam Dr. Krünes, und der hat 
eine Kommission eingerichtet, die unter der Lei­
tung des Artil lerieinspektors Oberst Wurzer 
stand, die feststellen sollte - an hand von vorerst 
einer, dann insgesamt sechs verliehenen Kanonen 
- ,  ob das Gerät miliztauglich ist und ob es den 
Anforderungen des österreichischen Heeres ent­
spricht. Oberst Wurzer war verpflichtet, Monat 
für Monat einen Bericht zu liefern; nach Ablauf 
eines Jahres dann den Endbericht. D ie Zwischen­
berichte waren positiv, das weiß  ich .  Ob der End­
bericht überhaupt jemals gelegt wurde infolge 
Pensionierung des Herrn Oberst Wurzer, ist mir 
nicht bekanntgeworden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Warum sage ich das? - Um Ihnen vor Augen zu 
führen, daß trotz eines großen Apparates die Ent­
scheidungen scheinbar nicht genügend vorberei­
tet werden. Genauso ist das jetzt mit dem ange­
kündigten Kauf von Großraumflugzeugen. (Bun­
desrat Ing. P e  n z: Das war 1 9851 Das geht gegen 
Ihren KoaLitionspartner/ - Weitere Zwischenrufe 
bei der Ö VP. ) Herr Kollege, der Beamte ist ja auf 
Lebenszeit dort. (Bundesrat Dr. 5 c h a m  b e c k: 
Allf Aktivzeit. nicht auf Lebenszeit!) 

Das ist ke in Vorwurf gegen den Minister, son­
dern das ist ein Vorwurf gegen die pragmatisier­
ten - zu Recht pragmatisierten - Beamten, die 
dort sitzen, daß sie , obwohl sie so häufig vorkom­
men, ihre Entscheidungen nicht genügend über­
denken. 

Wie anders wäre es sonst zu erklären, daß Herr 
Min ister Lichal kürzlich  erklärt hat, er möchte 
Großraumflugzeuge, mit denen Regierungsdele­
gationen durch die Gegend geflogen werden, die 
bei Katastropheneinsätzen Verwendung finden 
und was weiß ich, wofür sonst noch, vielleicht für 
die Vorbereitung des nächsten Papstbesuches, da 
sich Prälat Ungar so sehr dafür eingesetzt hat. 

Die Geräte würden wieder H underte Millionen 
Schilling kosten .  Und dann würde man drauf­
kommen - so wie bei den schweren Hubschrau­
bern, die man einst hatte - ,  daß sie keinen Un­
terstand finden,  daß s ie verrotten, daß man kein 
Personal hat, die Geräte zu  warten , wie das im 
Fall des "Draken" eingetreten ist, und möglicher­
weise auch kein Personal hat, um die Geräte zu 
fliegen.  Man muß sich dann Piloten vom Lauda 
oder von der AUA ausleihen , wo man doch ein 
verstaatlichtes Unternehmen hat, das über jede 
Menge Flugzeuge verfügt. 

Ich glaube, es fällt keinem Regierenden eine 
Perle aus der Krone, wenn er mit e iner Maschine 
fliegt, wo n icht "Austria 1" draufsteht, sondern 
wo AUA draufsteht. Oder möglicherweise gibt es 
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andere Bedarfsflugunternehmen, die das Ganze 
billiger machen können. 

Wenn es sich allerdings, Herr Minister ,  bei dem 
beabsichtigten Kauf ohnehin nur um den Ersatz 
für die zwei Skyvan handelt, die ja eines Tages 
ausgedient haben werden und ausgeschieden wer­
den müssen und dann in i rgendeiner "Bananenre­
publik" in Südamerika meinetwegen weiterver­
wendet werden, dann habe ich Einsehen dafür, 
aber dann ist der Ausdruck "Großraumflugzeug" 
fehl am P latze . Außerdem: Geräte, die für die 
Fallschirmtruppe geeignet sind, sind keinesfalls 
so repräsentativ, daß man damit Regierungsm it­
glieder durch die Gegend fliegen kann .  Außer­
dem, wer d ie Skyvan kennt,weiß,  daß sie e ine v ie l  
zu  niedrige Zuladung hat. 

Wenn nun größere Geräte gekauft werden ,  
meinethalben , aber bitte, beachten Sie dann, daß 
Sie Hangars haben, daß Sie Personal haben für 
Flug und Wartung, und beachten Sie auch dabei ,  
daß diese Geräte halt nicht allzuoft e ingesetzt 
werden können und dann in der Gegend sti ll vor 
sich hin rosten. (Bundesrat H o l z i n  g e r: Ist das 
überhaupt zur Tagesordnung?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
komme schon zum Schluß. (Bundesrat Dr. 
S c  h a m b  e c k: " Schon" ist übertrieben!) Herr 
Kollege! Ich kann die Übertreibung noch perver­
tieren. Eine halbe Stunde fällt mir leicht noch et­
was ein zum Thema Heer. Es ist das ungeheuer 
ergiebig. Was glauben Sie: Ein Jugendtraum von 
mir würde in Erfüllung gehen, wenn ich hier die 
Organisation des Heeres und d ie ganzen inneren 
Abläufe zerlegen könnte. (Bundesrat Ing. P e  n z: 
Es geht um die Gebührengesetze, es geht um die 
Erhöhung des Taggeldes.'J 

Schauen Sie, als Kinder haben wir so gerne In­
dianer gespielt. Das Bundesheer ist ja so, wie es in 
Österreich aufgebaut ist und wie es derzeit agiert, 
im Prinzip nicht mehr als ein Indianerspiel für 
Große. Das sage ich, obwohl ich grundsätzl ich die 
Landesverteidigung und die Sicherheitspolitik im 
Staate Österreich bejahe. Also n icht dem Grund 
nach stehe ich dem Ganzen ablehnend gegenüber, 
sondern ich stehe dem deswegen ablehnend ge­
genüber, weil da Sand im Getriebe ist, und zwar 
in höchstem Maße Sand im Getriebe ist, was man 
aber nicht wahrhaben will . 

Trotzdem:  In  Ansehung der armen Jungmän­
ner, die um 45 S den Tag zubringen sollen, in 
Ansehung d ieser Menschen, die eine Erhöhung 
ihres Taggeldes um 33 Prozent - man höre und 
staune! - bekommen sollen, werden wir unsere 
Zustimmung zu diesem Gesetzesbesch luß geben. 
(Beifall bei der SPÖ.) 20.19 

Präsident: Weiters zum Worte gemeldet hat 
sich Herr Vizepräsident P rofessor Dr.  Scham­
beck.  Ich ertei le es ihm. 

20.19 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, Nie­
derösterreich): Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster !  Meine Damen und Herren!  Ich glaube, daß 
wir das nicht unbeantwortet im  Raum stehen las­
sen können, wenn das Wirken des Bundesheeres 
als "Indianerspiel für Erwachsene" bezeichnet 
wird . Ich möchte diese Äußerung strikte zurück­
weisen, und ich kann mir kaum vorstellen, daß 
alle SPÖ-Mandatare diese Meinung teilen und 
daß das die offizielle Meinung der Sozialistischen 
Partei ist, einer Partei, die in Otto Rösch durch 
Jahre h indurch den Ressortverantwortlichen für 
Landesverteidigung gestellt hat, der mitverant­
wortlich ist an der ganzen Entwicklung, die das 
österre ichische Bundesheer in den letzten Jahren 
genommen hat. Ich sage: m itverantwortlich an 
der Entwicklung des österreichischen Bundeshee­
res. (Bundesrat S c  h a c h  n e r: Verantwortlich für 
das Bundesheer der Jetztzeit ist immer der amtie­
rende Minister!) 

Meine sehr Verehrten!  Darf ich Ihnen sagen, 
daß dieser amtierende Minister nach Ressortinha­
bern , d ie seit 1970 n icht von der Österreichischen 
Volkspartei gestellt wurden und die jahrelang Ge­
legenheit gehabt hätten, Akzente zusetzen, jetzt 
die entscheidenden Schritte setzt. 

Ich finde es außerdem sehr  bedauerlich, und es 
ist abzulehnen, daß Sie so unterschwellig den 
Vorwurf von Parteispenden machen, so im Vor­
übergehen und dabei den Namen Dr. Schön nen­
nen. Ich möchte Ihnen sagen,  daß das Bundesheer 
mit der Firma Oerlikon schon in der Ersten Re­
publik Geschäfte gemacht hat und die Ressort­
chefs der Landesverteidigung  mit der Firma Oer­
l i kon auch schon Geschäfte gemacht haben, als 
andere Ressortchefs gewesen sind und so weiter, 
wobei wir in d iesem Fall nicht in ein laufendes 
Verfahren eingreifen wollen. Als ich zur Frage 
Richteramt gesprochen habe, habe ich mich ja vor 
einigen Wochen,  wie sich die Damen und Herren 
erinnern werden, zu dieser Frage geäußert. 

Ich finde es aber bitte nicht passend, Herr Kol­
lege, daß Sie im Zusammenhang mit dem Heeres­
gebührengesetz unbegründete Behauptungen und 
Beschuldigungen in  den Raum stellen. Ich finde 
es außerdem höchst bedauernswert, daß jene Be­
amten des Heeresministeriums, die Offiziere und 
die Mannschaft, die ihre Pflicht für das Vaterland 
leisten, in einer derartigen Weise hier abschätzig 
abgeurte i lt werden. (Beifall bei der ÖVP. - Bun­
desrat S l r u l z e n  b e r g e r: Herr Professor 
Schambeck! Aber die Beamten des Wissenschafts­
ministeriums . . .  !) 
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Herr Kollege ! Jawohl, in bezug auf das Wissen­
schaftsministerium habe ich erklärt, daß es sehr 
wertvoll wäre, wenn dort manche Akten schneller 
erledigt würden. Das darf ich Ihnen sagen aus 
jahrzehntelanger Erfahrung als Hochschullehrer. 
Aber ich habe niemals d ie Existenz und d ie staats­
politische Bedeutung des Wissenschaftsministe­
riums negiert, während Sie die gesamte Tätigkeit 
des Bundesheeres (Zwischenruf des Bundesrates 
5 c h a  c h n e rj als ein " Indianerspiel für Erwach­
sene" bezeichnet haben .  Das ist ein großer Unter­
sch ied, Herr Kollege ! (Bundesrat 5 t r u t z  e n -

b e r g e r: Ich verwahre mich dagegen. daß die Be­
amten des Landesverteidigungsministerillms ange­
griffen werden.') 

Wir sollten uns vielmehr bemühen, und zwar 
über Parteigrenzen hinweg, vor allem zwei Berei­
che, nämlich die Außenpolitik und die Verteidi­
gungspolitik aus jeder parteipolitischen Ausein­
andersetzung herauszuhalten. (Bundesrat 
5 c h a c h  n e r: Sagen Sie das in erster Linie de­
nen, die dort agieren.') Das ist auch das verdienst­
volle Wirken des Bundesministers Dr. Lichal. 
(Bundesrat S t r u t z  e n b e  r g e r: Vor allem soll­
te man die Beamten heraushalten.') 

Jawohl! Und hier möchte ich sagen, daß die In­
itiativen, die unser Verteidigungsminister Dr. Ro­
bert Lichal ergriffen hat , dazu auch die beste Ge­
legenheit bieten, und ich möchte als einer, der im 
Ausland bisweilen herumkommt, dem Herrn 
Bundesminister Dr. Lichal an dieser Stelle dafür 
danken, wie er auch m it seinen Initiativen und 
seiner Präsenz im Ausland zum Ansehen der Re­
publ ik Österreich beiträgt. Das habe ich gerade in 
den letzten Wochen in  hervorragender Weise er­
lebt. (Beifall bei der Ö VP.) 

Ich darf Ihnen sagen, Herr Kollege (Zwischen­
rufe der Bundesrätin Dr. K a r  l s s a n), daß jedes 
Heer bestimmte Funktionen zu erfüllen hat. 
Glauben Sie mir: Herr Bundesminister Dr. Lichal 
hat aufgrund jahrzehntelanger Erfahrung im öf­
fentlichen Leben auch n icht die Initiative ergrif­
fen, daß diese zwei Flugzeuge angeschafft werden 
- jetzt ausgedrückt für denjenigen, der das Glück 
hatte, Römisches Recht zu studieren - :  ad osten­
tationem et pompam, sondern vielmehr, um in 
Katastrophenfällen, einen E insatz zu leisten . Herr 
Prälat Ungar, ein Mann,  der für das Weltgemein­
wohl steht, für die Einsamen in lauter Welt und 
für Hilfe bei Katastrophenfällen, hat ja nicht zu 
Unrecht gesagt, daß er eine solche Maßnahme 
auch unterstützt. Wir können stolz darauf sein, 
daß am Friedensnobelpreis, den die UNO-Trup­
pen bekommen haben, das österreichische Bun­
desheer einen Hauptanteil dabei hat (Beifall bei 
der Ö VP und bei Bundesräten der SPÖj, das auch 
vom UNO-Generalsekretär Perez de Cuellar sel­
ber höchste Anerkennung erfahren hat, als er vor 
einigen Wochen hier (Bundesrätin Dr. 

K a r  I s s  0 n: Den UNO-Einsatz gibt es nicht seit 
Lichal.') zum offiziellen Besuch gewesen ist. 

Zu d iesem Zwecke hat auch Bundesminister 
Dr. Lichal das verlangt, was bei anderen Staaten 
schon längst der Fall ist, meine sehr Verehrten:  
Die haben alle längst solche Maschinen! Und ich 
glaube, wir so llten dem Bundesheer dafür dan­
ken, wie sehr es zum Ansehen Österreichs in der 
Völkergemeinschaft beiträgt als eine Friedens­
truppe und wie sehr es in Katastrophenfällen -
und das sei im Bundesrat, in der Länderkammer, 
ausgesprochen - in den neun Bundesländern 
zwischen dem Neusiedler See und dem Bodensee 
seinen Einsatz leistet. Sprechen Sie mit sozial isti­
schen und anderen Landeshauptleuten :  Diese 
werden alle Respekt und Hochachtung haben vor 
dem, was unsere Wehrmänner, die Mannschaft, 
die Offiziere und das Bundesministerium in Kata­
strophenfäl le n  leisten ,  in Grenzsituationen unse­
res Staates. 

Wir von der ÖVP bekennen uns zum österrei­
ch ischen Bundesheer, und ich darf Ihnen versi­
chern: Jeder dauernd neutrale Staat ist nach dem 
Völkerrecht verpfl ichtet, wehrfähig zu se in, um 
nötigenfalls m it Waffengewalt seine eigene Neu­
tralität zu verteidigen.  Jeder Staat hat eine Armee 
- wenn nicht eine eigene, dann eine andere! Wir 
in Österreich haben die Absicht, unsere Tradition 
als Friedensfaktor i m  Zentrum Europas fortzu­
setzen. (Bravo-Rufe und anhaltender Beifall bei 
der Ö VP.) 20.26 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist weiters Herr 
Bundesminister für Landesverteidigung Dr. Ro­
bert Lichal. Ich erteile es ihm. 

2(J..�6 
Bundesminister für Landesverteidigung Dr. 

Robert Lichal: Sehr geehrter Herr P räsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Ich 
habe eigentlich gar nicht die Absicht gehabt, mich 
noch zu Wort zu melden . Ich möchte aber doch 
noch ein paar  Richtigstel lungen vornehmen, wei l  
Sie, Herr Bundesrat Schachner, das Heeresgebüh­
rengesetz zum Anlaß genommen haben, doch ei­
nen Ausflug in die gesamte militärische Landes­
verteidigung vorzunehmen und dabei schon eini­
ge Behauptungen aufgestellt haben, die n icht den 
Tatsachen entsprechen. Gestatten Sie daher doch, 
daß ich hier noch versuche, in Kürze Richtigstel­
lungen vorzunehmen.  (Bundesrätin Dr. K a r  I s ­
s a n: Sie kommen aus der Selbslverteidigung nicht 
raus.') 

Im wesentl ichen hat Vizepräsident Schambeck 
auf die Notwendigkeit und auf die Verpflichtun­
gen schon hingewiesen .  Natürlich kann der eine 
oder andere, Frau Bundesrat Karlsson, ü berhaupt 
gegen das Bundesheer sein beziehungsweise für 
dessen Abschaffung. S ie vertreten eine solche Li­
nie ,  nur ist das nicht die Linie Ihrer Partei mo-
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mentan, weil wir gerade in Verhandlungen sind, 
Verbesserungen zustande zu bringen.  (Bundesrä­
tin Dr. K a r  I s s  0 n: Wir sind eine demokratische 
Bewegung!) Verbesserungen können aber n icht in 
Form von Verschlechterungen erfolgen .  Das 
heißt, Reformen haben immer nur einen Sinn, 
wenn es zu einer Verbesserung kommt, denn eine 
Reform, bei der ich eine Demontage vornehme, 
kann ja nicht unter diesen Namen subsumiert 
werden. Daher gestatten Sie, daß ich doch ein 
paar dieser Dinge klarzustellen versuche. 

Sehr geehrter Herr Bundesrat! Sie meinen, Er­
höhung um 33 Prozent, und jetzt, weil Wahlen 
vor der Tür stehen, sind wir aufgewacht. Wissen 
Sie, daß eigentl ich ein Initiativantrag der drei 
Wehrsprecher aller drei Parteien, die den Landes­
verteidigungsplan beschlossen haben, die Grund­
lage meines Tätigwerdens ist? Wissen Sie über­
haupt, daß die drei Parteien gemeinsam angetre­
ten sind und nur unterschiedliche Auffassungen 
im Ausmaß der Erhöhung bestanden, aber gerade 
Ihre Partei auch mitverantwortlich zeichnet, daß 
es zu dieser Erhöhung um 33 Prozent gekommen 
ist? 

Ursprünglich wollten wir das schon wesentlich 
früher machen ,  und zwar im April .  Dann hat man 
sich aber geein igt in Gesprächen - und ich stehe 
zu dieser Einigung - ,  daß wir das nicht schon im 
April machen, sondern erst im Juli ,  aber dann in 
einem höheren Ausmaß.  Der Kostenaufwand ist 
ungefähr für d ieses Jahr noch der gleiche. 

Da müssen Sie Ihren e igenen Vertretern den 
Vorwurf machen, eine zu hohe Forderung gestellt 
zu haben. Ich habe nur d iese Drei-Parteien-Eini­
gung dann in eine Regierungsvorlage gegossen ,  
denn ursprünglich war im Hinblick auf  die Zeit­
not ein Initiativantrag der drei Parteien vorgese­
hen. Das nur zur Klar- und Richtigstel lung. Da­
her: Wenn Sie irgendeinen Vorwurf haben,  müs­
sen Sie den an Ihren Kollegen Roppert weiterle i­
ten .  

Zur Verwaltungsreform. Dazu haben Sie er­
klärt, auch ich bekenne mich jetzt zu einer Ver­
waltungsreform. Bitte, ich war eigentlich der, der 
sich n icht jetzt erst dazu bekannt hat, sondern sie 
schon in der Öffentlichkeit vorgestellt hat. Und 
ich muß Ihnen sagen, Herr Bundesrat Schachner, 
daß dieser Wasserkopf, die Zweigleisigkeiten, 
Doppelgleisigkeiten, die dem Ministerium vorge­
worfen werden und vielleicht manchesmal sogar 
zu Recht, zu e iner Zeit entstanden sind, zu der es 
noch keinen Minister Lichal gegeben hat. Und es 
ist keine Gruppe und keine Sektion von mir ge­
bildet worden,  nur um eine Person zufriedenzu­
stellen. 

Ich glaube, daß gerade in diesen 1 6, 1 7  Jahren 
der Verantwortung Ihrer Partei dieser Verwal­
tungsapparat entstanden ist, den Sie jetzt so be-

klagen und den Sie - wahrscheinlich zu Recht -
kritisieren. Meine undankbare Aufgabe wird es 
sein, wieder eine Dezentralisierung, eine Entbü­
rokratisierung et cetera vorzunehmen, solche zu­
stande zu bringen.  Darüber habe ich ja auch der 
Öffentlichkeit gegenüber schon Vorschläge ge­
macht. 

Bei der GHN-45 habe ich nicht ganz richtig 
verstanden, wohin da die Kritik gehen sollte. Die­
se Kanone wurde ja entwickelt ohne Rücksicht 
auf das österreichische Bundesheer, das muß man 
ja . . . (Bundesrat S c  h a c h  n e r: Hier widerspre­
che ich Ihnen.') Ja, ob Sie mir widersprechen oder 
nicht, ich versuche nur, die Fakten aufzuklären. 
Daß Sie anderer Meinung sind, ist Ihnen unbe­
nommen, sie stimmt aber n icht. (Bundesrat 
S c  h a c h  n e r: Das Heer hat den Auftrag gegeben 
zur Entwicklung, weil es flicht zahlen wollte!) 

Darf ich Ihnen folgendes sagen, und Sie sind ja 
Anhänger einer Partei ,  die auf d ie Neutralität und 
auf den Staatsvertrag - zu Recht! - großen 
Wert legt: Diese Kanone schießt doch weit dar­
über hinaus. D ie hat doch eine Entfernung, die 
für uns gar nicht in Frage kommt. Da hätten wir 
e ine eigene Munition erfinden müssen .  Die Kano­
ne ist doch für ganz etwas anderes gebaut. Sie hat 
auch keinen Splitterschutz. Sie ist immer für gro­
ße Einsätze gedacht. (Bundesrat S c  h a c h n e r: 
Herr Minister! 30 Kilometer hinter der Front brau­
che ich keinen Spliuerschutz.' Das ist einmal das 
eine!) Ja, aber Sie kennen offensichtlich nicht die 
Bestimmungen des Staatsvertrages. (Bundesrat 
S c  h a c h  n e r: Mit normaler Munition schießt sie 
29 Kilometer!) Das ist ein Irrtum. Die schießt 
38 Kilometer.  Und nur wenn Sie die Laborierung 
wegnehmen und wenn  Sie Sondermunition einfü­
gen ,  können Sie k ürzer schießen. Also, bitte, 
glauben Sie mir wirklich, in der Zwischenzeit 
habe ich mich soweit schon informiert! 

Es konnte n icht das Bundesheer für die Malai­
se , die dort in diesem Bereiche produziert wurde, 
einstehen. Das haben wir schon einmal gemacht, 
in anderer Form. Es konnte n icht das Bundesheer 
die 600 nach Indien nicht vekauften Kanonen 
übernehmen und all d ie Kanonen, die offensicht­
lich sogar rechtswidrig dann noch weitergegeben 
werden sollten. Bitte, machen Sie doch dem Bun­
desheer nicht diesen Vorwurf, sonst hätten wir 
doch jetzt 800 oder 1 000 GHN-Kanonen. B itte, 
vielleicht hätten wir uns viel erspart an Geld, das 
hinausgeworfen wurde, aber Sie dürfen doch da 
niemandem einen Vorwurf machen, ja nicht ein­
mal Ihren eigenen Leuten. Da schütze ich sogar 
alle Minister vor mir,  daß sie in i rgendeiner Weise 
an dem Fiasko der GHN-45 mitbeteiligt waren. 
Da waren andere Leute beteiligt !  Denken Sie ein­
mal darüber nach, wer die Regierungsveranwar­
tung in diesen Jahren getragen hat! 
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Zum letzten - bitte gestatten Sie mir auch eine 
Feststellung -: Ich habe nie von einem Groß­
raumflugzeug gesprochen . Entweder haben Sie 
diese Meldungen nicht richtig verfolgt, oder Sie 
sagen hier wissentlich die Unwahrheit. Ein Groß­
raumflugzeug ist ein Flugzeug mit 1 00 oder 
200 Tonnen Zuladegewicht. Und ich habe gestern 
drei-, viermal ausdrücklich erklärt: Es geht nicht 
um Großraumflugzeuge, sondern um jene, die Sie 
gemeint haben, die Nachfolger sein sollten von 
der bereits altersschwach gewordenen Skyvan. Es 
geht um ein Zuladegewicht von fünf bis zehn 
Tonnen, damit man auch einen Pinzgauer trans­
portieren kann, wobei der Pinzgauer nicht ein 
Tier ist, sondern ein Fahrzeug, das bei Katastro­
pheneinsätzen verwendet werden soll . (Heiterkeit 
bei der Ö VP.) 

Gestatten Sie mir, daß ich Ihnen jetzt diese Ge­
schichte erzähle , die eigentlich auch mit Anlaß 
dafür war, daß ich vehement dafür eingetreten 
bin, daß wir überhaupt eine solche Transportka­
pazität bekommen. 

Erstens einmal: Jeder, der behauptet, so etwas 
gibt es in Österreich, i rrt. Das gibt es nicht! 

Als der Hilferuf nach dem Erdbeben in Arme­
nien an uns gegangen ist, als die große Sowjetuni­
on sehr dankbar dafür war, als wir unsere Hilfe 
angeboten haben, war es nicht möglich, unsere 
Mannschaft auch mit dem notwendigen Gerät 
wegzuschicken .  Wenn Sie aber in ein Katastro­
phengebiet zur Hilfeleistung fliegen, so finden Sie 
dort keine Infrastruktur mehr. Es gibt dort kei­
nen Lastwagen, der Ihre Preßlufthämmer oder 
Ihre Schneidgeräte und Ihre Aggregate befördert. 
Es ist nichts da ! Sie brauchen also eine Ausrü­
stung, um Menschen helfen zu können. Und diese 
Ausrüstung konnten wir nicht ins Katastrophen­
gebiet bringen,  weil uns die Transportmöglichkeit 
hiezu gefehlt hat. 

Nach langen Bemühungen mit dem damaligen 
sowjetischen Boschafter Schikin wurde mir dann 
von der Sowjetunion avisiert, es wird ein Flug­
zeug geschickt, und das wird dann dieses Gerät 
von uns nach Eriwan führen und von dort an den 
Bestimmungsort. (Bundesrat S c  h a c h n e r: Hät­
te es im Flughafen Wien kein Charter-Flugzeug ge­
geben?) Nein, wo Sie die Pinzgauer hineinbrin­
gen, nicht. Ich kenne keines. Oder glauben Sie, 
d ie Fokker ist es oder die DC-9? Zeigen Sie mir 
irgendein Flugzeug, das d iese Kapazität hat ! 
(Bundesrat S c  h a c h  n e r: Air-car wird doch von 
Wien weg geflogen!) Sie bringen doch dort keinen 
Pinzgauer hinein !  

Es war keine Transportkapazität hiefür aufzu­
treiben. Wir haben uns bemüht, bitte. Wir wissen 
das also. 

Aber lassen Sie mich diese Geschichte weiterer­
zählen. Und dann ist die Maschine gekommen . . .  
(Bundesrat S c  h a c h  n e r: Ihre Organisation!) 
Nein, so sind halt die Dinge! - Dann ist die Ma­
schine gekommen, dann war es eine alte und noch 
dazu bestuhlte "Iljuschin" .  Dann haben wir wie­
der nicht den Pinzgauer hineingebracht, aber we­
nigstens andere Geräte und Ersatzgüter. Weil un­
sere Leute dort natürlich Zelte, Lebensmittel , 
Verbandsmaterial , alles hergeschenkt haben, ha­
ben wir vieles mitgeschickt. 

Wissen Sie, wo die Maschine gelandet ist? - In 
Leningrad. Und dann haben wir sie gesucht. 
Dann wurde sie umdirigiert nach Moskau - und 
dort ist sie dann geblieben. Aber das Gut, das wir 
mitgeschickt haben, ist nie an den Bestimmungs­
ort zu unseren Hilfstruppen gekommen. 

Das sind die Fakten!  Daher, wenn jemand da­
gegen spricht, daß wir fürs Bundesheer Trans­
portkapazität schaffen, spricht er sich auch gegen 
eine effiziente Hilfeleistung bei i rgendeinem Not­
stand aus. Darüber gibt es doch gar keinen Zwei­
fel. Ich kann nicht auf der einen Seite fordern, das 
Bundesheer soll sogar noch mehr bei Katastro­
pheneinsätzen eingesetzt werden und noch mehr 
bei internationalen friedenserhaltenden Missio­
nen, es soll noch mehr machen, es sol l den Um­
weltschutz und alles besorgen - aber es soll nicht 
mehr ausgebildet se in, es soll keine Geräte haben, 
es soll praktisch nur noch mit den bloßen  Händen 
herumarbeiten. Das geht doch nicht! 

Ich erkläre hier feierlich vor dem österre ichi­
schen Bundesrat, und ich hoffe, daß dann ein für 
alle Mal diese Mißverständnisse ausgeräumt sein 
werden: Großraumflugzeuge m it 1 00 und 
200 Tonnen Zuladekapazität könnten bei uns 
überhaupt nicht verwendet werden. Die Flugzeu­
ge, die wir ins Auge fassen ,  können auf Graspi­
sten landen, können unter schwierigsten Voraus­
setzungen eingesetzt werden. Sie haben einen Ra­
dius von zirka 3 500 Kilometern ,  können also un­
sere Truppen auf Zypern, am Galan versorgen. 
Wir könnten so also ein wenig selbständiger wer­
den. (Bundesrat S c  h a c h  n e r: Ich frage nur um 
den Preis.') 

Wenn man das aber n icht will :  Na gut, dann 
sind wir wahrscheinlich das einzige Land in ganz 
Europa, das ein Regierungsflugzeug ablehnt. Ich 
möchte ja gar kein "Regierungsflugzeug" . Die 
Regierung besteht ja aus mehr Personen, die sol­
len sich, wenn  sie eines wollen, darum kümmern. 

Aber eines muß ich machen: Ich muß zumin­
dest schauen ,  daß es eine Transportkapazität fürs 
Bundesheer gibt, um eben diese Aufgaben über­
haupt erfüllen zu können, die immer wieder ans 
Heer herangetragen werden. 
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Bundesminister für Landesverteidigung Dr. Robert Lichal 

Welche Reputation, welches Ansehen wir 
durch unseren Einsatz in Armenien erworben ha­
ben , das läßt sich in Worten doch überhaupt nicht 
ausdrücken !  Denn  der größte Ruf und die größte 
Ehre, die uns dort widerfahren ist, war: Wenn 
eine schwierige Bergung vorzunehmen war, hat es 
geheißen: Holt d ie Österreicher! Wir können 
heute rückblickend feststellen :  Wir hätten we­
sentlich mehr Menschenleben retten können,  
wenn wir auch die notwendigen Mindestgeräte 
mitgehabt hätten. Das ist ein Faktum! 

Ich bitte, auch einmal im Lichte dieser Ausfüh­
rungen meine Überlegungen von der Anschaf­
fung einer selbständigen Transportkapazität für 
unser Bundesheer für den Einsatz bei Katastro­
phenfällen zu überdenken. Und es ist kein Wun­
der, daß sich Prälat Ungar, der jahrzehnte.�ange 
Erfahrungen auf diesem Gebiet hat, dieser Uber­
legung auch angeschlossen hat. 

Das sind die Tatsachen ! U nd ich hoffe daher, 
daß ich ein paar von diesen "Mißverständnissen" , 
die immer wiederholt werden ,  sodaß es sich of­
fensichtlich dabei gar nicht mehr um Mißver­
ständnisse handelt, wenigsten hier vor diesem Fo­
rum, dem ich selber drei Jahre lang angehört 
habe, richtigstelIen konnte. (Beifall bei Ö VP und 
FPÖ. )  20.38 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich noch 
einmal Herr Bundesrat Adolf Schachner. Ich er­
teile es ihm. 

20.38 
Bundesrat Adolf Schachner (SPÖ, Steier­

mark) : Herr Präsident! Herr Minister!  Meine sehr 
verehrten Damen und Herren !  Ich melde mich zu 
einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort, wei l  
mich der Herr Minister bezüglich der  GHN-45 
anscheinend mißverstanden hat. 

Meine Frage war : Wenn Herr Minister Fri­
schenschlager am 30. April 1 985 den Ankaufsbe­
schluß der Presse gegenüber kundgetan hat -
was ja auch jedermann nachlesen konnte - ,  ha­
ben sich da die zuständigen Organisationen des 
Heeres vorher positiv zu d iesem Ankauf geäu­
ßert, oder haben sie das nicht getan? Und wenn  
sie es n icht getan haben: Warum haben sie sich 
vom Minister ausschalten lassen? Das wäre d ie 
Frage. Oder aber ,  wenn sie es getan haben : Ist 
Ihnen zu diesem Zeitpunkt n icht bewußt gewe­
sen, wie weit diese Kanone schießt mit normaler 
Munition und wie weit sie mit Base-bleed-Muni­
tion schießt? 

Und außerdem, Herr Minister, darf ich eines 
hier anführen: D ie "NORICUM" hat für diese 
Kanone n icht die Lizenz gekauft und dann wei­
terentwickelt ohne Wissen der Spitze des österrei­
chischen Bundesheeres, nur hat man "NORI­
CUM" seinerzeit gesagt, daß man ihr keinen Auf-

trag zur Entwicklung geben werde, weil das Geld 
kostet, das man nicht hat, jenes Geld, das man 
bräuchte zur Sanierung und für den Bau von Ka­
sernen. - Das möchte ich h ier nur einmal festge­
halten haben . 

Und jetzt habe ich noch eine Frage gestellt; 
vielleicht könnte der Herr Minister mir diese Fra­
ge beantworten. (Bundesrat S a t t l  b e r g e r: Das 
ist ja keine Fragestunde! Das soll ja eine tatsächli­
che Berichtigung sein.' - Bundesrat 5 t r II t z  e n -
b e  r g e r: Er kann trotzdem eine Frage stellen!) 
20.40 

Präsident: Wünscht der Herr Bundesminister 
dazu noch das Wort? - Bitte. 

20.40 
Bundesminister für Landesverteidigung Dr. 

Robert Lichal: Ich bin gerne bereit, darauf zu 
antworten :  Nur: bei den Fragen, die Sie mir stel­
len und die Sie eigentlich an den Bundesminister 
Frischenschlager richten wollten, weil Sie sagen , 
der hat das gewußt oder n icht gewußt und warum 
hat er das gesagt, bin ich überfragt. Ich weiß 
nicht, was meinen Vor-Vorgänger veranlaßt hat, 
über einen Ankauf der GHN etwas zu sagen. Ich 
bin mir  gar nicht dessen sicher, daß er das über­
haupt gesagt hat. Denn als ich dieses Amt ange­
treten habe, haben wir noch immer geprüft ,  ob 
die M 1 09 oder die GHN-45 überhaupt eingeglie­
dert werden können und was besser ist. Man hat 
sich dann für den Spl itterschutz der M 1 09 ausge­
sprochen.  (Bundesrat 5 c h a c h  n e r: Die NA TO­
kompatible M 109!) 

Das, was Sie hier erzählt haben, kann ich jetzt 
nicht nachvollziehen. Da müssen Sie den Minister 
Frischenschlager und Ihre Kollegen fragen, die 
damals in der verstaatlichten Industrie tätig gewe­
sen sind. 20.41 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor.  

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Die F rau Berichterstatterin verzichtet auf ein 
Schlußwort. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m II n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeil, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n  e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

32. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 7. Ju­
ni 1990 betreffend ein B undesgesetz, mit dem 
das B undesgesetz über militärische Auszeich­
nungen geändert wird (399/A-II- l 1093 und 
1384/NR sowie 3918/BR der Beilagen) 
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Präsident 

Präsident: Wir gelangen nun zum 32. P unkt 
der Tagesordnung: Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über mil itärische Auszeichnungen 
geändert wird. 

Die Berichterstattung hat der Vorsitzende des 
Rechtsausschusses, Herr Bundesrat Dr. Martin 
Wabl ,  übernommen. Ich bitte ihn um den Be­
richt. 

Berichterstatter Dr. Martin \Vabl: Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der gegenständli­
che Beschluß des Nationalrates trägt dem Um­
stand Rechnung, daß durch den heldenhaften 
Kampf der Kärntner Bevölkerung nach dem Zu­
sammenbruch der Habsburger-Monarchie in die­
sem Raum die Durchführung einer Volksabstim­
mung und damit die freie Entscheidung für 
Österreich ermöglicht worden ist. 

1 990 jährt sich das Datum d ieser Volksabstim­
mung zum siebzigsten Mal. Der Bundesgesetzge­
ber hat daher mit dem Kärntner-Kreuz-Zulagen­
gesetz 1970 für Träger des nach den Statuten für 
das anläßlich der Kärntner Freiheitskämpfe als 
Erinnerungszeichen gestifteten Kärntner-Kreuzes 
die regelmäßige Gewährung einer Zulage (Eh­
rensold) beschlossen. Anläßlich der 60. Wieder­
kehr des Tages der Kärntner Volksabstimmung 
wurde die Zu lage für das Jahr 1 980 verdoppelt. 

Durch den vorliegenden Beschluß des Natio­
nalrates soll klargestellt werden ,  daß die durch die 
Verleihung des Kärntner-Kreuzes erwiesene Tap­
ferkeit anläßlich der Kärntner F re iheits­
kämpfe 19 18/ 19  als Verdienst um die militärische 
Landesverteidigung gilt. Der 70. Jahrestag der 
Kärntner Volksabstimmung sollte zum Anlaß ge­
nommen werden, die noch lebenden Abwehr­
kämpfer mit einer Bundesauszeichnung zu wür­
digen. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2. Juni 1 990 in 
Verhandlung genommen und e instimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Rechts­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über militärische Aus­
zeichnungen geändert wird, wird kein E inspruch 
erhoben. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Ing. August Eberhard. Ich erteile es ihm. 

lO.4-4 

Bundesrat Ing. August Eberhard (ÖVP, Kärn­
ten) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister!  Mei­
ne sehr geehrten Damen u nd Herren !  Hohes 
Haus! Ich bitte um Verständnis dafür ,  daß ich 
mich trotz der langen vorhergehenden Debatte 
zum Bundesgesetz betreffend m ilitärische Aus­
zeichnungen zum Wort melde , dies aber deshalb, 
weil diese Gesetzesänderung m it der Auszeich­
nung der noch lebenden Kärntner Abwehrkämp­
fer im Zusammenhang steht. Ich meine, für einen 
Kärntner ist es Ehrensache und Verpflichtung, 
hiezu kurz Stel lung zu nehmen. Ich glaube, jene 
Menschen, die im Kärntner Abwehrkampf ihr 
höchstes Gut, nämlich ihr Leben, geopfert und 
eingesetzt haben, verdienen es, daß auch der Bun­
desrat diesem Gesetze, dieser Gesetzesänderung 
einige Minuten widmet. 

Darüber hinaus möchte ich festhalten, daß sich 
nach der Vielfalt der Themenbereiche , die heute 
hier im Rahmen der B undesratssitzung behandelt 
und diskutiert worden sind, der Kreis der Diskus­
sionsbeiträge mit nunmehr etwas Traditionspfle­
ge und Heimatverbundenheit schließt. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Frustriert vom Zusammenbruch der 
Habsburger-Monarchie, sehnsüchtig nach ihrer 
Heimat, geschwächt vom Fronteinsatz des Ersten 
Weltkrieges, kehrten heimattreue Kärntner in ihr 
geschätztes Vaterland u nd in  ihr schönes Heimat­
land Kärnten zurück. 

Bedingt durch die Vorkommnisse an der Gren­
ze im Süden Österreichs haben sich heimatbe­
wußte Kärntner aufgemacht, die Bevölkerung vor 
fremden Eindringlingen zu schützen, um aber 
auch kar und deutlich zum Ausdruck zu bringen : 
An den bestehenden G renzen im Süden Kärntens 
darf sich nichts ändern! Es müssen die bestehen­
den Grenzen erhalten b leiben!  

Durch das tapfere Eintreten der Kärntner vor 
etwas mehr als 70 Jahren wurden nicht nur die 
fremden Eindringlinge zurückgeschlagen, son­
dern dieses entschlossene Eintreten für die Beibe­
haltung der Südgrenze Kärntens ermöglichte es, 
daß es im Raum Kärnten zu einer Volksabstim­
mung gekommen ist . Ohne Kärntner Freiheits­
kampf hätte es keine Volksabstimmung gegeben ! 
Und diese Volksabsti mmung hat ergeben, daß die 
Südgrenzen Kärntens verdeutlicht und funda­
mentiert worden sind. Ich wage zu behaupten : Bei 
unsicheren Grenzen im Süden Kärntens wäre es 
auch fraglich, ob es im Jahre 1 955 überhaupt zu 
einem Abschluß des Staatsvertrages gekommen 
wäre . So meine ich: D iese freie Entscheidung 
brachte ein eindeutiges Votum für Österreich. 
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lug. August Eberhard 

1 990 jährt sich nun das Datum dieser Volksab­
stimmung zum 70. Mal. Daß dieser heldenhafte 
Kampf der Kärntner Bevölkerung und die Lei­
stungen jener .�bwehrkämpfer als Leistungen für 
die Republik Osterreich zu werten sind, ist, glau­
be ich, unbestritten. Der Bundesgesetzgeber hat 
daher mit dem Kärntner-Kreuz-Zulagenge­
setz 1 970 für jene Träger das nach den Statuten 
anläßlich des Kärntner Freiheitskampfes als Erin­
nerungszeichen gestiftete Kärntner-Kreuz be­
schlossen. Anläßl ich der 60. Wiederkehr der 
Kärntner Volksabstimmung wurde die Zulage für 
das Jahr 1 980 verdoppelt. Eine eigene Bundes­
auszeichnung hat es bis dato nicht gegeben. 

Wie bereits im Bericht ausgeführt, wurde mit 
dem Bundesgesetz vom 28. Juni 1 989 eine Bun­
desauszeichnung für hervorragende Leistungen 
auf militärischem Gebiet beschlossen. 

Nunmehr sol l  klargestellt werden,  daß die Tap­
ferkeit anläßlich des Kärntner Freiheitskampfes 
1 9 1 8/19  als Verdienst um militärische Landesver­
teidigung gilt. 

So freue ich mich als Kärntner, daß der 
70. Jahrestag der Kärntner Volksabstimmung 
zum Anlaß dafür genommen werden kann ,  die 
noch 1 66 lebenden Abwehrkämpfer mit einer 
Bundesauszeichnung zu würdigen. Ich freue mich 
ganz besonders darüber, daß das der Herr Bun­
desminister für Landesverteidigung tun wird . 
Stellvertretend - so meine ich - ist dies eine 
Würdigung a11 jener Männer und Frauen, die sich 
mit Leib und Leben für Gerechtigkeit eingesetzt 
haben. 

Ich glaube, der 70. Jahrestag der Volksabstim­
mung ist auch Anlaß zu einer umfassenden Auf­
arbeitung unserer gemeinsamen Geschichte. 

Leider muß in  diesem Zusammenhang ange­
führt werden, daß die Jahre 1 938 bis 1 945 noch 
immer nachhaltig wirken u nd das Verhältnis zwi­
chen Kärntner deutscher und slowenischer Mut­
tersprache belasten. Bei echtem und ehrlichem 
Bemühen auf beiden Seiten müßte und wird es 
auch in dieser Frage zu einem gemeinsamen Dia­
log der Volksgruppen kommen. Der 70. Jahrestag 
der Kärntner Volksabst immung soll mit auch An­
laß und Beitrag dazu sein .  

Wir werden daher dem Gesetzesbeschluß, mit 
dem das Bundesgesetz über militärische Aus­
zeichnungen geändert und somit die Auszeich­
nung der noch lebenden Abwehrkämpfer in 
Kärnten ermöglicht wird, gerne unsere Zustim­
mung erteilen. - Ich danke schön. (Allgemeiner 
Beifall.) 20.51 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall . 

Die Debatte ist geschlossen. 

Vom Herrn Berichterstatter wird auch kein 
Schlußwort gewünscht. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des NationaLrates k e i n e n E i n ­
s p r Li c h zu erheben. 

33. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
7.  Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das B undesgesetz über die Entsendung von 
Angehörigen des Bundesheeres zur Hilfeleistung 
in das Ausland geändert wird ( 1 273 und 
1385/NR sowie 3919/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelagen nun zum 33.  Punkt der 
Tagesordnung: Bundesgesetz, mit dem das Bun­
desgesetz über die Entsendung von Angehörigen 
des Bundesheeres zur Hilfeleistung in das Aus­
land geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Frau B undesrätin Dr.  
I rmtraut Karlsson übernommen.  Ich bitte sie um 
den Bericht. 

Berichterstatterin Dr. Irmtraut KarIsson: Ho­
hes Haus! Durch den gegenständlichen Beschluß 
des Nationalrates soll das betreffende Stammge­
setz, BGBl. Nr. 73/ 1 986, das sich im wesentlichen 
am Besoldungsrecht der Bundesbeamten orien­
tiert, aufgrun9 der zwischenzeitlich eingetretenen 
gesetzlichen Anderungen, insbesondere auch des 
Einkommensteuergesetzes 1 988, entsprechend 
novelliert werden. Dadurch soll auch eine Anpas­
sung der Besoldung der Wehrpflichtigen, die ei­
nen außerordentlichen Präsenzdienst nach § 1 
des Stammgesetzes ableisten, vorgenommen wer­
den .  Außerdem sollen aufgrund der seit der letz­
ten Novelle gewonnenen Erfahrungen soziale 
Nachteile für Wehrpflichtige, deren Wehrdienst 
als Zeitsoldat durch einen außerordentlichen Prä­
serizdienst nach § 1 dieses Bundesgesetzes unter­
brochen wird, ausgeschlossen werden. Ferner sol­
len mit der gegenständlichen Novelle auch einige 
Formalanpassungen und Änderungen, d ie auf­
grund von praktischer Erfahrungen im Interesse 
einer zweckmäßigen Vollziehung erforderlich 
sind, vorgenommen werden. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage i n  seiner Sitzung vom 1 2. Juni 1 990 in  
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

531. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)126 von 129

www.parlament.gv.at



B u ndesrat - 53 l .  Si tzung - 1 3 . J u n i  1 990 24225 

Berichterstatterin Dr. Irmtraut Karlsson 

Als Ergebnis seiner Beratung ste llt der Rechts­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen : 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über die Entsendung von 
Angehörigen des Bundesheeres zur Hi lfeleistung 
in das Ausland geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Präsident: Ich danke der Frau Berichterstatte­
rin . 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist n icht der 
Fall .  

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

34. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und der Italienischen 
Republik über die Erleichterung von Ambulanz­
flügen in den Grenzregionen bei dringlichen 
Transporten von Verletzten oder Schwerkran­
ken (1304/NR sowie 3920/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zm 34. Punkt der 
Tagesordnung: Abkommen zwischen der Repu­
blik Österreich und der Italienischen Republ ik 
über die Erleichterung von Ambulanzflügen in  
den Grenzregionen be i  dringlichen Transporten 
von Verletzten oder Schwerkranken. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Vin­
cenz Liechtenstein übernommen . Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Vincenz Liechtenstein: 
Hohes Haus! Der Zollflugplatzzwang nach § 1 7 1  
Abs. 1 des Zollgesetzes 1988 und die wegen des 
militärischen Sperrgebietes in den italienischen 
Grenzregionen nur unzureichende und noch 
dazu bewill igungspflichtige Anzahl von Außen­
landepiätzen haben sich in der P raxis bei Ambu­
lanzflügen als unzulänglich erwiesen und zu Ver­
zögerungen bei der Bergung und beim Abtrans­
port von Verletzten oder Schwerkranken geführt. 

Mit dem vorliegenden Staatsvertrag soll  die 
Durchführung von grenzüberschreitenden Am­
bulan�flügen erleichtert und beschleunigt wer­
den. Osterreichische Notarzt- und Rettungshub­
schrauber beziehungsweise Kleinflugzeuge sollen 
ohne Grenz- und Zollkontrolle auf direktem 
Wege zum Einsatzort in Italien fliegen dürfen. 

Das Abkommen hat unter anderem folgende 
Regel ungssch werpunkte: 

Einschränkung auf Grenzregionen und be­
stimmte Lande- und F lugplätze, 

Befreiung von der Verpflichtung zur Mitfüh­
rung von Reisedokumenten, 

Ausnahme der Ambulanzflüge vom Zollflug­
platzzwang, 

Bestimmungen über Qualifikationserfordernis­
se bei P iloten und Besatzungen. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 1 2 . Juni 
1990 in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Außen­
politische Ausschuß somit den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und der Italienischen 
Republik über die Erleichterung von Ambulanz­
flügen in den Grenzregionen bei dringlichen 
Transporten von Verletzten oder Schwerkranken 
wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter. 

Wortmeldungen liegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit. gegen den Be­
schluß des Nationalrates k e i n  e n E i n  -
s p r U c h zu erheben. 

35. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1990 betreffend ein Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und der Republik Zy­
pern zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vorn Einkommen 
und vom Vermögen (1305/NR sowie 3921/BR der 
Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 35. Punkt 
der Tagesordnung: Abkommen zwischen der Re­
publik Österreich und der Republik Zypern zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge­
biete der Steuern vom Einkommen und vom Ver­
mögen .  
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Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Ste­
fan Prähauser übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Stefan Prähauser: Herr Präsi­
dent ! Herr Bundesminister !  Hoher B undesrat ! 
Die Überschneidung der nationalen Besteue­
rungsansprüche führt zur internationalen Dop­
pelbesteuerung, die für den betroffenen Abgabe­
pflichtigen unerwünschte Härten zur Folge ha­
ben. 

Durch den vorliegenden Staatsvertrag soll  diese 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen im Ver­
hältnis zur Republik Zypern für die Zukunft aus­
geschaltet und die steuerlichen Hemmnisse für 
eine fortschreitende Entwick lung der b ilateralen 
Wirtschaftsbeziehungen beseitigt werden. 

Das gegenständliche Doppelbesteuerungsab­
kommen orientiert sich inhaltlich an G rundsät­
zen, die vom Fiskalkomitee der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick­
lung (OECD) erarbeitet wurden und mittlerweile 
internationale Anerkennung gefunden haben. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in se iner Sitzung vom 12. Juni  1990 in 
Verhandlung genommen und einst immig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. Juni 1 990 betreffend ein Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und der Republik Zy­
pern zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter. 

Wortmeldungen liegen mir auch hier nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b S l i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Slimmeneinhelligkeit, gegen den Be­
schLuß des Nationalrates k e i n  e n E i n  -
s p r u c h zu erheben. 

36. Punkt: Wahl der bei den Vizepräsidenten des 
Bundesrates sowie von zwei Schriftführern und 
drei Ordnern für das 2. Halbjahr 1990 

Präsident: Wir kommen nun zum 36. Punkt 
der Tagesordnung: Wahl der beiden Vizepräsi-

denten des Bundesrates sowie von zwei Schrift­
führern und drei Ordnern für das 2. Halbjahr 
1990 gemäß § 6 Abs. 3 der Geschäftsordnung des 
Bundesrates. 

Es l iegt mir nur e i n  Wahlvorschlag für jede 
der zu besetzenden Funktionen vor. 

Ich frage: Wird die Durchführung der Wahlen 
mittels Stimmzettel gewünscht? - Das ist nicht 
der Fall .  

Ich werde die Wahl der beiden Vizepräsidenten 
durch Erheben von den Sitzen und die Wahl der 
übrigen zu bestellenden Mitglieder des Präsi­
diums des Bundesrates durch Handzeichen vor­
nehmen lassen. 

Wir kommen zur Wahl der beiden Vizepräsi­
denten des Bundesrates. 

Es l iegt mir der Vorschlag vor, die Bundesräte 
Walter Strutzenberger und Dr. Herbert Scham­
beck für das 2. Halbjahr 1 990 zu Vizepräsidenten 
zu wählen. 

Falls kein E inwand erhoben wird, nehme ich 
die Wahl unter einem vor .  - Einwand wird n icht 
erhoben .  

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist Stim­
meneinhell igkeit. (Allgemeiner BeifaLL.) Der 
Wahlvorschlag ist somit a n  g e n  0 m m e n. 

Ich frage die Gewählten , ob sie bereit sind, die 
Wahl anzunehmen . 

Herr Bundesrat Strutzenberger. 

Bundesrat Walter Strutzenberger: Ich nehme 
die Wahl an. 

Präsident: Danke. 

Herr Bundesrat Dr. Schambeck. 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck: Ich nehme 
die Wahl an und danke für das Vertrauen. 

Präsident: Wir kommen nun zur Wahl der bei­
den Schriftführer. 

Es l iegt mir der Vorschlag vor, die Bundesrä­
tinnen Johanna Schicker und Grete Pirchegger 
für das 2. Halbjahr 1990 zu Schriftführern des 
Bundesrates zu wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, nehme ich 
auch diese Wahl unter einem vor. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, d ie 
diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben, 
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um ein Handzeichen. - Das ist gleichfalls Stim­
meneinhelligkeit. 

Der Wah lvorschlag ist somit a n g e n  0 m -
m e n . 

Ich frage auch h ier die Gewählten,  ob sie die 
Wah l  annehmen. 

Frau Bundesrätin Schicker. 

Bundesrätin Johanna Schicker: Ich nehme die 
Wahl an. 

Präsident: Danke. 

Frau Bundesrätin Pirchegger.  

Bundesrätin Grete Pirchegger: Ich danke für 
das Vertrauen und nehme d ie Wahl an. 

Präsident: Danke sehr .  

Wir  kommen nunmehr zur Wahl der drei Ord­
ner. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundesräte 
Jürgen Weiss, Erich Farthofer und Mag. Georg 
Lakner für das 2. Halbjahr 1 990 zu Ordnern des 
Bundesrates zu wählen. 

Falls ke in Einwand erhoben wird , nehme ich 
auch hier die Wahl unter einem vor.  - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben,  
um ein Handzeichen. - Das ist Stimmeneinhel­
ligkeit. 

Der Wahlvorschlag ist somit a n  g e n  0 m -
m e n. 

Ich frage n unmehr die Gewählten,  freilich nur,  
soweit sie anwesend sind, ob sie die Wahl anneh­
men. 

Herr Bundesrat Jürgen Weiss. 

Bundesrat Jürgen Weiss: Ich nehme die Wahl 
an . 

Präsident: Danke. 

Herr Bundesrat Erich Farthofer. 

Bundesrat Erich Farthofer: Danke sehr .  

Präsident: Damit, meine Damen und Herren,  
ist  d ie Tagesordnung erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten be­
ziehungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt 
drei  Anfragen, 7 1 2/J bis 7 1 4/J , eingebracht wor­
den sind. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftlichem Wege erfol­
gen . Als Sitzungstermin ist Freitag, der 29. Juni 
1 990, 1 2 .30 Uhr, in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kommen 
jene Vorlagen in Betracht, die der Nationalrat bis 
dahin verabschiedet haben wird, soweit sie dem 
Einspruchsrecht beziehungsweise dem Zustim­
mungsrecht des Bundesrates unterliegen.  

Die Ausschußvorberatungen sind für den glei­
chen Tag ab 1 0.30 Uhr  vorgesehen. 

Ferner weise ich darauf hin,  daß am Mittwoch, 
dem 20. Juni 1 990, 9 Uhr, die vom Bundesrat be­
schlossene ganztägige Parlamentarische Enquete 
unter dem Titel "EG und Föderalismus" im Bun­
desratssitzungssaal, also hier stattfinden wird. 

D ie jetzige Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung: 2 1  Uhr 5 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei .  90 0 1 60 
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